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Der Hochschulsektor ist schon seit vielen Jahren 
Gegenstand intensiver Auseinandersetzungen 
um grundlegende Reformen in Lehre und For-
schung. Vor dem Hintergrund der diagnostizier-
ten Schwächen des Bildungssystems sowie der 
steigenden Qualifikationsanforderungen der Ar-
beitswelt wird diesem Thema wachsende Be-
deutung zugemessen. Zugleich ist aber festzu-
stellen, dass bereits eine Vielzahl von Reformen 
auf den Weg gebracht worden ist. Dazu zählt 
nicht zuletzt auch die Einführung der Bachelor- 
und Masterstudiengänge an Universitäten, Fach-
hochschulen sowie Kunst- und Musikhochschu-
len, zu der sich auch Deutschland im Rahmen 
des Bologna-Prozesses verpflichtet hat. 

Die vorliegende Studie setzt sich mit den im 
Vordergrund stehenden Reformkonzepten aus-
einander und präsentiert den Stand der hoch-
schulpolitischen Diskussion und Praxis in den 
einzelnen Kernbereichen. In einem zweiten 
Schritt wird der Stellenwert der Bachelor- und 
Masterstudiengänge im Kontext der Hochschul-
reformen analysiert. Es liegt auf der Hand, dass 
Qualität und Quantität der Studienabschlüsse in 
den Mittelpunkt treten, wenn die Reformen sich 
auf ein outputgesteuertes Hochschulsystem hin 
bewegen. 

Für das erfolgreiche Gelingen der Hochschulre-
form ist es daher von elementarer Bedeutung, 

wie sich die beruflichen Chancen der Absolven-
ten der neuen Studiengänge darstellen. Viele 
Arbeitgeber ziehen es vor, ihre Einstellungsent-
scheidungen an bekannten Zertifizierungen zu 
orientieren. Es wird aber auch anerkannt, dass 
die neuen Studiengänge stärker an der Praxis 
orientiert sind bzw. sein können. In der gegen-
wärtigen Phase noch bestehender Unkenntnis 
und Unsicherheit tragen die Ergebnisse dieser 
Studie, die auf der Befragung von Unternehmen 
beruhen, zur Herstellung von Transparenz die-
ses Arbeitsmarktsegments bei. 

Schließlich werden in der Studie Vorschläge für 
eine Förderung der Akzeptanz der neuen Stu-
dienabschlüsse dargestellt. Dabei geht es nicht 
nur um Empfehlungen an Hochschulen und Ar-
beitgeber, auch andere gesellschaftliche Berei-
che sind in der Pflicht, die Umsetzung der Ziele 
des Bolognaprozesses zu einem Erfolg zu ma-
chen. Die Initiative zur Schaffung eines gemein-
samen europäischen Hochschulraumes ist ein 
wichtiger Schritt zur Vertiefung der Integration, 
der Unterstützung von allen Seiten verdient. 

Mit der Publikation dieser Studie möchte die 
Friedrich-Ebert-Stiftung einen Beitrag zu diesem 
Reformprozess leisten. 

Dr. Roland Schmidt 
Geschäftsführer der Friedrich-Ebert-Stiftung 
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Seit vielen Jahren ist der Hochschulsektor in der 
Bundesrepublik Deutschland der Gegenstand 
intensiver Auseinandersetzungen um Reformen 
in Lehre und Forschung. Die Schwächen des 
deutschen Bildungssystems sind seit langem be-
kannt und in Fachkreisen immer wieder kritisiert 
worden, wurden aber erst in den letzten Jahren 
auch in der breiten Öffentlichkeit wahrgenom-
men. Dabei spielten internationale Vergleiche der 
Bildungssysteme, etwa im Rahmen der PISA-
Studie, eine wichtige Rolle. Seither wird das 
Thema „Bildung“ in der Politik, von Wirtschafts-
vertretern und in den Medien sogar als Schlüs-
selbereich einer modernen Reformpolitik be-
trachtet. Dabei sind sich alle Beteiligten darüber 
einig, dass nicht nur im Primar- und Sekundar-
bildungsbereich, sondern auch im tertiären Sek-
tor des Bildungswesens Reformbedarf besteht. 
Das deutsche Hochschulsystem, so wird kriti-
siert, sei international wenig kompatibel, unfle-
xibel und ineffizient. Gleichzeitig bestünden aber 
an die Qualifikation von Hochschulabsolventen 
hohe Anforderungen, welche unter dem natio-
nalen wie internationalen Wettbewerbsdruck 
zukünftig noch steigen werden. 

Die Diskussion um Reformen im deutschen 
Hochschulsystem berührt verschiedene Berei-
che, etwa die Finanzierung des Hochschulstu-
diums, wenn die Einführung von Studiengebüh-
ren oder die Reform der Ausbildungsförderung 
debattiert werden, oder die Neuausrichtung der 
Hochschulsteuerung, wenn um den Grad an 
Autonomie diskutiert wird, der den Hochschu-
len zugewiesen werden soll. Die Chancengleich-
heit hinsichtlich des Zugangs zum Hochschul-
studium wird ebenso thematisiert wie die Spit-
zenförderung und Elitebildung an Hochschulen 
in Deutschland. Schließlich geht es um den 
grundlegenden Umbau des Humboldtschen Uni-
versitätswesens, unter anderem durch die Um-
stellung auf die international übliche konseku-

tive Studienstruktur und die Studienabschlüsse 
Bachelor und Master. 

Die aktuelle Debatte zu den gestuften Studien-
gängen ist dadurch gekennzeichnet, dass von 
beiden Seiten immer wieder die Akzeptanz der 
neuen Abschlüsse auf dem Arbeitsmarkt als Ar-
gumentationshilfe ins Feld geführt wird. Dabei 
ist jedoch noch unklar, inwieweit vor allem der 
Bachelorgrad tatsächlich von Arbeitgebern als 
vollwertiger, berufsqualifizierender Hochschul-
abschluss gesehen wird. Die vorliegende Studie 
soll diesen Bereich näher beleuchten und zeigen, 
welche Einschätzungen und Sichtweisen in der 
frühen Phase der Reformen auf Seiten von Un-
ternehmensvertretern bestehen. 

däáÉÇÉêìåÖ=ÇÉê=píìÇáÉ=

Das erste Kapitel enthält eine kurze Beschreibung 
der Studie und ihrer wichtigsten Ergebnisse. Im 
zweiten Kapitel wird ein Überblick über die ak-
tuellen Hochschulreformen in Deutschland ge-
geben und benannt, wie sich das Thema Studien-
strukturreform hier einordnen lässt. 

Im dritten Kapitel wird erstens geschildert, wel-
che Entwicklungen gegen Ende der 90er Jahre auf 
europäischer Ebene zu beobachten waren. Der 
zweite Abschnitt des Kapitels ist der genaueren 
Betrachtung der Reformbewegungen im deut-
schen Hochschulsystem gewidmet. Hierzu wur-
den vor allem Beschlüsse und Entschließungen 
der Kultusministerkonferenz und der Hoch-
schulrektorenkonferenz herangezogen. Der Stand 
der Umsetzung der Studienstrukturreformen 
wird im dritten Abschnitt behandelt, gefolgt von 
einer Darlegung der offiziellen Stellungnahmen 
verschiedener, mit der Reform befasster Grup-
pierungen. 

Im vierten Kapitel werden 17 empirische Unter-
suchungen zum Thema „Akzeptanz der neuen 
Studienabschlüsse auf dem Arbeitsmarkt“ vor-
gestellt und ihre Inhalte in die Diskussion ein-
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geordnet, anschließend sind die Ergebnisse aus 
Fachgesprächen mit Unternehmensvertretern 
dargelegt. Im dritten Abschnitt werden die Re-
sultate aus den externen Studien und den eige-
nen Fallstudien zusammengefasst. Den Abschluss 
des vorliegenden Berichts bilden Empfehlungen: 
Was können Hochschulen und Arbeitgeber tun, 
um die Akzeptanz von Bachelor- und Master-
absolventen zu verbessern? 

a~åâ=

Mein Dank gilt der Friedrich-Ebert-Stiftung, die 
diese Studie gefördert hat, insbesondere Herrn 
Dr. Peter Oesterdiekhoff in der Stabsabteilung 
Zentrale Aufgaben in Berlin für die stets inte-
ressierte und engagierte Betreuung meiner For-
schungsarbeit. 

Den Kolleginnen und Kollegen am Wissenschaft-
lichen Zentrum für Berufs- und Hochschulfor-
schung der Universität Kassel danke ich für die 
gute Zusammenarbeit und Unterstützung, vor 
allem Frau Prof. Dr. Barbara M. Kehm, die auch 
die wissenschaftliche Leitung dieser Studie in-
nehatte. 

Dr. Stefanie Schwarz hat mir das weite Feld der 
Studienreformen an deutschen Hochschulen er-
öffnet und mich auf vielen Erkundungsgängen 

begleitet. Tatjana Balzer hat mit kundigem Blick 
die Kurzfassung dieser Studie durchgesehen. 
Auch ihnen beiden ein herzliches Dankeschön. 

Ausdrücklich danke ich den Unternehmensver-
tretern, die sich Zeit genommen und in den Ex-
pertengesprächen ihre Sicht auf die Studien-
strukturreformen geschildert haben: Dr. Frank 
Stefan Becker in der Zentralabteilung Corporate 
Personnel bei Siemens in München, Armin Sorg 
in der Zentralabteilung Corporate Finance, eben-
falls bei Siemens in München, Ferdinand Wal-
baum bei Siemens Power Generation in Mül-
heim an der Ruhr, Alfred Lukasczyk und Anna 
Schulze-Allen in der Personalabteilung der RAG 
Aktiengesellschaft in Essen, Arnd Petmecky in 
der Zentrale der Deutschen Telekom AG in Bonn 
sowie Carola Schürmann in der Personalabtei-
lung der DB Netz AG in Frankfurt am Main. 

Zugunsten flüssiger Lesbarkeit habe ich in die-
ser Studie überwiegend männliche und neutrale 
Personalformen verwendet. Danke an die Stu-
dentinnen, Absolventinnen, Mitarbeiterinnen, 
Forscherinnen, Wissenschaftlerinnen, Professo-
rinnen, Unternehmerinnen und Arbeitgeberin-
nen, die das großzügig sehen. 

Meike Rehburg 
Stuttgart, im Dezember 2005 
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NK=hrowc^pprkd=abo=pqrafb=

Die Entwicklungen im europäischen Hochschul-
raum, die unter dem Begriff „Bolognaprozess“ 
zusammengefasst werden, haben enorme Ände-
rungen an deutschen Hochschulen bewirkt. Da-
bei steht die Umstellung auf ein mehrstufiges 
Studiensystem im Mittelpunkt der Diskussionen. 
Im Zuge der Studienstrukturreform wurden zum 
einen neue Abschlussgrade eingeführt, zum an-
deren aber auch Reformen im Hinblick auf den 
Studienzugang, auf Studienübergänge, Lehr- und 
Lernmodelle, quantitative Bewertungen von Stu-
dienleistungen und nicht zuletzt hinsichtlich der 
Anbindung an den Arbeitsmarkt veranlasst. 

Seit der maßgeblichen Novelle des Hochschul-
rahmengesetzes, die vor nunmehr sieben Jahren 
die Einrichtung von Bachelor- und Masterstu-
diengängen ermöglichte, sind viele traditionelle 
Studiengänge auf gestufte Programme umge-
stellt und zahlreiche neue Studienangebote ent-
wickelt worden. Die Reformprozesse in Deutsch-
land sind allerdings im Vergleich zu anderen 
europäischen Staaten dadurch gekennzeichnet, 
dass sie in den verschiedenen Bundesländern, 
an den einzelnen Hochschulen und deren Fach-
bereichen mit unterschiedlicher Geschwindig-
keit und Schwerpunktsetzung verlaufen. 

Daher bietet sich dem Betrachter des deutschen 
Hochschulsystems ein buntes Bild: An Fachhoch-
schulen werden Bachelorstudiengänge beispiels-
weise bereits in ähnlicher Zahl angeboten wie 
traditionelle Diplomstudiengänge, während an 
Universitäten erst rund ein Fünftel der grund-
ständigen Studienangebote mit einem Bachelor 
abschließt. In den Naturwissenschaften und im 
Ingenieurwesen sind die neuen Abschlüsse weit 
verbreitet, in den Sprach- und Kulturwissen-
schaften sowie im künstlerischen Bereich hin-
gegen noch unterrepräsentiert. Zudem sind bis-
lang vergleichsweise wenige Studierende in den 
gestuften Studiengängen eingeschrieben. 

Vor diesem Hintergrund ist zu fragen, wie die 
Strukturreformen an deutschen Hochschulen er-
folgreich fortgeführt werden können. Besonderes 

Augenmerk sollte dabei auf der Frage liegen, 
wie die Reformen von Arbeitgebern bewertet 
werden, da sie bestimmte Erwartungen an die 
Ausbildung ihrer zukünftigen Mitarbeiter rich-
ten. Immer wieder ist in der Diskussion um 
Bachelor- und Masterstudiengänge zu hören, die 
Umstellung auf das gestufte Studium sei nicht 
sinnvoll, so lange die Arbeitgeber den neuen 
Studienabschlüssen skeptisch gegenüberstehen. 
Daher bestand das Ziel der vorliegenden Arbeit 
darin, zu untersuchen, inwieweit Bachelor- und 
Masterabsolventen auf dem Arbeitsmarkt ak-
zeptiert werden und wie die Kritik am gestuften 
Studiensystem gegebenenfalls begründet wird. 
Dazu wurden sowohl aktuelle Studien zum The-
ma „Bachelor und Master auf dem Arbeitsmarkt“ 
ausgewertet als auch eigene Fallstudien durch-
geführt. Im Rahmen dieser Studien wurden Per-
sonalverantwortliche aus vier deutschen Kon-
zernen zu ihrer Sicht auf die Studienreformen 
befragt. Zudem sind im Bericht exemplarisch die 
Stellungnahmen unterschiedlicher Interessen-
gruppen angeführt, und zwar von Hochschul-
lehrenden, Studierenden und Wirtschaftsvertre-
tern. Im Folgenden werden die wichtigsten Un-
tersuchungsergebnisse kurz zusammengefasst. 

NK=^ã=^åÑ~åÖ=ÇÉê=oÉÑçêã=

Auch wenn seit den ersten Umstrukturierungen 
fast ein Jahrzehnt vergangen ist: Wir stehen noch 
am Anfang. Die Arbeitgeber werden sich gerade 
erst der Änderungen im deutschen Hochschul-
system und der möglichen Folgen bewusst. Die 
für diese Studie ausgewerteten Befragungen ha-
ben gezeigt, dass Unternehmensvertreter bisher 
wenig über die Reformen informiert sind. Wäh-
rend sich größere Unternehmen seit einiger Zeit 
mit den Neuerungen an deutschen Hochschulen 
befassen, gilt für kleine und mittelständische Be-
triebe eher die Feststellung, dass Bachelor und 
Master erst dann zum Thema werden, wenn sich 
tatsächlich Absolventen mit den neuen Abschlüs-
sen bewerben. Das wird jedoch vermehrt erst in 



eçÅÜëÅÜìäêÉÑçêã=ìåÇ=^êÄÉáíëã~êâí=

12 

einigen Jahren der Fall sein, denn auch die Stu-
dierenden verhalten sich in der Übergangsphase 
und bei unsicheren Arbeitsmarktchancen vor-
sichtig, zumal an den Hochschulen in Deutsch-
land häufig noch die Möglichkeit besteht, ein 
Studium mit traditionellem Abschlussgrad zu 
absolvieren. 

OK=bêï~êíìåÖÉå=~å=eçÅÜëÅÜìä~ÄëçäJ
îÉåíÉå=

Unternehmen wünschen sich von Hochschulabsol-
venten im Allgemeinen, dass sie aus dem Studium 
folgende Qualifikationen mitbringen: grundle-
gendes theoretisches Fachwissen, methodische 
Kenntnisse, Anwendungswissen, praktische Er-
fahrungen sowie analytische und soziale Kom-
petenzen. Das klingt erst einmal selbstverständ-
lich; der Nachdruck jedoch, mit dem diese For-
derung vertreten wird, zeigt, dass sie aus der 
Sicht von Arbeitgebern im bestehenden Studien-
system nicht hinreichend erfüllt wurde. Die neu-
en Studiengänge sind nicht zwangsläufig die 
Lösung des Problems, aber sie regen wichtige 
Diskussionen und Veränderungen an. 

Von Bachelorabsolventen wird seitens der Unter-
nehmen realistischerweise kaum erwartet, dass 
sie tiefer gehende Fachkenntnisse und ausge-
prägte Forschungskompetenz besitzen. Ein Aus-
landsaufenthalt in der Studienzeit wird als gute 
Möglichkeit zur Persönlichkeitsbildung gesehen, 
aber ebenfalls nicht für erforderlich gehalten. 
Im Gegenteil: Angesichts der kürzeren Studien-
zeiten in den neuen Studienstufen, so wird be-
tont, solle anteilig eher Zeit auf praxisbezogene 
Studieninhalte verwandt werden. 

An Masterabsolventen werden von Unternehmens-
vertretern häufig die gleichen Anforderungen 
gestellt, die für Absolventen der traditionellen 
Diplom- und Magisterstudiengänge gelten (sie-
he Punkt 4). 

PK=^âòÉéí~åò=ÇÉê=_~ÅÜÉäçê~ÄëçäîÉåíÉå=

Die Arbeitgebervertreter, die in den hier ausgewer-
teten Studien befragt wurden, beschäftigten zum 
Befragungszeitpunkt oft noch keine Bachelor-
absolventen und antworteten daher eher voraus-

schauend als aus eigener Erfahrung. Das Prinzip 
des Bachelorstudiums wird jedoch mehrheitlich 
positiv bewertet. Die wissenschaftliche und gleich-
zeitig berufsorientierte Qualifikation von Studie-
renden in einem sechs oder sieben Semester um-
fassenden Studium gilt als möglich und sinnvoll 
– vorausgesetzt, dass die traditionellen Studien-
gänge im Zuge der Umstellung nicht einfach nur 
gekürzt, sondern inhaltlich überarbeitet werden. 

Grundsätzliche Kritik am Modell des kurzen 
Erststudiums wird eher von Studienfachvertretern 
geäußert. Hierbei ist die offene von der indirek-
ten Ablehnung zu unterscheiden. Im Bereich je-
ner Studienprogramme, die bislang mit einem 
staatlichen, kirchlichen oder künstlerisch-musi-
schen Examen abgeschlossen haben, finden sich 
häufig Fachvertreter, welche die Studienstruk-
turreformen offen ablehnen und sich für die Bei-
behaltung der traditionellen Ausbildungsgänge 
einsetzen. Hingegen ist bei Hochschullehrenden 
in den universitären Natur- und Ingenieurwis-
senschaften verstärkt zu beobachten, dass die 
Fachvertreter die Reformen offiziell mittragen 
und ihre Studienangebote auf die gestufte Struk-
tur umstellen, im Grunde aber im Master das 
Studienziel sehen und den Bachelor dement-
sprechend als Zwischenstufe betrachten. Fach-
hochschulvertreter bekunden weniger grundle-
gende Kritik; in diesen Fällen richtet sie sich auf 
die eventuelle Kürzung praktischer Studienan-
teile. 

QK=_~ÅÜÉäçêJ=ìåÇ=j~ëíÉê~ÄëçäîÉåíÉå=
áã=råíÉêåÉÜãÉå=

Die empirischen Studien haben gezeigt, dass in 
den Unternehmen je nach Aufgabengebiet und 
Tätigkeit einerseits Bedarf an Mitarbeitern be-
steht, die ihr Studium in kurzer Zeit absolviert 
haben und ihre weitere Ausbildung dann im 
Unternehmen erhalten; in diesem Fall erfüllen 
Bachelorabsolventen das Anforderungsprofil. 
Andererseits gibt es Arbeitsbereiche, in denen 
eine umfassendere akademische Qualifikation 
erforderlich ist; hier werden Absolventen mit 
einem Diplom oder Masterabschluss bevorzugt. 

Wie den vorliegenden empirischen Untersuchun-
gen und den durchgeführten Fallstudien zu ent-
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nehmen ist, akzeptieren die Unternehmen den 
Bachelorgrad grundsätzlich als Studienabschluss, 
setzen ihn also nicht mit einem beruflichen Aus-
bildungsabschluss gleich. Dennoch wird das Ar-
beitsfeld von Bachelorabsolventen im Vergleich 
zu Absolventen mit einem traditionellen Hoch-
schulabschluss eher im Bereich der Sachbearbei-
tung und ausführender Tätigkeiten liegen, we-
niger im Bereich Forschung und Entwicklung. 
Auch werden ihnen, zumindest im Berufsein-
stieg, seltener Aufgaben mit Projekt- und Team-
verantwortung übertragen. Das Anfangsgehalt 
wird etwas unter dem Gehalt von Diplomab-
solventen angesetzt, wobei die Bedeutung der 
Hochschulart für die Einstufung noch unklar ist. 
Überlegungen dieser Art betreffen jedoch vor al-
lem große Unternehmen, in denen für Hoch-
schulabsolventen prinzipiell verschiedene Ge-
haltsklassen und Karrierewege in Frage kom-
men. In kleineren Betrieben wird, wie schon im 
herkömmlichen System, der Studienabschluss 
selbst das maßgebliche Kriterium beim Berufs-
einstieg sein. 

Der Mastergrad wird, obgleich er im deutschen 
Hochschulsystem ebenso neu ist wie der Bache-
lor, von den meisten Unternehmensvertretern 
als Äquivalent zum traditionellen Diplom gese-
hen. Dementsprechend werden für den Berufs-
einstieg, die Gehaltsfrage und die Karrierewege 
von Masterabsolventen die gleichen Kriterien 
angelegt wie für Diplomabsolventen. In den em-
pirischen Untersuchungen zu den neuen Ab-
schlüssen stand meist der Bachelor im Vorder-
grund; die Gleichwertigkeit des Masters und des 
herkömmlichen Diplomabschlusses besteht also 
offenbar auch in der Sicht von Hochschulfor-
schern. Dabei wird jedoch übersehen, wie viele 
Möglichkeiten die neue Studienstufe bietet: Sie 
kann konsekutiv an eine Bachelorausbildung 
angebunden werden, so dass das Studienpro-
gramm insgesamt tatsächlich dem traditionellen 
Langstudium an Universitäten gleicht, sie kann 
aber auch eigenständig der Vertiefung in einem 
Fachgebiet, der interdisziplinären Zusammen-
führung von Studieninhalten und nicht zuletzt 
der akademischen Weiterbildung dienen. Ange-
botsentwicklungen in diesem Bereich werden vor 
allem von den großen Unternehmen aufmerksam 

betrachtet, denn hier erschließen sich neue We-
ge für die Mitarbeiterfortbildung. 

Zur Zeit wirkt die Vielfältigkeit der neuen Studi-
enangebote auf Arbeitgeber oft gleichermaßen 
verwirrend wie attraktiv, da an die Bachelor- und 
Masterstudiengänge verschiedene Ordnungskri-
terien angelegt werden und kaum systematische 
Übersichten für die Angebote in den verschiede-
nen Fachgebieten vorliegen. Die Unternehmens-
vertreter gaben in den Fachgesprächen an, sie 
seien durchaus darauf eingestellt, sich künftig 
intensiver über die Studienangebote an deut-
schen Hochschulen informieren zu müssen, er-
warteten aber gleichzeitig von den Anbietern 
mehr Präsenz und klare Information. 

RK=_äáÅâ=áå=ÇáÉ=wìâìåÑí=

Die Konzernvertreter, die in den Fallstudien ge-
beten worden waren, einen Blick in die Zukunft 
zu werfen, beschrieben den Hochschulbildungs-
markt, der durch ein vielfältiges Angebot an Stu-
dienmöglichkeiten gekennzeichnet ist und auf 
dem sich Studienanbieter, Studierende, Absol-
venten, Berufstätige und Arbeitgeber begegnen. 
Die Hochschulen, so die Prognose, werden im 
zunehmenden Wettbewerb um kluge Köpfe und 
finanzielle Mittel mehr als bisher darauf ange-
wiesen sein, ihre akademische Ausbildung zu 
profilieren und qualitativ zu verbessern. 

Die Frage, ob dabei die Universitäten und Fach-
hochschulen als maßgebliche Hochschularten in 
Deutschland erhalten bleiben, wurde unter-
schiedlich beantwortet. Einerseits galt es als 
mögliche Entwicklung, dass sich die Profile an-
gleichen und dies letztlich zu einer Auflösung 
der zwei traditionellen Hochschulkategorien 
führt. Andererseits wurde es für wahrscheinlich 
gehalten, dass die Hochschulen bewusst eben-
diese Kategorien zur Schärfung ihres jeweiligen 
Profils verwenden werden. 

Hochschulen und Arbeitgeber, darin waren sich 
die Befragten einig, werden künftig mehr Ver-
antwortung tragen: die Hochschulen in punkto 
Beratung und Betreuung ihrer Studierenden, die 
Unternehmen hinsichtlich der Weiterbildung 
ihrer Mitarbeitenden. Auch aus den anderen 
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empirischen Untersuchungen geht hervor, dass 
sich zumindest die Arbeitgeber ausdrücklich eine 
stärkere Zusammenarbeit beider Seiten wünschen, 
um sich beispielsweise über Studienziele, Aus-
bildungsinhalte und die Anforderungen des Be-
rufslebens austauschen zu können. 

c~òáí=

Die Auswertung der empirischen Studien sowie 
der Gespräche mit den Konzernvertretern zum 
Thema „Bachelor und Master auf dem Arbeits-
markt“ hat ergeben, dass Arbeitgeber den neuen 
Studienabschlüssen nicht grundsätzlich ableh-
nend gegenüber stehen. Vielmehr sind sie 

• in vielen Fällen noch gar nicht über die Neu-
erungen informiert, 

• oft noch unsicher, was auf sie zukommt und 
wie konkrete Fragen wie jene nach der Ein-
stufung von Bachelorabsolventen im Unter-
nehmen zu beantworten sind, 

• mit manchen Abläufen und Nebenerscheinun-
gen der Reform unzufrieden. 

Die von Unternehmensvertretern bisweilen ge-
äußerte Skepsis hinsichtlich der neuen Studien-
gänge bezieht sich also im Wesentlichen auf 
mangelnde Information und Kommunikation im 
Reformprozess, berührt aber nicht die Reform-
idee selbst. Somit ist zu hoffen, dass die Umstel-
lung des traditionellen Studiensystems auf das 
gestufte Studium mit der zunehmenden Erfah-
rung aller Beteiligten und durch eine bessere 
Abstimmung untereinander gemeistert werden 
kann. 
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OKN= aáÉ=hêáëÉ=áã=ÇÉìíëÅÜÉå=eçÅÜJ
ëÅÜìäëóëíÉã=

Gegen Ende der 80er Jahre mehrten sich die An-
zeichen für eine Krise im deutschen Hochschul-
wesen. Die eklatante Unterfinanzierung des ter-
tiären Bildungsbereichs führte zu Problemen im 
Studienangebot, die im gleichen Maße deutli-
cher zutage traten, wie die Studierendenzahlen 
stiegen. Der Zugang zu Studienplätzen war, al-
len anders lautenden Beteuerungen zum Trotz, 
nur mehr als sozial unausgewogen zu bezeich-
nen. In den Fachbereichen wurde oft mehr Zeit 
auf interne Machtkämpfe verwendet als auf die 
gezielte Verbesserung von Studium und Lehre. 
Es gab kaum gezielte Qualitätssicherungsmaß-
nahmen. Studierende klagten über schlechte 
Studienbedingungen und unprofessionelle Be-
treuung. Die Anzahl jener Studierenden, die ihr 
einmal begonnenes Studium aus verschiedenen 
Gründen nicht zu Ende führten, nahm erschre-
ckende Ausmaße an. Arbeitgeber kritisierten 
immer wieder die auch im internationalen Ver-
gleich langen Studienzeiten und die fehlenden 
praktischen Studienanteile. Der wissenschaftli-
che Nachwuchs wurde nur unsystematisch ge-
fördert. Nicht zuletzt ließ die geringe Zahl aus-
ländischer Studierender an Hochschulen in 
Deutschland auf die mangelnde Attraktivität des 
deutschen Hochschulwesens schließen. 

Durch die neueren politischen Debatten zum 
technologischen Status und zur Innovationsfä-
higkeit der Bundesrepublik Deutschland sind 
die oben aufgeführten Probleme stärker in den 
Blickpunkt geraten und schließlich zum allge-
genwärtigen Gegenstand des öffentlichen Inte-
resses geworden. Seit Jahren besteht ein deutlich 
wahrnehmbarer Reformdruck, dem sich die 
Hochschulen nicht entziehen können und wol-
len. Die Erfordernis, in den Binnenstrukturen 
wie in den Außenbeziehungen der Hochschulen 
energisch Veränderungen anzugehen, ist allen 
Beteiligten klar, auch wenn über Mittel und We-
ge diskutiert wird. 

OKO= kÉìÉ=wáÉäÉ=ìåÇ=åÉìÉ=sÉê~åíïçêJ
íìåÖ=

wáÉäîçêëíÉääìåÖÉå=

Seit dem Beginn der 90er Jahre wird die Diskus-
sion um Hochschulreformen in Deutschland in-
tensiv geführt. Grundlegend besteht unter den 
verschiedenen beteiligten Gruppen bei aller Un-
terschiedlichkeit der Einschätzungen und Inte-
ressen doch Einigkeit darüber, dass die Hoch-
schulen neuen Anforderungen im nationalen 
wie internationalen Wettbewerb begegnen müs-
sen. Dementsprechend haben sich in der Debat-
te die folgenden Zielvorstellungen herauskris-
tallisiert: 

• Regelungen und Verordnungen in den Bezie-
hungen zwischen Staat und Hochschulen sol-
len weitgehend durch Anreize ersetzt werden. 

• Hochschulen sollen um Studierende konkur-
rieren und sich auf diesen Wettbewerb durch 
Profilbildung vorbereiten. 

• Ebenfalls mit Blick auf den stärkeren Wettbe-
werb sollen die Hochschulen vermehrt Ko-
operationsbeziehungen aufbauen und pflegen, 
sowohl zu anderen Hochschulen als auch zur 
freien Wirtschaft. 

• Mobilität und Durchlässigkeit zwischen Hoch-
schulen und Hochschularten, über nationale 
Grenzen und fachliche Barrieren hinweg, sol-
len den Lehr- und Lernbetrieb der Zukunft 
kennzeichnen. 

• Angestrebt wird eine stärkere Orientierung am 
Arbeitsmarkt, da in der Wissensgesellschaft 
die Bedeutung der Hochschulen für die beruf-
liche Ausbildung zunimmt. 

Vor dem Hintergrund dieser gemeinsamen Ziel-
vorstellungen wird über grundsätzliche institu-
tionelle Anpassungen in den Binnen- und Au-
ßenstrukturen des Hochschulwesens diskutiert. 
Auch hier haben sich bestimmte übergeordnete 
Ziele als maßgeblich erwiesen: 



eçÅÜëÅÜìäêÉÑçêã=ìåÇ=^êÄÉáíëã~êâí=

16 

• Der Staat soll weniger direkten Einfluss aus-
üben und den Hochschulen mehr Autonomie 
zugestehen. 

• Die Hochschulen sollen dementsprechend nicht 
mehr als nachgelagerte Behörden agieren, son-
dern als eigenständige Vertragspartner han-
deln können. 

• Die Zuweisung staatlicher Mittel soll sich an 
Ergebnissen, d.h. an Leistungskriterien orien-
tieren. Für die Leistungsmessung muss ein 
konsensfähiges Berichts- und Bewertungssys-
tem entwickelt werden. 

• Das Hochschulmanagement soll professiona-
lisiert werden, der Managementstil der Hoch-
schulleitung soll sich tendenziell dem eines 
Unternehmens annähern. 

• Somit sollen Entscheidungsprozesse innerhalb 
der Hochschulen grundlegend reformiert wer-
den. Dies gilt auch für die verschiedenen Ebe-
nen der Hochschulverwaltung. 

sÉê~åíïçêíìåÖ=ÑΩê=Ç~ë=eçÅÜëÅÜìäïÉëÉå=

Dem Grundgesetz der Bundesrepublik Deutsch-
land zufolge teilen sich Bund und Länder die 
Verantwortung für das Hochschulwesen. Dabei 
hat der Bund laut Art. 72 Abs. 2 GG das Gesetz-
gebungsrecht, „wenn und soweit die Herstellung 
gleichwertiger Lebensverhältnisse im Bundesge-
biet oder die Wahrung der Rechts- oder Wirt-
schaftseinheit im gesamtstaatlichen Interesse eine 
bundesgesetzliche Regelung erforderlich macht.“1 
Im Speziellen verfügt der Bund gemäß Art. 75 
Abs. 1 GG über das Recht, Rahmenvorschriften 
für die Gesetzgebung der Länder zu erlassen, 
unter anderem für die allgemeinen Grundsätze 
des Hochschulwesens. Diese sind im Hochschul-
rahmengesetz (HRG) festgelegt, welches durch 
Inkrafttreten eines Gesetzes zur Änderung des 
Hochschulrahmengesetzes (HRGÄndG) oder 
anderer Änderungsgesetze aktualisiert werden 
kann. Derzeit gilt das HRG in der Fassung vom 
27. Dezember 2004 unter Berücksichtigung des 
7. HRGÄndG vom 28. August 2004. 

Die Verantwortung für die weitere Gestaltung 
des Hochschulsystems wird nach § 2 Abs. 9 HRG 
                                                           
1 GG 2002, Art. 72 Abs. 2. 

an die Länder übertragen: „Die unterschiedliche 
Aufgabenstellung der Hochschularten nach § 1 
Satz 1 und die Aufgaben der einzelnen Hoch-
schulen werden durch das Land bestimmt.“2 Die 
Länderregierungen erlassen oder ändern auf 
der Grundlage des HRG ihr jeweiliges Landes-
hochschulgesetz, wofür ihnen in der Regel eine 
Frist von drei Jahren eingeräumt wird, begin-
nend mit dem Inkrafttreten des jeweiligen Än-
derungsgesetzes. 

Über lange Zeit war im Hochschulrahmengesetz 
eine Reihe von Vorschriften verankert, welche 
die Organisation und Verwaltung der Hochschu-
len regelten. Mit der 1998 in Kraft getretenen 
vierten HRG-Novelle ist jedoch ein großer Teil 
dieser Vorschriften entfallen, so dass die Ver-
antwortung für die Gestaltung des Hochschul-
systems seither stärker bei den Bundesländern 
liegt.3 

Um die Verteilung der Zuständigkeiten von Bund 
und Ländern ging es auch bei der Debatte um 
die so genannte Föderalismusreform. Seit dem 
Herbst 2003 hatten sich Vertreter der politischen 
Parteien in einer eigens eingerichteten Kommis-
sion wiederholt über die Kompetenzverteilung 
zu einigen versucht. Die unvereinbaren Haltun-
gen der Parteienvertreter in Bezug auf den Bil-
dungsbereich führten aber letztlich dazu, dass 
im Dezember 2004 das Scheitern der Verhand-
lungen bekannt gegeben wurde. Damit, so schien 
es, war das Thema Föderalismusreform von der 
politischen Tagesordnung verschwunden. Im 
Zuge der Koalitionsverhandlungen jedoch, die 
nach den vorgezogenen Bundestagswahlen im 
Herbst 2005 aufgenommen wurden, wurde sie 
erneut zum Gegenstand der politischen Debat-
te. Am 7. November 2005 einigten sich Vertreter 
der Union und der SPD in einer gemeinsamen 
Arbeitsgruppe auf die Reform der föderalen Ver-
antwortlichkeiten, und zwei Tage später erhiel-
ten sie von Seiten der FDP die Zustimmung für 
ihr Vorhaben. 

Das Ergebnis der Arbeitsgruppe zur Föderalis-
musreform ist Teil des Koalitionsvertrags zwi-
schen CDU, CSU und SPD, der am 11. Novem-
                                                           
2 HRG 2004, S. 3. 
3 Vgl. Burkhardt u. Quaißer 2005b, Abschnitt 1. 
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ber 2005 veröffentlicht wurde.4 Den dortigen 
Ausführungen ist zu entnehmen, dass die Par-
teienvertreter vorsehen, die Länderkompetenzen 
im Bereich der Hochschulbildung erheblich aus-
zuweiten. Der Bund soll lediglich noch für die 
Studienzulassung und für Studienabschlüsse 
zuständig sein; sämtliche anderen Kompeten-
zen, darunter auch die Zuständigkeit für den 
Hochschulbau, würden den Ländern übertragen. 
Darüber hinaus soll Art. 72 Abs. 3 GG neu ge-
fasst werden. Die hier zu verankernde „Abwei-
chungsgesetzgebung“ soll es den Ländern er-
möglichen, selbst in den oben genannten Ver-
antwortungsbereichen des Bundes eigene Rege-
lungen zu treffen. 

Ersten Verlautbarungen zufolge soll das Gesetz-
gebungsverfahren im Jahr 2006 abgeschlossen 
werden. Dabei ist jedoch zum einen fraglich, wie 
die finanzielle Verantwortung zwischen Bund 
und Ländern geteilt wird, und zum anderen, ob 
die für eine Grundgesetzänderung notwendige 
Zweidrittelmehrheit sowohl im Bundestag als 
auch im Bundesrat erreicht wird. Aus den Rei-
hen der SPD und anderer politischer Parteien 
ist, wie beispielsweise auch seitens der Hoch-
schulrektorenkonferenz, des deutschen Wissen-
schaftsrates sowie der Gewerkschaft Erziehung 
und Wissenschaft, bereits massive Kritik an den 
Reformvorhaben geäußert worden. 

Die Frage der Verantwortlichkeit von Bund und 
Ländern berührt viele unterschiedliche Bereiche 
des Bildungswesens, und die sie begleitende Dis-
kussion steht stellvertretend für eine neue Sicht 
auf die Aufgaben und Funktionen der Hochschu-
len in Deutschland. Im Folgenden werden einige 
Reformbereiche und die dort zu beobachtenden 
Entwicklungen der vergangenen Jahre dargestellt. 

OKP= oÉÑçêãÄÉêÉáÅÜÉ=

cáå~åòáÉêìåÖ=ìåÇ=píÉìÉêìåÖ=ÇÉê=eçÅÜJ
ëÅÜìäÉå=

pí~~íäáÅÜÉ=eçÅÜëÅÜìäÑáå~åòáÉêìåÖ=

In der staatlichen Hochschulfinanzierung und 
Hochschulsteuerung hat es in den vergangenen 
                                                           
4 Siehe Koalitionsvertrag 2005, Anlage 2. 

15 Jahren einschneidende Veränderungen gege-
ben, die im Wesentlichen darin bestehen, dass – 
wie in anderen Gebieten der öffentlichen Ver-
waltung auch – Ansätze und Handlungsweisen 
der privaten Unternehmensführung übernom-
men worden sind, dass die Verantwortung für 
die Zuweisung öffentlicher Mittel von der Bun-
desebene auf die Ebene der Länder und Hoch-
schulen verlagert worden ist, und dass die Mit-
telzuweisung weniger am Bedarf (Input), son-
dern an erbrachten Leistungen (Output) orien-
tiert ist. Die hochschulinterne Mittelverteilung 
erfolgt dementsprechend nicht mehr in kamera-
listischer Buchführung und nach genau gefass-
ten Einzeltiteln, sondern in freierer Verwendung 
und gemäß den Methoden des kaufmännischen 
Rechnungswesens. 

sÉêíê~ÖäáÅÜÉ=sÉêÉáåÄ~êìåÖÉå=òïáëÅÜÉå=i®åJ
ÇÉêå=ìåÇ=eçÅÜëÅÜìäÉå=

Mit der Zuweisung von mehr Verantwortlich-
keit an die Länder und Hochschulen in den 90er 
Jahren war nicht nur ein größerer Entscheidungs- 
und Gestaltungsspielraum verbunden, sondern 
auch zunehmender Wettbewerbsdruck. Um in 
der Konkurrenz um knappe Gelder sowohl Leis-
tungsanreize für die Hochschulen zu schaffen 
als auch die Effizienz des Mitteleinsatzes zu er-
höhen, begannen die Länderregierungen, mit ih-
ren Hochschulen vertragliche Vereinbarungen zu 
treffen, in denen gemeinsame Ziele festgehalten, 
Leistungsvereinbarungen dargelegt und finan-
zielle Zusicherungen ausgesprochen wurden. 
Die Landesregierungen in Baden-Württemberg 
und Niedersachsen sowie der Senat in Berlin 
waren die ersten, die mit ihren Hochschulen 
Verträge abschlossen.5 Mittlerweile bestehen in 
nahezu allen Bundesländern entsprechende Ver-
einbarungen, allerdings mit unterschiedlichen 
Bezeichnungen, Vertragslaufzeiten und Reich-
weiten. Zum Teil werden Verträge mit allen 
Hochschulen im Land gleichzeitig geschlossen, 
zum Teil mit ausgewählten Hochschulen; in 
manchen Fällen enthält die Vereinbarung Aus-
sagen zu allen Bereichen der Hochschulfinanzie-

                                                           
5 Diese Information sowie die weiteren Ausführungen im 

aktuellen Abschnitt sind inhaltlich aus König, Schmidt 
u. Kley 2004 übernommen worden. 
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rung und Stellenausstattung, in anderen Fällen 
liegt der Schwerpunkt auf einem bestimmten Fi-
nanzierungsbereich. Dementsprechend werden 
unterschiedliche Bezeichnungen für die Vertrags-
art gewählt, etwa „Solidarpakt“, „Qualitätspakt“, 
„Innovationspakt“, „Vertrag“, „Vereinbarung“, 
„Zielvereinbarung“, „Rahmenvereinbarung“ und 
andere. Grundsätzlich lassen sich drei Arten von 
Vereinbarungen unterscheiden: 

• Unter einem „Pakt“ wird ein mehrjähriger 
Vertrag verstanden, der zwischen einer Lan-
desregierung und allen Hochschulen im Land 
gleichzeitig abgeschlossen wird. Er enthält all-
gemein gültige Regelungen zur Gesamtfinan-
zierung und Stellenausstattung, teilweise auch 
Aussagen zu inhaltlichen Zielen und hoch-
schulspezifische Vereinbarungen. Diese Ver-
tragsform gibt es seit 1997 in Baden-Württem-
berg und Niedersachsen sowie mittlerweile 
auch in Bayern, Bremen, Hessen, Nordrhein-
Westfalen, Sachsen und Thüringen. 

• Als „Hochschulvertrag mit Zielvereinbarungs-
charakter“ wird ein Vertrag definiert, der zwi-
schen dem Land und einzelnen Hochschulen 
abgeschlossen wird. Auch dieser Vertrag ent-
hält Regelungen zur Gesamtfinanzierung und 
Stellenausstattung, daneben aber die charak-
teristischen hochschulspezifischen Vereinba-
rungen. Diese Vertragsform findet sich in Ber-
lin, dort als „Hochschulvertrag“ bezeichnet, 
sowie unter der Bezeichnung „Zielvereinba-
rung“ in Hamburg, Schleswig-Holstein, Nie-
dersachsen und Sachsen-Anhalt. 

• Schließlich gilt als „reine Zielvereinbarung“ 
ein Vertrag, der zwischen dem Land und einer 
einzelnen Hochschule abgeschlossen wird und 
der, im Unterscheid zu den oben genannten 
Vertragsformen, zwar Regelungen zu gewis-
sen strategischen Zielen, möglicherweise auch 
Aussagen zur leistungsbezogenen Finanzie-
rung, nicht aber zur Gesamtfinanzierung ent-
hält. Reine Zielvereinbarungen werden häu-
fig ergänzend zu Pakten oder Hochschulver-
trägen getroffen. Verträge dieser Form beste-
hen in Baden-Württemberg, Bremen, Hessen, 
Nordrhein-Westfalen und Thüringen. 

Generell gilt, dass die spezielle Art der vertrag-
lichen Vereinbarungen in einem Land in der Re-

gel im entsprechenden Landeshochschulgesetz 
beschrieben wird. Die Vereinbarung selbst ist 
aber ein eigenständiges Dokument, das im Un-
terschied zu den gesetzlichen Regelungen nicht 
immer öffentlich zugänglich ist. 

däçÄ~äÜ~ìëÜ~äíÉ=

Mit dem Globalhaushalt wird jeder Hochschule 
von staatlicher Seite ein Gesamtbetrag zur Ver-
fügung gestellt, über dessen Einsatzbereich und 
Verwendungszweck sie selbst entscheiden kann. 
Die Verantwortung für den Einsatz der öffentli-
chen Gelder wird somit von der staatlichen 
Ebene auf die Ebene der Hochschulen verlagert. 
Staatliche Behörden kontrollieren nicht mehr die 
einzelnen Finanzposten, sondern sind an der 
Verwendung des Gesamtbudgets interessiert, an 
möglichst guten Ergebnissen und Leistungen. 
Die Hochschule soll selbst darüber befinden, 
wie sie mit den ihr zur Verfügung stehenden 
Geldern umgeht, wie sie Personal und Sachres-
sourcen optimal einsetzt. Der Schwerpunkt der 
Hochschulfinanzierung liegt folglich weniger 
auf der detaillierten Bedarfsplanung als viel-
mehr auf der Betrachtung der Leistungen und 
Ergebnisse. Die ersten Globalhaushalte wurden 
zu Beginn der 90er Jahre eingeführt; heute gibt 
es in allen Ländern das neue Finanzierungsmo-
dell, wenn auch mit unterschiedlichem Wir-
kungsgrad und mit unterschiedlicher rechtlicher 
Verankerung.6 

iÉáëíìåÖëçêáÉåíáÉêíÉ=jáííÉäòìïÉáëìåÖ=

Die Idee der Globalhaushalte ist eng mit dem 
Prinzip der leistungsorientierten Mittelzuweisung 
verbunden. Auch diese Neuerung beruht auf 
Entwicklungen in den frühen 90er Jahren. Die 
Kultusministerkonferenz stellte 1994 „11 Thesen 
zur Stärkung der Finanzautonomie der Hoch-
schulen“ auf und verabschiedete 1996 einen Be-
schluss zur „Differenzierung der Mittelvertei-
lung im Hochschulbereich“.7 Hierbei ging es an-
fangs vor allem um neue Wege der Mittelallo-
kation in den Hochschulen; das Thema der Leis-
tungsorientierung wurde als eigenständiges 

                                                           
6 Vgl. Federkeil u. Ziegele 2001, S. 15–17. 
7 Zitiert nach Burkhardt u. Quaißer 2005a, Abschnitt 1. 
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Thema in die Debatte gebracht. Heute werden 
beide Aspekte in der Regel gemeinsam disku-
tiert.8 

Mit dem 4. HRGÄndG von 1998 wurde § 5 HRG 
neu gefasst und legt seither fest, dass sich die 
staatliche Finanzierung der Hochschulen „an 
den in Forschung und Lehre sowie bei der För-
derung des wissenschaftlichen Nachwuchses 
erbrachten Leistungen“ orientiere, wobei auch 
„Fortschritte bei der Erfüllung des Gleichstel-
lungsauftrages zu berücksichtigen“ seien.9 Die 
Hochschulen, so der Gedanke, sollten sich dem 
Wettbewerb um knappe Ressourcen stellen und 
mit den ihr zur Verfügung stehenden Mitteln 
das bestmögliche Ergebnis erzielen. 

In der Folge führten die meisten Bundesländer 
gesetzliche Regelungen zur leistungsorientierten 
Mittelvergabe ein. Meist wurden entsprechende 
Modellversuche durchgeführt und probeweise 
Einführungen vorgenommen. Inzwischen finden 
sich in 13 von 16 Landeshochschulgesetzen ei-
gene Passagen zur leistungsorientierten Mittel-
vergabe.10 Die neue Verteilungsform ist nicht 
prinzipiell an vertragliche Vereinbarungen zwi-
schen Land und Hochschule gebunden, sondern 
kann theoretisch als einzelnes Steuerungsinstru-
ment eingesetzt werden.11 Tatsächlich sind aber 
Regelungen zur leistungsorientierten Mittelver-
gabe in vielen Bundesländern ein Bestandteil 
der neuen Kontrakte zwischen Landesregierung 
und Hochschulen. 

Im Vergleich weisen die Ländermodelle deutli-
che Unterschiede auf. Dies betrifft erstens den 
Anteil der leistungsbasierten Zuweisung an der 

                                                           
8 In der aktuellen Diskussion geht es meist darum, nach 

welchem Prinzip und mit welchen Regelungen die öf-
fentliche Hand an die Hochschulen bestimmte Finanz-
mittel vergibt. Um das Bild zu vervollständigen, müss-
te auch die Mittelvergabe innerhalb der Hochschulen 
betrachtet werden. Ähnlich wie auf der übergeordneten 
Ebene gibt es dort die Möglichkeit, die Zuweisung nach 
dem Bedarfsprinzip vorzunehmen oder sie an Leis-
tungskriterien zu orientieren. Vgl. Friedrichsmeier 2003, 
S. 2. 

9 HRG 1998, S. 5. 
10 Stand Februar 2005 laut Burkhardt u. Quaißer 2005a, Ab-

schnitt 2. Im Saarland, dem einzigen Bundesland mit 
mehreren Hochschulgesetzen, betrifft dies nur das Uni-
versitätsgesetz. 

11 Vgl. König, Schmidt u. Kley 2004, S. 2. 

Gesamtzuweisung, welcher im Ländervergleich 
erheblich variiert: von kaum über null Prozent, 
wie zum Beispiel im bayerischen Fachhochschul-
sektor, bis nahezu 100 %, etwa in Brandenburg 
und Hessen.12 Zweitens gibt es keine einheitliche 
Benennung der neuen Finanzierungsform. Sie 
wird als „leistungsorientiert“, „erfolgsbezogen“ 
oder „aufgabenorientiert“ bezeichnet, mit ande-
rem Beiklang auch als „belastungsorientiert“. Da-
neben werden die Adjektive „formelgebunden“, 
„parametergesteuert“, „indikatorgesteuert“ oder 
„indikatorisiert“ verwendet, wenn betont wer-
den soll, dass die Leistungsmessung über Indi-
katoren vorgenommen wird.13 Der Einsatz von 
Indikatoren ist jedoch in allen Modellen, unab-
hängig von der Benennung, die Grundlage für 
die leistungsbezogene Mittelvergabe. Dabei un-
terscheiden sich im Vergleich der Bundesländer 
drittens die Art und Anzahl der verwendeten 
Indikatoren. Im Wesentlichen lassen sich zwei 
Gruppen von Steuerungsmodellen und entspre-
chend eingesetzten Indikatoren unterscheiden:14 

• In der nachfrageorientierten Steuerung wer-
den Indikatoren für die Nachfrage nach Lehr- 
und Forschungsangeboten verwendet, zum 
Beispiel die Zahl der Studierenden (Lehre) 
oder die Summe der eingeworbenen Dritt-
mittel (Forschung). Der Einsatz von Nachfra-
geindikatoren soll verdeutlichen, dass sich die 
Hochschulen dem Wettbewerb stellen und be-
reit sind, ihr Angebot an der Nachfrage mes-
sen zu lassen. Im Ländervergleich spielen In-
dikatoren dieser Art eine wichtige Rolle. In 
drei Bundesländern werden die jeweiligen 
Hochschulbudgets sogar zu über der Hälfte 
nach allein einem Nachfrageindikator bemes-
sen, nämlich der Zahl der Studierenden in Re-
gelstudienzeit.15 

• In der outputorientierten Steuerung werden 
Erfolgsindikatoren verwendet, zum Beispiel 
die Zahl der Hochschulabsolventen. Die Ver-
wendung von Erfolgsindikatoren soll verdeut-

                                                           
12 Vgl. Leszczensky u. Orr 2004, S. 53. 
13 Vgl. Burkhardt u. Quaißer 2005a, Abschnitt 2, und Fried-

richsmeier 2003, S. 4. 
14 Vgl. Leszczensky u. Orr 2004, S. 1 und S. 6f. 
15 Das sind Rheinland-Pfalz, Hessen und Brandenburg 

(Leszczensky u. Orr 2004, S. 1). 
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lichen, dass die Hochschulen die ihnen zur 
Verfügung gestellten Gelder sinnvoll nutzen 
und im dass unternehmerischen Sinne die Gü-
te ihrer Produkte wichtig ist. Der Länderver-
gleich zeigt, dass Erfolgsindikatoren in der 
leistungsbezogenen Mittelvergabe eine weit-
aus geringere Rolle spielen als Nachfrageindi-
katoren. So liegt der Anteil, mit dem die Zahl 
der Absolventen als Indikator für die Bud-
getzuweisung herangezogen wird, in keinem 
Bundesland über 10 %.16 

Bei der leistungsbezogenen Mittelvergabe wird 
nach wie vor diskutiert, welche Faktoren für die 
Bemessung der Leistung geeignet sind und in 
welchem Verhältnis sie in die Leistungsmessung 
einbezogen werden sollten. Dahinter steht die 
grundsätzliche Frage, inwieweit finanzielle An-
reize und die Orientierung an Leistungskriterien 
tatsächlich zur Qualitätsverbesserung in den 
Hochschulen beitragen. Schließlich steht die Fra-
ge im Raum, wie im Rahmen der indikatoren-
gestützten Mittelzuweisung mit jenen Fachge-
bieten umzugehen ist, deren Output sich nur 
schwerlich in Indikatoren wie zum Beispiel Hö-
he der eingeworbenen Drittmittel fassen lässt, 
deren Erhalt aber zum kulturellen Reichtum ei-
nes Landes beiträgt.17 

Die Debatte um eine leistungsbezogene Finan-
zierung im Bildungswesen wird zukünftig noch 
stärker in den Mittelpunkt rücken: Zum einen 
ist fraglich, ob es nach dem Rückzug der Tarif-
gemeinschaft deutscher Länder (TdL) aus dem 
Reformprozess in Zukunft noch eine bundes-
weit einheitliche Tarifregelung geben wird, zu-
mal einige Länder schon jetzt Sonderwege be-
schritten haben. Zum anderen hat das Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts, in dem unter ande-
rem das vom Bund angestrebte Verbot von Stu-
diengebühren im Erststudium als unzulässig er-
klärt wurde, sicherlich Folgen für die Diskussi-
on um finanzielle Leistungen und Gegenleistun-
gen im föderalen Hochschulsystem.18 

                                                           
16 Die Zahl der Promotionen geht zu noch geringeren An-

teilen in die Leistungsbemessung ein; hier liegt der Län-
derdurchschnitt bei 0,9 % (Leszczensky u. Orr 2004, S. 1). 

17 Vgl. Frankenberg 2003, S. 44ff. 
18 Vgl. Burkhardt u. Quaißer 2005a, Abschnitt 1. 

eçÅÜëÅÜìäÄ~ì=

Der Hochschulbau, d.h. der Ausbau und Neu-
bau von Hochschulen einschließlich der Hoch-
schulkliniken, ist in Art. 91a Abs. 1 des Grund-
gesetzes als Gemeinschaftsaufgabe von Bund 
und Ländern definiert.19 Das Hochschulbauför-
derungsgesetz (HBFG) sieht vor, dass Bund 
und Länder jedes Jahr für den Zeitraum der Fi-
nanzplanung gemeinsam einen Rahmenplan für 
den Hochschulbau aufstellen. Die Bundesregie-
rung, vertreten durch Bildungs- und Finanzmi-
nister/in, sowie die Vertreter der Landesregie-
rungen bilden zu diesem Zweck einen Planungs-
ausschuss. Fasst dieser Ausschuss einen Be-
schluss über ein bestimmtes Vorhabenprogramm, 
so ist die Zustimmung aller Länder erforderlich. 
Rahmenpläne werden in der Regel zunächst dem 
Wissenschaftsrat zur Begutachtung vorgelegt 
und anschließend an die Bundesregierung und 
die Landesregierungen übermittelt. Für die 
Durchführung der Maßnahmen, die im Rah-
menplan festgelegt sind, sind die Länder ver-
antwortlich. Dabei übernimmt der Bund stets 
50 % der laut Rahmenplan in einem Land ange-
fallenen Kosten.20 

Im Bereich des Hochschulbaus wird über eine 
Neuaufteilung der Verantwortung zwischen Bund 
und Ländern diskutiert. So ging es beispielswei-
se in der Debatte um die Föderalismusreform 
darum, einen Kostenwert festzusetzen, oberhalb 
dessen die alte Regelung der Gleichbeteiligung 
erhalten bliebe und unterhalb dessen allein das 
jeweilige Land verantwortlich wäre. Bund und 
Länder konnten sich jedoch bisher nicht auf ei-
nen solchen Schwellenwert einigen. 

píìÇáÉåÑ∏êÇÉêìåÖ=

In Deutschland wird die finanzielle Förderung 
junger Menschen, die eine nicht-betriebliche Aus-
bildung absolvieren, durch das Bundesausbil-
dungsförderungsgesetz (BAföG) geregelt.21 Die 
Gesetzgebungskompetenz für Ausbildungsför-
derung liegt allein beim Bund. Studierende, die 
Leistungen nach dem BAföG beantragen, müs-

                                                           
19 GG 2002, S. 31. 
20 HBFG 1996, S. 4ff. 
21 Siehe BMBF 2002 zu den Regelungen im Detail. 
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sen die deutsche Staatsangehörigkeit besitzen 
und dürfen zu Beginn der Ausbildung das 30. 
Lebensjahr noch nicht vollendet haben. Die För-
derung ist familienabhängig, d.h. die Förder-
höhe wird in Abhängigkeit vom eigenen Ein-
kommen und Vermögen des Antragstellers so-
wie dem Einkommen des Ehepartners und der 
Eltern berechnet. Der Förderbetrag besteht zu 
50 % aus einem nicht rückzahlungspflichtigen 
Zuschuss und zu 50 % aus einem Darlehen, das 
unter vorab festgelegten Konditionen zurückge-
zahlt werden muss. Maximal werden an Studie-
rende 585 Euro pro Monat ausgezahlt. 

Im Zusammenhang mit der Debatte um die Ein-
führung von Studiengebühren wird auch über 
eine Reform der Studienförderung diskutiert. 
Dabei geht es zum einen um die Voraussetzun-
gen für den Bezug von Ausbildungsförderung, 
zum anderen um die maximale Höhe der mo-
natlichen Förderung sowie die Zusammenset-
zung des Förderungsbetrags. Im Dezember 2004 
trat das 21. BAföG-Änderungsgesetz in Kraft, 
wodurch aber vor allem Verfahrensschritte um-
gestellt wurden; die Förderbeträge selbst wur-
den nicht verändert. 

káÅÜíëí~~íäáÅÜÉ=eçÅÜëÅÜìäÑáå~åòáÉêìåÖ=

In Deutschland überwiegt, gemessen an der Zahl 
der Hochschulen und der Zahl der dort einge-
schriebenen Studierenden, deutlich die öffentli-
che Trägerschaft im Hochschulwesen. So sind 
laut dem HRK-Hochschulkompass von den ins-
gesamt 334 Hochschulen in Deutschland 54 Ein-
richtungen, also etwa ein Sechstel, als „staatlich 
anerkannte private Hochschule“ definiert. An 
den Hochschulen in privater Trägerschaft stu-
dieren rund 40.000 Studierende, das entspricht 
etwa 2 % aller Studierenden an deutschen Hoch-
schulen.22 

Wie bereits erwähnt, haben auch die öffentlichen 
Hochschulen in den vergangenen Jahren zuneh-
mend betriebswirtschaftlich denken müssen. An-
gesichts begrenzter staatlicher Finanzmittel und 
bei gleichzeitig steigendem Wettbewerbsdruck 
                                                           
22 HRK 2005c, Tabellen „Hochschulen nach Trägertyp und 

Bundesland“ und „Studierendenzahlen nach Trägertyp 
und Bundesland“. 

haben sie nach Möglichkeiten gesucht, neben 
den staatlichen Geldern auch private Mittel zu 
rekrutieren. Nicht zuletzt kann darüber auch 
eine bessere Anbindung an den privaten Wirt-
schaftssektor und damit an den Arbeitsmarkt 
für Hochschulabsolventen gelingen. 

hççéÉê~íáçåÉå=îçå=táêíëÅÜ~Ñí=ìåÇ=táëëÉåJ
ëÅÜ~Ñí=

Finanzielle Zuwendungen an Hochschulen sei-
tens Privatpersonen oder Unternehmen sowie 
Kooperationen zwischen Wissenschaft und frei-
er Wirtschaft gibt es auch an deutschen Hoch-
schulen seit langem. Neu sind allerdings die In-
tensität und zumindest manche Formen dieser 
Zusammenarbeit. 

Zu den traditionellen Formen zählen unter an-
derem Spenden, also finanzielle Zuwendungen 
von Privatpersonen oder Unternehmen, die da-
für keine direkte Gegenleistung erwarten, aber 
auch Sponsoring, d.h. es werden Leistungen zur 
Verfügung gestellt und dafür Gegenleistungen 
erwartet, die zur besseren Marktpositionierung 
des Sponsors beitragen sollen.23 Auch die Dritt-
mittel- und Auftragsforschung fällt in den Be-
reich der herkömmlichen nichtstaatlichen Finan-
zierung. Hierbei stellt der Auftraggeber auf ver-
traglicher Basis bestimmte Leistungen zur Ver-
fügung und verpflichtet dafür die wissenschaft-
liche Einrichtung, Ergebnisse ihrer Forschungs-
arbeit an den Auftraggeber zu übermitteln. Im 
Public-Private Partnership hingegen ist die Zu-
sammenarbeit zwischen der öffentlichen wissen-
schaftlichen Einrichtung und dem privaten Un-
ternehmen längerfristig angelegt, institutionali-
siert – beispielsweise in Form einer Unterneh-
mensneugründung – und gewinnorientiert.24 Bei-
de Seiten bringen Ressourcen ein und nutzen 
diese zum jeweiligen Vorteil, gleichzeitig wer-
den die möglichen Risiken geteilt. 

In der Diskussion um neue Formen der privaten 
Hochschulfinanzierung, insbesondere mit Bezug 
auf das Public-Private Partnership, wird kritisch 
gefragt, ob durch die Gewinnorientierung dieser 
Zusammenarbeit möglicherweise Qualität und 
                                                           
23 Vgl. Pohl 2001. 
24 Vgl. Vogel 2002, S. 3. 
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Gemeinwohlorientierung in den Hintergrund ge-
drängt werden. Außerdem, so die Kritiker, pro-
fitierten mit den Natur- und Ingenieurwissen-
schaften hauptsächlich jene Fachgebiete, die 
ohnehin über gute Anbindungen an die freie 
Wirtschaft und über hohe Drittmitteleinkommen 
verfügten. 

píìÇáÉåÖÉÄΩÜêÉå=

Seitdem 1976 das Hochschulrahmengesetz erst-
mals in Kraft trat, hat es in der Gesetzgebung 
für die öffentlich finanzierten Hochschulen in 
Deutschland über lange Zeit keine Regelungen 
zu Studiengebühren gegeben. In den 90er Jahren 
nahmen jedoch die Studierendenzahlen stetig 
zu, ohne dass den Hochschulen entsprechend 
mehr Finanzmittel zur Verfügung gestanden 
hätten. So wurden verstärkt Forderungen laut, 
über die private Beteiligung der Studierenden 
an ihrer Ausbildung die Einkommen der Hoch-
schulen zu erhöhen. Um Ansprüchen dieser Art 
entgegenzuhalten, legte die Bundesregierung 
mit dem Sechsten Gesetz zur Änderung des 
Hochschulrahmengesetzes (6. HRGÄndG) vom 
8. August 2002 fest: „Das Studium bis zum ersten 
berufsqualifizierenden Abschluss und das Stu-
dium in einem konsekutiven Studiengang, der 
zu einem weiteren berufsqualifizierenden Ab-
schluss führt, ist studiengebührenfrei.“25 Somit 
waren Studiengebühren für das Erststudium an 
einer öffentlichen Hochschule grundsätzlich un-
tersagt. Der gesetzlichen Regelung zufolge durf-
ten auch für ein zweites Studium, welches inner-
halb eines Studienprogramms an ein Erststudi-
um anschließt, keine Gebühren erhoben wer-
den. 

Den Hochschulen war es allerdings freigestellt, 
für eigenständige Zweit-, Aufbau- und Weiter-
bildungsstudiengänge eine finanzielle Beteili-
gung seitens der Studierenden zu verlangen. 
Zudem erlaubte das Hochschulrahmengesetz in 
der Fassung des 6. HRGÄndG, das Landesrecht 
könne „in besonderen Fällen“ Ausnahmen vor-
sehen.26 Dementsprechend führten die meisten 
Länder Gebühren ein, hauptsächlich a) Entgelte 

                                                           
25 HRG 2002, § 27 Abs. 4 Nr. 1. 
26 HRG 2002, § 27 Abs. 4 Nr. 2. 

für Verwaltungsvorgänge in Höhe von etwa 50 
Euro pro Semester sowie b) Gebühren für Lang-
zeitstudierende – in der gängigen Definition sind 
dies Studierende, welche die Regelstudiendauer 
um mehr als zwei Jahre überschreiten – in Höhe 
von meist 500 Euro pro Semester. In Nordrhein-
Westfalen und Rheinland-Pfalz wurden „Stu-
dienkonten“ eingeführt, die im Prinzip dem Mo-
dell der Langzeitgebühren entsprechen, den Stu-
dierenden jedoch mehr Flexibilität in der Gestal-
tung ihrer Studienphasen erlauben. 

Dennoch bestand seit der sechsten HRG-Novelle 
das Studiengebührenverbot in Bezug auf das 
Erststudium. Unionsgeführte Länder waren der 
Ansicht, der Bund gehe mit dieser Vorgabe über 
die ihm zustehenden Kompetenzen für das Bil-
dungswesen hinaus. Vor diesem Hintergrund 
reichten die Regierungen der Länder Baden-
Württemberg, Bayern, Hamburg, Saarland, Sach-
sen und Sachsen-Anhalt eine Normenkontroll-
klage beim Bundesverfassungsgericht ein und 
beantragten damit festzustellen, dass das 6. 
HRGÄndG mit dem Grundgesetz nicht vereinbar 
sei. Am 26. Januar 2005 verkündete der Zweite 
Senat des Bundesverfassungsgerichts sein Urteil 
in dieser Sache. Demnach sind die Änderungs-
regeln, die mit dem 6. HRGÄndG bezüglich des 
Studiengebührenverbots und der Einrichtung von 
Studierendengremien mit eigener Verfassung 
eingeführt worden waren, mit dem Grundgesetz 
unvereinbar und daher nichtig. In dem Leitsatz 
zum Urteil heißt es: „Dem Bund ist es (…) ge-
genwärtig verwehrt, die Gesetzgebung der Län-
der durch Rahmenvorschriften auf den Grund-
satz der Gebührenfreiheit des Studiums und zur 
Bildung verfasster Studierendenschaften an den 
Hochschulen zu verpflichten.“27 

In Folge des Urteilsspruchs sind erhebliche Än-
derungen im Bereich der Studienfinanzierung an 
deutschen Hochschulen zu erwarten. Insbeson-

                                                           
27 BVerfG 2005, S. 1. Mit dem 6. HRGÄndG war außerdem 

§ 19 Abs. 1 HRG geändert worden, in dem den Hoch-
schulen freigestellt ist, Bachelor- und Masterstudien-
gänge einzurichten. Die Änderung bestand darin, dass 
der Terminus „zur Erprobung“ gestrichen wurde und 
somit die gestuften Studiengänge zum Regelangebot an 
deutschen Hochschulen überführt wurden. Diese Ge-
setzesänderung ist nicht vom Urteil des BVerfG betrof-
fen. 
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dere die unionsregierten Bundesländer streben 
an, ihre Gebührenmodelle in reale Maßnahmen 
umzusetzen, wobei sich die CDU-Wissenschafts-
minister zunächst auf eine Obergrenze von 500 
Euro pro Studierenden und Semester verstän-
digt haben.28 Im Gespräch ist unter anderem ein 
Modell, demzufolge alle Studierenden eine el-
ternunabhängige staatliche Grundfinanzierung 
erhalten und den darüber hinausgehenden Be-
darf über Kredite decken; für sozial bedürftige 
Studierende gäbe es Stipendien. Die Finanzie-
rung dieses Modells und anderer Entwürfe ist 
allerdings noch unklar. 

Über das Thema Studienfinanzierung wird seit 
Jahren heftig diskutiert. Von der Befürwortersei-
te wird häufig das Argument ins Feld gebracht, 
dass es unsinnig sei, die Gesamtheit der Steuer-
zahler für die Ausbildung einer gesellschaftli-
chen Gruppe aufkommen zu lassen, und dass 
der Beitrag von privater Seite notwendig sei, um 
langfristig die Finanzierung des Hochschulstu-
diums zu gewährleisten. Auch wirke sich ein zu 
bezahlendes Studium positiv auf die Motivation 
der Studierenden aus. Von anderer Seite wird 
bezweifelt, dass ein finanzieller Beitrag der Stu-
dierenden tatsächlich für die Verbesserung der 
Qualität des Hochschulstudiums verwendet wür-
de beziehungsweise dafür ausreichend sei. Es 
wird befürchtet, dass Studieninteressierte aus 
einkommensschwächeren Familien durch Ge-
bühren benachteiligt oder ganz vom Studium 
abgehalten werden. Es geht also vor allem um 
die Frage, ob und wie Studiengebühren sozial-
verträglich eingeführt werden können. 

cçêëÅÜìåÖ=ìåÇ=båíïáÅâäìåÖ=

Die Forschungsförderung ist wie der Hochschul-
bau in Art. 91 Abs. 1 GG als Gemeinschaftsauf-
gabe von Bund und Ländern definiert. In den 
vergangenen Jahren sind auf beiden Ebenen 
zahlreiche Förderprogramme eingerichtet und 
weiterentwickelt worden, die dazu beitragen 

                                                           
28 Vgl. dazu http://www.studis-online.de/StudInfo/ 

Gebuehren/index.php. Hier gibt es eine Übersicht zur 
aktuellen Situation und zu der Planung in den ver-
schiedenen Bundesländern. In Lang 2005 wird die Dis-
kussion zum Thema Studienfinanzierung auch mit Blick 
auf andere Länder wiedergegeben. 

sollen, dass die Anbindung an Forschungsein-
richtungen außerhalb der Hochschulen und an 
private Unternehmen verbessert wird. Hauptge-
genstand der Diskussionen im Zusammenhang 
mit der Reform des Hochschulwesens war jedoch 
in jüngster Zeit die Förderung herausragender 
wissenschaftlicher Leistungen. 

péáíòÉåÑ∏êÇÉêìåÖ=

Die gezielte Förderung exzellenter Forschungs-
leistungen an deutschen Hochschulen wird seit 
etwa zwei Jahren konkret diskutiert.29 Im Janu-
ar 2004 annoncierte das Bundesministerium für 
Bildung und Forschung einen „Brain up!“-Wett-
bewerb, in dessen Rahmen maximal fünf deut-
sche Hochschulen als „Spitzenuniversitäten“ aus-
gezeichnet und fünf Jahre lang jeweils mit bis zu 
50 Millionen Euro pro Jahr unterstützt werden 
sollten. Demgegenüber wurde von Seiten der 
unionsregierten Bundesländer und nachfolgend 
der Kultusministerkonferenz vorgeschlagen, auf 
der Ebene der „wissenschaftlichen Cluster“, wo-
mit die Fachbereiche und Fakultäten gemeint 
waren, zum Wettbewerb aufzurufen. Die leis-
tungsstärksten Cluster, so der Gedanke, bildeten 
ein Exzellenznetzwerk, das sich in Konkurrenz 
untereinander immer wieder neu formiere und 
gleichzeitig als „Elitecampus Deutschland“ nach 
außen wirke. Bei den wettbewerbsrelevanten Be-
reichen handele es sich um Forschung, Lehre 
und Nachwuchsförderung. 

Nach langen Monaten der Verhandlungsführung 
um ein geeignetes Fördermodell schlossen Bund 
und Länder im Juni 2005 eine Vereinbarung 
über die so genannte Exzellenzinitiative.30 Für 
die Jahre 2006 bis 2011 stellen die Vertragspart-
ner demnach insgesamt 1,9 Milliarden Euro als 
Fördersumme zur Verfügung. Mit dem Betrag 
sollen voraussichtlich 40 Graduiertenschulen und 
30 Exzellenzcluster sowie nicht näher beschrie-
bene „Zukunftskonzepte zum projektbezogenen 
Ausbau der universitären Spitzenforschung“ ge-
fördert werden. 

In der Diskussion um die Förderung wissen-
schaftlicher Exzellenz steht häufig die Finanzie-
                                                           
29 Vgl. zu diesem Abschnitt HRK 2004d. 
30 Siehe Bund-Länder-Vereinbarung 2005. 



eçÅÜëÅÜìäêÉÑçêã=ìåÇ=^êÄÉáíëã~êâí=

24 

rungsfrage im Vordergrund. Grundsätzlich wird 
kritisch gefragt, ob zusätzliche Gelder in tradi-
tionellen Strukturen die erhoffte Wirkung erzie-
len können, oder ob nicht vielmehr zunächst die 
Reformen im Bereich von Hochschulmanage-
ment und Hochschulsteuerung weiter vorange-
trieben werden müssten. Auch ist nicht abschlie-
ßend geklärt, auf welcher Ebene die Spitzenför-
derung stattfinden soll: auf der Ebene der Hoch-
schulen, der Fachbereiche und Fakultäten oder 
möglicherweise auf der Ebene von Arbeitsgrup-
pen und Institutsverbünden. Als unbestritten 
gilt, dass die Diskussion um Eliteförderung an 
Hochschulen nur dann sinnvoll ist, wenn gleich-
zeitig die Lage in den vorgelagerten Bildungsbe-
reichen, d.h. im Bereich der Kindergärten und 
Schulen, berücksichtigt und verbessert wird. 

eçÅÜëÅÜìäçêÖ~åáë~íáçå=

oÉÅÜíëëíÉääìåÖ=ÇÉê=eçÅÜëÅÜìäÉå=

Bis zum Inkrafttreten des 4. HRGÄndG im Jahr 
1998 galten die deutschen Hochschulen als selbst-
ständige Körperschaften öffentlichen Rechts, wa-
ren aber als staatliche Einrichtungen gleichzeitig 
rechtlich unselbstständig.31 Mit der vierten HRG-
Novelle wurden die Regelungen zur Rechtsform 
der Hochschulen in § 58 HRG erweitert. Anstel-
le des Staates kann nun beispielsweise auch eine 
Stiftung als Hochschulträger fungieren. In diesem 
Fall wird die Hochschule zur Stiftungshoch-
schule, und der neu berufene Stiftungsrat be-
findet über die Zusammensetzung des Präsidi-
ums, das aber nach wie vor die Hochschule als 
Körperschaft führt und für das operative Ge-
schäft zuständig ist. Neben seiner Funktion als 
– im unternehmerischen Sinne gesprochen – Auf-
sichtsrat der Hochschule hat der Stiftungsrat auch 
Entscheidungsbefugnis hinsichtlich des Hoch-
schulentwicklungsplans und möglicher Verän-
derungen des Stiftungsvermögens. In der Regel 
ergänzt dieses Vermögen die staatliche Mittel-
zuweisung, welche über eine Zielvereinbarung 
bestimmt wird. 

                                                           
31 Die Informationen in diesem Abschnitt sind Kleinwäch-

ter 2003 und fzs 2003 entnommen. 

Mit der Novelle des niedersächsischen Landes-
hochschulgesetzes im Jahr 2002 wurde erstmals 
das Modell der Stiftungshochschulen in ein Lan-
desgesetz übernommen; zum Jahresanfang 2003 
wurden fünf Hochschulen in Niedersachsen zu 
öffentlich-rechtlichen Stiftungshochschulen. 

Das Modell der Stiftungshochschule steht unter 
anderem deshalb in der Diskussion, weil die 
Höhe des Stiftungsvermögens gegenüber den 
laufenden staatlichen Finanzzuweisungen als zu 
gering oder als unflexibel betrachtet wird. Än-
dert sich der Finanzbedarf der Hochschule, so 
die Kritiker dieses Modells, kann das vorher fest-
gelegte Budget nicht schnell genug angepasst 
werden. Zudem gebe es in Deutschland noch 
keine Stiftungskultur, wie sie etwa in den USA 
über Jahrzehnte gewachsen sei. So sei an deut-
schen Hochschulen für die Einwerbung von Stif-
tungsgeldern kaum Personal vorgesehen, wäh-
rend das Fundraising an US-amerikanischen 
Hochschulen zum professionellen Hochschul-
management dazugehöre und entsprechend per-
sonell gestützt werde. 

Befürworter halten dem entgegen, dass, wie im-
mer bei Reformen, irgendwo ein Anfang gemacht 
werden müsse. Eine Stiftungskultur lasse sich 
auch in Deutschland entwickeln. Die Hochschu-
len könnten die neuen rechtlichen Regelungen 
dazu nutzen, wirtschaftlich freier zu handeln, 
und sich damit im Wettbewerb behaupten. 

eçÅÜëÅÜìäã~å~ÖÉãÉåí=áKÉKpK=

Hinter dem Schlagwort „Hochschulmanagement“ 
verbirgt sich eine ganze Reihe von Neuerungen, 
die in den hier genannten Reformbereichen von 
Bedeutung sind, sowohl hinsichtlich der Finan-
zierung und Steuerung von Hochschulen als 
auch in Bezug auf deren Organisation, Manage-
ment und Personal. Im weiteren Sinne kann je-
der der dort aufgeführten Aspekte als Kategorie 
dem Oberbegriff „Hochschulmanagement“ zu-
geordnet werden, z.B. als „Finanzmanagement“ 
oder „Personalmanagement“. Im engeren Sinne 
geht es hier um die interne Organisation, um 
Verwaltungsstrukturen der Hochschulen. 

Seit Beginn der 90er Jahre haben betriebswirt-
schaftliche Ansätze zunehmend im Bereich der 



^âíìÉääÉ=eçÅÜëÅÜìäêÉÑçêãÉå=áå=aÉìíëÅÜä~åÇ=

25 

Hochschulverwaltung und Hochschulsteuerung 
Anwendung gefunden. So hat vor allem das 
Neue Steuerungsmodell (NSM), das in den 70er 
Jahren für die Modernisierung der Kommunal-
verwaltungen entwickelt worden war, bei der 
Reform der Verwaltungsstrukturen an den Hoch-
schulen eine große Rolle gespielt. 

Die Grundannahme des Modells lautet, dass öf-
fentliche Organisationen ähnlich wie privatwirt-
schaftliche Unternehmen gesteuert werden soll-
ten, d.h. an Zielen und Leistungen orientiert. 
Durch Deregulierung und Dezentralisierung so-
wie über den Einsatz betriebswirtschaftlicher In-
strumente wie Kosten- und Leistungsrechnung 
und Controlling soll erreicht werden, dass die 
jeweilige Organisation effizienter und effektiver 
arbeitet. Den in der Verwaltung arbeitenden 
Personen wird mehr Verantwortlichkeit zuge-
wiesen, und der Dienstleistungscharakter ihrer 
Arbeit wird stärker betont. Die Veränderungen 
in den grundlegenden Annahmen über den Zu-
sammenhang von Politik und Verwaltung las-
sen sich plakativ wie folgt benennen:32 

• Steuern statt Rudern 

• Resultate statt Regeln 

• Eigenverantwortlichkeit statt Hierarchie 

• Wettbewerb statt Monopol 

• Motivation statt Alimentation. 

Als wichtige Voraussetzung gilt dabei, dass die 
Organisation – in diesem Fall die Hochschule – 
über Entscheidungs- und Handlungsautonomie 
verfügen muss, die deutlich über das Ausführen 
ministerieller Anordnungen hinausgeht. Auf der 
anderen Seite bedeutet die höhere Autonomie 
der Hochschulen und damit ihr größerer Ver-
antwortungsbereich, dass sie gegenüber der Öf-
fentlichkeit eine Rechenschaftspflicht hat, d.h. 
sie muss darüber informieren, wie sie die ihr zur 
Verfügung stehenden Mittel im Sinne der Ziel-
orientierung eingesetzt hat. 

Somit wird von der Hochschulleitung erwartet, 
dass sie ihre jeweilige Einrichtung nach unter-
nehmerischen Gesichtspunkten und strategisch 

                                                           
32 Zitiert nach OLEV 2005, Abschnitt „Prinzipien des Neu-

en Steuerungsmodells“. 

führt, wofür auch das Anforderungsprofil an 
Hochschulleitende neu formuliert werden muss: 
„Strategisches Handeln bedarf besonderer Kom-
petenzen und Qualifikationen der Leitungsper-
sonen und kann nur in Strukturen gelingen, die 
auf strategische Gestaltung statt auf Verwaltung 
und Vollzug, auf Steuerung und Leitung statt 
auf Aggregation von Einzelinteressen ausgerich-
tet sind.“33 

Dem Gedanken, dass der Hochschulleitung bei 
wachsender Aufgabenfülle und zunehmendem 
Wettbewerbsdruck ein beratendes Gremium zur 
Seite stehen solle, welches zumindest zum Teil 
aus externen Mitgliedern besteht, wird durch 
die Einführung von Hochschulräten Rechnung 
getragen.34 In nahezu allen aktuellen Fassungen 
der Landeshochschulgesetze sind Ausführungen 
zur Funktion eines Hochschulrates enthalten. 
Die zentralen Aufgaben der Hochschulräte sind 
dabei im Ländervergleich ähnlich definiert: Hoch-
schulintern geht es um die Mitwirkung an Fi-
nanz- und Strukturplanungen sowie um die Wahl 
der Hochschulleitung; darüber hinaus wird er-
wartet, dass der Hochschulrat die Außenwirkung 
der Hochschule verbessert. Hinsichtlich der Zu-
sammensetzung und Entscheidungskompetenz 
von Hochschulräten bestehen jedoch zwischen 
den Ländern merkliche Unterschiede. In einigen 
Ländern hat der Rat ausschließlich externe Mit-
glieder und übt eine rein beratende Funktion 
aus, etwa in Hessen und Thüringen. In anderen 
Ländern, zum Beispiel in Baden-Württemberg, 
sind Externe und Interne im Rat vertreten, der 
zudem über echte Entscheidungskompetenzen 
verfügt. An einigen Hochschulen in Bayern und 
Berlin besteht der Rat ausschließlich aus exter-
nen Mitgliedern, hat aber – laut einer Experi-
mentierklausel im Landeshochschulgesetz – 
dennoch gewisse Entscheidungskompetenz. 

Angesichts der Übernahme betriebswirtschaftli-
cher Managementansätze in die Hochschulver-
waltung und der externen Einflüsse, die unter 
anderem durch Hochschulräte wirksam wer-
den, mag kritisch gefragt werden, ob damit das 
Prinzip der akademischen Selbstverwaltung ge-

                                                           
33 HRK 2004f, S. 1. 
34 Vgl. zu diesem Abschnitt Ziegele 2004. 
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schwächt wird, ob also der Gewinn institutionel-
ler Autonomie mit einem Verlust korporativer 
Autonomie einhergeht. 

aáÉåëíJ=ìåÇ=_ÉëçäÇìåÖëêÉÅÜí=

Die Dienstrechtsreform an deutschen Hochschu-
len beruht auf zwei gesetzlichen Grundlagen. 
Mit dem bereits 2002 verabschiedeten Gesetz zur 
Reform der Professorenbesoldung35 wurden die 
bisher geltenden Altersstufen ungültig. Die Be-
soldung von Professoren orientiere sich, so das 
Bundesministerium für Bildung und Forschung, 
nun stärker an Leistungskriterien und sei damit 
flexibler und wettbewerbsfähiger. Seit Anfang 
2005 gelten die neuen Regelungen für alle neu 
berufenen Hochschullehrende sowie für Lehren-
de, die den Wechsel aus dem vorherigen System 
beantragen. Ab Oktober 2005 gilt zudem der 
neue Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst 
(TVöD) mit dem Tarifvertrag Überleitung (TVÜ), 
der ebenfalls mehr Spielraum für eine leistungs-
orientierte Bezahlung bieten soll. Allerdings gilt 
der TVöD zunächst nur für die Kommunen und 
den Bund, und jener Anteil des Monatsgehalts, 
der in Abhängigkeit von der Leistung gezahlt 
werden kann, beläuft sich nach der aktuellen 
Regelung auf lediglich 1 %. 

Im Jahr 2002 war die fünfte HRG-Novelle in 
Kraft getreten, deren Kernpunkte die Einführung 
der Juniorprofessur sowie Regelungen zur be-
fristeten Beschäftigung von Wissenschaftlern in 
der Qualifikationsphase waren.36 Mit der Juni-
orprofessur sollte jungen Wissenschaftlern die 
Möglichkeit gegeben werden, früher als bisher 
selbstständig zu lehren und zu forschen. In den 
folgenden Jahren übernahmen zehn Länder das 
neue Modell in ihre Hochschulgesetze, mehrere 
Hundert Juniorprofessuren wurden eingerichtet. 
Im Juli 2004 allerdings wurde die fünfte HRG-
Novelle vom Bundesverfassungsgericht für nich-
tig erklärt, so dass es für die Juniorprofessur und 
die befristete Beschäftigung von Nachwuchswis-
senschaftlern keine Rechtsgrundlage auf Bun-
desebene mehr gab. Als Reaktion auf das Urteil 
beschloss das Bundeskabinett im Oktober 2004 
                                                           
35 ProfBesReformG 2002. 
36 HRGÄndG5 2002. 

ein Gesetz zur Änderung dienst- und arbeits-
rechtlicher Vorschriften im Hochschulbereich 
(HdaVÄndG), das seit dem 31. Dezember 2004 
in Kraft ist.37 

Grundsätzlich wird die Frage diskutiert, ob der 
Beamtenstatus bei Professuren aufrechterhalten 
oder eine Professur prinzipiell im Angestellten-
verhältnis geführt werden soll. Im zweiten Fall 
ist zu fragen, ob die „Professur auf Lebenszeit“ 
dennoch als Regelanstellung gilt. Darüber hinaus 
wird der Vorschlag in die Diskussion einge-
bracht, die nach Tarifrecht bestehenden Gehalts-
klassen aufzulösen und weitestgehend nach Leis-
tung zu entlohnen. In Bezug auf die Juniorpro-
fessur wird kritisch gefragt, ob sie tatsächlich 
dazu führe, dass junge, hochqualifizierte Wis-
senschaftler unabhängig und unter auch lang-
fristig attraktiven Bedingungen arbeiten können, 
und dass somit der Braindrain, die Abwande-
rung an ausländische Hochschulstandorte, be-
grenzt werden kann. Seit langem wird über die 
Habilitation als notwendige Qualifikationsstufe 
in der akademischen Laufbahn debattiert. Die 
Befristung der Beschäftigungsverhältnisse von 
Nachwuchswissenschaftlern wird kritisiert, weil 
hierbei nicht berücksichtigt wird, dass diese auf-
grund der knappen Ressourcen an den Fachbe-
reichen häufig einen erheblichen Teil ihrer offi-
ziell als „Promovieren“ bezeichneten Tätigkeit 
auf promotionsferne Arbeiten verwenden müs-
sen. 

eçÅÜëÅÜìäâ~é~òáí®í=

Die Aufnahmefähigkeit einer Hochschule muss 
– mindestens im Fall der zulassungsbeschränk-
ten Studiengänge – seitens der Hochschule für 
jeden Studiengang pro Semester rechnerisch er-
mittelt und die entsprechende Zahl als Zulas-
sungszahl beim betreffenden Landesministeri-
um beantragt werden. Das Berechnungsverfah-
ren ist in der Kapazitätsverordnung (KapVO) 
geregelt, einer in den 70er Jahren erstmals be-
schlossenen und seitdem fortgeführten Verord-
nung, die in allen Bundesländern nahezu wort-

                                                           
37 HdaVÄndG 2004. Siehe auch BMBF 2005a und BMBF 

2005d. 
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gleich gilt.38 Die drei Hauptgrößen der KapVO 
sind, jeweils auf einen Studiengang bezogen, 1. 
das Lehrangebot S = Anzahl der wissenschaftli-
chen Stellen x Lehrdeputat in Semesterwochen-
stunden, 2. die Lehrnachfrage CNW = Curricu-
larnormwert, d.h. der Lehraufwand für die Aus-
bildung eines Studierenden in Semesterwochen-
stunden, und 3. die aus dem Verhältnis der bei-
den Größen 1 und 2 ermittelte Aufnahmekapa-
zität an Studienanfängern pro Semester, A. Ins-
gesamt soll also mit der KapVO das Studienan-
gebot nachfrageorientiert gesteuert werden. 

Mit der Einführung von Globalhaushalten, so 
wird argumentiert, sei die Berechnung der Auf-
nahmekapazität insgesamt mangels detaillierter 
Planung schwierig geworden. Speziell der Cur-
ricularnormwert als Nachfrageindikator wird 
mit Skepsis betrachtet. Alternativmodelle wie je-
nes des „Kostennormwertes“ konnten sich jedoch 
bislang nicht durchsetzen.39 

eçÅÜëÅÜìäëíìÇáìã=

wìä~ëëìåÖ=òìã=eçÅÜëÅÜìäëíìÇáìã=

In Deutschland wird über den Zugang zu einer 
öffentlichen Hochschule auf unterschiedlichen 
Wegen entschieden. Der weitaus größte Teil der 
Studienfächer unterliegt Begrenzungsregelungen, 
die auf der Ebene der Institutionen selbst getrof-
fen werden. Demgegenüber sind einige Studien-
fächer bundesweit zulassungsbeschränkt, näm-
lich Biologie, Humanmedizin, Zahnmedizin, Tier-
medizin, Pharmazie und Psychologie.40 Bisher 
wurden sämtliche Studienplätze in diesen Fä-
chern nach einem Verfahren der Zentralstelle für 
die Vergabe von Studienplätzen (ZVS) an die Stu-
dieninteressierten verteilt. Mit dem 7. HRGÄndG 
vom 28. August 2004 hat der Bund die Hoch-
schulzulassung neu geregelt.41 Laut dem neuen 
                                                           
38 Vgl. http://www.verwaltung.uni-mannheim.de/pce/ 

index.html, „Angelegenheiten der Lehre; Aufnahmeka-
pazitäten“ (15.01.05). 

39 Das Plenum der Hochschulrektorenkonferenz hat sich 
im Juni 2005 mit der Frage der Kapazitätsermittlung in 
Bachelor- und Masterstudiengängen befasst, siehe HRK 
2005a. 

40 Das Studienfach Betriebswirtschaftslehre war letztmals 
im Wintersemester 2004/05 bundesweit zulassungsbe-
schränkt. 

41 Vgl. BMBF 2005a und HRGÄndG7 2004. 

Verfahren, das im Wintersemester 2005/06 erst-
mals angewandt wird, werden 20 % der an den 
einzelnen Hochschulen verfügbaren Studienplät-
ze an die Bewerber mit den besten Abiturnoten 
vergeben, weitere 20 % nach Wartezeit und die 
verbleibenden 60 % in der Auswahl durch die 
betreffenden Hochschulen. Die ZVS wird im 
neuen Verfahren als Koordinierungs- und Ser-
vicestelle fungieren. 

Der Gedanke, dass die Hochschulen ihre Studie-
renden selbst auswählen, hat auch im Bereich 
der nicht bundesweit zulassungsbeschränkten 
Studienfächer an Attraktivität gewonnen, ins-
besondere bei den neuen Bachelor- und Master-
studiengängen. Desgleichen spielt das Thema 
Hochschulzugang in der Diskussion um die Spit-
zenförderung an deutschen Hochschulen eine 
große Rolle. 

Im Zuge der Umstellung auf die 20:20:60-Rege-
lung in bundesweit zulassungsbeschränkten Stu-
dienfächern wird bisweilen kritisch gefragt, ob 
die ZVS als Institution noch Bestandsrecht habe. 
Hinsichtlich der nicht bundesweit zulassungsbe-
schränkten Studienfächer wird zwar allgemein 
ein mehrstufiges, über das Kriterium der Abi-
turnote hinaus orientiertes Verfahren befürwor-
tet; in vielen Studiengängen gilt jedoch ein sol-
ches Verfahren aufgrund der Vielzahl an Studien-
interessierten bei gleichzeitig knapper Personal-
ausstattung als wenig praktikabel. 

píìÇáÉåëíêìâíìêÉåW=_~ÅÜÉäçê=ìåÇ=j~ëíÉê=

Bis weit in die 90er Jahre hinein gab es in 
Deutschland und den meisten anderen europäi-
schen Ländern hauptsächlich einstufige Studien-
angebote, die ein Vollzeitstudium von vier bis 
fünf Jahren umfassten. In weiten Teilen der Welt 
und – als europäische Ausnahme – im Vereinig-
ten Königreich war und ist hingegen das gestuf-
te Studium üblich, also die Strukturierung der 
wissenschaftlichen Ausbildung in mehrere Stu-
dienstufen, wobei jede Stufe mit einem berufs-
qualifizierenden akademischen Grad abschließt. 
Im Zuge der Internationalisierung der Hoch-
schulbildung wurden die Forderungen dringen-
der, sich auf die international üblichen Studien-
strukturen einzustellen und gleichzeitig für die 
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europäischen Hochschulsysteme, die zu diesem 
Zeitpunkt deutlich mehr Unterschiede als Ge-
meinsamkeiten aufwiesen, zumindest ein gewis-
ses Maß an Angleichung zu schaffen. 

Noch bevor sich die Mehrheit der europäischen 
Bildungsminister 1999 in der Bologna-Deklara-
tion dazu verpflichtete, in ihrem jeweiligen Land 
bis zum Jahr 2010 „allgemein verständliche und 
vergleichbare Abschlussgrade“ und ein Studien-
system mit zwei Studienstufen zu schaffen, trat 
in Deutschland das 4. HRGÄndG in Kraft.42 Da-
rin wurde den Hochschulen erstmals die Mög-
lichkeit eingeräumt, Studienangebote mit den 
Abschlussgraden Bachelor und Master einzu-
richten, zunächst in einer zeitlich nicht definier-
ten Probephase. In § 19 HRG wird die Regelstu-
dienzeit der ersten Studienstufe auf drei bis vier 
Jahre, die der weiterführenden Stufe auf ein bis 
zwei Jahre festgelegt, wobei die Gesamtstudien-
zeit des so genannten konsekutiven Studiums 
fünf Jahre nicht überschreiten darf. Jeder neue 
Studiengang muss laut den Strukturvorgaben 
der Kultusministerkonferenz modularisiert und 
mit einem Leistungspunktsystem ausgestattet 
sein. Zudem ist vorgeschrieben, dass die Stu-
diengänge mit Bachelor- oder Masterabschluss 
ein Akkreditierungsverfahren durchlaufen.43 Ins-
gesamt ist den Anbietern der neuen Studiengän-
ge jedoch viel Freiraum in der Gestaltung gelas-
sen worden, was dazu geführt hat, dass an deut-
schen Hochschulen ganz unterschiedliche Ent-
wicklungen stattgefunden haben. An einigen 
Hochschulen wurde zu einem Termin vollstän-
dig auf die neue Studienstruktur umgestellt, an 
anderen haben einzelne Lehrende die Initiative 
ergriffen und profilierte Studienangebote ent-
wickelt; teils wurden die Bachelor- und Master-
studiengänge aus den bestehenden einstufigen 
Studienprogrammen heraus entwickelt, teils neu 
geschaffen. Insgesamt wurden im November 
2005 dem Hochschulkompass der Hochschul-
rektorenkonferenz zufolge an deutschen Hoch-
schulen annähernd 3.900 Bachelor- und Master-
studiengänge angeboten. 

Die Umstellung des traditionellen Studiensys-
tems auf ein zweistufiges System mit den Ab-
                                                           
42 Vgl. Bologna-Deklaration 1999 und HRG 1998. 
43 KMK 2003b, S. 9 und S. 2. 

schlüssen Bachelor und Master ist die im Hoch-
schulwesen wohl meistdiskutierte Reform der 
vergangenen Jahrzehnte.44 Eine der dringendsten 
Fragen in der Diskussion ist die, ob das zweistu-
fige System flächendeckend einzuführen ist oder 
ob das herkömmliche einstufige System teilwei-
se parallel weitergeführt wird und wie in die-
sem Fall die entsprechenden Übergänge ausse-
hen könnten. Auch steht die Frage im Raum, 
inwiefern im neuen System die Unterscheidung 
von Universitäten und Fachhochschulen noch 
relevant ist. 

Der beachtlichen Entwicklung von Bachelor- und 
Masterstudiengängen auf der Angebotsseite 
steht, soweit dies momentan sichtbar ist, eine 
vorsichtige Nachfrage seitens der Studierenden 
gegenüber. Zu fragen ist hier, ob es hinter der 
allgemeinen Skepsis gegenüber Neuerungen tie-
fer liegende Gründe für die Zurückhaltung gibt, 
die in den Inhalten der neuen Studiengänge und 
den damit verbundenen Arbeitsmarktchancen 
liegen. Damit verbunden ist die Debatte um die 
Straffung von Studieninhalten: Kann ein Bache-
lor- oder Masterstudiengang, der im Vergleich 
zum einstufigen Studium in kürzerer Zeit ab-
solviert wird, an den aber gleichzeitig oft erwei-
terte Ansprüche gestellt werden – Einbindung 
von Berufspraktika, Auslandserfahrung, Erwerb 
von Schlüsselkompetenzen –, dies leisten, ohne 
inhaltlich an Substanz zu verlieren? 

Und schließlich mag kritisch gefragt werden, in-
wieweit die Vielgestaltigkeit der neuen Studien-
gänge bedeutet, dass es den Abschlüssen auf na-
tionaler und internationaler Ebene an Vergleich-
barkeit und Anschlussfähigkeit mangelt und so-
mit jene Ziele konterkariert werden, auf welche 
die Reform ausgerichtet ist. 

nì~äáí®íëëáÅÜÉêìåÖ=

Die Qualitätsbewertung und Qualitätssicherung 
verbindet sich im deutschen Hochschulsystem 

                                                           
44 Vgl. die ausführliche Beschreibung des Reformverlaufs 

sowie der Positionen im Kapitel 3 des vorliegenden Be-
richts, beginnend auf S. 31. In Wex 2005 werden die mit 
der Studienstrukturreform verbundenen Themen um-
fassend und materialreich behandelt; der Autor gibt 
auch konkrete Verfahrenshinweise für die Einrichtung 
von Bachelor- und Masterstudiengängen. 
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vor allem mit zwei Begriffen: Evaluation und 
Akkreditierung. 

Die Evaluation soll die Qualität von Studium, 
Lehre und Forschung verbessern. Angeregt durch 
die erfolgreiche Anwendung dieses Instruments 
in anderen Ländern, haben die deutschen Hoch-
schulen Mitte der 90er Jahre begonnen, ihre Stu-
dienfächer oder Fachbereiche zu evaluieren. Da-
bei hat sich das mehrstufige Evaluationsverfah-
ren etabliert: Zunächst erfolgt für das betreffen-
de Studienfach oder den Fachbereich eine syste-
matische Bestandsaufnahme, zum Beispiel über 
Studierenden- und Lehrendenbefragungen, so-
wie die Festlegung der strategischen Ausrich-
tung. Ein Selbstreport fasst die Ergebnisse der in-
ternen Evaluation zusammen. Anschließend sind 
externe Gutachter (Peers) angehalten, auf der 
Grundlage des Selbstberichtes und einer Vor-
Ort-Begehung der Einrichtung ein schriftliches 
Gutachten zu verfassen und darin Empfehlun-
gen zur Qualitätsverbesserung auszusprechen.45 

Die Akkreditierung ist 1998 zeitgleich mit der 
vierten HRG-Novelle an deutschen Hochschu-
len eingeführt worden, um für Bachelor- und 
Masterstudiengänge ein Instrument der Quali-
tätsbewertung zu schaffen. Der 1999 gegründete 
deutsche Akkreditierungsrat, der mittlerweile in 
der Rechtsform einer Stiftung geführt wird, gibt 
Verfahrensrichtlinien heraus und beaufsichtigt 
die Arbeit der damals sieben, heute sechs Akkre-
ditierungsagenturen.46 Im kostenpflichtigen Ak-
kreditierungsverfahren wird auf der Grundlage 
vorab definierter, fachlich-inhaltlicher Kriterien 
für den jeweiligen Studiengang geprüft, ob er 
die selbst gesetzten Ziele erreichen kann. Der 
Verfahrensablauf ist dem der Evaluation ähn-
lich. Im Falle einer erfolgreichen Begutachtung 
des Studiengangs erhält dieser das Gütesiegel 
des Akkreditierungsrates: die Akkreditierung. 
Diese gilt als notwendige Voraussetzung für die 
Einrichtung beziehungsweise das Fortbestehen 
eines neu eingerichteten Studiengangs. 

                                                           
45 Zu den Grundlagen und der praktischen Umsetzung 

von mehrstufigen Evaluationsverfahren in Deutschland 
siehe beispielsweise Mittag, Bornmann u. Daniel 2003. 

46 Seit der Umwandlung der Rechtsform des Akkreditie-
rungsrates im Januar 2005 firmiert dieser als „Stiftung 
zur Akkreditierung von Studiengängen in Deutschland“. 

Im Unterschied zu anderen europäischen Län-
dern ist die Akkreditierung in Deutschland nur 
für Bachelor- und Masterstudiengänge sowie für 
neu einzurichtende Studiengänge in Fachrich-
tungen vorgeschrieben, deren Rahmenprüfungs-
ordnung überholt ist. Über diese Form der Ein-
schränkung wird ebenso diskutiert wie darüber, 
ob die Evaluations- und Akkreditierungsverfah-
ren im Hinblick auf mögliche Kostenersparnis 
organisatorisch zu einem Qualitätssicherungsbe-
reich zusammengelegt werden, der dann zentral 
koordiniert würde. 

OKQ= píÉääÉåïÉêí=ÇÉê=píìÇáÉåëíêìâíìêJ
êÉÑçêã=

Die Reform der Studiensysteme in europäischen 
Ländern war zunächst vor allem unter dem Ge-
sichtspunkt der internationalen Kompatibilität 
von Studienabschlüssen und der angestrebten 
höheren Mobilität von Studierenden diskutiert 
worden; dies galt auch für das deutsche Hoch-
schulsystem (siehe die Ausführungen im folgen-
den Kapitel). Mittlerweile ist aber in Deutschland 
wie in den anderen europäischen Ländern deut-
lich geworden, dass die Studienstrukturreform 
in enger wechselseitiger Beziehung zu den an-
deren Reformbewegungen im Hochschulsystem 
steht. 

Die Einführung von gestuften Studiengängen an 
deutschen Hochschulen bis zum Jahr 2010 ist 
grundsätzlich beschlossen, auch wenn über die 
Geschwindigkeit, die Steuerung, das Ausmaß 
und die möglichen Wege der Reform noch häu-
fig und vehement diskutiert wird. Die Umstel-
lung auf mehrstufige Studienprogramme, wel-
che gesetzlich erstmals durch die Änderung des 
Hochschulrahmengesetzes im Jahr 1998 unter-
mauert wurde, hat bereits dazu geführt, dass 
sich das Angebot von Studiengängen an deut-
schen Hochschulen deutlich diversifiziert hat. 
Die Hochschulen können nun einfacher als vor-
her spezifische Profile in Lehre und Forschung 
bilden. Mit der Studienstrukturreform verbes-
sern sich, so ist optimistisch zu formulieren, die 
Voraussetzungen für eine umfassende Reform 
der Studieninhalte sowie der Lehr- und Lern-
formen sowie für eine größere Durchlässigkeit 
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zwischen Fachhochschulen und Universitäten 
einerseits und zwischen verschiedenen Fachrich-
tungen andererseits. Alle genannten Punkte wie-
derum tragen dazu bei, dass der Wettbewerb 
zwischen den Hochschulen gefördert wird. 

Dies schließt den Kreis zu den zahlreichen ande-
ren Reformbewegungen im Hochschulwesen; 
die kommende flächendeckende Einführung der 
gestuften Studiengänge wird sich direkt auf an-
dere Reformfelder wie etwa die Hochschulauto-
nomie, die Studienplanreform oder den Umbau 
der Studienfinanzierung auswirken. Im Zuge 
der Entwicklungen auf europäischer Ebene und 
im gemeinsamen Bewusstsein der Tatsache, dass 
– wie immer man dies bewerten mag – die Not-
wendigkeit besteht, wirtschaftlich zu denken 
und zu handeln, sich an Effizienzkriterien zu 
orientieren, im Wettbewerb um Ressourcen und 
Ergebnisse zu bestehen, sind die einzelnen Re-
formbereiche verkettet; die jeweiligen Reform-
schritte werden mithin beschleunigt. 

Im Hinblick auf die zu erwartenden Folgen der 
weit reichenden Umstellung auf ein System mit 
gestuften Studiengängen bedeutet das konkret, 
dass 

• einzelne Hochschulen oder Hochschulstand-
orte durch Schwerpunktsetzungen ihre Profile 
schärfen werden, um im Wettbewerb um Stu-
dierende mit einem stärkeren Kundenstatus 
bestehen zu können, 

• die Durchlässigkeit zwischen Fachhochschulen 
und Universitäten den Wettbewerb zwischen 
den Hochschularten erhöht, 

• gleichzeitig die Wettbewerbsbedingungen für 
die unterschiedlichen Hochschularten ange-
glichen werden, 

• die Gliederung des Langstudiums in zwei kon-
sekutive Stufen dem Wettbewerb neue Gebiete 
erschließen kann (beispielsweise durch Master-
studiengänge, in denen die Studierenden aus-
gewählt werden und in kleineren Gruppen ler-
nen und forschen, wobei die Ausbildung ins-
gesamt stärker forschungsorientiert sein wird). 

Die Reform des Studiensystems durch die Ein-
führung von Bachelor- und Masterstudiengän-
gen kann aufgrund der vielfältigen direkten und 
indirekten Auswirkungen auf das gesamte Hoch-
schulsystem als Hebel und Vehikel der hoch-
schulpolitischen Reformdebatte verstanden wer-
den. 
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Mit den krisenhaften Entwicklungen im Hoch-
schulsystem, die innerhalb Deutschlands als An-
lass zu weitgreifenden Reformen begriffen wur-
den, waren die deutschen Hochschulen nicht al-
lein. Viele europäische Länder hatten spätestens 
in den 90er Jahren vor ähnlichen Problemen ge-
standen und mussten ähnliche Herausforderun-
gen bewältigen. Für nahezu alle Reformprozes-
se im eigenen Land lassen sich dementsprechend 
Verknüpfungen zu den Entwicklungen in ande-
ren europäischen Staaten aufzeigen. Nur so ist 
es möglich, dass für die fast unüberschaubare 
Zahl an Reformbewegungen, Initiativen und 
Handlungssträngen in mehr als 40 souveränen 
Staaten Europas heute tatsächlich ein einziger 
Begriff gilt: der „Bolognaprozess“. 

PKN= båíïáÅâäìåÖÉå=~ìÑ=Éìêçé®áëÅÜÉê=
bÄÉåÉ=

Das gemeinsame Herangehen an Reformen ist 
keineswegs eine europäische Tradition. Jahr-
zehntelang hatten sich die Hochschulsysteme in 
Europa individuell entwickelt. In jedem Land 
gab es eigene Studienstrukturen, ein eigenes Sys-
tem von Studienprogrammen, akademischen 
Graden und Hochschularten. Die Steuerung des 
Hochschulwesens konnte zentralistisch oder 
weitgehend dezentralisiert sein, und die Finan-
zierung der Hochschulen erfolgte nach unter-
schiedlichen Kriterien. 

Als der tertiäre Bildungssektor in den 70er Jah-
ren in allen europäischen Ländern an Bedeutung 
gewann und das Thema Hochschulbildung zu-
nehmend diskutiert wurde, war die Mobilität von 
Studierenden und Lehrenden einer der wich-
tigsten Punkte.47 Im Jahr 1976 richtete die Euro-
päische Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) die Joint 
Study Programmes ein, mit denen der Studieren-
denaustausch an ausgewählten Fachbereichen 
verschiedener europäischer Hochschulen finan-

                                                           
47 Vgl. zu diesem Abschnitt Lanzendorf u. Teichler 2002. 

ziell unterstützt wurde. 1987 initiierte die dama-
lige Europäische Gemeinschaft (EG) das Euro-
pean Community Action Scheme for the Mobility of 
University Students (ERASMUS), benannt nach 
dem Gelehrten Erasmus von Rotterdam, der im 
15. und 16. Jahrhundert in verschiedenen Städten 
Europas gewirkt hatte. Etwa zur gleichen Zeit, 
als dieses Mobilitätsprogramm entstand, wurde 
auf Anregung der Europäischen Kommission in 
europäischen Ländern ein Netzwerk von Infor-
mationszentren gebildet, den National Academic 
Recognition Information Centres (NARIC). Ihre 
Aufgabe lag darin, in den beteiligten Ländern 
über die verschiedenen Studiensysteme zu in-
formieren und somit die Anerkennung von Stu-
dienleistungen und Studienabschlüssen zu er-
leichtern. Auf staatlicher Ebene verfolgten die 
Unterzeichner der kurz als Lisbon Recognition 
Convention bezeichneten Übereinkunft aus dem 
Jahr 1997 das gleiche Ziel.48 In der Konvention, 
die unter Maßgabe des Europäischen Rates und 
der UNESCO entstand, sind Regeln zur Aner-
kennung von Zugangsberechtigungen, Studien-
zeiten und Studienqualifikationen in Europa 
festgelegt. 

Im September 1988, anlässlich der 900-Jahr-Feier 
der Universität Bologna, hatten fast vierhundert 
europäische Universitätsrektoren die Magna 
Charta Universitatum unterzeichnet.49 In der 
Charta sind vier Grundsätze der europäischen 
Hochschulpolitik verankert: 1. zum Verständnis 
der Universität als „autonomous institution at 
the heart of societies“, 2. zur Notwendigkeit der 
Verbindung von Forschung und Lehre, 3. zur 
Freiheit von Forschung und Lehre sowie 4. zur 
Stellung und Aufgabe der Universitäten in Eu-
ropa. In Bezug auf den vierten Punkt erklären 
die Rektoren, die Universitäten sollten, wie in 
den ersten Jahren ihres Bestehens, die Mobilität 
von Studierenden und Lehrenden fördern. Da-
                                                           
48 Lisbon Convention 1997. Bis heute haben 36 europäische 

Staaten die Konvention ratifiziert, siehe Bergen Commu-
niqué 2005, S. 3. 

49 Magna Charta Universitatum 1988. 
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rüber hinaus sei eine gemeinsame Politik im 
Hinblick auf Abschlussbezeichnungen, Status, 
Prüfungen und Fördermöglichkeiten unabding-
bar für die Bewältigung heutiger Anforderun-
gen. Mit der Magna Charta Universitatum war 
also der dokumentarische Grundstein für die 
Reformprozesse gelegt worden, welche in den 
90er Jahren das Bild der europäischen Hoch-
schulsysteme bestimmte.50 

Im Zuge der Harmonisierung des Bildungswe-
sens in Europa sollten die Studiensysteme der 
einzelnen Länder in gewissem Maße angeglichen 
werden. Dabei müsse jedoch, so die einhellige 
Meinung, darauf geachtet werden, dass die Be-
sonderheiten der individuellen Hochschulsyste-
me gewahrt würden. 

In diesem Sinne unterzeichneten die Bildungs-
minister Frankreichs, Italiens und Deutschlands 
sowie die Hochschulministerin des Vereinigten 
Königreichs im Mai 1998 anlässlich einer Kon-
ferenz in Paris die Sorbonne Joint Declaration. Die 
internationale Anerkennung der europäischen 
Systeme und ihre potenzielle Attraktivität, so die 
Unterzeichner, sei direkt mit der Verständlich-
keit und dem Bekanntheitsgrad der Studiensys-
teme verbunden. So scheine sich ein System mit 
zwei Studienzyklen, undergraduate und graduate, 
herauszubilden. Dabei solle die Verwendung 
von Credits das System flexibel halten. Insge-
samt sei zu hoffen, dass Europa eine Region des 
wechselseitigen Austauschs werde, in der Stu-
dierende sich frei bewegen könnten und ihre 
Studienleistungen anerkannt würden. Im Schluss-
teil der Sorbonne-Erklärung wird zum ersten Mal 
das Ideal eines europäischen Hochschulraums 
beschworen: „The anniversary of the University 
of Paris (…) offers us a solemn opportunity to 
engage in the endeavour to create a European 
area of higher education, where national identi-
ties and common interests can interact and 

                                                           
50 Die Service-Stelle Bologna der Hochschulrektorenkon-

ferenz hat 2004 einen Reader veröffentlicht, der alle für 
den Bolognaprozess bedeutenden Dokumente auf natio-
naler und europäischer Ebene abbildet. Darüber hinaus 
werden Anregungen und Hilfestellungen für die Um-
setzung der Bologna-Ziele an deutschen Hochschulen 
gegeben, siehe HRK 2004a. Für einen Überblick des Bo-
lognaprozesses und der Situation an deutschen Hoch-
schulen siehe auch BMBF 2005a und Rehburg 2004. 

strengthen each other for the benefit of Europe, 
of its students, and more generally of its citi-
zens.”51 

aÉê=_çäçÖå~éêçòÉëë=

Sehr schnell wurden die bis dahin abstrakten 
Vorhaben nun konkret: Im Juni 1999, gut ein 
Jahr nach der Veröffentlichung der Sorbonne-
Erklärung, trafen sich die Bildungsminister und 
andere Vertreter des Bildungswesens aus 29 eu-
ropäischen Ländern zu einer Konferenz in Bo-
logna. Aus diesem Treffen ging das Dokument 
hervor, über dessen Entstehung nur wenig be-
kannt ist, dessen Folgen aber weit reichend wa-
ren und noch sind: die Bologna Declaration.52 Die 
31 Unterzeichner der Deklaration verpflichteten 
sich für ihr jeweiliges Land, folgende Vorhaben 
umzusetzen: 

• Einrichtung eines Systems mit allgemein ver-
ständlichen und vergleichbaren Abschluss-
graden; dazu gehört die Vergabe eines Diplo-
ma Supplements. 

• Einrichtung eines Studiensystems, das im 
Wesentlichen auf zwei Studienstufen beruht, 
undergraduate und graduate. Dabei umfasst die 
erste Stufe ein Vollzeitstudium von mindes-
tens drei Jahren, dessen Abschluss als hinrei-
chende Qualifikation für den europäischen 
Arbeitsmarkt gilt und Voraussetzung für das 
weiterführende Studium ist. 

• Einrichtung eines Credit-Systems, um die stu-
dentische Mobilität zu fördern. 

• Förderung der Mobilität von Studierenden, 
Lehrenden und Forschenden, indem beste-
hende Barrieren abgebaut werden. 

• Förderung der europäischen Zusammenar-
beit bei der Qualitätssicherung. 

• Förderung der europäischen Dimension in der 
Hochschulbildung, und zwar im Hinblick 
auf Lehrpläne, institutionelle Zusammenar-
beit, Mobilitätsprogramme sowie Forschung 
und Lehre. 

                                                           
51 Sorbonne Declaration 1998, S. 3. 
52 Bologna Declaration 1999. In der deutschen Fassung: 

Bologna-Deklaration 1999. 
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Alle vereinbarten Ziele sollten „kurzfristig, auf 
jeden Fall aber innerhalb der ersten Dekade des 
dritten Jahrtausends“, also spätestens bis zum 
Jahr 2010 erreicht sein. Damit waren die Wei-
chen für eine historische Reform gestellt. 

Dabei ist zweierlei bemerkenswert: Zum einen 
spielte die Europäische Union bei dem Anstoß 
dieses Reformprozesses praktisch keine Rolle. 
Vielmehr wurde sie von den schnellen Entschei-
dungen und den selbst auferlegten Verpflich-
tungen der Bildungsminister überrascht, zumal 
diese sich vorher stets dagegen gewehrt hatten, 
Maßnahmen zur Angleichung der unterschied-
lichen Hochschulsysteme mitzutragen.53 

Zum anderen setzten die europäischen Minister 
mit der Bologna-Deklaration konkrete Ziele und 
eine feste Frist für die Umsetzung der Reform-
vorhaben, ohne dass dies in jedem Fall mit den 
betreffenden Gruppierungen im jeweiligen Land 
abgestimmt gewesen wäre, also vor allem mit 
Hochschul- und Studierendenvertretern. 

Dabei hatte gerade die zweite Zielvorgabe, das 
System mit zwei Studienstufen, für die Unter-
zeichnerländer erhebliche Folgen. Bis zum Zeit-
punkt der Bologna-Deklaration gab es nur in 
wenigen westeuropäischen Staaten ein mehrstu-
figes Studiensystem mit jeweils berufsqualifizie-
renden Abschlüssen, etwa im Vereinigten Kö-
nigreich und in Irland.54 Mit dem politischen 
Umbruch war in einigen osteuropäischen Staaten 
zu Beginn der 90er Jahre auch das Hochschul-
system umgestellt worden, wobei das amerika-
nische Stufenmodell als Vorbild diente. In Däne-

                                                           
53 Vgl. dazu Teichler 2001 sowie Teichler 2005b, S. 44 f. Der 

Autor weist darauf hin, dass die beiden Grundannah-
men, die ausschlaggebend für den Bolognaprozess wa-
ren – 1. Zu wenige Studierende aus dem internationalen 
Ausland kommen zum Studium in die nicht-englisch-
sprachigen europäischen Länder, und das liegt an der 
Inkompatibilität der Studienstrukturen; 2. Die studen-
tische Mobilität innerhalb Europas ist zu gering, und sie 
kann durch eine Angleichung der Studiensysteme er-
höht werden –, keine statistisch belegbaren Tatbestän-
de, sondern vielmehr Glaubenssätze waren. In diesem 
Fall habe die gemeinsame Überzeugung offenbar Tat-
sachen geschaffen. 

54 Zu ausführlichen Beschreibungen der westeuropäischen 
Hochschulsysteme in der Zeit vor der Bolognadeklara-
tion siehe Knudsen, Haug u. Kirstein 1999 sowie Schnit-
zer 1998. Einen Überblick zu den Entwicklungen in 16 
europäischen Systemen bietet Richter 2004. 

mark war der Bachelorabschluss bereits ebenfalls 
Anfang der 90er Jahre eingeführt worden, wobei 
das Bachelorstudium eher als Vorbereitung für 
die Masterstufe gesehen wurde denn als eigen-
ständige, für den Beruf qualifizierende Hoch-
schulausbildung; Ähnliches gilt für Finnland, wo 
Mitte der 90er Jahre eine mehrstufige Struktur 
im Hochschulwesen etabliert wurde. Und in 
Frankreich etwa waren Studienstufen auch vor 
Beginn des Bolognaprozesses üblich, aber je nach 
der Hochschulart gab es unterschiedliche Stu-
fenmodelle. 

So standen die meisten Länder in Europa vor 
enormen Umbauten im Hochschulsystem. Gleich-
zeitig bestand fast überall Reformbedarf, ange-
sichts gestiegener Studierendenzahlen, finan-
zieller Engpässe und gleichzeitig wachsendem 
Wettbewerbsdruck, sowohl im Land als auch 
auf internationaler Ebene. Somit schien sich der 
Prozess, einmal in Gang gesetzt, nicht mehr auf-
halten zu lassen. 

Knapp zwei Jahre nach der Konferenz von Bo-
logna trafen sich die europäischen Bildungsmi-
nister erneut, diesmal in Prag. Nun sollte der 
bisherige Stand der Umsetzung erstmals einer 
Prüfung unterzogen und die Richtung für das 
weitere Vorgehen in den Ländern bestimmt wer-
den. Als Ergebnis dieser Konferenz wurde im 
Mai 2001 das Prager Kommuniqué veröffent-
licht.55 Darin werden Fortschritte zu den sechs in 
Bologna vereinbarten Reformzielen festgestellt 
und Hinweise für weitere Maßnahmen gegeben. 
Außerdem wurden mit der Prager Konferenz 
drei neue Punkte in das Bologna-Zielprogramm 
aufgenommen. Die 32 Unterzeichner des Prager 
Kommuniqués verpflichteten sich, in ihren Län-
dern 

• Strategien für das Lebenslange Lernen zu 
entwickeln, 

• Hochschulen und Studierende bei der Umset-
zung der Reformen als gleichermaßen kom-
petente und aktive Partner zu betrachten und 

• Maßnahmen zu ergreifen, um die Attraktivi-
tät des Hochschulraums Europa zu erhöhen. 

                                                           
55 Prague Communiqué 2001. 
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Schließlich wurde beschlossen, für die themati-
schen Aufgaben, die bis zur nächsten anberaum-
ten Konferenz anfallen würden, zwei Arbeits-
gruppen zu bilden: die Bologna Follow-up Group 
(BFUG) und eine preparatory group. 

Im September 2003 fand in Berlin ein weiteres 
Treffen der Bildungsminister im Zuge des Bo-
lognaprozesses statt. Das gemeinsam verabschie-
dete Kommuniqué befasst sich mit den Fort-
schritten, die in den neun Aktionslinien bisher 
erzielt worden waren, und weist auf ausstehen-
de Schritte hin.56 Außerdem legten die Minister 
ein weiteres Ziel im Bolognaprozess fest: 

• Die Verbindungen zwischen dem Europäi-
schen Hochschulraum (European Higher Edu-
cation Area, EHEA) und dem Europäischen 
Forschungsraum (European Research Area, ERA) 
sollen gestärkt werden. Dazu gehört auch, 
dass das Doktorandenstudium als dritte Stu-
fe des Studiensystems definiert wird. 

Damit sind, wie in Tabelle 1 ersichtlich, im Bo-
lognaprozess insgesamt zehn Aktionslinien ver-
einbart worden. Alle Maßnahmen, auch das wur-
de in Berlin beschlossen, sollten im Einklang mit 
der sozialen Dimension des europäischen Hoch-
schulraums erfolgen. 
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Abschließend56werden im Kommuniqué von Ber-
lin drei Bereiche benannt, die bis zum Jahr 2005 
mit höchster Priorität verfolgt werden sollten: 
1. die Qualitätssicherung in Form gemeinsamer 
Standards sowie Evaluations- und Akkreditie-
rungsverfahren, 2. die Einrichtung gestufter Stu-
diengänge und 3. die gegenseitige Anerkennung 
von Studienabschlüssen und Studienzeiten. Die 
Bologna Follow-up Group wurde beauftragt, für 
diese drei Bereiche bis zur nächsten Konferenz 
eine Bestandsaufnahme in den mittlerweile 40 am 
Bolognaprozess beteiligten Ländern durchzufüh-
ren, um Fortschritte und Ausstände aufzuzeigen. 

                                                           
56 Berlin Communiqué 2003. 

Im Mai 2005 trafen sich die Staatsvertreter zur 
dritten Bologna-Folgekonferenz in der norwegi-
schen Universitätsstadt Bergen. Auf der Konfe-
renz wurden fünf weitere osteuropäische Län-
der als neue Mitglieder begrüßt, so dass seither 
mit Ausnahme von Weißrussland alle europäi-
schen Staaten am Bolognaprozess beteiligt sind.57 
Der Schwerpunkt der Konferenz lag auf der 
Auswertung des zwischenzeitlich vorgenomme-
nen Stocktaking, was sich auch im abschließend 

                                                           
57 Je nachdem, ob Zypern zu den europäischen Staaten ge-

zählt wird – was im Bolognaprozess der Fall ist –, um-
fasst „Europa“ im politischen Sinn 45 oder 46 Staaten. 
Russland, Kasachstan und die Türkei gelten dabei als 
eurasische Staaten. 
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veröffentlichten Kommuniqué der Minister zeigt; 
dort wird für die drei Bereiche Qualitätssiche-
rung, Studienstruktur und Anerkennung von 
Studienleistungen jeweils kurz der Stand der 
Dinge wiedergegeben und auf notwendige Ver-
besserungen aufmerksam gemacht.58 Unter dem 
Titel „Weitere Aufgaben und Prioritäten“ wird 
ein kritischer Blick auf die ausstehenden Reform-
arbeiten in verschiedenen Aktionslinien gewor-
fen; die Aussagen und Forderungen bleiben aber 
– abgesehen von den Aufgaben, die der Bologna 
Follow-up Group zugeteilt werden – meist abs-
trakt. Schließlich werden mit Bezug auf die drei 
Bereiche mit höchster Priorität noch konkrete 
Aufgabenfelder beschrieben. Demnach konzen-
triert sich der Reformwille auf die vier Punkte: 
1. Implementierung der Standards und Richtli-
nien für Qualitätssicherung, dem Entwurf der 
European Association for Quality Assurance in 
Higher Education (ENQA) folgend,59 2. Imple-
mentierung nationaler Qualifikationsrahmen, 3. 
Vergabe und wechselseitige Anerkennung von 
Joint Degrees, auch im Doktorandenstudium, 4. 
Erweiterung der Möglichkeiten, flexible Wege 
im Studium einzuschlagen; das beinhaltet auch 
Verfahren zur Anerkennung von außerhalb der 
Hochschule erworbenen Qualifikationen. 

Abschließend wird im Bergener Kommuniqué 
noch einmal klar gesagt, welche Aufgaben ein 
gestuftes Studium im Hochschulraum Europa 
erfüllen soll: „The European Higher Education 
Area is structured around three cycles, where 
each level has the function of preparing the 
student for the labour market, for further com-
petence building and for active citizenship.“ 
Die vierte Bologna-Folgekonferenz soll im Jahr 
2007 in London stattfinden. 

PKO= båíïáÅâäìåÖÉå=áã=ÇÉìíëÅÜÉå=
eçÅÜëÅÜìäëóëíÉã=

sçê=ÇÉê=_çäçÖå~JaÉâä~ê~íáçå=

Einige Zeit, bevor die vier Staatsvertreter aus 
Frankreich, Italien, dem Vereinigten Königreich 
                                                           
58 Bergen Communiqué 2005. Für den Stand der Umsetzung 

siehe den Bericht der Arbeitsgruppe „Stocktaking“, 
BWGS 2005. 

59 Siehe ENQA 2005. 

und Deutschland im Jahr 1998 bei ihrem Treffen 
an der Sorbonne das Bild eines gemeinsamen 
europäischen Hochschulraums entwarfen, und 
dementsprechend vor der folgenreichen Bolog-
na-Erklärung im Jahr 1999, waren in der deut-
schen Hochschulpolitik bereits Möglichkeiten 
erörtert worden, wie man die Anerkennung von 
Studienleistungen im In- und Ausland verbes-
sern und die Mobilität von Studierenden und 
Lehrenden erhöhen könne, um somit langfristig 
die Attraktivität des nationalen Hochschulsys-
tems zu steigern. 

Diese Überlegungen und die nachfolgenden Re-
formentwicklungen lassen sich anhand von of-
fiziellen Verlautbarungen und Dokumenten der 
maßgeblichen Organisationen im deutschen Hoch-
schulsystem aufzeigen (siehe die Übersicht in 
Tabelle 3). Dabei gilt zu beachten, dass die Be-
schlüsse der Kultusministerkonferenz zwar selbst 
nicht rechtlich bindend sind, aber den Anlass 
für entsprechende Änderungen in den Länder-
gesetzen geben.60 

tìåëÅÜ=å~ÅÜ=ÄÉëëÉêÉê=sÉêÉáåÄ~êâÉáí=îçå=
píìÇáÉåëóëíÉãÉå=

Im Juli 1996 gab die Hochschulrektorenkonfe-
renz (HRK)61 eine Empfehlung mit dem Titel 
„Attraktivität durch internationale Kompatibili-
tät“ heraus. Der Anlass für die Reformvorschlä-
ge, so die Rektoren, sei die auffallend geringe 
Nachfrage ausländischer Studierender nach Stu-
dienangeboten an deutschen Hochschulen. Vor 
allem gebe es zu wenige Studierende, die wäh-
rend ihrer Studienzeit in Deutschland von ihrem 
Heimatstaat finanziell gefördert würden. Das 
wiederum sei unter anderem durch die hohen 
Lebenshaltungskosten und ungenügendes Mar-
keting der deutschen Hochschulen bedingt, we-
sentlich aber durch die international nicht ver-
gleichbare Struktur des deutschen Hochschul-
studiums. Im internationalen Wettbewerb sei 
das angloamerikanische Studienmodell vorherr-
schend; es biete ausländischen Studierenden be-
                                                           
60 Für einen Überblick zu den Landeshochschulgesetzen 

siehe HoF 2004. 
61 In der Hochschulrektorenkonferenz ist mit 260 Hoch-

schulen die Mehrzahl der insgesamt rund 350 Hoch-
schulen in Deutschland vertreten. 
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kannte Studienformen, Übergänge und Ab-
schlüsse. Außerdem würden die Studierenden 
in diesem Modell intensiv und durchgängig be-
treut. 

Um nun die Situation an deutschen Hochschulen 
zu verbessern, müssten Maßnahmen zum Zweck 
größerer Transparenz und Kompatibilität ergrif-
fen werden. Das Ziel, so die Hochschulrektoren, 
sei jedoch ausdrücklich nicht die Umwandlung 
der Studienstrukturen: „Verschiedentlich geäu-
ßerte Auffassungen, angesichts der weltweiten 
Dominanz von Studiensystemen des anglo-ame-
rikanischen Typs müsse auch das deutsche Sys-
tem durch Übernahme dieser Strukturen umge-
wandelt werden, werden hier nicht weiter ver-
folgt, da eine so grundlegende Umwandlung für 
die anzustrebenden Verbesserungen der Studien-
bedingungen im Sinne größerer Attraktivität 
nicht allein ausgehend von internationalen Be-
zügen betrieben werden darf und sie realistisch 
ohnehin nicht kurzfristig zu erwarten ist.“62 

Die Kultusministerkonferenz (KMK) veröffent-
lichte noch im gleichen Jahr, nämlich im No-
vember 1996, einen Bericht zur „Stärkung der 
internationalen Wettbewerbsfähigkeit des Stu-
dienstandortes Deutschland“.63 Die Minister for-
derten hierin, das Studium an deutschen Hoch-
schulen über eine Strukturreform zu verbessern, 
und ermutigten ausdrücklich zur internationa-
len Ausrichtung des Studiums, unter anderem 
durch die Einführung international anerkannter 
Studienabschlüsse wie Bachelor und Master. Von 
einer solchen Reform erhoffe man sich kürzere 
Studienzeiten und eine Senkung der Studien-
abbruchzahlen. 

In ihren Zielen waren sich also die Vertreter der 
Hochschulleitungen und die Vertreter der Hoch-
schulpolitik einig: Beide Parteien sahen die Not-
wendigkeit, Veränderungen im deutschen Hoch-
schulsystem vorzunehmen, um die Studienan-
gebote international besser anzubinden. Über 
die Maßnahmen allerdings herrschte geteilte 
Meinung: Während die Hochschulrektoren der 
Ansicht waren, es gebe genügend Mittel und 
Wege, mehr Kompatibilität zu schaffen, ohne 
                                                           
62 HRK 1996, Abschnitt V(1). 
63 KMK 1996. 

dafür das Studiensystem ändern zu müssen, for-
derte die Kultusministerkonferenz ebendiese Än-
derungen, vor allem durch die Einführung der 
neuen Studienabschlüsse Bachelor und Master. 

Dieser Trend setzt sich bis heute fort: Die Hoch-
schulvertreter, also Leitungsangehörige und 
Lehrende, stehen den strukturellen Veränderun-
gen eher skeptisch gegenüber, während die po-
litischen Repräsentanten die Reform vorantrei-
ben und mit ihren Vorgaben möglichst rasch die 
Strukturveränderungen herbeiführen wollen. 

hçåâêÉíÉ=cçêÇÉêìåÖÉå=

Im Juli 1997 gab die HRK ihre Entschließung „Zu 
Kredit-Punkte-Systemen und Modularisierung“ 
heraus.64 Als Vorbemerkung wurde angeführt, 
dass im Vergleich zu anderen Hochschulsyste-
men die deutschen Studiengänge, vor allem in 
den Kultur- und Sozialwissenschaften, „wenig 
bis gar nicht gegliedert und deshalb für Studie-
rende unübersichtlich“ seien. Die Hochschulrek-
toren empfahlen daher, gerade in diesen Fach-
gebieten studienbegleitende Prüfungen in Ver-
bindung mit Kreditpunktesystemen einzufüh-
ren. Damit sei es leichter möglich, Studienpro-
gramme zu modularisieren, also in thematische 
Studieneinheiten zu gliedern.65 Weiter wurde 
den Studienanbietern geraten, mehr über Stu-
dieninhalte und Lehrveranstaltungen zu infor-
mieren. Außerdem sollten für Studiengänge an 
deutschen Hochschulen zeitliche wie inhaltliche 
Mindeststandards festgelegt werden. Mit der 
Entschließung folgten die Hochschulvertreter im 
Großen und Ganzen ihrer zuvor gezeigten Hal-
tung, durchaus Maßnahmen für die Anpassung 
des deutschen Hochschulstudiums an interna-

                                                           
64 HRK 1997a. 
65 Offensichtlich hatte hier der Blick auf das anglo-ameri-

kanische Studienmodell, dem zufolge ein Studienpro-
gramm thematisch gegliedert ist und die einzelnen Ein-
heiten mit Credits versehen sind, die Rektoren veran-
lasst, ein ähnliches Modell für das Studium an deut-
schen Hochschulen zu fordern. Wann und wie sich al-
lerdings der Begriff „Modul“ für die Bezeichnung einer 
Studieneinheit etabliert hat, wird wohl im Verborgenen 
bleiben – in anglo-amerikanischen Studiensystemen je-
denfalls ist „module“ in diesem Zusammenhang unbe-
kannt. Eine Studieneinheit, an deren erfolgreiches Ab-
solvieren eine bestimmte Zahl von Credits gebunden 
ist, wird üblicherweise als ”course” bezeichnet. 
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tional übliche Strukturen zu empfehlen, von 
Strukturveränderungen selbst aber abzusehen. 

Im Oktober 1997 legte die KMK erste Grundsät-
ze für die Einführung von Bachelor- und Master-
abschlüssen fest und verfasste dazu einen Be-
schluss, der den gleichen Titel trägt wie ihr 1996 
publizierter Bericht: „Stärkung der internationa-
len Wettbewerbsfähigkeit des Studienstandortes 
Deutschland“.66 Damit wurde immer deutlicher, 
dass die Kultusminister in Richtung einer Stu-
dienstrukturreform gingen: Das einphasige Lang-
studium an deutschen Hochschulen sollte durch 
ein Studiensystem mit mindestens zwei jeweils 
kürzeren Studienstufen ersetzt werden. 

Ob dieses schnelle Vorangehen auf der Seite der 
politischen Entscheidungsträger den Ausschlag 
gegeben hatte, oder ob die Hochschulvertreter 
selbst mittlerweile ihre Haltung zur Strukturre-
form geändert hatten, ist nur zu vermuten. Tat-
sache ist, dass die HRK im November 1997, nur 
wenige Wochen nach Erscheinen des genann-
ten KMK-Beschlusses, eine Entschließung „Zur 
Einführung von Bachelor- und Masterstudien-
gängen/-abschlüssen“ veröffentlichte, in der die 
Rektoren in wenigen Sätzen ihre Sicht auf die 
bevorstehende Neuerung darlegten.67 Dabei wur-
de die Veränderung selbst nicht mehr in Frage 
gestellt; es ging den Hochschulvertretern nun 
darum, rechtzeitig Maßstäbe für die Gestaltung 
der neuen Studiengänge zu setzen. 

So forderten die Rektoren, die Einführung ge-
stufter Studiengänge gleichermaßen an Univer-
sitäten und Fachhochschulen zu ermöglichen, 
die neuen Angebote modular zu gestalten, sie 
einer Qualitätsprüfung zu unterziehen sowie 
besondere Kriterien für die Studienbewerber in 
Masterstudiengängen zu formulieren. Beide Stu-
dienstufen, das Bachelor- und das Masterstudi-
um, sollten zu einem berufsqualifizierenden Ab-
schluss führen. Dabei entspreche das deutsche 
Fachhochschuldiplom mit Blick auf die interna-
tionalen Abschlüsse dem Bachelor honors, das 
Universitätsdiplom dem Master. Obgleich also 
die Einführung der Studienstufen, wie eben er-
wähnt, unabhängig von der Hochschulart mög-
                                                           
66 KMK 1997. 
67 HRK 1997b 

lich sein sollte, gingen die Hochschulvertreter 
zu dieser Zeit noch von einer unterschiedlichen 
Wertigkeit der neuen Abschlüsse nach der Hoch-
schulart aus. 

Der vollständigen Umstellung des traditionellen 
Studiensystems auf ein System mit mehreren 
Studienstufen sahen die Hochschulrektoren in 
ihrer Entschließung mit Skepsis entgegen: „Der 
einzelnen Hochschule bzw. den einzelnen Fa-
kultäten/Fachbereichen sollte überlassen bleiben, 
ob und in welchen Fächern (…) Bachelor- und 
Masterprogramme eingeführt werden. Jedenfalls 
in der Erprobungsphase sollten diese Program-
me parallel zu den deutschen Diplom- und Ma-
gisterstudiengängen angeboten werden.“68 

^åë®íòÉ=òìê=nì~äáí®íëëáÅÜÉêìåÖ=áå=ÇÉå=
åÉìÉå=píìÇáÉå~åÖÉÄçíÉå=

Im Juli 1998 veröffentlichte die HRK eine Ent-
schließung namens „Akkreditierungsverfahren“.69 
Darin legten die Rektoren Standards und Krite-
rien für die Qualitätssicherung der zukünftigen 
Bachelor- und Masterstudiengänge fest. Bislang, 
so die Hochschulvertreter, sei die Qualitätssi-
cherung überwiegend auf staatlicher Ebene ver-
ortet gewesen, aber angesichts der Veränderun-
gen im Hochschulsystem, die auf stärkere Dif-
ferenzierung, mehr Transparenz und zuneh-
mende Internationalisierung zielten, seien die 
Rahmenprüfungsordnungen als Qualitätsprü-
fung nicht mehr angemessen. Vielmehr sei zu 
fragen, „ob über ein eigenes Verfahren, das nicht 
an Prüfungs- und Studienordnungen orientiert 
ist, sondern die Beachtung von Mindeststan-
dards einfordert, die Vergleichbarkeit und die 
Qualität von Lehre, Studium und Studienab-
schlüssen gesichert werden müssen.“70 Das zwei-
stufige Akkreditierungsverfahren, das für diesen 
Fall gedacht war, solle möglichst schnell und 
unbürokratisch eingeführt werden. Zu den Ak-
kreditierungskriterien sollte die internationale 
Kompatibilität der Curricula ebenso gehören wie 
die Berufsbefähigung der Absolventen, die Aus-
richtung des Studiums auf Entwicklungen in den 

                                                           
68 Siehe HRK 1997b, Punkt (3). 
69 HRK 1998a. 
70 Siehe HRK 1998a, Punkt (I). 
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zugehörigen Berufsfeldern und nicht zuletzt die 
personelle, sächliche und räumliche Ausstattung 
der Studiengänge. 

aáÉ=ÖÉëÉíòäáÅÜÉ=dêìåÇä~ÖÉ=ÑΩê=ÇáÉ=báåÑΩÜJ
êìåÖ=îçå=_~ÅÜÉäçêJ=ìåÇ=j~ëíÉêëíìÇáÉåJ
Ö®åÖÉå=

Im August 1998 trat das vierte Änderungsgesetz 
zum deutschen Hochschulrahmengesetz (HRG) 
in Kraft. In der neuen Fassung des HRG wurde 
den Hochschulen – und zwar ohne Unterschei-
dung zwischen Universitäten und Fachhochschu-
len – die Möglichkeit eingeräumt, in einer zeit-
lich nicht definierten Probephase neue Studien-
angebote zu entwickeln und international kom-
patible Abschlussgrade zu verleihen: „Zur Er-
probung können Studiengänge eingerichtet wer-
den, die zu einem Bachelor- oder Bakkalaureus-
grad und zu einem Master- oder Magistergrad 
führen“.71 Die Regelstudienzeit der ersten Stu-
dienstufe wurde auf mindestens drei und höchs-
tens vier Jahre festgelegt, die der weiterführen-
den Stufe auf ein bis zwei Jahre. Insgesamt darf 
laut Gesetz die vorgesehene Studiendauer im 
konsekutiven Studium, d.h. in der Programm-
kombination aus Bachelor- und Masterstudium, 
nicht mehr als fünf Jahre betragen. 

In Deutschland war also die Einrichtung gestuf-
ter Studiengänge rechtlich möglich, bevor die 
beiden deutschen Vertreter 1999 in Bologna die 
für Europa maßgebliche Deklaration unterzeich-
neten. 

_~ÅÜÉäçê=ìåÇ=j~ëíÉê=áã=wìÖÉ=ÇÉë=
_çäçÖå~éêçòÉëëÉë=

nì~äáí®íëëáÅÜÉêìåÖ=ÇìêÅÜ=^ââêÉÇáíáÉêìåÖ=

Die Qualitätssicherung der neuen Studiengänge, 
so war früh beschlossen worden, sollte nicht wie 
bisher auf die ministerielle Genehmigung und 
freiwillige Evaluation beschränkt sein, sondern 
über Akkreditierungsverfahren gewährleistet 
werden. Jeder einzelne neue Bachelor- oder 
Masterstudiengang sollte an vorher definierten, 
                                                           
71 Siehe die Gesetzesnovelle, HRGÄndG4 1998, oder das 

HRG in der aktualisierten Fassung, HRG 1998, § 19, 
Abs. 1. 

fachbezogenen Mindeststandards gemessen wer-
den und bei erfolgreicher Begutachtung eine of-
fizielle Akkreditierung erhalten. Diese gelte als 
Voraussetzung für das Fortbestehen des Stu-
diengangs. Wie bereits die HRK, veröffentlichte 
auch die KMK noch im Jahr 1998, nur wenige 
Monate nach Inkrafttreten der vierten HRG-No-
velle, einen entsprechenden Beschluss.72 Dem-
zufolge besteht zwischen der staatlichen Geneh-
migung und der Akkreditierung eine funktio-
nale Trennung, für beide Bereiche aber sollten 
Strukturvorgaben gelten. 

Um die Arbeit der neu gegründeten Akkreditie-
rungsagenturen zentral zu beaufsichtigen und 
ihnen Richtlinien und Qualitätsstandards an die 
Hand zu geben, wurde auf den KMK-Beschluss 
hin probeweise, d.h. zunächst für drei Jahre, ein 
Akkreditierungsrat eingerichtet, der aus Vertre-
tern der Hochschulen, der Länder, der berufli-
chen Praxis und der Studierenden bestand, ins-
gesamt aus 14 Mitgliedern. Das Akkreditierungs-
verfahren für einen Studiengang, so der Be-
schluss, müsse von der betreffenden Hochschule 
finanziert werden. Jeder akkreditierte Studien-
gang solle nach fünf bis sieben Jahren erneut be-
gutachtet werden. 

Als Arbeitsgrundlage für die Akkreditierungs-
agenturen hatte die KMK im März 1999 erst-
mals „Strukturvorgaben für die Einführung von 
Bachelor-/Bakkalaureus- und Master-/Magister-
studiengängen“ veröffentlicht, die mit weiteren 
Beschlüssen aktualisiert wurden: im Dezember 
2001, im Oktober 2003 sowie im April und im 
September 2005 (siehe untenstehenden Ab-
schnitt).73 

Der Akkreditierungsrat selbst legte einige Mo-
nate nach seiner Berufung, im November 1999, 
Mindeststandards und Kriterien für die Akkre-
ditierung sowohl von Akkreditierungsagenturen 
als auch von Bachelor- und Masterstudiengän-
gen fest.74 Demnach gehe es bei der Akkreditie-
rung von neuen Studiengängen darum, Qualität 
zu sichern, Studierbarkeit nachzuweisen, Viel-

                                                           
72 HRK 1998a und KMK 1998. 
73 Siehe KMK 1999, KMK 2001, KMK 2003b, KMK 2005c 

und KMK 2005d. 
74 AR 1999. 
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falt zu ermöglichen und Transparenz zu schaf-
fen. In dem zwei Jahre später veröffentlichten 
„Leitfaden für Gutachter/-innen in Akkreditie-
rungsverfahren“75 wird erneut die Zielsetzung 
von Akkreditierungsverfahren beschrieben; dies-
mal konkreter mit der Schwerpunktsetzung auf 
den Punkten 1. Qualität des Curriculums, 2. Be-
rufsqualifizierung, 3. personelles Potenzial und 
4. materielle Ausstattung. Zu allen vier Bereichen 
werden zentrale Fragen genannt, die von den 
Gutachtern im Akkreditierungsverfahren beant-
wortet werden sollten. Für den zweiten Punkt, 
Berufsqualifizierung, sei demnach zu fragen, 

• ob die Studieninhalte und die vorgesehenen 
Lehrmethoden tatsächlich auf die von der 
Hochschule angegebenen möglichen Berufs-
felder vorbereiten, 

• ob auch die absehbaren Entwicklungen in den 
potenziellen Berufsfeldern berücksichtigt wer-
den, 

• ob es Gespräche mit Vertretern der Berufspra-
xis gab, und ob Vertreter aus den genannten 
Berufsfeldern bei der Entwicklung des Studien-
gangs mit einbezogen wurden, 

• in welchem Umfang berufsvorbereitende Stu-
dieneinheiten wie beispielsweise Studienpro-
jekte oder betreute Praktika in den Studien-
verlauf integriert sind. 

báåçêÇåìåÖ=ÇÉê=åÉìÉå=^ÄëÅÜäΩëëÉ=

Im Februar 2000 veröffentlichte das HRK-Prä-
sidium eine Position zur „Einordnung von Ba-
chelor-/Bakkalaureus- und Master-/Magister-
Abschlüssen im öffentlichen Dienst“. Dort spre-
chen sich die Hochschulvertreter für eine Umge-
staltung der Strukturen des öffentlichen Dienstes 
aus, zum einen durch Flexibilisierung, zum an-
deren durch die Besoldung nach individueller 
Leistung. Empfohlen wurde „1. die Aufhebung 
der Laufbahngruppen, mindestens aber 2. die 
Abschaffung der institutionell gestuften Chan-

                                                           
75 Siehe AR 2001a. In dem zum selben Datum ausgegebe-

nen „Referenzrahmen für Bachelor-/Bakkalaureus- und 
Master-/Magister-Studiengänge“ des Akkreditierungs-
rates (AR 2001b) werden die Kriterien lediglich allge-
mein beschrieben. 

cenverteilung – alle Abschlüsse deutscher Hoch-
schulen, auch die neuen Abschlüsse Bachelor/ 
Bakkalaureus und Master/Magister, sollen auch 
beruflich die gleichen Start- und Bewerbungs-
chancen bieten.“76 So lange diese grundsätzli-
che Umstellung nicht erfolgt sei, müsse es Über-
gangsregelungen für die Einordnung der neuen 
Abschlüsse in die bestehenden Laufbahngrup-
pen geben. Nach Ansicht des HRK-Präsidiums 
waren dies – unabhängig von der Hochschulart, 
an der die Abschlüsse vergeben werden und 
unter der Voraussetzung, dass die betreffenden 
Studiengänge akkreditiert seien – die folgenden 
Regeln:77 

• Master werden wie Absolventen mit einem 
Universitätsdiplom behandelt und erhalten 
somit Zugang zum höheren Dienst. 

• Auch besonders qualifizierte Absolventen von 
vierjährigen Bachelorstudiengängen oder von 
Fachhochschulstudiengängen erhalten Zugang 
zum höheren Dienst. 

• Absolventen von dreijährigen Bachelorstudien-
gängen sowie Studiengängen an Berufsakade-
mien und Verwaltungsfachhochschulen erhal-
ten Zugang zum gehobenen Dienst. 

Interessanterweise schränken die HRK-Vertreter 
ihre Position mit Blick auf den Arbeitsmarkt für 
Absolventen gleich im ersten Absatz des Doku-
mentes wieder ein: Studiengänge mit den Ab-
schlussgraden Bachelor und Master führten zu 
berufsqualifizierenden Abschlüssen, daher solle 
die Einordnung der beiden neuen Abschlussgra-
de im öffentlichen Dienst geklärt werden, „auch 
wenn die Beschäftigung der Hochschulabsol-
venten zukünftig ganz überwiegend außerhalb 
des öffentlichen Dienstes erfolgen dürfte“.78 An 
die Umstellung der mit Staatsprüfungen abschlie-
ßenden Medizin- und Lehramtsstudiengänge – 
deren Absolventen durchaus zu größeren Antei-

                                                           
76 HRK 2000a, Abschnitt II. 
77 Die hier getroffene Unterscheidung von Bachelorstudien-

gängen nach ihrer Regelstudiendauer war damals noch 
aktuell, sollte dann allerdings mit der dritten Fassung 
der KMK-Strukturvorgaben im Oktober 2003 für unzu-
lässig erklärt werden. 

78 HRK 2000a, Abschnitt I. 
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len im öffentlichen Dienst arbeiten – wurde hier 
augenscheinlich kaum gedacht. 

Ebenfalls im Februar 2000 hatte der Innenmi-
nister die Kultusministerkonferenz um eine Stel-
lungnahme zur Einordnung der neuen Abschlüs-
se in die Strukturen des öffentlichen Dienstes 
gebeten. Im April 2000 gab die KMK einen ent-
sprechenden Beschluss zur laufbahnrechtlichen 
Zuordnung von Bachelor- und Masterabschlüs-
sen heraus und legte damit eine kurzfristige und 
eine mittelfristige Lösung für die Einordnungs-
frage vor.79 Kurzfristig sollte demnach folgende 
Regelung greifen: 

• Der Bachelorabschluss eröffnet den Zugang 
zum gehobenen öffentlichen Dienst, unabhän-
gig von der Hochschulart, an welcher der Ab-
schluss erworben wurde. Prinzipiell soll der 
Zugang zum höheren Dienst für Bachelorab-
solventen erleichtert, für besonders qualifizier-
te Bachelorabsolventen sogar problemlos er-
möglicht werden. 

• Der Masterabschluss eröffnet den Zugang zum 
höheren Dienst. 

Mittelfristig, so die Kultusminister weiter, solle 
aber die Differenzierung in die Laufbahnen des 
gehobenen und höheren Dienstes entfallen und 
der Zugang zum öffentlichen Dienst allen Hoch-
schulabsolventen nach einem mindestens drei-
jährigen Studium gleichermaßen offen sein. Die 
einstellende Behörde solle dann ausschließlich 
nach der Eignung, Leistung und fachlichen Be-
fähigung der Bewerber entscheiden. 

aáÉ=píêìâíìêîçêÖ~ÄÉå=ÇÉê=hjh=

Wie bereits erwähnt, hatte die KMK im Jahr 1999 
bestimmte Anforderungen an die Strukturen für 
Bachelor- und Masterstudiengänge festgelegt. 
Schon in dieser ersten Version der Strukturvor-
gaben waren Regelungen zur Funktion und Ab-
schlussbezeichnung der Studienphasen festge-
legt worden. So sollten die eher theoriebezoge-
nen Studiengänge mit dem Abschlussgrad „Ba-
chelor/Master of Arts“ bezeichnet werden, die 
eher anwendungsbezogenen Studiengänge hin-

                                                           
79 KMK 2000a. 

gegen mit „Bachelor/Master of Science“. Dane-
ben seien Abschlussgrade mit Fachzusätzen mög-
lich, etwa der „Bachelor/Master of Engineering“. 

In den Strukturvorgaben von 1999 sowie der ak-
tualisierten Fassung aus dem Jahr 2001 war be-
reits auf die Notwendigkeit der Modularisierung 
von Studiengängen und der Einrichtung von 
Leistungspunktsystemen hingewiesen worden. 
Bei der Genehmigung der neuen Studiengänge, 
so der entsprechende Passus, sei grundsätzlich 
nachzuweisen, dass der jeweilige Studiengang 
modularisiert und mit einem Leistungspunkt-
system ausgestattet ist. „Die Einführung von 
Modulen und Leistungspunkten gewährleistet 
die kalkulierbare Akkumulation und einen leich-
teren Transfer von Prüfungs- und Studienleistun-
gen und ermöglicht die individuelle Gestaltung 
des Studiums bei gleichbleibender Inanspruch-
nahme der Kapazitäten.“80 

Im Juni 2003 veröffentlichte die KMK ein Papier, 
in dem sie das zukünftige Aussehen der gestuf-
ten Studiengänge an deutschen Hochschulen in 
Form von „10 Thesen zur Bachelor- und Master-
struktur in Deutschland“ skizzierte.81 Sämtliche 
Aspekte, die in diesem Dokument genannt wer-
den, sind in die wenige Monate später publi-
zierte Neufassung der KMK-Strukturvorgaben 
eingeflossen (siehe unten) – mit Ausnahme der 
zehnten These: „Die gestufte Studienstruktur 
mit Bachelor- und Masterstudiengängen ist we-
sentlicher Baustein des europäischen Hochschul-
raums, der – entsprechend den Zielsetzungen 
der Bologna-Vereinbarung – bis zum Jahre 2010 
geschaffen werden soll. Jedoch können wichti-
ge Gründe für eine Beibehaltung der bewährten 

                                                           
80 KMK 2001, S. 9. Auch hier ist darauf hinzuweisen, dass 

die Begriffe „Module“ oder „Modularisierung“ weder 
in den Dokumenten des Bolognaprozesses noch im 
Hochschulrahmengesetz (HRG) verwendet werden. In 
bis heute unveränderter Formulierung heißt es seit der 
vierten HRG-Novelle von 1998 lediglich: „Zum Nach-
weis von Studien- und Prüfungsleistungen soll ein Leis-
tungspunktsystem geschaffen werden, das auch die 
Übertragung erbrachter Leistungen auf andere Studien-
gänge derselben oder einer anderen Hochschule ermög-
licht.“ (HRG 1998, § 15, Abs. 3.) Vgl. dazu die Anmerkung 
in Fußnote 65. Allerdings lässt sich laut dem „Trends 
IV“-Bericht für viele europäische Länder feststellen, 
dass sie den Modulbegriff im Zuge der Bolognareformen 
eingeführt haben (vgl. Reichert u. Tauch 2005, S. 15f.). 

81 KMK 2003a. 
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Diplomabschlüsse auch über das Jahr 2010 hinaus 
sprechen.“ Obgleich im Dokument nicht erläu-
tert wird, um welche wichtigen Gründe es sich 
dabei handeln könnte, wurde hiermit die sonst 
so offensiv geäußerte Forderung nach der Um-
stellung auf ein gestuftes Studiensystem relati-
viert. 

Im Oktober 2003 bestimmte die KMK, ohne auf 
den heiklen Punkt der Beibehaltung von Di-
plomabschlüssen erneut einzugehen, in einem 
Beschluss mit dem Titel „Ländergemeinsame 
Strukturvorgaben gemäß § 9 Abs. 2 HRG für die 
Akkreditierung von Bachelor- und Masterstu-
diengängen“ die Rahmenbedingungen für die 
Struktur der neuen Studiengänge.82 Im April und 
im September 2005 sind diese Vorgaben im Hin-
blick auf die Situation an den Kunst- und Mu-
sikhochschulen in Deutschland sowie hinsicht-
lich der Reform von Lehramtsstudiengängen er-
gänzt worden.83 Für die Gestaltung der Bachelor- 
und Masterstudiengänge an deutschen Hoch-
schulen spielten und spielen die Strukturvorga-
ben der KMK eine wichtige Rolle. 

Eingangs betonen die Kultusminister in dem 
Dokument, dass die von ihnen vertretenen Bun-
desländer mit den im Beschluss festgelegten 
Strukturvorgaben dem gesetzlichen Auftrag laut 
Hochschulrahmengesetz nachkommen, gemein-
sam dafür Sorge zu tragen, dass „die Gleichwer-
tigkeit einander entsprechender Studien- und 
Prüfungsleistungen sowie Studienabschlüsse 
und die Möglichkeit des Hochschulwechsels ge-

                                                           
82 KMK 2003b. Zu diesem Zeitpunkt waren bereits das 

fünfte und das sechste Änderungsgesetz zum Hoch-
schulrahmengesetz in Kraft getreten, beide im Jahr 2002. 
Im HRG von 1998 hatte es im eigens eingeführten Para-
graphen zu Bachelor- und Masterstudiengängen noch ge-
heißen, die Hochschulen könnten diese Studiengänge 
probeweise einführen. Mit Inkrafttreten des 6. HRGÄndG, 
welches zur Neufassung des Hochschulrahmengesetzes 
im August 2002 führte, war der Terminus „zur Erpro-
bung“ fortgefallen, siehe HRGÄndG6 2002, Art. 1 Abs. 2, 
und HRG 2002, § 19, im Vergleich zu HRG 1998. Es sei 
dahingestellt, ob die gekürzte Formulierung bedeutet, 
dass, wie häufig gesagt wird, die Bachelor- und Master-
studiengänge zum „Regelangebot an deutschen Hoch-
schulen“ wurden. Im Übrigen ist diese Klausel im 6. 
HRGÄndG nicht vom Urteil des Bundesverfassungsge-
richts betroffen, mit dem im Januar 2005 die Festlegun-
gen zu Studiengebühren für nichtig erklärt wurden (sie-
he S. 22). 

83 KMK 2005c und KMK 2005d. 

währleistet werden“.84 Außerdem seien die Vor-
gaben ein wichtiger Schritt auf dem Weg zum 
gemeinsamen Hochschulraum Europa. 

In der im Oktober 2003 veröffentlichten Fassung 
hatten die Minister noch darauf hingewiesen, 
dass für Bachelor- und Masterangebote im Be-
reich der staatlich geregelten Studiengänge, ins-
besondere Lehramt, Medizin und Rechtswissen-
schaften, weiter der Studiengänge mit kirchli-
chem Abschluss sowie der künstlerischen Stu-
diengänge an Kunst- und Musikhochschulen be-
sondere Regelungen vorbehalten seien. Die im 
Jahr 2005 herausgegebenen Versionen der Struk-
turvorgaben enthalten solche Regeln für einen 
Teil der genannten Studienbereiche. 

sçêÖ~ÄÉå=òìê=píìÇáÉåëíêìâíìê=ìåÇ=píìÇáÉåJ
Ç~ìÉê=

Zu der Gestaltung von Bachelor- und Masterstu-
diengängen wird in den Vorgaben der KMK ei-
ne Reihe von Festlegungen getroffen, die im Fol-
genden wiedergegeben sind. Dabei wird auch 
auf die aktuellen Ergänzungen hingewiesen. 

báåêáÅÜíìåÖ=îçå=_~ÅÜÉäçêJ=ìåÇ=j~ëíÉêJ
ëíìÇáÉåÖ®åÖÉå=

Laut den Strukturvorgaben gilt für Bachelor- 
und Masterstudiengänge, dass sie sowohl an 
Universitäten als auch an Fachhochschulen ein-
gerichtet werden können; dies stelle die unter-
schiedlichen Bildungsziele der beiden Hoch-
schularten nicht in Frage. Bachelorstudiengänge 
könnten auch dann eingerichtet werden, wenn 
an der Hochschule kein entsprechendes Master-
studium angeboten werde, und umgekehrt. Dem-
nach ist es also nicht zwingend, ein konsekuti-
ves Studienprogramm anzubieten.85 

a~ë=_~ÅÜÉäçêëíìÇáìã=

Bachelorstudiengänge und der Bachelorabschluss 
sind laut den Strukturvorgaben der KMK durch 
folgende Eigenschaften gekennzeichnet: 

                                                           
84 HRG 2005, § 9 Abs. 2. 
85 Dennoch wird diese Erwartung gelegentlich gegenüber 

den Programmverantwortlichen an den Fachbereichen 
geäußert, sowohl seitens der Hochschulleitung als auch 
von Seiten der Gutachter im Akkreditierungsverfahren. 



eçÅÜëÅÜìäêÉÑçêã=ìåÇ=^êÄÉáíëã~êâí=

42 

• Das Bachelorstudium hat ein gegenüber dem 
Diplom- und Magisterabschluss eigenständi-
ges Profil. 

• Der Bachelorstudiengang führt zu einem be-
rufsqualifizierenden Abschluss. Er muss da-
her wissenschaftliche Grundlagen, Methoden-
kompetenz und berufsfeldbezogene Qualifi-
kationen vermitteln. 

• Der Bachelor ist der Regelabschluss eines 
Hochschulstudiums. 

oÉÖÉäëíìÇáÉåòÉáíÉå=

Die Regelstudienzeiten für die neuen Studien-
gänge ergeben sich grundsätzlich aus dem Hoch-
schulrahmengesetz, HRG § 19 Abs. 2 bis 5. Sie 
betragen drei bis vier Jahre für Bachelorstudien-
gänge und ein bis zwei Jahre für Masterstudien-
gänge. Bei konsekutiven Studienprogrammen 
beträgt die Regelstudienzeit insgesamt höchstens 
fünf Jahre. Kürzere Regelstudienzeiten seien, so 
wird in den Strukturvorgaben ergänzt, aufgrund 
besonderer studienorganisatorischer Maßnah-
men möglich (beispielsweise, wenn das Studien-
programm auch in der traditionell vorlesungs-
freien Zeit durchgeführt wird). Die Studierbar-
keit des Lehrangebots sei in der Akkreditierung 
zu überprüfen. 

In den „besonderen Regelungen für künstleri-
sche Studiengänge an Kunst- und Musikhoch-
schulen“, die den Vorgaben im April 2005 ange-
fügt wurden, wird den betreffenden Hochschu-
len erlaubt, abweichend von der oben genannten 
gesetzlichen Regelung „ausnahmsweise“ und 
„nach näherer Bestimmung des Landesrechts“ 
konsekutive Bachelor- und Masterprogramme 
mit einer Gesamtstudienzeit von maximal sechs 
Jahren einzurichten. Die Ausnahme gelte jedoch 
nur für die so genannten künstlerischen Kern-
fächer, die in den Strukturvorgaben beispielhaft 
aufgeführt sind. Dabei wird darauf verwiesen, 
dass das Profil des Studienangebots und damit 
die Bestimmung eines Fachs als Kernfach „in 
Abstimmung zwischen der Hochschule und dem 
Wissenschaftsressort“ festgelegt werde.86 

Mit dieser Ausnahmeregelung ist den Kunst- 
und Musikhochschulen, die bis dahin nur zu 
                                                           
86 KMK 2005c, S. 12. 

sehr geringen Anteilen auf die zweistufige Stu-
dienstruktur umgestellt hatten,87 ein erstaunlich 
weiter Handlungsfreiraum gewährt worden. 
Gleichzeitig wurde die durch das Hochschulrah-
mengesetz verbindlich festgelegte Regelung zu 
den Studienzeiten in Bachelor- und Masterpro-
grammen umgangen. Offenbar war befürchtet 
worden, dass sich die künstlerischen Hochschu-
len ohne ein solches Entgegenkommen noch lan-
ge Zeit gegen die Umstrukturierungen gestellt 
hätten. 

iÉáëíìåÖëéìåâíÉ=ìåÇ=^ÄëÅÜäìëë~êÄÉáíÉå=

Die Anzahl von Credits nach dem European Credit 
Transfer System (ECTS), die in einem Studien-
gang zu erwerben sind, richtet sich nach der Re-
gelstudienzeit: 180 Credits nach dem European 
Credit Transfer System (ECTS) müssen den Struk-
turvorgaben zufolge „in der Regel“ für den er-
folgreichen Abschluss eines dreijährigen Bache-
lorstudiums nachgewiesen werden, 300 Credits 
insgesamt für den Abschluss eines Masterstu-
diums nach dem ersten Studium. 

In jedem Bachelor- oder Masterstudiengang ist 
laut den Vorgaben eine Abschlussarbeit zu ver-
fassen. Damit soll die Fähigkeit nachgewiesen 
werden, innerhalb eines vorgegebenen Zeit-
raums ein Fachproblem selbstständig nach wis-
senschaftlichen Methoden zu bearbeiten. Für die 
Bachelorarbeit werden sechs bis zwölf Credits, 
für die Masterarbeit 15 bis 30 Credits vergeben. 

Für die Studiengänge an Kunst- und Musik-
hochschulen gelten auch hier Ausnahmen: Bei 
konsekutiven Programmen mit einer Regelstu-
diendauer von sechs Jahren seien insgesamt 360 
Credits notwendig, um den Masterabschluss zu 
erwerben. Im Studiengebiet Freie Kunst dürften 
in begründeten Ausnahmefällen maximal 20 
Credits für die Bachelorarbeit und bis zu 40 
Credits für die Masterarbeit vergeben werden. 

aáÉ=cê~ÖÉ=ÇÉê=m~ê~ääÉäÑΩÜêìåÖ=

Im Übergang vom traditionellen Studiensystem 
mit einphasigen Langstudiengängen zu dem 

                                                           
87 Siehe den Abschnitt „Anzahl der Studienangebote“, S. 

55ff. 
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neuen System mit mehreren, jeweils kürzeren 
Studienstufen stehen die Verantwortlichen an 
den Hochschulen vor der Frage, inwieweit sie 
das vorhandene herkömmliche Studienangebot 
und das neue Studienprogramm parallel führen 
dürfen. Die Kultusminister haben sich dazu in 
den Strukturvorgaben wie folgt geäußert: „Das 
HRG unterscheidet grundlegend zwischen Ba-
chelor- und Masterstudiengängen gem. § 19 HRG 
und Diplom- und Magisterstudiengängen gem. 
§ 18 HRG, was nicht ausschließt, dass in den 
Studiengängen der beiden unterschiedlichen Gra-
duierungssysteme teilweise die gleichen Studien-
angebote genutzt werden. Eine strukturelle Ver-
mischung der beiden Studiengangsysteme ist je-
doch auszuschließen.“88 Demnach ist es den Stu-
dienanbietern möglich, gemeinsame Lehrveran-
staltungen beispielsweise für Diplom- und Ba-
chelorstudierende anzubieten; dabei müssen al-
lerdings die Studienprogramme, die Studienzie-
le und die entsprechenden Leistungsanforde-
rungen klar voneinander zu trennen sein. 

Als weitere Regelung wird angeführt, dass in 
den Prüfungsordnungen für vierjährige Bache-
lorstudiengänge diejenigen Module gekennzeich-
net sein müssen, deren Bestehen einer Zwischen-
prüfung entsprechend § 15 Abs. 1 Satz 2 HRG 
gleichsteht.89 

sçêÖ~ÄÉå=ÑΩê=píìÇáÉåΩÄÉêÖ®åÖÉ=

In den Strukturvorgaben wird den speziellen 
Bestimmungen für den Zugang zum Bachelor- 
oder Masterstudium der Satz vorausgeschickt: 
„In einem System gestufter Studiengänge stellt 
der Bachelorabschluss als erster berufsqualifizie-
render Abschluss den Regelabschluss dar und 
führt damit für die Mehrzahl der Studierenden 
zu einer ersten Berufseinmündung.“90 

                                                           
88 KMK 2003b, S. 2. 
89 Im HRG heißt es an der angegebenen Stelle: „In Stu-

diengängen mit einer Regelstudienzeit von mindestens 
vier Jahren findet eine Zwischenprüfung statt.“ (HRG 
2002.) 

90 KMK 2003b, S. 4. Diese Formulierung ist auch in den 
2005 veröffentlichten Fassungen der Strukturvorgaben 
beibehalten worden. Damit legen die Kultusminister 
theoretisch fest, was sich praktisch erst erweisen muss, 
nämlich ob die meisten Bachelorabsolventen tatsächlich 
mit ihrem Abschluss auf den Arbeitsmarkt wechseln. 
So zeigen beispielsweise Studienergebnisse für den Ab-

Der Masterabschluss, das müsse betont werden, 
sei also ein weiterer berufsqualifizierender Ab-
schluss, und die Zugangsvoraussetzung für ei-
nen Masterstudiengang sei folgerichtig ein erster 
berufsqualifizierender Hochschulabschluss, er-
gänzt um andere Kriterien. Damit solle das Ni-
veau des Masterabschlusses mindestens dem Ni-
veau bestehender Diplomabschlüsse entsprechen. 

Der Bachelorabschluss vermittele – im Hinblick 
auf den Grundsatz, dass man mit einem berufs-
qualifizierenden Hochschulabschluss an jeder 
anderen Hochschule studieren könne – die der 
allgemeinen Hochschulreife entsprechende Hoch-
schulzugangsberechtigung. Der Masterabschluss 
berechtige zur Promotion, unabhängig von der 
Hochschulart, an der er erworben werde. Die 
Universitäten dürften in ihre Promotionsord-
nungen auch Regelungen aufnehmen, die Absol-
venten mit einem Bachelor den unmittelbaren 
Zugang zur Promotion erlauben.91 

Für Kunst- und Musikhochschulen gelten die 
genannten Berechtigungen nur eingeschränkt. In 
der Neufassung der Strukturvorgaben aus dem 
April 2005 wird hinsichtlich des Bachelorab-
schlusses auf das jeweilige Landesrecht verwie-
sen. Der an einer künstlerischen Hochschule er-
worbene Mastergrad hingegen berechtige nur 
insoweit zur Promotion, als damit „eine hinrei-
chende wissenschaftliche Qualifikation für ein 
Promotionsvorhaben“ erworben werde.92 

                                                           
schlussjahrgang 2002/03, dass die Bachelorabsolventen 
nach ihrem Abschluss überwiegend an der Hochschule 
geblieben sind. (Vgl. Minks u. Briedis 2005c, S. 77, siehe 
auch die Studienbeschreibung auf S. 133 im vorliegen-
den Bericht.) 

91 Die KMK hatte bereits im April 2000 einen Beschluss 
zum Promotionszugang für Bachelor- und Masterabsol-
venten veröffentlicht (KMK 2000c), in dem festgelegt 
worden war, dass Masterabschlüsse von Universitäten 
und Fachhochschulen generell zur Promotion berech-
tigten. Dies gelte auch für im Ausland erworbene Mas-
tergrade. Darüber hinaus solle besonders qualifizierten 
ausländischen Bewerbern mit einem Bachelorgrad der 
Zugang zur Promotion ermöglicht werden, und zwar 
entsprechend den Bedingungen für besonders qualifi-
zierte Fachhochschulabsolventen des traditionellen deut-
schen Studiensystems, also entweder über den Erwerb 
eines Universitätsabschlusses – unter Anrechnung des 
Fachhochschulstudiums – oder über ein Eignungsfest-
stellungsverfahren. 

92 KMK 2005c, S. 13. 
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sçêÖ~ÄÉå=ÑΩê=píìÇáÉåÖ~åÖëéêçÑáäÉ=ìåÇ=
píìÇáÉåÖ~åÖëíóéÉå=

Die international übliche Zuordnung von Stu-
dienangeboten in die Kategorien „stärker for-
schungsorientiert“ und „stärker anwendungs-
orientiert“ sei nur für den Masterbereich sinn-
voll, da im Bachelorstudium die Vermittlung 
von allgemeinen Fachgrundlagen und Methoden 
überwiege, nicht aber die spezielle Ausbildung 
in eine der beiden genannten Richtungen. Die 
Anbieter von Masterstudiengängen sollten also, 
so die Vorgabe der KMK, ihr jeweiliges Studium 
einem der beiden Profiltypen zuordnen; dies sei 
eine der Voraussetzungen für die Akkreditie-
rung des betreffenden Studiengangs.93 

Weiterhin sei bei der Einrichtung eines Master-
studiengangs festzulegen, um welchen der drei 
Studiengangtypen es sich handele: a) konseku-
tiv, d.h. nach Maßgabe der Studien- oder Prü-
fungsordnung inhaltlich auf ein Bachelorstudi-
um aufbauend, b) nicht-konsekutiv oder c) wei-
terbildend, d.h. neben dem Hochschulabschluss 
wird hier eine qualifizierte berufspraktische Er-
fahrung von nicht unter einem Jahr vorausge-
setzt. Alle drei Typen führten jedoch zu dem 
gleichen Qualifikationsniveau und denselben 
Berechtigungen. Das betreffe aber wiederum, so 
wird in einer Fußnote vermerkt, nicht die Frage 
nach Studiengebühren für weiterführende Mas-
terstudiengänge. 

sçêÖ~ÄÉå=ÑΩê=ÇáÉ=píìÇáÉå~ÄëÅÜäΩëëÉ=

Da Bachelor- und Masterstudiengänge jeweils 
eigene Studiengänge mit eigenen Abschlüssen 
seien, gälten folgende Regelungen: 

                                                           
93 Auf diese Vorgabe bezieht sich der Akkreditierungsrat 

mit seinem Beschluss namens „Deskriptoren für die Zu-
ordnung der Profile ‚forschungsorientiert‘ und ‚anwen-
dungsorientiert‘ für Masterstudiengänge gemäß den 
Strukturvorgaben der KMK vom 10.10.2003“ (AR 2004b). 
Die Profilierung von Masterstudiengängen, so der Ak-
kreditierungsrat, könne nur pragmatisch erfolgen, denn 
es gehe um verschiedene Schwerpunkte und relative 
Unterschiede; für beide Profile müssten jedoch die Kri-
terien eines wissenschaftlichen Studiums gelten. Im Do-
kument werden die Unterschiede der beiden Profile 
hinsichtlich 1. Ausbildungsziel, 2. Lehrinhalte, 3. Quali-
fikation der Lehrenden, 4. Ausstattung und Kooperatio-
nen der Hochschule beschrieben. 

• Für jeden Studiengang kann nur ein Grad ver-
liehen werden, d.h. es ist beispielsweise nicht 
möglich, einem Absolventen nach Abschluss 
des Diplomstudiums mit dem Diplom gleich-
zeitig einen Mastergrad zu verleihen. 

• Ein Masterabschluss kann nicht nach einem 
ersten grundständigen Studium verliehen wer-
den, auch wenn dieses eine Regelstudienzeit 
von vier oder fünf Jahren umfasst. 

• Die Abschlussgrade in Bachelor- und Master-
studiengängen und folgerichtig auch ihre Ab-
schlussbezeichnungen werden nicht nach der 
Regelstudiendauer unterschieden.94 

Der Übersichtlichkeit halber soll, so wird in ei-
nem weiteren Abschnitt verlautbart, die Zahl 
der möglichen Abschlussbezeichnungen eng be-
grenzt bleiben; dies diene der Akzeptanz auf dem 
Arbeitsmarkt und der internationalen Anbin-
dung. Je nach der fachlichen Ausrichtung des 
Studiums werde dem Abschlussgrad „Bachelor“ 
oder „Master“ eine genauere Bezeichnung bei-
gefügt, wobei in interdisziplinären Studiengän-
gen sowie in den Wirtschafts- und Ingenieur-
wissenschaften der fachliche Schwerpunkt aus-
schlaggebend sei (siehe Tabelle 2). Für künstle-
rische Studiengänge und Lehramtsausbildungen 
wurden im Nachhinein weitere Zusätze festge-
legt. 

Die angegebene Regelung bezieht sich auf Ba-
chelorstudiengänge und konsekutive Masteran-
gebote; die eigenständigen Masterstudiengänge 
sind freier in der Vergabe der Abschlussbezeich-
nung. Die bislang staatlich geregelten Studien-
gänge in den Fachgebieten Medizin, Agrar-, 
Forst- und Ernährungswissenschaften sowie 
Rechtswissenschaften sind ebenfalls von der Re-
gelung ausgenommen. 

Prinzipiell soll für jeden Bachelor- oder Master-
studiengang im Diploma Supplement beschrieben 
werden, welches Studium dem Abschluss zu-
grunde liegt. 

                                                           
94 Dementsprechend ist eine Kennzeichnung des Bachelor-

grades als „Bachelor honors“, welcher in der HRK-Ent-
schließung vom November 1997 (siehe HRK 1997b) als 
Äquivalent zum deutschen Fachhochschuldiplom ange-
geben worden war, unzulässig. 
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q~ÄÉääÉ=OW= ^ÄëÅÜäìëëÄÉòÉáÅÜåìåÖÉå=ÑΩê=_~ÅÜÉäçêëíìÇáÉåÖ®åÖÉ=ìåÇ=âçåëÉâìíáîÉ=j~ëíÉêëíìÇáÉåJ
Ö®åÖÉ=ä~ìí=ÇÉå=píêìâíìêîçêÖ~ÄÉå=ÇÉê=hìäíìëãáåáëíÉêâçåÑÉêÉåò=

= dêìåÇëí®åÇáÖÉë=píìÇáìã= tÉáíÉêÑΩÜêÉåÇÉë=píìÇáìã=

c®ÅÜÉêÖêìééÉ= ^ÄëÅÜäìëëÄÉòÉáÅÜåìåÖ= hΩêòÉä ^ÄëÅÜäìëëÄÉòÉáÅÜåìåÖ= hΩêòÉä=

péê~ÅÜJ=ìåÇ=hìäíìêïáëëÉåëÅÜ~ÑíÉåX=péçêíI=
péçêíïáëëÉåëÅÜ~ÑíX=pçòá~äïáëëÉåëÅÜ~ÑíX=
hìåëíïáëëÉåëÅÜ~ÑíX=táêíëÅÜ~ÑíëïáëëÉåJ
ëÅÜ~ÑíÉåX=hΩåëíäÉêáëÅÜ=~åÖÉï~åÇíÉ=píìJ
ÇáÉåÖ®åÖÉX=a~êëíÉääÉåÇÉ=hìåëí=

_~ÅÜÉäçê=çÑ=^êíë= _K^K= j~ëíÉê=çÑ=^êíë= jK^K=

j~íÜÉã~íáâX=k~íìêïáëëÉåëÅÜ~ÑíÉåX=jÉÇáJ
òáåGX=^Öê~êJI=cçêëíJ=ìåÇ=bêå®ÜêìåÖëïáëJ
ëÉåëÅÜ~ÑíÉåGX=táêíëÅÜ~ÑíëïáëëÉåëÅÜ~ÑíÉåX=
fåÖÉåáÉìêïáëëÉåëÅÜ~ÑíÉå=

_~ÅÜÉäçê=çÑ=pÅáÉåÅÉ= _KpÅK= j~ëíÉê=çÑ=pÅáÉåÅÉ= jKpÅK=

fåÖÉåáÉìêïáëëÉåëÅÜ~ÑíÉå= _~ÅÜÉäçê=çÑ=båÖáåÉÉêáåÖ= _KbåÖK= j~ëíÉê=çÑ=båÖáåÉÉêáåÖ= jKbåÖK=

oÉÅÜíëïáëëÉåëÅÜ~ÑíÉåG= _~ÅÜÉäçê=çÑ=i~ïë= iiK_K= j~ëíÉê=çÑ=i~ïë= iiKjK=

cêÉáÉ=hìåëí= _~ÅÜÉäçê=çÑ=cáåÉ=^êíë= _KcK^K= j~ëíÉê=çÑ=cáåÉ=^êíë= jKcK^K=

jìëáâ= _~ÅÜÉäçê=çÑ=jìëáÅ= _KjìëK= j~ëíÉê=çÑ=jìëáÅ= jKjìëK

píìÇáÉåÖ®åÖÉI=ãáí=ÇÉåÉå=ÇáÉ=sçê~ìëëÉíJ
òìåÖÉå=ÑΩê=Éáå=iÉÜê~ãí=îÉêãáííÉäí=ïÉêÇÉå=

_~ÅÜÉäçê=çÑ=bÇìÅ~íáçå= _KbÇK= j~ëíÉê=çÑ=bÇìÅ~íáçå= jKbÇK=

G=^ìëÖÉåçããÉå=ëí~~íäáÅÜ=ÖÉêÉÖÉäíÉ=píìÇáÉåÖ®åÖÉK=

nìÉääÉW= hjh=OMMPÄI=pK=UI=hjh=OMMRÅI=pK=NQI=ìåÇ=hjh=OMMRÇI=pK=NQI=ãáí=ÉáÖÉåÉê=bêÖ®åòìåÖK=

sçêÖ~ÄÉå=òì=jçÇìäÉå=ìåÇ=iÉáëíìåÖëéìåâíÉå=

Die Regelungen zu Modulen und Leistungspunk-
ten beschränken sich in den 2003 veröffentlichten 
Strukturvorgaben der KMK im Wesentlichen 
auf den Satz: „Zur Akkreditierung eines Bache-
lor- oder Masterstudiengangs ist nachzuweisen, 
dass der Studiengang modularisiert und mit ei-
nem Leistungspunktsystem ausgestattet ist.“95 
Ergänzend wird angefügt, ein Modul solle zeit-
lich ein bis zwei Semester umfassen, nur in be-
gründeten Ausnahmefällen könnte mehr als ein 
Jahr vorgesehen werden. 

Für die Detailregelungen wird auf den KMK-Be-
schluss vom September 2000 zu „Rahmenvorga-
ben für die Einführung von Leistungspunktsys-
temen und die Modularisierung von Studien-
gängen“96 verwiesen; dieser sei als Bestandteil 
der Strukturvorgaben zu sehen. Mit dem betref-
fenden Beschluss bezogen sich die Kultusminis-
ter wiederum auf Dokumente aus dem Jahr 1997, 

                                                           
95 KMK 2003b, S. 9. 
96 KMK 2002b. 

in denen zum einen die KMK und zum anderen 
die HRK die Modularisierung von Studiengän-
gen und die Einführung von Leistungspunktsys-
temen gefordert hatten.97 Mit diesen Instrumen-
ten, so die Argumentation, könne das deutsche 
Studiensystem moderner und effizienter werden, 
außerdem würde die internationale Mobilität 
von Studierenden gefördert. Auch der Wissen-
schaftsrat habe in seinen im Januar 2000 veröf-
fentlichten „Empfehlungen zur Einführung neu-
er Studienstrukturen und -abschlüsse (…) in 
Deutschland“98 die Forderung nach Leistungs-
punkten und Modulen unterstützt. Mit der Mo-
dularisierung könnten Studiengänge flexibler 
und offener gestaltet werden, gerade die neuen 
Bachelor- und Masterangebote. Nicht zuletzt im 
Hinblick auf die Durchlässigkeit von Studien-
gängen mit unterschiedlichen Abschlussarten 
sollten auch traditionelle Studiengänge modula-
risiert werden. 

                                                           
97 KMK 1997 und HRK 1997a. 
98 WR 2000. 
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Im Zuge der Modularisierung, so heißt es in den 
Rahmenvorgaben, sei die Einführung von stu-
dienbegleitenden Prüfungen und eines Leis-
tungspunktsystems in Anlehnung an das Euro-
pean Credit Transfer System (ECTS) sinnvoll. In 
den Vorgaben werden die grundlegenden Be-
griffe definiert und erläutert, und zwar ausführ-
lich für das Thema „Module“, in knapper Form 
für den Begriff „Leistungspunkte“:99 

• Modularisierung ist die Zusammenfassung von 
Stoffgebieten zu thematisch und zeitlich ab-
gerundeten, in sich abgeschlossenen und mit 
Leistungspunkten versehenen prüfbaren Ein-
heiten. 

• Module können sich aus verschiedenen Lern- 
und Lehrformen zusammensetzen. 

• Module können ein bis mehrere Semester um-
fassen. 

• Module werden grundsätzlich mit Prüfungen 
abgeschlossen, auf deren Grundlage Leistungs-
punkte vergeben werden. 

• Module sind einschließlich des Arbeitsaufwan-
des und der zu vergebenden Leistungspunk-
te zu beschreiben. 

• Modulbeschreibungen sollen mindestens ent-
halten: a) Inhalte und Qualifikationsziele eines 
Moduls, b) Lehrformen, c) Voraussetzungen 
für die Teilnahme, d) Verwendbarkeit des Mo-
duls, d.h. Einbindung im betreffenden Stu-
diengang und Anbindung an andere Studien-
gänge, e) Voraussetzungen für die Vergabe 
von Leistungspunkten, f) Leistungspunkte und 
Noten, d.h. Anzahl der zu vergebenden Leis-
tungspunkte und das gegebenenfalls ange-
wandte Notenschema, g) Häufigkeit des An-
gebots von Modulen, h) Arbeitsaufwand, i) 
Dauer der Module. 

                                                           
99 Die Definitionen entstammen KMK 2002b, S. 3f. Zum 

Thema Leistungspunkte sei auch auf das im Jahr 2000 
verfasste Memorandum „Credits an deutschen Hoch-
schulen“ verwiesen (Schwarz u. Teichler 2000b). Ebenfalls 
im Jahr 2000 hatte die HRK die Empfehlung gegeben, 
das deutsche Notensystem auf das im ECTS verwendete 
Schema umzustellen. Für die Übergangsphase wird in 
dem knapp gehaltenen Papier ein Schema zur Umrech-
nung in die „Grades“ A bis FX/F vorgegeben, wobei 
die Umrechnung langfristig nicht empfohlen wurde 
(vgl. HRK 2000b). 

• Leistungspunkte sind ein quantitatives Maß 
für die Gesamtbelastung des Studierenden, d.h. 
sie umfassen sowohl den unmittelbaren Un-
terricht als auch die Zeit für Vor- und Nach-
bereitung, Prüfungsvorbereitungen, Prüfungs-
arbeiten, Prüfungsaufwand und gegebenen-
falls Praktika. 

• In der Regel werden pro Semester 30 Leis-
tungspunkte, pro Studienjahr entsprechend 
60 Leistungspunkte vergeben. 

• Für einen Leistungspunkt wird eine studenti-
sche Arbeitsbelastung (work load) von insge-
samt 30 Stunden angenommen. 

• Die gesamte Arbeitsbelastung darf pro Semes-
ter 900 Stunden, pro Studienjahr entsprechend 
1.800 Stunden nicht überschreiten. 

sçêÖ~ÄÉå=òìê=tÉêíáÖâÉáí=ÇÉê=^ÄëÅÜäΩëëÉ=

Die Einführung eines Systems mit Studienstufen 
dürfe, so sagen die Kultusminister abschließend 
in ihren Strukturvorgaben vom Oktober 2003, 
nicht zu einer Abwertung der herkömmlichen 
Diplom- und Magisterabschlüsse führen. Zur 
Wertigkeit der verschiedenen Abschlüsse sei 
festzustellen: 

• Bachelorabschlüsse verleihen grundsätzlich 
dieselben Berechtigungen wie Diplomab-
schlüsse an Fachhochschulen. 

• Masterabschlüsse verleihen grundsätzlich die-
selben Berechtigungen wie Diplom- und Ma-
gisterabschlüsse an Universitäten. 

Einschränkend wird hier jedoch von der KMK 
auf ihre ein Jahr zuvor mit der Innenminister-
konferenz getroffene Vereinbarung verwiesen, 
der zufolge die Akkreditierungsagenturen im 
einzelnen Verfahren darüber entscheiden, ob der 
Masterabschluss eines Fachhochschulstudien-
gangs den Zugang zum höheren öffentlichen 
Dienst eröffnet.100 Zur Einordnung der neuen 
Studienabschlüsse in das mehrgliedrige Hoch-
schulsystem und in das Laufbahnrecht des öf-
fentlichen Dienstes waren bereits vor der Veröf-
fentlichung der Strukturvorgaben in ihrer dritten 
Fassung verschiedene Beschlüsse gefasst worden 
(siehe oben). 

                                                           
100 Siehe IMK u. KMK 2002. 
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Durch spätere Beschlussfassungen wurden die 
KMK-Strukturvorgaben aus dem Oktober 2003 
hinsichtlich der Einordnung der neuen Ab-
schlussgrade lediglich ergänzt. So wies die HRK 
im Februar 2004 in einer Entschließung mit dem 
Titel „Hochschulen unterstreichen die Bedeu-
tung der Durchlässigkeit im Rahmen der gestuf-
ten Studienstruktur“ darauf hin, dass es im Sin-
ne des Lebenslangen Lernens gelte, die Studien-
strukturen tatsächlich so flexibel zu gestalten, 
wie es dem Prinzip des zweistufigen Studiums 
mit jeweils berufsqualifizierenden Abschlüssen 
entspreche. Die alleinige Verantwortlichkeit für 
die Zulassung von Studierenden zu Masterstu-
diengängen und zur Promotion liege bei den 
Hochschulen. Um so mehr seien diese angehal-
ten, ihre Verantwortung wahrzunehmen und 
eine Zulassungsentscheidung stets aufgrund der 
fachlichen Qualifikation von Studienbewerbern 
zu treffen: „Eine rein formale Auswahl, die auf 
einer Differenzierung nach Hochschultypen ba-
siert, ist mit der Zielsetzung der gestuften Stu-
dienstruktur nicht vereinbar und im Interesse 
der gewünschten Durchlässigkeit nicht akzep-
tabel.“101 

Die KMK selbst publizierte im Oktober 2004 ei-
nen Beschluss zur „Einordnung der Bachelor-
ausbildungsgänge an Berufsakademien in die 
konsekutive Studienstruktur“.102 Danach soll der 
Bachelorabschluss eines akkreditierten Ausbil-
dungsgangs an einer Berufsakademie hochschul-
rechtlich dem Bachelorabschluss an Hochschulen 
gleichgestellt werden. Für die Akkreditierung 
eines Bachelorstudiengangs an einer Berufsaka-
demie gelten dabei die gleichen formalen Krite-
rien wie für Hochschulprogramme, etwa die Re-
gelstudiendauer von mindestens drei Jahren so-
wie die Einführung von Modulen und Leistungs-
punkten. Ausführlich wird in dem Dokument 
zu Anforderungen an das Lehrpersonal Stellung 
genommen, da die Personalstruktur an Berufs-
akademien sich deutlich von jener an Hoch-
schulen unterscheide. In der Akkreditierung sei 
insbesondere auch das Zusammenwirken der 
beiden Ausbildungsstätten, also Berufsakade-
mie und Unternehmen, zu überprüfen. 
                                                           
101 Siehe HRK 2004c. 
102 KMK 2004b. 
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Neben den Beschlüssen des Akkreditierungsra-
tes selbst, die aber vor allem als Hinweise für 
die Gutachter in den Akkreditierungsagenturen 
zu verstehen sind, spielen die Beschlussfassun-
gen der KMK die wesentliche Rolle für die Wei-
terentwicklung des Akkreditierungssystems. In 
einem Beschluss vom März 2002 äußerten sich 
die Kultusminister ausführlich zur „künftigen 
Entwicklung der länder- und hochschulübergrei-
fenden Qualitätssicherung in Deutschland“ mit 
dem Schwerpunkt auf Akkreditierungsverfah-
ren.103 Darüber hinaus hat die KMK in verschie-
denen Beschlüssen den Gegenstand und die Ziel-
setzungen der Akkreditierungsverfahren defi-
niert sowie Regelungen für die Zusammenset-
zung, Aufgabenstellung und Finanzierung des 
Akkreditierungsrates festgelegt, so etwa im „Sta-
tut für ein länder- und hochschulübergreifendes 
Akkreditierungsverfahren“, das im Mai 2002 
erstmals verfasst und im September 2002 sowie 
im Februar 2004 aktualisiert wurde.104 In der zu-
erst veröffentlichten Version war unter anderem 
festgelegt worden, dass die Agenturen im Ak-
kreditierungsverfahren darüber befinden dürf-
ten, ob der betreffende Hochschulabschluss den 
Zugang zum höheren öffentlichen Dienst eröff-
ne. Dabei müsse ein Vertreter der zuständigen 
obersten Dienstbehörde als Vertreter der Berufs-
praxis mitwirken, und das Votum müsse ein-
heitlich sein.105 Mit der Fassung vom September 
2002 war unter anderem beschlossen worden, 
dass die Geschäftsstelle des Akkreditierungsra-
tes organisatorisch an das Sekretariat der KMK 
gebunden werde, und dass der Akkreditierungs-
rat aus je vier Hochschul- und Ländervertretern, 
fünf Praktikern, zwei Studierenden sowie zwei 

                                                           
103 KMK 2002a. 
104 Siehe KMK 2002b sowie die Neufassung des Status: 

KMK 2004d. 
105 Diese Festlegung wird in dem 2003 veröffentlichten Be-

schluss des Akkreditierungsrates „zur Feststellung der 
laufbahnrechtlichen Zuordnung der Masterabschlüsse 
an Fachhochschulen im Akkreditierungsverfahren“ be-
stätigt (AR 2003). Mit dem Beschluss des Akkreditie-
rungsrates wurden die Akkreditierungsagenturen be-
vollmächtigt, bei bereits eingeleiteten Verfahren die 
Feststellung zur laufbahnrechtlichen Zuordnung vor-
zunehmen. 
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internationalen Vertretern zusammengesetzt sein 
sollte. In der Version aus dem Februar 2004 wur-
de genauer benannt, dass sich unter den fünf 
Vertretern der Berufspraxis auch ein Vertreter 
der für das Dienst- und Tarifrecht zuständigen 
Landesministerien befinden müsse. Laut dieser 
Statusfassung waren sowohl Bachelor- und Mas-
terstudiengänge zu akkreditieren als auch neue 
oder grundlegend umzugestaltende Studiengän-
ge in Fachrichtungen, in denen keine aktuelle 
Rahmenprüfungsordnung vorliege. Langfristig 
sei jedoch für alle Studiengänge an deutschen 
Hochschulen ein Akkreditierungsverfahren vor-
gesehen. 

In dem im Oktober 2004 veröffentlichten Be-
schluss „Eckpunkte für die Weiterentwicklung 
der Akkreditierung in Deutschland“ hat die 
KMK erneut die Funktion und Aufgabenstellung 
des Akkreditierungsrates definiert sowie Aussa-
gen zu Vorgehensweisen im Akkreditierungs-
prozess getroffen.106 Die wesentliche Änderung 
betraf aber die Rechtsform des Akkreditierungs-
rates: Dieser solle mit Wirkung vom 1. Januar 
2005 als „Stiftung des Öffentlichen Rechts nach 
nordrhein-westfälischem Recht“ errichtet wer-
den. Zwei Monate später trafen die Kultusminis-
ter eine entsprechende Vereinbarung, der zufol-
ge die Länder der neuen Stiftung die Wahrneh-
mung ihrer Aufgaben übertragen und für ihre 
Finanzierung aufkommen. Die Geschäftsstelle 
des Akkreditierungsrates werde organisatorisch 
an die Universität Bonn gebunden.107 

Im Februar 2005 schließlich trat das von der 
nordrhein-westfälischen Landesregierung be-
schlossene und verkündete Gesetz zur Errich-
tung der Stiftung in Kraft.108 Damit verlor das 
                                                           
106 KMK 2004a. 
107 KMK 2004e. Die Verantwortung für die Finanzierung 

des Akkreditierungsrates liegt diesem Dokument zu-
folge bei den Ländern. Einige Monate später veröffent-
lichte die deutsche Finanzministerkonferenz jedoch ei-
nen Beschluss, in dem gefordert wurde, der Akkredi-
tierungsrat solle sich vom Jahr 2006 an ausschließlich 
aus Gebühren finanzieren (zitiert nach HRK 2005b, S. 2). 
Der Senat der Hochschulrektorenkonferenz bezeichne-
te diese Forderung als „weder realisierbar noch sachge-
recht“; da die Länder für die Qualität der Studienange-
bote zuständig sein wollten, dürften sie sich der damit 
verbundenen finanziellen Verantwortung nicht entzie-
hen (ebd.). 

108 Landesregierung NRW 2005. 

„Statut für ein länder- und hochschulübergrei-
fendes Akkreditierungsverfahren“ seine Gültig-
keit. Seither fungieren der Akkreditierungsrat, 
der Vorstand und der Stiftungsrat als Organe 
der Stiftung. In Bezug auf die Zusammensetzung 
des Akkreditierungsrates änderte sich lediglich, 
dass diesem fortan auch ein Vertreter der Agen-
turen mit beratender Stimme angehöre sollte. 
Der neu gegründete Stiftungsrat, so die gesetz-
liche Regelung, bestehe aus sechs Ländervertre-
tern und fünf Repräsentanten der Hochschul-
rektorenkonferenz. Das Stiftungsgesetz enthält 
auch den Hinweis auf Vereinbarungen, die zwi-
schen der Stiftung und den Akkreditierungsagen-
turen getroffen werden sollten, etwa im Hinblick 
auf Berichtspflichten und Qualitätssicherung. 

Als Übersicht zu den rechtlichen Grundlagen der 
Akkreditierung im föderalen deutschen Hoch-
schulsystem gab der Akkreditierungsrat im De-
zember 2004 ein Dokument mit dem Titel „Ent-
scheidungsgrundlagen für die Genehmigung 
von Studiengängen mit den Abschlüssen Bache-
lor/Bakkalaureus und Master/Magister in den 
einzelnen Bundesländern“ heraus.109 Die darin 
enthaltene tabellarische Übersicht zeigt, 1. in-
wieweit die Bundesländer die Qualitätssiche-
rungsverfahren bei neuen Studiengängen berück-
sichtigen, ob also zum Beispiel die Akkreditie-
rung eines Studiengangs als Voraussetzung für 
dessen ministerielle Genehmigung gilt, 2. wann 
das maßgebliche Mitteilungsschreiben veröffent-
licht wurde und 3. welche Entscheidungsgrund-
lagen für die Genehmigung neuer Studienab-
schlüsse (Bachelor und Master) in den einzelnen 
Bundesländern bestehen, also nach welchen of-
fiziellen Beschlüssen und Leitlinien vorgegan-
gen wird. 

Außerdem veröffentlichte der Akkreditierungs-
rat zeitgleich mit der eben erwähnten Übersicht 
seine „Grundsätze für die Reakkreditierung von 
Studiengängen“.110 Demnach sollen in erneuten 
Akkreditierungsverfahren, die für jeden akkre-
ditierten Studiengang nach spätestens fünf bis 
sieben Jahren anstehen, folgende Kriterien ange-
wandt werden: der Studienerfolg im Studien-

                                                           
109 AR 2004c. 
110 AR 2004d. 
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gang, die studentische Arbeitsbelastung, Eva-
luationsergebnisse, statistische Daten zur Aus-
lastung des Studienprogramms und anderen 
quantitativen Größen, gegebenenfalls eine Über-
prüfung der Akkreditierungsauflagen sowie wei-
tere allgemeine Akkreditierungskriterien. Ein 
wichtiges Ziel des Reakkreditierungsverfahrens 
liege darin, den Verfahrensaufwand möglichst 
gering zu halten. An diesem Ziel orientiert, seien 
Vorgehensweisen denkbar wie etwa der Rück-
griff auf aktuelle Evaluierungsergebnisse, eine 
Begutachtung im Umlaufverfahren oder die Be-
schränkung auf kritische Fälle. 

Im Juni und im September 2005 erschien eine 
Reihe kurz gefasster Dokumente des Akkreditie-
rungsrates, in denen praktische Hinweise zu kri-
tischen Punkten im Akkreditierungsverfahren 
gegeben werden.111 So besagt etwa der Beschluss 
„Folgen negativer Akkreditierungsentscheidun-
gen“, es solle darauf geachtet werden, dass die 
Hochschulen sich vertraglich verpflichteten, nicht 
gleichzeitig bei mehreren Agenturen ein Verfah-
ren zu beantragen. In anderen Beschlüssen wird 
den Akkreditierungsagenturen nahe gelegt, die 
Abschlussbezeichnungen der Bachelor- und 
Masterstudiengänge zu prüfen sowie auf Um-
fang und Qualität der Vermittlung von Schlüs-
selkompetenzen im Studium zu achten. Weiter 
sollten sie den Hochschulen empfehlen, zusätz-
lich zu dem jeweils eigenen Notensystem die 
ECTS-Notensystematik anzuwenden, um Leis-
tungsvergleiche auf europäischer Ebene zu er-
möglichen. In einem Beschluss zur „Profilierung 
von Bachelor-Studiengängen“ erklärt der Akkre-
ditierungsrat, zwar sei es den Hochschulen un-
benommen, auch Bachelorstudiengänge „aus 
Transparenzgründen und zu Werbezwecken“ in 
der Außendarstellung zu profilieren. Allerdings 
sei eine solche Profilzuordnung in den KMK-
Strukturvorgaben für Bachelorangebote aus-
drücklich nicht vorgesehen. Sie werde daher ge-
gebenenfalls im Akkreditierungsverfahren ge-
prüft und könne einer uneingeschränkten Ak-
kreditierung entgegenstehen.112 

                                                           
111 Siehe AR 2005b bis AR 2005h. 
112 Vgl. AR 2005f. 
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Die europäischen Bildungsminister hatten sich 
im Zuge des Bolognaprozesses darauf geeinigt, 
sowohl auf nationaler Ebene so genannte „Qua-
lifikationsrahmen“ für den Hochschulbereich 
anzulegen als auch ein integratives Rahmenwerk 
für Europa zu schaffen. Im Februar 2005 war 
das europäische Rahmenwerk veröffentlicht wor-
den. Im April 2005 und damit ebenfalls recht-
zeitig zu der Bolognafolgekonferenz in Bergen, 
erschien der gemeinsam von der KMK, der HRK 
und dem Bundesministerium für Bildung und 
Forschung erarbeitete „Qualifikationsrahmen 
für Deutsche Hochschulabschlüsse“. Das Doku-
ment ist dem europäischen Rahmenwerk inhalt-
lich angelehnt, jedoch wesentlich knapper gehal-
ten.113 

Ein Qualifikationsrahmen, so die Definition im 
KMK-Beschluss, sei die systematische Beschrei-
bung der Qualifikationen, die das Bildungssys-
tem eines Landes hervorbringe. Dazu gehöre das 
allgemeine Qualifikationsprofil eines Absolven-
ten mit einem bestimmten Abschluss, die auf 
der entsprechenden Ausbildungsebene ange-
strebten Lernergebnisse, Kompetenzen und Fer-
tigkeiten sowie formale Aspekte wie Zulassungs-
kriterien und Abschlussbezeichnungen. Damit 
werde eine ergebnisorientierte Sichtweise ge-
wählt und die Transparenz im Bildungswesen 
gefördert. 

Der Qualifikationsrahmen für deutsche Hoch-
schulabschlüsse umfasst Kriterien für drei Ebe-
nen: 1. das Bachelorstudium, 2. das Masterstu-
dium und 3. die Doktoratsebene. Für jede Aus-
bildungsstufe werden kurze Beschreibungen in 
den Kategorien „Wissen und Verstehen“, „Kön-
nen (Wissenserschließung)“ und „Formale As-
pekte“ geliefert. Die Rahmenkriterien, so die Ver-
fasser, seien unabhängig vom Studienfach und 
der Hochschulart zu verstehen. Zunächst bezie-
he sich der Qualifikationsrahmen ausschließlich 
auf den Hochschulsektor; später solle er jedoch 
für andere Bereiche des Bildungssystems wei-
terentwickelt werden. 

                                                           
113 Vgl. KMK 2005f und das europäische Rahmenwerk, 

BWGQF 2005. 
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Jene Studienbereiche, in denen im traditionellen 
Studiensystem staatliche Examina abgelegt wur-
den, bilden bei der Umstellung auf das gestufte 
Studiensystem eine besondere Gruppe. Inner-
halb dieser Gruppe sind die Lehramtsausbildun-
gen noch einmal ein Sonderfall, da sie quer über 
viele Studienfachgebiete reichen, so dass ver-
schiedene Studienfächer von einer neuen Rege-
lung betroffen sein können. Dementsprechend 
sind hier schon früh die ersten Diskussionen ge-
führt und Beschlüsse gefasst worden. 

So hatte die HRK bereits im November 1998 in 
ihren „Empfehlungen zur Lehrerbildung“ erwo-
gen, mittelfristig die Lehramtsausbildung zu ent-
staatlichen und zu stufen, um damit eine besse-
re gegenseitige Anerkennung und Durchlässig-
keit innerhalb Deutschlands und in der Europäi-
schen Union zu erreichen.114 Daraufhin wurden 
vor allem in Niedersachsen, in Rheinland-Pfalz 
sowie an einzelnen Hochschulen in anderen 
Bundesländern neue gestufte Modelle für die 
Lehrerausbildung entwickelt und angewandt. 

Die Frage, wie die Studiengänge in diesem Be-
reich zu akkreditieren sind, ist jedoch noch nicht 
abschließend geklärt. So sprach sich der Senat 
der HRK im Februar 2005 offiziell dafür aus, 
die Lehrerbildung stärker in die gestufte Studien-
struktur einzubeziehen, und kritisierte gleich-
zeitig die Haltung der KMK, für Studiengänge 
mit bislang staatlichen Prüfungen weiterhin Aus-
nahmeregelungen zu treffen.115 Vielmehr forder-
te der Senat, 1. die Lehramtsstudiengänge in die 
Bachelor- und Masterstruktur zu überführen und 
damit die direkte staatliche Einflussnahme auf 
Prüfungen und Studienkonzepte in diesem Be-
reich aufzugeben, 2. es der einzelnen Hochschu-
le zu überlassen, wie weit fachwissenschaftliche 
und erziehungswissenschaftliche Schwerpunk-
te in den beiden Stufen gesetzt würden, 3. auch 
für Bachelorabsolventen den Zugang zum öffent-
lichen Dienst zu ermöglichen, 4. die Parallelfüh-
rung von traditionellen Studiengängen mit staat-
lichen Prüfungen und den neuen Studienange-
boten zu beenden, und schließlich 5. im Hinblick 
                                                           
114 HRK 1998b. 
115 HRK 2005e. 

auf den gemeinsamen europäischen Hochschul-
raum auch für die Reform der Lehrerbildung 
bundesweite Rahmenregelungen festzulegen. 

Im Juni 2005 reagierte die KMK und veröffent-
lichte ihre „Eckpunkte für die gegenseitige An-
erkennung von Bachelor- und Masterabschlüs-
sen in Studiengängen, mit denen die Bildungs-
voraussetzungen für ein Lehramt vermittelt wer-
den“.116 Die ländergemeinsamen Standards für 
gestufte Studiengänge, so heißt es dort, müssten 
weiterentwickelt werden, um eine Bewertung 
der Qualifikationen in den Bildungswissenschaf-
ten zu ermöglichen. Die schulpraktischen Studien 
im Bereich der Lehramtsausbildung sollten an-
teilig erhöht und mit den Bildungs- und Fach-
wissenschaften stärker verbunden werden, um 
den Anforderungen des Lehrerberufs besser ge-
recht zu werden. Außerdem solle zukünftig die 
wechselseitige Anerkennung der Studienleistun-
gen und Studienabschlüsse zwischen den Bun-
desländern gewährleistet sein. 

Im Dokument kaum auffallend, aber dennoch 
bemerkenswert ist der Anspruch der Kultusmi-
nister, selbst darüber zu bestimmen, inwieweit 
die Studienstrukturreform mitgetragen wird: 
„Es ist Angelegenheit der Länder zu entschei-
den, ob die bisherige Studienstruktur mit dem 
Abschluss Staatsexamen erhalten bleibt oder ob 
eine Überführung in die gestufte Studienstruk-
tur erfolgt.“117 

Auf der Grundlage eines Senatsbeschlusses aus 
dem Jahr 2002 seien vier Punkte zur Einführung 
von gestuften Strukturen in der Lehrerausbildung 
beschlossen worden.118 Erstens würden die Ba-
chelor- und Masterstudiengänge akzeptiert, wenn 
unabhängig von der Studienstufe mindestens 
zwei Fachwissenschaften und Bildungswissen-
schaft in einem Programm verbunden seien, 
wenn bereits im Bachelorstudium schulprakti-
sche Studien durchgeführt, die bisherigen Regel-
studienzeiten nicht verlängert und schließlich 
sowohl die Studiengänge als auch die entspre-
chenden Abschlüsse nach verschiedenen Lehr-

                                                           
116 KMK 2005a. 
117 KMK 2005a, dritter Absatz. 
118 Der betreffende KMK-Senatsbeschluss ist offiziell nicht 

verfügbar. 
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ämtern unterschieden würden. Zweitens müss-
ten alle Lehramtsstudiengänge modularisiert und 
evaluiert, die Bachelor- und Masterprogramme 
auch akkreditiert werden. Drittens gälten die 
Strukturvorgaben der KMK als Grundlage für 
gestufte Studiengänge im Bereich der Lehramts-
ausbildung.119 Viertens sollten die bereits einge-
richteten Bachelor- und Masterstudiengänge bis 
zum Jahr 2010 den Strukturvorgaben angepasst 
werden. In jenen Fällen, in denen noch keine 

länderübergreifenden Mindeststandards bestün-
den, seien die Studien- und Prüfungsordnungen 
der Staatsexamenstudiengänge vor Ort gültig. 

açâìãÉåíÉ=áã=§ÄÉêÄäáÅâ=

In Tabelle 3 sind die offiziellen Dokumente zur 
Studienstrukturreform, anhand derer der Re-
formverlauf in den oben stehenden Abschnitten 
beschrieben worden ist, im Überblick zu sehen. 

q~ÄÉääÉ=PW= lÑÑáòáÉääÉ=açâìãÉåíÉ=òìê=píìÇáÉåëíêìâíìêêÉÑçêã=îçå=NVVS=Äáë=OMMR=
E^ìëï~ÜäI=áå=ÅÜêçåçäçÖáëÅÜÉê=oÉáÜÉåÑçäÖÉFNNV=

fåëíáíìíáçåG= g~Üê= qáíÉä=ÇÉë=açâìãÉåíë=

eoh= NVVS= ^ííê~âíáîáí®í=ÇìêÅÜ=áåíÉêå~íáçå~äÉ=hçãé~íáÄáäáí®íK=wìê=wìä~ëëìåÖ=~ìëä®åÇáëÅÜÉê=píìÇáÉêÉåÇÉê=
áåëÄÉëçåÇÉêÉ=òì=dê~ÇìáÉêíÉåJ=ìåÇ=mêçãçíáçåëëíìÇáÉå=áå=aÉìíëÅÜä~åÇK=bãéÑÉÜäìåÖ=ÇÉë=NTVK=
mäÉåìãë=îçã=VK=gìäá=NVVSK==

hjh= NVVS= pí®êâìåÖ=ÇÉê=áåíÉêå~íáçå~äÉå=tÉííÄÉïÉêÄëÑ®ÜáÖâÉáí=ÇÉë=píìÇáÉåëí~åÇçêíÉë=aÉìíëÅÜä~åÇK=
_ÉêáÅÜí=ÇÉê=hìäíìëãáåáëíÉêâçåÑÉêÉåò=îçã=NUK=kçîÉãÄÉê=NVVSK=

eoh= NVVT= wì=hêÉÇáíJmìåâíÉJpóëíÉãÉå=ìåÇ=jçÇìä~êáëáÉêìåÖK=båíëÅÜäáÉ≈ìåÖ=ÇÉë=NUOK=mäÉåìãë=îçã=
TK=gìäá=NVVTK=

hjh= NVVT= pí®êâìåÖ=ÇÉê=áåíÉêå~íáçå~äÉå=tÉííÄÉïÉêÄëÑ®ÜáÖâÉáí=ÇÉë=píìÇáÉåëí~åÇçêíÉë=aÉìíëÅÜä~åÇK=
_ÉëÅÜäìëë=ÇÉê=hìäíìëãáåáëíÉêâçåÑÉêÉåò=îçã=OQK=lâíçÄÉê=NVVTK=

eoh= NVVT= wìê=báåÑΩÜêìåÖ=îçå=_~ÅÜÉäçêJ=ìåÇ=j~ëíÉêëíìÇáÉåÖ®åÖÉåLJ~ÄëÅÜäΩëëÉåK=p~ÅÜëí~åÇëJ=ìåÇ=
mêçÄäÉã~å~äóëÉK=båíëÅÜäáÉ≈ìåÖ=ÇÉë=NUPK=mäÉåìãë=ÇÉê=eoh=îçã=NMK=kçîÉãÄÉê=NVVTK=

eoh= NVVU= ^ââêÉÇáíáÉêìåÖëîÉêÑ~ÜêÉåK=båíëÅÜäáÉ≈ìåÖ=ÇÉë=NURK=mäÉåìãë=îçã=SK=gìäá=NVVUK=

eoh= NVVU= bãéÑÉÜäìåÖÉå=òìê=iÉÜêÉêÄáäÇìåÖK=båíëÅÜäáÉ≈ìåÖ=ÇÉë=NUSK=mäÉåìãë=îçã=OK=kçîÉãÄÉê=NVVUK=

_ìåÇ= NVVU= sáÉêíÉë=dÉëÉíò=òìê=ûåÇÉêìåÖ=ÇÉë=eçÅÜëÅÜìäê~ÜãÉåÖÉëÉíòÉëK=sçã=OMK=^ìÖìëí=NVVUK=

_ìåÇ= NVVU= eçÅÜëÅÜìäê~ÜãÉåÖÉëÉíò=EeodF=îçã=OSK=g~åì~ê=NVTSI=áå=ÇÉê=c~ëëìåÖ=îçã=VK=^éêáä=NVUTI=
òìäÉíòí=ÖÉ®åÇÉêí=ÇìêÅÜ=^êíáâÉä=N=ÇÉë=dÉëÉíòÉë=~ã=OMK=^ìÖìëí=NVVU=E_d_äK=fI=pK=ONVMFK=

eoh= NVVU= bãéÑÉÜäìåÖÉå=òìê=iÉÜêÉêÄáäÇìåÖK=båíëÅÜäáÉ≈ìåÖ=ÇÉë=NUSK=mäÉåìãë=îçã=OK=kçîÉãÄÉê=NVVUK=

eoh= NVVU= wìê=báåÑΩÜêìåÖ=îçå=^ââêÉÇáíáÉêìåÖëîÉêÑ~ÜêÉåK=båíëÅÜäáÉ≈ìåÖ=ÇÉë=NUSK=mäÉåìãë=îçã=
OK=kçîÉãÄÉê=NVVUK=

hjh= NVVU= báåÑΩÜêìåÖ=ÉáåÉë=^ââêÉÇáíáÉêìåÖëîÉêÑ~ÜêÉåë=ÑΩê=_~ÅÜÉäçêJL_~ââ~ä~ìêÉìëJ=ìåÇ=j~ëíÉêJL=
j~ÖáëíÉêëíìÇáÉåÖ®åÖÉK=_ÉëÅÜäìëë=ÇÉê=hìäíìëãáåáëíÉêâçåÑÉêÉåò=îçã=PK=aÉòÉãÄÉê=NVVUK=

hjh= NVVV= píêìâíìêîçêÖ~ÄÉå=ÑΩê=ÇáÉ=báåÑΩÜêìåÖ=îçå=_~ÅÜÉäçêJL_~ââ~ä~ìêÉìëJ=ìåÇ=j~ëíÉêJL=
j~ÖáëíÉêëíìÇáÉåÖ®åÖÉå=E_ÉëÅÜäìëë=ÇÉê=hìäíìëãáåáëíÉêâçåÑÉêÉåò=îçã=MRKMPKNVVVFK=

^o= NVVV= ^ââêÉÇáíáÉêìåÖ=îçå=^ââêÉÇáíáÉêìåÖë~ÖÉåíìêÉå=ìåÇ=^ââêÉÇáíáÉêìåÖ=îçå=píìÇáÉåÖ®åÖÉå=ãáí=
ÇÉå=^ÄëÅÜäΩëëÉå=_~ÅÜÉäçêL_~ââ~ä~ìêÉìë=ìåÇ=j~ëíÉêLj~ÖáëíÉêK=jáåÇÉëíëí~åÇ~êÇë=ìåÇ=hêáíÉJ
êáÉåK=_çååI=PMK=kçîÉãÄÉê=NVVVK=

to= OMMM= bãéÑÉÜäìåÖÉå=òìê=báåÑΩÜêìåÖ=åÉìÉê=píìÇáÉåëíêìâíìêÉå=ìåÇ=J~ÄëÅÜäΩëëÉ=E_~ââ~ä~ìêÉìëL=
_~ÅÜÉäçê=Ó=j~ÖáëíÉêLj~ëíÉêF=áå=aÉìíëÅÜä~åÇK=aêëK=QQNULMMK=_ÉêäáåI=ONK=g~åì~ê=OMMMK=

eoh= OMMM= báåçêÇåìåÖ=îçå=_~ÅÜÉäçêJL_~ââ~ä~ìêÉìëJ=ìåÇ=j~ëíÉêJLj~ÖáëíÉêJ^ÄëÅÜäΩëëÉå=áã=∏ÑÑÉåíäáÅÜÉå=
aáÉåëíK=mçëáíáçå=ÇÉë=eohJmê®ëáÇáìãëI=ONK=cÉÄêì~ê=OMMMK=

                                                           
119 In der aktuellen Version der Strukturvorgaben aus dem September 2005, die Unterschied zu den bisherigen Fassungen 

einen Passus zu gestuften Studiengängen in der Lehramtsausbildung enthält, wird in ebendiesem Abschnitt wiederum auf 
das hier beschriebene Eckpunktepapier der Kultusminister verwiesen, siehe KMK 2005d, S. 14. 
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fåëíáíìíáçåG= g~Üê= qáíÉä=ÇÉë=açâìãÉåíë=

hjh= OMMM= i~ìÑÄ~ÜåêÉÅÜíäáÅÜÉ=wìçêÇåìåÖ=îçå=_~ÅÜÉäçêJL_~ââ~ä~ìêÉìëJ=ìåÇ=j~ëíÉêJLj~ÖáëíÉêJ
~ÄëÅÜäΩëëÉå=ÖÉãK=¬=NV=eodK=_ÉëÅÜäìëë=ÇÉê=hìäíìëãáåáëíÉêâçåÑÉêÉåò=îçã=NQKMQKOMMMK=

hjh= OMMM= wìÖ~åÖ=òìê=mêçãçíáçå=ÑΩê=j~ëíÉêJLj~ÖáëíÉêJ=ìåÇ=_~ÅÜÉäçêJL_~ââ~ä~ìêÉìëJ^ÄëçäîÉåíÉå=
E_ÉëÅÜäìëë=ÇÉê=hìäíìëãáåáëíÉêâçåÑÉêÉåò=îçã=NQKMQKOMMMFK=

eoh= OMMM= wìã=b`qpJkçíÉåëóëíÉãK=båíëÅÜäáÉ≈ìåÖ=ÇÉë=NVNK=mäÉåìãë=îçã=PKLQK=gìäá=OMMMK=

hjh= OMMM= o~ÜãÉåîçêÖ~ÄÉå=ÑΩê=ÇáÉ=báåÑΩÜêìåÖ=îçå=iÉáëíìåÖëéìåâíëóëíÉãÉå=ìåÇ=ÇáÉ=jçÇìä~êáëáÉêìåÖ=
îçå=píìÇáÉåÖ®åÖÉå=E_ÉëÅÜäìëë=ÇÉê=hìäíìëãáåáëíÉêâçåÑÉêÉåò=îçã=NRKMVKOMMMFK=

^o= OMMN= iÉáíÑ~ÇÉå=ÑΩê=dìí~ÅÜíÉêLJáååÉå=áå=^ââêÉÇáíáÉêìåÖëîÉêÑ~ÜêÉå=EîÉê~ÄëÅÜáÉÇÉí=~ã=OMK=gìåá=
OMMNFK=

^o= OMMN= oÉÑÉêÉåòê~ÜãÉå=ÑΩê=_~ÅÜÉäçêJL_~ââ~ä~ìêÉìëJ=ìåÇ=j~ëíÉêJLj~ÖáëíÉêJpíìÇáÉåÖ®åÖÉ=EîÉê~ÄJ
ëÅÜáÉÇÉí=áã=o~ÜãÉå=ÇÉê=NUK=páíòìåÖ=ÇÉë=^ââêÉÇáíáÉêìåÖëê~íÉë=~ã=OMK=gìåá=OMMNFK=

hjh= OMMN= píêìâíìêîçêÖ~ÄÉå=ÑΩê=ÇáÉ=báåÑΩÜêìåÖ=îçå=_~ÅÜÉäçêJL_~ââ~ä~ìêÉìëJ=ìåÇ=j~ëíÉêJLj~ÖáëíÉêJ
ëíìÇáÉåÖ®åÖÉå=E_ÉëÅÜäìëë=ÇÉê=hìäíìëãáåáëíÉêâçåÑÉêÉåò=îçã=MRKMPKNVVV=áå=ÇÉê=c~ëëìåÖ=îçã=
NQKNOKOMMNFK=

hjh= OMMO= hΩåÑíáÖÉ=båíïáÅâäìåÖ=ÇÉê=ä®åÇÉêJ=ìåÇ=ÜçÅÜëÅÜìäΩÄÉêÖêÉáÑÉåÇÉå=nì~äáí®íëëáÅÜÉêìåÖ=áå=
aÉìíëÅÜä~åÇK=_ÉëÅÜäìëë=ÇÉê=hìäíìëãáåáëíÉêâçåÑÉêÉåò=îçã=MNKMPKOMMOK=

hjh= OMMO= pí~íìí=ÑΩê=Éáå=ä®åÇÉêJ=ìåÇ=ÜçÅÜëÅÜìäΩÄÉêÖêÉáÑÉåÇÉë=^ââêÉÇáíáÉêìåÖëîÉêÑ~ÜêÉåK=_ÉëÅÜäìëë=ÇÉê=
hìäíìëãáåáëíÉêâçåÑÉêÉåò=îçã=OQKMRKOMMOK=

fjhI=hjh= OMMO= sÉêÉáåÄ~êìåÖ=łwìÖ~åÖ=òì=ÇÉå=i~ìÑÄ~ÜåÉå=ÇÉë=Ü∏ÜÉêÉå=aáÉåëíÉë=ÇìêÅÜ=j~ëíÉê~ÄëÅÜäìëë=~å=
c~ÅÜÜçÅÜëÅÜìäÉå“K=_ÉëÅÜäìëë=ÇÉê=fååÉåãáåáëíÉêâçåÑÉêÉåò=îçã=MSKMSKOMMO=ìåÇ=ÇÉê=hìäíìëJ
ãáåáëíÉêâçåÑÉêÉåò=îçã=OQKMRKOMMOK=

_ìåÇ= OMMO= eçÅÜëÅÜìäê~ÜãÉåÖÉëÉíò=EeodF=áå=ÇÉê=c~ëëìåÖ=ÇÉê=_Éâ~ååíã~ÅÜìåÖ=îçã=NVK=g~åì~ê=NVVV=
E_d_äK=f=pK=NUFI=òìäÉíòí=ÖÉ®åÇÉêí=ÇìêÅÜ=^êíáâÉä=N=ÇÉë=dÉëÉíòÉë=îçã=UK=^ìÖìëí=OMMO=E_d_äK=f=
pK=PNPUFK=

hjh= OMMO= pí~íìí=ÑΩê=Éáå=ä®åÇÉêJ=ìåÇ=ÜçÅÜëÅÜìäΩÄÉêÖêÉáÑÉåÇÉë=^ââêÉÇáíáÉêìåÖëîÉêÑ~ÜêÉåK=_ÉëÅÜäìëë=ÇÉê=
hìäíìëãáåáëíÉêâçåÑÉêÉåò=îçã=OQKMRKOMMO=áå=ÇÉê=c~ëëìåÖ=îçã=NVKMVKOMMOK=

^o= OMMP= _ÉëÅÜäìëë=ÇÉë=^ââêÉÇáíáÉêìåÖëê~íÉë=òìê=cÉëíëíÉääìåÖ=ÇÉê=ä~ìÑÄ~ÜåêÉÅÜíäáÅÜÉå=wìçêÇåìåÖ=
ÇÉê=j~ëíÉê~ÄëÅÜäΩëëÉ=~å=c~ÅÜÜçÅÜëÅÜìäÉå=áã=^ââêÉÇáíáÉêìåÖëîÉêÑ~ÜêÉå=EîÉê~ÄëÅÜáÉÇÉí=~ã=
TK=lâíçÄÉê=OMMOI=ÖÉ®åÇÉêí=~ã=NPK=j~á=OMMPFK=

hjh= OMMP= NM=qÜÉëÉå=òìê=_~ÅÜÉäçêJ=ìåÇ=j~ëíÉêëíêìâíìê=áå=aÉìíëÅÜä~åÇK=_ÉëÅÜäìëë=ÇÉê=hìäíìëãáåáëíÉêJ
âçåÑÉêÉåò=îçã=NOKMSKOMMPK=

hjh= OMMP= i®åÇÉêÖÉãÉáåë~ãÉ=píêìâíìêîçêÖ~ÄÉå=ÖÉã®≈=¬=V=^ÄëK=O=eod=ÑΩê=ÇáÉ=^ââêÉÇáíáÉêìåÖ=
îçå=_~ÅÜÉäçêJ=ìåÇ=j~ëíÉêëíìÇáÉåÖ®åÖÉå=E_ÉëÅÜäìëë=ÇÉê=hìäíìëãáåáëíÉêâçåÑÉêÉåò=îçã=
NMKNMKOMMPFK=

hjh= OMMQ= pí~íìí=ÑΩê=Éáå=ä®åÇÉêJ=ìåÇ=ÜçÅÜëÅÜìäΩÄÉêÖêÉáÑÉåÇÉë=^ââêÉÇáíáÉêìåÖëîÉêÑ~ÜêÉå=E_ÉëÅÜäìëë=ÇÉê=
hìäíìëãáåáëíÉêâçåÑÉêÉåò=îçã=OQKMRKOMMO=áKÇKcK=îçã=MRKMOKOMMQFK=

eoh= OMMQ= b`qp=~äë=póëíÉã=òìê=^åêÉÅÜåìåÖI=§ÄÉêíê~ÖìåÖ=ìåÇ=^ââìãìäáÉêìåÖ=îçå=píìÇáÉåäÉáëíìåÖÉåK=
båíëÅÜäáÉ≈ìåÖ=ÇÉë=VUK=pÉå~íë=îçã=NMK=cÉÄêì~ê=OMMQK=

eoh= OMMQ= eçÅÜëÅÜìäÉå=ìåíÉêëíêÉáÅÜÉå=ÇáÉ=_ÉÇÉìíìåÖ=ÇÉê=aìêÅÜä®ëëáÖâÉáí=áã=o~ÜãÉå=ÇÉê=ÖÉëíìÑíÉå=
píìÇáÉåëíêìâíìêK=NMK=cÉÄêì~ê=OMMQ=áå=_çååK=

^o= OMMQ= aÉëâêáéíçêÉå=ÑΩê=ÇáÉ=wìçêÇåìåÖ=ÇÉê=mêçÑáäÉ=łÑçêëÅÜìåÖëçêáÉåíáÉêí“=ìåÇ=ł~åïÉåÇìåÖëçêáÉåJ
íáÉêí“=ÑΩê=j~ëíÉêëíìÇáÉåÖ®åÖÉ=ÖÉã®≈=ÇÉå=píêìâíìêîçêÖ~ÄÉå=ÇÉê=hjh=îçã=NMKNMKOMMP=
EÄÉëÅÜäçëëÉå=îçã=^ââêÉÇáíáÉêìåÖëê~í=áã=o~ÜãÉå=ëÉáåÉê=PTK=páíòìåÖ=~ã=NKLOK=^éêáä=OMMQFK==

hjh= OMMQ= bÅâéìåâíÉ=ÑΩê=ÇáÉ=tÉáíÉêÉåíïáÅâäìåÖ=ÇÉê=^ââêÉÇáíáÉêìåÖ=áå=aÉìíëÅÜä~åÇK=_ÉëÅÜäìëë=ÇÉê=
hìäíìëãáåáëíÉêâçåÑÉêÉåò=îçã=NRKNMKOMMQK=

hjh= OMMQ= báåçêÇåìåÖ=ÇÉê=_~ÅÜÉäçê~ìëÄáäÇìåÖëÖ®åÖÉ=~å=_ÉêìÑë~â~ÇÉãáÉå=áå=ÇáÉ=âçåëÉâìíáîÉ=píìÇáÉåJ
ëíêìâíìê=E_ÉëÅÜäìëë=ÇÉê=hìäíìëãáåáëíÉêâçåÑÉêÉåò=îçã=NRKNMKOMMQFK=

hjh= OMMQ= sÉêÉáåÄ~êìåÖ=òìê=píáÑíìåÖ=łpíáÑíìåÖW=^ââêÉÇáíáÉêìåÖ=îçå=píìÇáÉåÖ®åÖÉå=áå=aÉìíëÅÜä~åÇ“=
E_ÉëÅÜäìëë=ÇÉê=hìäíìëãáåáëíÉêâçåÑÉêÉåò=îçã=NSKNOKOMMQFK=
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fåëíáíìíáçåG= g~Üê= qáíÉä=ÇÉë=açâìãÉåíë=

^o= OMMQ= dêìåÇë®íòÉ=ÑΩê=ÇáÉ=oÉ~ââêÉÇáíáÉêìåÖ=îçå=píìÇáÉåÖ®åÖÉå=EÄÉëÅÜäçëëÉå=~ìÑ=ÇÉê=QNK=páíòìåÖ=
ÇÉë=^ââêÉÇáíáÉêìåÖëê~íÉë=~ã=VK=aÉòÉãÄÉê=OMMQFK=

eoh= OMMR= wì=ÇÉå=ûåÇÉêìåÖÉå=ÇÉê=i®åÇÉêÖÉãÉáåë~ãÉå=píêìâíìêîçêÖ~ÄÉå=ÖÉã®≈=¬=V=^ÄëK=O=eod=ÑΩê=
ÇáÉ=^ââêÉÇáíáÉêìåÖ=îçå=_~ÅÜÉäçêJ=ìåÇ=j~ëíÉêëíìÇáÉåÖ®åÖÉå=~åä®ëëäáÅÜ=ÇÉê=§ÄÉêÑΩÜêìåÖ=ÇÉê=
iÉÜêÉêÄáäÇìåÖ=áå=ÇáÉ=_~ÅÜÉäçêJ=ìåÇ=j~ëíÉêëíêìâíìêK=píÉääìåÖå~ÜãÉ=ÇÉë=pÉå~íë=ÇÉê=eoh=îçã=
NRKOKOMMRK=

hjh= OMMR= i®åÇÉêÖÉãÉáåë~ãÉ=píêìâíìêîçêÖ~ÄÉå=ÖÉã®≈=¬=V=^ÄëK=O=eod=ÑΩê=ÇáÉ=^ââêÉÇáíáÉêìåÖ=
îçå=_~ÅÜÉäçêJ=ìåÇ=j~ëíÉêëíìÇáÉåÖ®åÖÉå=E_ÉëÅÜäìëë=ÇÉê=hìäíìëãáåáëíÉêâçåÑÉêÉåò=îçã=
NMKNMKOMMP=áKÇKcK=îçã=ONKMQKOMMRFK=

hjh= OMMR= bÅâéìåâíÉ=ÑΩê=ÇáÉ=ÖÉÖÉåëÉáíáÖÉ=^åÉêâÉååìåÖ=îçå=_~ÅÜÉäçêJ=ìåÇ=j~ëíÉê~ÄëÅÜäΩëëÉå=áå=
píìÇáÉåÖ®åÖÉåI=ãáí=ÇÉåÉå=ÇáÉ=_áäÇìåÖëîçê~ìëëÉíòìåÖÉå=ÑΩê=Éáå=iÉÜê~ãí=îÉêãáííÉäí=ïÉêÇÉå=
E_ÉëÅÜäìëë=ÇÉê=hìäíìëãáåáëíÉêâçåÑÉêÉåò=îçã=MOKMSKOMMRFK=

eoh= OMMR= bãéÑÉÜäìåÖ=òìê=páÅÜÉêìåÖ=ÇÉê=nì~äáí®í=îçå=píìÇáìã=ìåÇ=iÉÜêÉ=áå=_~ÅÜÉäçêJ=ìåÇ=j~ëíÉêëíìJ
ÇáÉåÖ®åÖÉåK=båíëÅÜäáÉ≈ìåÖ=ÇÉë=OMQK=mäÉåìãë=ÇÉê=eoh=îçã=NQKSKOMMRK=

hjh= OMMR= i®åÇÉêÖÉãÉáåë~ãÉ=píêìâíìêîçêÖ~ÄÉå=ÖÉã®≈=¬=V=^ÄëK=O=eod=ÑΩê=ÇáÉ=^ââêÉÇáíáÉêìåÖ=
îçå=_~ÅÜÉäçêJ=ìåÇ=j~ëíÉêëíìÇáÉåÖ®åÖÉå=E_ÉëÅÜäìëë=ÇÉê=hìäíìëãáåáëíÉêâçåÑÉêÉåò=îçã=
NMKNMKOMMP=áKÇKcK=îçã=OOKMVKOMMRFK=

G= ^o=Z=^ââêÉÇáíáÉêìåÖëê~íI=eoh=Z=eçÅÜëÅÜìäêÉâíçêÉåâçåÑÉêÉåòI= fjh=Z= fååÉåãáåáëíÉêâçåÑÉêÉåòI= hjh=Z=hìäíìëãáåáëíÉêâçåÑÉêÉåòI=
to=Z=táëëÉåëÅÜ~Ñíëê~íK=

PKP= pí~åÇ=ÇÉê=rãëÉíòìåÖ=

Die Einführung der gestuften Studiengänge mit 
Bachelor- und Masterabschlüssen in der Bun-
desrepublik Deutschland erfolgte, wie in den bei-
den vorhergehenden Abschnitten beschrieben, 
sowohl vor dem Hintergrund des europäischen 
Angleichungsprozesses hin zu einem „Hoch-
schulraum Europa“ als auch angesichts der in-
ternen Reformnotwendigkeiten. Auf europäischer 
Ebene hat sich der Reformprozess kontinuierlich 
ausgeweitet; mittlerweile sind 45 Länder am 
Bolognaprozess beteiligt. Auf der Berlinkonfe-
renz im September 2003 hatten sich die Bildungs-
minister unter anderem dazu verpflichtet, bis 
spätestens zum Jahr 2005 mit der Einführung 
eines gestuften Studiensystems begonnen zu ha-
ben. Die Frage, ob es überhaupt gestufte Studien-
gänge im deutschen Hochschulsystem geben sol-
le, ist daher grundsätzlich beantwortet. Heute 
geht es um die Frage, in welchem Ausmaß und 
mit welcher Geschwindigkeit die Reformprozes-
se ablaufen. 

Diese Frage ist objektiv schwer zu beantworten; 
je nach Standpunkt und Interesse des Betrach-
ters ergeben sich unterschiedliche Auffassungen. 
Als Grundlage für die Ausführungen an dieser 
Stelle dienten die statistischen Daten zu Bache-
lor- und Masterstudiengängen, die von der Hoch-

schulrektorenkonferenz, der Kultusministerkon-
ferenz und vom Akkreditierungsrat veröffentlicht 
worden sind. Außerdem wurde der „Nationale 
Bericht 2004 für Deutschland“ herangezogen, 
den Vertreter der Kultusministerkonferenz und 
des Bundesministeriums für Bildung und For-
schung gemeinsam verfasst und im Januar 2005 
an die Bologna Follow-up Group übermittelt ha-
ben.120 Alle am Bolognaprozess beteiligten Staa-
ten hatten sich im Jahr 2003 in Berlin dazu ver-
pflichtet, rechtzeitig bis zur Folgekonferenz in 
Bergen einen nationalen Statusbericht vorzule-
gen, in dem die Fortschritte und die aktuelle Si-
tuation in Bezug auf die zehn Aktionslinien des 
Bolognaprozesses dargestellt sind. 

Für den vergleichenden Blick auf andere euro-
päische Länder sind folgende Dokumente hilf-
reich, die jeweils 2005, im Jahr der Bergen-Kon-

                                                           
120 An dem Bericht haben auch Vertreter der Hochschul-

rektorenkonferenz, des Deutschen Akademischen Aus-
tauschdienstes, des Akkreditierungsrates, des Studie-
rendenverbands fzs und „der Sozialpartner“ mitgewirkt. 
Alle Repräsentanten bilden die gemeinsame Arbeits-
gruppe „Fortführung des Bologna-Prozesses“. 

 Siehe die deutschsprachige Fassung, KMK u. BMBF o. J.b, 
oder die englischsprachige Version, KMK u. BMBF o. J.a. 
Eine weitere Fassung, bei der die Angaben zum Stand 
der Umsetzung in das Fragenraster der BFUG eingeord-
net sind, findet sich unter http://www.bmbf.de/pub/ 
national_report_bologna–2004_2005.pdf (12.04.05). 
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ferenz, veröffentlicht wurden: In dem Bericht 
„Focus on the Structure of Higher Education in 
Europe 2004/05“, der von Eurydice, einer der Eu-
ropäischen Kommission unterstellten Organisa-
tion, herausgegeben wurde, sind zahlreiche 
Übersichten zu dem Stand der Umsetzung der 
Bologna-Aktionslinien in Europa enthalten, er-
gänzt durch Einzeldarstellungen der Bildungs-
systeme und Reformschritte in den europäischen 
Ländern.121 Die dem Bericht zugrunde liegenden 
Daten wurden in enger Zusammenarbeit mit der 
Bologna Follow-up Group (BFUG) erhoben, die 
nach der Berlin-Konferenz eigens eine Arbeits-
gruppe eingerichtet hatte, welche den Fortschritt 
der Reformprozesse in den europäischen Län-
dern anhand standardisierter Kriterien beurtei-
len sollte. Der Bericht dieser Arbeitsgruppe ist 
unter dem Titel ”Bologna Process Stocktaking” er-
schienen.122 Die Beurteilung erfolgte mittels der 
so genannten Bologna Scorecard und bezog sich 
auf jene drei Reformbereiche, denen im Berliner 
Kommuniqué die höchste Priorität zugewiesen 
worden war: 

• Qualitätssicherung, und zwar mit den Teilkri-
terien: Stand der Umsetzung eines Qualitäts-
sicherungssystems, Hauptelemente von Eva-
luationssystemen, Ausmaß der Einbeziehung 
von Studierenden, Ausmaß der Einbettung in 
internationale Kooperationsbeziehungen und 
Netzwerke; 

• zweistufiges Studiensystem, und zwar mit den 
Teilkriterien: Stand der Einrichtung des zwei-
stufigen Systems, Anteil der in den zweistufi-
gen Studiengängen eingeschriebenen Studie-
renden an allen Studierenden, Übergang von 
der ersten zur zweiten Studienstufe; 

• Anerkennung von Studienleistungen und Stu-
dienabschlüssen, und zwar mit den Teilkrite-
rien: Stand der Einführung des Diploma Supple-
ments, Ratifizierung der Lisbon Recognition Con-
vention und schließlich Stand der Einführung 
des European Credit Transfer System (ECTS). 

Im Kommuniqué der Minister, die sich in Bergen 
getroffen hatten, sind die Ergebnisse des Stock-
                                                           
121 Eurydice 2005a. Der Bericht ist auch in deutscher Sprache 

erhältlich: Eurydice 2005b. 
122 Stocktaking Report 2005. 

taking in sehr kurzer Form zusammengefasst, 
zugleich werden zukünftige Handlungsfelder 
aufgezeigt.123 

Ebenfalls zur Konferenz von Bergen wurde der 
kurz als „Trends IV“ bezeichnete Report vorge-
legt,124 mit dem eine 1999 begonnene Reihe fort-
geführt wurde. Für den vierten Bericht hatten 
die Verfasser über 60 Hochschulen in verschie-
denen europäischen Ländern besucht und die 
Hochschulvertreter zum Stand der Umsetzung 
der Reformen befragt. Die Ergebnisse sind sta-
tistisch nicht repräsentativ, liefern aber ein ein-
drückliches Bild der Reformabläufe und der La-
ge vor Ort. 

Der Bolognaprozess aus Sicht der Studierenden 
ist das Thema eines Dokuments, das im Mai 
2005 von der ESIB, dem Zusammenschluss der 
nationalen Studierendenvertretungen in Euro-
pa, veröffentlicht wurde.125 Die oben genannten 
drei Reformbereiche – zweistufiges Studiensys-
tem, Qualitätssicherung und Anerkennung von 
Studienleistungen – spielen die zentrale Rolle in 
der Analyse, aber auch die Reformschritte be-
züglich weiterer Aktionslinien werden einer kri-
tischen Betrachtung unterzogen. Im Unterschied 
zu den weitgehend deskriptiven Übersichtsdo-
kumenten der Stocktaking-Arbeitsgruppe und 
Eurydice wird in diesem Bericht deutlich, wo 
Fortschritte im Bolognaprozess zu begrüßen sind, 
aber auch, welche Schwachstellen und kritischen 
Punkte aufmerksam beobachtet werden sollten. 
Dies verdient besondere Beachtung, da die Stu-
dierenden zwar nicht die Hauptakteure, aber 
die Hauptbetroffenen der Reformen sind. 

Schließlich hat ein Forschungsteam des Wissen-
schaftlichen Zentrums für Berufs- und Hoch-
schulforschung der Universität Kassel im Früh-
jahr 2005 eine vergleichende Analyse zum Stand 
der Einführung von Bachelor- und Masterstu-
diengängen in ausgewählten Ländern Europas 
vorgelegt.126 Darin wird ausführlich erläutert, 
inwiefern sich der Reformprozess in Deutsch-
                                                           
123 Vgl. Bergen Communiqué 2005. 
124 Reichert u. Tauch 2005. 
125 ESIB 2005. 
126 Alesi u.a. 2005. In die Analyse einbezogen wurden: 

Deutschland, Frankreich, die Niederlande, Norwegen, 
Österreich, Ungarn und das Vereinigte Königreich. 
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land von den Vorgängen in anderen europäi-
schen Staaten unterscheidet. 

Im vorliegenden Bericht stehen die Entwicklun-
gen innerhalb des deutschen Hochschulsystems 
im Mittelpunkt. Für detaillierte Informationen 
über die Reformen in den europäischen Ländern 
und einzelne Ländervergleiche sei daher auf die 
genannten Dokumente hingewiesen. 

rãëíÉääìåÖ=~ìÑ=Ç~ë=ÖÉëíìÑíÉ=píìÇáìã=

Wie bereits erwähnt, ist die Umstellung auf das 
mehrstufige Studiensystem – obgleich in den 
Deklarationen von Bologna und Berlin erst an 
zweiter Stelle genannt – für die meisten der am 
Bolognaprozess beteiligten Länder die weitest 
reichende Reform. Durch die auf europäischer 
Ebene getroffenen Vereinbarungen sind bestimm-
te Fristen gesetzt, vor allem der Schlusstermin 
für die Bildung des europäischen Hochschulrau-
mes nach den zehn Aktionslinien, das Jahr 2010, 
und es wurden Richtungen vorgegeben, in wel-
che die Maßnahmen der einzelnen Staaten laufen 
sollten. 

In Deutschland ist die Einrichtung von Bache-
lor- und Masterstudiengängen seit 1998 gesetz-
lich möglich; es gibt jedoch keine bundesweite 
Vorgabe für einen bestimmten Umstellungster-
min oder für ein genau bestimmtes, gleichzeiti-
ges Vorgehen. Die Bundesländer sind angehal-
ten, ihre jeweiligen Hochschulgesetze den Rah-
menvorgaben des Bundes anzupassen, haben 
dabei aber Spielraum. Dies gilt auch für die da-
runter liegende institutionelle Ebene: An ver-
schiedenen Hochschulen und häufig auch an den 
Fachbereichen einer Hochschule verlaufen die 
Reformen in unterschiedlicher Geschwindigkeit 
und mit unterschiedlichen Schwerpunkten. So-
mit ist ein Gesamtstand der Reformumsetzung 
schwer zu ermitteln. Mit den statistischen Anga-
ben zu Bachelor- und Masterstudiengängen an 
deutschen Hochschulen liegen jedoch zumin-
dest Eckdaten vor.127 

                                                           
127 Zur quantitativen und qualitativen Beschreibung der 

Bachelor- und Masterstudiengänge an deutschen Hoch-
schulen auf dem Stand von 2002/03 siehe die For-
schungsergebnisse in Schwarz-Hahn u. Rehburg 2004a. 

páíì~íáçå=~å=ÇÉìíëÅÜÉå=eçÅÜëÅÜìäÉå=

píìÇáÉå~åÖÉÄçí=

Das Angebot von Bachelor- und Masterstudien-
gängen an deutschen Hochschulen hat sich in 
wenigen Jahren ausgeweitet und diversifiziert. 
Laut einer Umfrage der Hochschulrektorenkon-
ferenz im April 2004, an der sich gut 70 % ihrer 
Mitgliedshochschulen beteiligten, strebten zu 
diesem Zeitpunkt mehr als zwei Drittel der be-
fragten Hochschulen die flächendeckende Ein-
führung von Bachelor- und Masterstudiengän-
gen an.128 Mittlerweile gibt es gestufte Studien-
gänge in den verschiedenen Studienfachrichtun-
gen, an Universitäten wie an Fachhochschulen, 
an öffentlichen und privaten Hochschulen. Al-
lerdings ist die Umstellung oder auch nur de-
ren Planung bisher nicht gleichmäßig in allen 
Studienfächern und in den verschiedenen Hoch-
schularten erfolgt. 

Die Studiengänge mit Staatsprüfungen sind da-
bei eine Besonderheit. Dem 2005 veröffentlichten 
Bolognabericht der Kultusministerkonferenz und 
des Bundesministeriums für Bildung und For-
schung zufolge hatten mit Stand des Jahres 2004 
insgesamt elf Bundesländer damit begonnen, die 
Lehrerausbildung auf das gestufte System um-
zustellen. Für weitere Studiengänge, die mit dem 
Staatsexamen abschließen (unter anderem in 
den Bereichen Rechtswissenschaft, Medizin und 
Pharmazie), seien hingegen die Voraussetzungen 
für die Umstellung auf gestufte Studienstruktu-
ren noch nicht geschaffen, das Ziel sei es aber, 
auch hier die Umstellung zu erreichen. Für Stu-
diengänge mit kirchlichen Prüfungen, so die 
Aussage, liefen Vorgespräche.129 

^åò~Üä=ÇÉê=píìÇáÉå~åÖÉÄçíÉ=

Der Hochschulkompass der Hochschulrektoren-
konferenz verzeichnete im November 2005 ins-
gesamt 2.231 Bachelorstudiengänge und 1.645 
Masterstudiengänge an deutschen Hochschulen, 
in der Summe also fast 3.900 Studiengänge mit 
einem neuen Abschlussgrad (siehe Tabelle 4). Zu 
diesem Zeitpunkt machten die Bachelor- und 

                                                           
128 Zitiert nach HRK 2005d, S. 5. 
129 KMK u. BMBF o. J.b, S. 8 und S. 17. 
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Masterprogramme rund ein Drittel des gesamten 
Studienangebots an Hochschulen in Deutschland 
aus. Im Vergleich zu den entsprechenden Werten 
aus dem Januar 2005 hatte sich insbesondere die 
Zahl der Bachelorangebote deutlich erhöht.130 

Bei der genaueren Betrachtung zeigt sich jedoch, 
dass die neuen Studiengänge in den beiden Aus-
bildungsstufen unterschiedlich gewichtet sind. 
So stellen die Bachelorstudiengänge einen Anteil 
von 25 % an allen knapp 8.900 grundständigen 
Studienangeboten in Deutschland; die traditio-
nellen Diplom- und Magisterangebote sind hier 
mit einem Anteil von fast 50 % sowie die Lehr-
amtsstudiengänge mit 26 % insgesamt immer 
noch weitaus stärker vertreten. Im Bereich der 

weiterführenden Studienangebote hingegen stel-
len die Masterstudiengänge einen Anteil von 70 % 
an allen 2.361 Studienangeboten dieser Katego-
rie. Der Master ist demnach der mit Abstand 
häufigste angestrebte Abschluss in einem wei-
terführenden Studiengang. Wenn im Zusammen-
hang mit dem Stand der Umsetzung der Refor-
men an deutschen Hochschulen von einem 
„großen Anteil der neuen Studiengänge“ ge-
sprochen wird, ist also zu differenzieren. Noch 
stellt das Bachelorstudium unter den grundstän-
digen Studienangeboten bei weitem nicht die 
Mehrheit, während das für die Masterstudien-
gänge im Bereich der weiterführenden Studien-
gänge durchaus zutrifft. 

q~ÄÉääÉ=QW= dêìåÇëí®åÇáÖÉ=ìåÇ=ïÉáíÉêÑΩÜêÉåÇÉ=píìÇáÉå~åÖÉÄçíÉ=~å=eçÅÜëÅÜìäÉå=áå=aÉìíëÅÜJ
ä~åÇI=å~ÅÜ=^ÄëÅÜäìëë~êí=EkçîÉãÄÉê=OMMRF=

dêìåÇëí®åÇáÖÉ=
píìÇáÉå~åÖÉÄçíÉ=

tÉáíÉêÑΩÜêÉåÇÉ=
píìÇáÉå~åÖÉÄçíÉ=

dêìåÇëí®åÇáÖÉ=ìåÇ=ïÉáíÉêJ
ÑΩÜêÉåÇÉ=píìÇáÉåÖ®åÖÉ=ÖÉë~ãí=

^ÄëÅÜäìëë~êí= ~Äëçäìí= áå=B= ~Äëçäìí= áå=B= ~Äëçäìí= áå=B=

aáéäçã= NKQPP= NS= ONR= V= NKSQU= NR=

aáéäçã=EceF= NKOMO= NQ= UN= P= NKOUP= NN=

j~ÖáëíÉê= NKQVU= NT= UP= Q= NKRUN= NQ=

iÉÜê~ãíG= OKOTO= OS= V= M= OKOUN= OM=

pí~~íëÉñ~ãÉå= NSQ= O= NPS= S= PMM= P=

_~ÅÜÉäçê= OKOPN= OR= M= M= OKOPN= OM=

j~ëíÉê= M= M= NKSQR= TM= NKSQR= NR=

^åÇÉêÉGG= TN= N= NVO= U= OSP= O=

dÉë~ãí= UKUTN= NMM= OKPSN= NMM= NNKOPO= NMM=

* Von den insgesamt im grundständigen Studienangebot zu ermittelnden 2.691 Lehramtsstudiengängen sind 417 Studiengän-
ge mit dem Abschluss „Bachelor“ und jeweils ein weiterer Studiengang mit „Diplom“ und „Staatsexamen“ versehen. Diese 
doppelzähligen Studiengänge wurden hier herausgerechnet. 

** Die Kategorie „Andere“ umfasst folgende Einzelkategorien: Abschlussprüfung, DEUG, Fakultätsexamen, Kirchlicher Ab-
schluss, Konzertexamen, Lizentiatenprüfung, Theologische Prüfung. 

Quelle: Hochschulkompass der Hochschulrektorenkonferenz. Bonn: HRK. http://www.hochschulkompass.de (22.11.05). (Ei-
gene Zusammenstellung der Daten und Ergänzung durch Prozentwerte.) 

sÉêíÉáäìåÖ=ÇÉê=píìÇáÉå~åÖÉÄçíÉ=å~ÅÜ=ÇÉê=
eçÅÜëÅÜìä~êíNPM=

Die Betrachtung der Studienangebote mit einem 
neuen Abschluss in der Verteilung auf die ver-
                                                           
130 Für den Januar 2005 waren im Hochschulkompass der 

Hochschulrektorenkonferenz 1.447 Bachelor- und 1.345 
Masterangebote ausgewiesen worden, insgesamt also 
rund 2.800 Studiengänge mit neuen Abschlussgraden 
(http://www.hochschulkompass.de (03.02.05)). 

schiedenen Hochschularten ergab für Bachelor- 
und Masterstudiengänge im November 2005 ein 
annähernd gleiches Bild (siehe Tabelle 5): Zu je-
weils rund 60 % wurden die neuen Studiengän-
ge an Universitäten angeboten, zu je rund 40 % 
an Fachhochschulen und zu nur etwa 1 % an 
Kunst- und Musikhochschulen. 
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q~ÄÉääÉ=RW= _~ÅÜÉäçêJ=ìåÇ=j~ëíÉêëíìÇáÉåÖ®åÖÉ=~å=eçÅÜëÅÜìäÉå=áå=aÉìíëÅÜä~åÇI=å~ÅÜ=eçÅÜëÅÜìäJ
~êí=EkçîÉãÄÉê=OMMRF=

= =
_~ÅÜÉäçêëíìÇáÉåÖ®åÖÉ=

=
j~ëíÉêëíìÇáÉåÖ®åÖÉ=

_~ÅÜÉäçêJ=ìåÇ=j~ëíÉêJ
ëíìÇáÉåÖ®åÖÉ=ÖÉë~ãí=

eçÅÜëÅÜìä~êí= ~Äëçäìí= áå=B= ~Äëçäìí= áå=B= ~Äëçäìí= áå=B=

råáîÉêëáí®í= NKOUO= RT= NKMMP= SN= OKOUR= RV=

c~ÅÜÜçÅÜëÅÜìäÉ= VOR= QN= SON= PU= NKRQS= QM=

hìåëíJ=ìåÇ=jìëáâÜçÅÜëÅÜìäÉ= OQ= N= ON= N= QR= N=

dÉë~ãí= OKOPN= NMM= NKSQR= NMM= PKUTS= NMM=

nìÉääÉW= eçÅÜëÅÜìäâçãé~ëë=ÇÉê=eçÅÜëÅÜìäêÉâíçêÉåâçåÑÉêÉåòK=_çååW=eohK=ÜííéWLLïïïKÜçÅÜëÅÜìäâçãé~ëëKÇÉ=EOOKNNKMRFK=EbáÖÉåÉ=wìJ
ë~ããÉåëíÉääìåÖ=ÇÉê=a~íÉå=ìåÇ=bêÖ®åòìåÖ=ÇìêÅÜ=mêçòÉåíïÉêíÉKF=

Interessant ist nun der Blick auf die Verteilun-
gen der grundständigen und weiterführenden 
Studienangebote insgesamt nach der Hochschul-
art (siehe Tabelle 6). Demnach entfallen im Be-
reich des grundständigen Studiums über 70 % 
der Studienangebote auf Universitäten, aber nur 
ein Viertel der Programme auf Fachhochschu-

len. 5 % der grundständigen Studiengänge wer-
den an einer Kunst- oder Musikhochschule an-
geboten. Der Vergleich mit den in Tabelle 5 auf-
geführten Anteilswerten für die Bachelorstudien-
gänge zeigt, dass diese überproportional an Fach-
hochschulen und unterproportional an Univer-
sitäten angeboten werden. 

q~ÄÉääÉ=SW= dêìåÇëí®åÇáÖÉ=ìåÇ=ïÉáíÉêÑΩÜêÉåÇÉ=píìÇáÉå~åÖÉÄçíÉ=~å=eçÅÜëÅÜìäÉå=áå=aÉìíëÅÜJ
ä~åÇI=å~ÅÜ=eçÅÜëÅÜìä~êí=EkçîÉãÄÉê=OMMRF=

= =
dêìåÇëí®åÇáÖÉ=

píìÇáÉå~åÖÉÄçíÉ=

=
tÉáíÉêÑΩÜêÉåÇÉ=
píìÇáÉå~åÖÉÄçíÉ=

dêìåÇëí®åÇáÖÉ=ìåÇ=
ïÉáíÉêÑΩÜêÉåÇÉ=píìJ
ÇáÉå~åÖÉÄçíÉ=ÖÉë~ãí=
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Im Bereich der weiterführenden Studiengänge 
ist Ähnliches zu beobachten; allerdings tritt hier 
vor allem zutage, dass die Kunst- und Musik-
hochschulen, die 11 % des weiterführenden Stu-
dienangebots in Deutschland stellen, bislang kaum 
an der Umstellung auf die gestuften Studien-

strukturen beteiligt sind. (Die Theologischen 
Hochschulen, für die ein ähnliches Bild zu zeich-
nen ist, sind in der Statistik der Hochschulrek-
torenkonferenz nicht gesondert aufgeführt.) In 
Abbildung 1 sind die unterschiedlichen Vertei-
lungen im Überblick dargestellt. 
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In der Betrachtung der Angebotszahlen nach Stu-
dienfachgruppen zeigt sich, dass die Einführung 
der Bachelor- und Masterstudiengänge zwar al-
le Studienfachgebiete betrifft, dort aber nicht 
gleichgewichtig erfolgt ist (siehe Tabelle 7). So 
verteilten sich die neuen Studienangebote im 
November 2005 zu jeweils knapp 25 % auf die 
drei Bereiche „Ingenieurwissenschaften“, „Rechts-, 
Wirtschafts- und Sozialwissenschaften“ sowie 
„Sprach- und Kulturwissenschaften“. Die beiden 
erstgenannten Bereiche waren damit jedoch im 
Vergleich zum Gesamtangebot, welches das tra-
ditionelle Angebot wie auch die neuen Studien-
gänge umfasst, klar überrepräsentiert.131 Hin-

                                                           
131 Diese Gewichtung zeigt sich sogar dann, wenn, wie hier, 

die neuen Studiengänge rechnerisch im Gesamtangebot 
enthalten sind. Würde man die Gruppe der Bachelor- 
und Masterstudiengänge aus der Menge aller Studien-
gänge herausrechnen, würde der Vergleich noch deutli-
cher ausfallen. Diese Berechnung ist jedoch nicht mög-
lich, da im HRK-Hochschulkompass ein Studiengang – 

gegen waren die Bachelor- und vor allem die 
Masterstudiengänge im Bereich der Sprach- und 
Kulturwissenschaften zu diesem Zeitpunkt noch 
deutlich unterrepräsentiert; im Gesamtangebot 
lag der Anteil der Studiengänge, die diesem Fach-
gebiet zuzuordnen sind, bei fast 40 %. Die un-
gleichen Gewichte im bisherigen Reformverlauf 
zeigen sich eindrücklich auch im Bereich „Kunst 
und Musik“, dem insgesamt über tausend Stu-
dienangebote zugeordnet wurden – nur rund 
130 dieser Studiengänge schlossen im November 
2005 mit einem Bachelor oder Master ab. 

                                                           
ob gestuft oder traditionell – mehreren Fachgebieten 
zugeordnet werden kann, so dass die Zahlen mit unbe-
kanntem Faktor überhöht werden. 
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In Tabelle 8 zeigt sich ein ähnliches Bild. Hier 
sind erneut Zahlen auf dem Stand vom Novem-
ber 2005 angegeben, diesmal aber in der Weise, 
dass für jede Fächergruppe der Anteil des Bache-
lor- und Masterangebots in diesem Gebiet deutlich 
wird. Vor allem auf der grundständigen Studien-
stufe zeigt sich, dass die neuen Studienangebo-
te in den Fachgebieten „Sprach- und Kulturwis-
senschaften“ sowie „Kunst und Musik“ noch we-
nig vertreten waren; der Anteil der Bachelorstu-
diengänge an allen Studiengängen in diesen Be-
reichen hat lediglich 15 % beziehungsweise 11 % 
betragen. In den Gesundheitswissenschaften war 
der betreffende Anteil ebenfalls relativ klein, 
was aber darauf zurückzuführen ist, dass über 
die Umstellung der staatlich geregelten Studien-
programme im Bereich Medizin und Pharmazie 
noch grundsätzlich diskutiert wird. Auch wenn 
im Vergleich zu den Daten des Vorjahres – hier 
nicht angeführt – bereits merkliche Anteilserhö-
hungen zu verzeichnen waren, lag der Anteil der 
Bachelorangebote am gesamten Studienangebot 
eines Fachs im November 2005 in keiner Fächer-
gruppe bei der Hälfte oder darüber. 

Gleichzeitig beliefen sich, mit Ausnahme der er-
wähnten Sprach- und Kulturwissenschaften so-
wie Kunst und Musik, die Anteile der Master-
studiengänge an allen weiterführenden Angebo-
ten in den jeweiligen Studienfachgebieten auf 
mindestens drei Viertel. Dies bestätigt die Aus-
sage zu Tabelle 4 (siehe oben), dass die Umstel-
lung vor allem im Bereich der weiterführenden 
Studienangebote schon weit vorangeschritten 
ist. 

sÉêíÉáäìåÖ=ÇÉê=píìÇáÉå~åÖÉÄçíÉ=å~ÅÜ=ÇÉê=
oÉÖÉäëíìÇáÉåòÉáí=

Die Regelstudienzeit eines Bachelorstudiengangs 
muss laut dem Hochschulrahmengesetz auf ei-
nen Wert zwischen drei und vier Jahren festge-
legt werden. Die Betrachtung der tatsächlichen 
Regelstudiendauer in der ersten Studienstufe an 
deutschen Hochschulen zeigt allerdings, dass sich 
die meisten Studienanbieter für eine Studienzeit 
von sechs Semestern, also genau drei Jahren ent-
schieden haben. Wie in Abbildung 2 zu sehen 
ist, gibt es an den Universitäten praktisch keine 
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Alternative zum 3-Jahres-Bachelor, während an 
Fachhochschulen immerhin rund ein Viertel der 
angebotenen Bachelorstudiengänge eine Regel-

studienzeit von sieben Semestern aufweist; hier 
ist dann meist ein Praxissemester als zusätzli-
che Studienzeit etabliert. 
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Die Regelstudienzeit eines Masterstudiengangs 
liegt laut dem Hochschulrahmengesetz bei einem 
Wert zwischen ein und zwei Jahren. Wie Abbil-
dung 3 zeigt, sind an den Universitäten die meis-
ten Angebote auf zwei Jahre angelegt, während 
die Masterstudiengänge an Fachhochschulen zu 
rund 10 % ein Jahr, zu rund 40 % anderthalb 
Jahre und gut zur Hälfte zwei Jahre umfassen. 

Offenbar setzen die Universitäten also viel stär-
ker auf das 3+2-Jahres-Modell als die Fachhoch-
schulen. Die Zahl der an Kunst- und Musik-
hochschulen angebotenen Studiengänge mit 
neuen Abschlüssen ist insgesamt noch so gering, 
dass die Verteilung nach der Regelstudienzeit 
derzeit nicht aussagekräftig ist. 
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Im Hinblick auf die Regelstudienzeiten der neu-
en Studiengänge ist neben der Hochschulart die 
Studienfachgruppe von Interesse. Über alle Fä-
chergruppen hinweg zeigt sich auch hier, dass 
das dreijährige Bachelorstudium an deutschen 
Hochschulen der Regelfall ist (siehe Tabelle 9). 
Nur knapp 15 % der Bachelorstudiengänge, die 
zum Sommersemester 2005 in Deutschland an-
geboten wurden, waren siebensemestrig, und 
nicht einmal 50 der zu diesem Zeitpunkt über 
1.400 Bachelorprogramme waren auf vier Jahre 
angelegt. Allerdings sind hier deutliche Unter-

schiede nach der Studienfachgruppe auszuma-
chen: Während die Bachelorstudiengänge in den 
Bereichen Mathematik und Naturwissenschaften 
sowie Sprach- und Kulturwissenschaften zu 90 % 
beziehungsweise sogar zu 96 % eine Regeldauer 
von drei Jahren aufwiesen, galt das in den Inge-
nieurwissenschaften sowie in den Rechts-, Wirt-
schafts- und Sozialwissenschaften nur zu 69 % 
bzw. 77 %. Den statistischen Daten zufolge sollte 
das ingenieurwissenschaftliche Bachelorstudium 
in rund einem Viertel der Fälle sieben Semester 
dauern, in 5 % der Fälle acht Semester. 
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Der Blick auf die Masterstudiengänge zeigt, dass 
auch hier bestimmte Fächergruppen von der Durch-
schnittsverteilung merklich abweichen (siehe Ta-
belle 10). So gibt es in den Rechts-, Wirtschafts- 
und Sozialwissenschaften mit 25 % einen auffal-
lend hohen Anteil einjähriger Masterprogramme. 
Dementsprechend liegt der Anteil zweijähriger 
Studiengänge in dieser Studienfachgruppe mit 55 % 

klar unter dem Durchschnitt. Masterangebote mit 
einer Regelstudienzeit von drei Semestern werden 
überdurchschnittlich oft beispielsweise in den In-
genieurwissenschaften angeboten, aber vergleichs-
weise selten in den Sprach- und Kulturwissenschaf-
ten. In dieser Fächergruppe – die weitaus stärker 
an Universitäten als an Fachhochschulen vertre-
ten ist – dominiert das zweijährige Mastermodell. 

q~ÄÉääÉ=NMW= j~ëíÉêëíìÇáÉåÖ®åÖÉ=~å=eçÅÜëÅÜìäÉå=áå=aÉìíëÅÜä~åÇI=å~ÅÜ=oÉÖÉäëíìÇáÉåòÉáí=ìåÇ=
c®ÅÜÉêÖêìééÉ=EpçããÉêëÉãÉëíÉê=OMMRF=

O=pÉãÉëíÉê= P=pÉãÉëíÉê= Q=pÉãÉëíÉê= dÉë~ãí=

c®ÅÜÉêÖêìééÉ= ~Äëçäìí áå=B ~Äëçäìí áå=B ~Äëçäìí= áå=B= ~Äëçäìí= áå=B

péê~ÅÜJ=ìåÇ=hìäíìêïáëëÉåëÅÜ~ÑíÉå= NT= S= PQ= NP= ONV= UN= OTM= NMM

oÉÅÜíëJI=táêíëÅÜ~ÑíëJ=ìåÇ=pçòá~äïáëëÉåëÅÜ~ÑíÉå= NNU= OR= VT= ON= ORU= RR= QTP= NMN

j~íÜÉã~íáâI=k~íìêïáëëÉåëÅÜ~ÑíÉå= V= Q= TN= OU= NSV= SU= OQV= NMM

dÉëìåÇÜÉáíëïáëëÉåëÅÜ~ÑíÉåI=jÉÇáòáå= V= NM= OO= OQ= RV= SS= VM= NMM

^Öê~êJI=cçêëíJI=e~ìëÜ~äíëJ=ìåÇ=bêå®ÜêìåÖëJ
ïáëëÉåëÅÜ~ÑíÉå= M= M= NS= OV= QM= TN= RS= NMM

fåÖÉåáÉìêïáëëÉåëÅÜ~ÑíÉå= NQ= Q= NOR= PP= OQN= SP= PUM= NMM

hìåëíI=jìëáâ= M= M= NM= PO= ON= SU= PN= NMM

dÉë~ãíG= NRU= NN= PPV= OQ= VMT= SR= NKQMQ= NMM

G= fã=eçÅÜëÅÜìäâçãé~ëë=â~åå=Éáå=píìÇáÉåÖ~åÖ=ãÉÜêÉêÉå=c~ÅÜâ~íÉÖçêáÉå=òìÖÉçêÇåÉí=ïÉêÇÉåI=ëç=Ç~ëë=êÉÅÜåÉêáëÅÜÉ=pìããÉå=ÇáÉ=í~íJ
ë®ÅÜäáÅÜÉå=dÉë~ãíïÉêíÉ=ΩÄÉêëíÉáÖÉåK=aáÉ=ÜáÉê=~åÖÉÖÉÄÉåÉå=dÉë~ãíò~ÜäÉå=ëáåÇ=ÇáÉ=í~íë®ÅÜäáÅÜÉå=tÉêíÉI=åáÅÜí=ÇáÉ=êÉÅÜåÉêáëÅÜÉå=
pé~äíÉåëìããÉåK=

nìÉääÉW= eçÅÜëÅÜìäâçãé~ëë=ÇÉê=eçÅÜëÅÜìäêÉâíçêÉåâçåÑÉêÉåòK=pí~åÇ=ÇÉê=a~íÉåW=aÉòÉãÄÉê=OMMQ=EpçpÉ=OMMRFK=wáíáÉêí=å~ÅÜ=eoh=
OMMRÇI=pK=PPK=EbáÖÉåÉ=^åçêÇåìåÖ=ÇÉê=a~íÉå=ìåÇ=bêÖ®åòìåÖ=ÇìêÅÜ=mêçòÉåíïÉêíÉKF=
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píìÇáÉåå~ÅÜÑê~ÖÉ=

Neben der Betrachtung des Studienangebots, ver-
deutlicht durch die absoluten Zahlen und die 
Verteilung der Bachelor- und Masterstudiengän-
ge, lohnt ein Blick auf die Studierendenzahlen, 
da diese die Nachfrage nach den Studienange-
boten beschreiben.132 Dabei können folgende Ar-
ten von Daten unterschieden werden: die An-
zahl der Studienanfänger, die Zahl der Studie-
renden im ersten Fachsemester, die Gesamtzahl 
der eingeschriebenen Studierenden und schließ-
lich die Anzahl der bestandenen Abschlussprü-
fungen, welche weitgehend mit der Zahl der 
Absolventen übereinstimmt. 

píìÇáÉå~åÑ®åÖÉê=EpíìÇáÉêÉåÇÉ=áã=ÉêëíÉå=
eçÅÜëÅÜìäëÉãÉëíÉêF=

Die Zahl der Studierenden im ersten Hochschul-
semester belief sich an deutschen Hochschulen 

im Wintersemester 2004/05 auf rund 300.000, 
darunter rund 250.000 deutsche Studierende und 
knapp 50.000 ausländische Studierende (siehe 
Tabelle 11). 70 % aller Studienanfänger in die-
sem Semester strebten ein Universitätsdiplom 
oder einen Fachhochschulabschluss an, knapp 
10 % einen Lehramtsabschluss.133 Der Bachelor 
war in diesem Semester für 14 % der Studienan-
fänger das Ziel; ein Mastergrad wurde von rund 
2 % angestrebt. Dass hier überhaupt eine be-
stimmte Zahl von Studierenden zu verzeichnen 
ist – der Master ist ausdrücklich der Abschluss 
eines weiterführenden Studiums – beruht auf 
Ausnahmeregelungen für deutsche Studierende, 
im Wesentlichen aber auf der Nachfrage auslän-
discher Studierender nach den deutschen Master-
programmen. 6 % der Studierenden im ersten 
Hochschulsemester hatten sich für einen künst-
lerischen Abschluss, die Promotion oder einen 
anderen akademischen Grad entschieden. 

q~ÄÉääÉ=NNW= píìÇáÉêÉåÇÉ=áã=ÉêëíÉå=eçÅÜëÅÜìäëÉãÉëíÉê=áå=aÉìíëÅÜä~åÇI=å~ÅÜ=mêΩÑìåÖëÖêìééÉ=ìåÇ=
k~íáçå~äáí®í=EtáåíÉêëÉãÉëíÉê=OMMQLMRF=

= aÉìíëÅÜÉ=píìÇáÉêÉåÇÉ=
áã=NK=eçÅÜëÅÜìäëÉãÉëíÉê

^ìëä®åÇáëÅÜÉ=píìÇáÉêÉåÇÉ
áã=NK=eçÅÜëÅÜìäëÉãÉëíÉê

píìÇáÉêÉåÇÉ=ÖÉë~ãí=áã=
NK=eçÅÜëÅÜìäëÉãÉëíÉê=

mêΩÑìåÖëÖêìééÉ= ~Äëçäìí= áå=B= ~Äëçäìí= áå=B= ~Äëçäìí= áå=B=

aáéäçã=ErF=ìåÇ=ÉåíëéêÉÅÜÉåÇ= NNOKRUR= QR= NSKPVU= PP= NOUKVUP= QP=

aáéäçã=EceF= TPKNPQ= OV= TKOVR= NR= UMKQOV= OT=

iÉÜê~ãí= OSKRTR= NN= UVT= O= OTKQTO= V=

_~ÅÜÉäçê= PSKOUO= NQ= QKQRS= V= QMKTPU= NQ=

j~ëíÉê= SUQ= M= PKVSR= U= QKSQV= O=

^åÇÉêÉG= OKPVN= N= NSKNPN= PP= NUKROO= S=

dÉë~ãí= ORNKSRN= NMM= QVKNQO= NMM= PMMKTVP= NMM=

G= aáÉ=h~íÉÖçêáÉ=ł^åÇÉêÉ“=ìãÑ~ëëí=~ìÅÜ=ÇáÉ=mêΩÑìåÖëÖêìééÉå=łhΩåëíäÉêáëÅÜÉê=^ÄëÅÜäìëë“=ìåÇ=łmêçãçíáçå“K=

nìÉääÉW= pí~íáëíáëÅÜÉë=_ìåÇÉë~ãí=OMMRÄI=q~ÄÉääÉ=UI=píìÇáÉêÉåÇÉ=ìåÇ=píìÇáÉå~åÑ®åÖÉêLJáååÉå=å~ÅÜ=~åÖÉëíêÉÄíÉê=mêΩÑìåÖëÖêìééÉ=ìåÇ=
NK=píìÇáÉåÑ~ÅÜK=EbáÖÉåÉ=wìë~ããÉåëíÉääìåÖ=ÇÉê=a~íÉå=ìåÇ=bêÖ®åòìåÖ=ÇìêÅÜ=mêçòÉåíïÉêíÉKF=

In132der zeitlichen Abfolge der wenigen Jahre, für 
die Daten zu Bachelor- und Masterstudierenden 
vorliegen, zeigt sich eine stetig wachsende Nach-
frage nach den neuen Studienabschlüssen. Wäh-
rend zum Wintersemester 2000/01 noch ledig-
lich 2,5 % aller Studienanfänger einen Bachelor 
oder Master anstrebten, waren es im darauf fol-

                                                           
132 Die nicht zugelassenen Studienbewerber, die ebenfalls 

als Nachfrager gelten können, werden allerdings in den 
Studierendenzahlen nicht berücksichtigt. 

genden133Jahr 4,3 %, dann 6,4 %, weiter knapp 10 % 
und im besagten Wintersemester 2004/05 zu-
                                                           
133 Das Statistische Bundesamt unterscheidet in der Studie-

rendenstatistik die Kategorien „Diplom (U) und entspre-
chende Abschlussprüfungen“, „Promotionen“, „Künst-
lerischer Abschluss“, verschiedene Lehramtsprüfungen, 
„Fachhochschulabschluss“, „Bachelorabschluss“ und 
„Masterabschluss“. Dabei ist die Abschlussart vorran-
gig, d.h. Studierende, die in einem Bachelorstudiengang 
an einer Fachhochschule eingeschrieben sind, zählen 
zur Kategorie „Bachelorabschluss“. Zur deutlicheren Un-
terscheidung wird der „Fachhochschulabschluss“ in der 
obigen Tabelle als „Diplom (FH)“ bezeichnet. 
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sammen 16 %. Von einer weiteren Steigerung ist 
auszugehen. 

Dennoch bleibt festzuhalten, dass sich der über-
wiegende Teil der Studienanfänger, also derje-
nigen Personen, die ihr erstes Hochschulsemester 
beginnen, nach wie vor für einen Studiengang 
mit einem traditionellen Abschlussgrad entschei-
det – zu dem genannten Zeitpunkt waren das 
noch über 80 %. 

c~ÅÜ~åÑ®åÖÉê=EpíìÇáÉêÉåÇÉ=áã=ÉêëíÉå=c~ÅÜJ
ëÉãÉëíÉêF=

Die Verteilung der Zahl der Studierenden im 
ersten Fachsemester weicht nur geringfügig von 
der Verteilung der Studienanfängerzahlen ab, 
soll hier aber der Vollständigkeit halber eben-

falls gezeigt werden. Wie aus Abbildung 4 her-
vorgeht, stellen die traditionellen Diplomab-
schlüsse auch hier einen deutlichen Mehrheits-
anteil. Die klassischen Lehramtsabschlüsse sind 
mit 10 % vertreten. 14 % der Studierenden im 
ersten Fachsemester strebten den Bachelor als 
Abschlussgrad an, 3 % einen Master. 

Allein mit dem Blick auf die Zahlen zu Studie-
renden im ersten Hochschulsemester (siehe oben) 
ließe sich vermuten, es gebe zwar nur wenige 
Studienanfänger, die sich für einen Bachelorab-
schluss entscheiden, aber dafür viele Studien-
umsteiger, also Studierende, die sich aus einem 
traditionellen Studiengang heraus auf einen Ba-
chelorabschluss orientieren. Diese Vermutung 
kann jedoch mit den zur Verfügung stehenden 
Daten nicht belegt werden. 

^ÄÄáäÇìåÖ=QW= píìÇáÉêÉåÇÉ=áã=ÉêëíÉå=c~ÅÜëÉãÉëíÉê=áå=aÉìíëÅÜä~åÇI=å~ÅÜ=mêΩÑìåÖëÖêìééÉ=
EtáåíÉêëÉãÉëíÉê=OMMQLMRF=

=

G=aáÉ=h~íÉÖçêáÉ=ł^åÇÉêÉ“=ìãÑ~ëëí=~ìÅÜ=ÇáÉ=mêΩÑìåÖëÖêìééÉå=łhΩåëíäÉêáëÅÜÉê=^ÄëÅÜäìëë“=ìåÇ=łmêçãçíáçå“K=

nìÉääÉW= Statistisches Bundesamt 2005bI=q~ÄÉääÉ=UI=píìÇáÉêÉåÇÉ=ìåÇ=píìÇáÉå~åÑ®åÖÉêLJáååÉå=å~ÅÜ=~åÖÉëíêÉÄíÉê=mêΩÑìåÖëÖêìééÉ=ìåÇ=
NK=píìÇáÉåÑ~ÅÜK=EbáÖÉåÉ=wìë~ããÉåëíÉääìåÖ=ÇÉê=a~íÉå=ìåÇ=bêÖ®åòìåÖ=ÇìêÅÜ=mêçòÉåíïÉêíÉKF=

píìÇáÉêÉåÇÉ=áåëÖÉë~ãí=

Die Zahl der in den Bachelor- und Masterstudien-
gängen eingeschriebenen Studierenden ist in kur-
zer Zeit stark gestiegen. So waren beispielsweise 
im Jahr 2002 insgesamt knapp 70.000 Studieren-
de in den neuen Studiengängen immatrikuliert 

gewesen, während im Wintersemester 2004/05, 
wie der Tabelle 12 zu entnehmen ist, bereits rund 
155.000 Studierende einen Bachelor- oder Mas-
teranschluss anstrebten – ein Anstieg um mehr 
als 100 % in zwei Jahren.134 Allerdings ist diese 
                                                           
134 Vgl. KMK 2004c, Tabelle 1.1 im Anhang. 
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Zahl im Verhältnis zur Gesamtzahl von fast 2 
Millionen Studierenden an deutschen Hochschu-
len immer noch als gering zu bezeichnen: Der 
Anteil der Bachelor- und Masterstudierenden an 
allen Studierenden an deutschen Hochschulen 
belief sich zum genannten Zeitpunkt auf 8 %. 

In Bachelorstudiengängen waren knapp 104.000 
deutsche und gut 15.000 ausländische Studieren-
de eingeschrieben, in den Masterstudiengängen 

rund 20.000 deutsche und 16.000 ausländische 
Studierende. Während ausländische Studierende 
zu etwa 13 % in den Bachelorstudiengängen ver-
treten waren, lag der entsprechende Anteil in 
den Masterangeboten bei 44 %. Die Nachfrage 
der ausländischen Studierenden in Bezug auf die 
neuen Studienangebote an deutschen Hochschu-
len richtet sich also, wie bereits erwähnt, im We-
sentlichen auf die Masterprogramme. 

q~ÄÉääÉ=NOW= píìÇáÉêÉåÇÉ=áå=aÉìíëÅÜä~åÇI=å~ÅÜ=mêΩÑìåÖëÖêìééÉ=ìåÇ=k~íáçå~äáí®í=
EtáåíÉêëÉãÉëíÉê=OMMQLMRF=

= aÉìíëÅÜÉ=píìÇáÉêÉåÇÉ= ^ìëä®åÇáëÅÜÉ=píìÇáÉêÉåÇÉ píìÇáÉêÉåÇÉ=ÖÉë~ãí=

mêΩÑìåÖëÖêìééÉ= ~Äëçäìí= áå=B= ~Äëçäìí= áå=B= ~Äëçäìí= áå=B=

aáéäçã=ErF=ìåÇ=ÉåíëéêÉÅÜÉåÇ= UQTKQUN= QV= NOPKOTS= RM= VTMKTRT= QV=

aáéäçã=EceF= QRVKUVS= OT= QPKNSU= NU= RMPKMSQ= OS=

iÉÜê~ãí= NVTKMTM= NN= SKOQT= P= OMPKPNT= NM=

_~ÅÜÉäçê= NMPKRTO= S= NRKOSV= S= NNUKUQN= S=

j~ëíÉê= OMKMUR= N= NRKSMO= S= PRKSUT= O=

^åÇÉêÉG= UUKSTM= R= QOKTTO= NT= NPNKQQO= T=

dÉë~ãí= NKTNSKTTQ= NMM= OQSKPPQ= NMM= NKVSPKNMU= NMM=

G= aáÉ=h~íÉÖçêáÉ=ł^åÇÉêÉ“=ìãÑ~ëëí=~ìÅÜ=ÇáÉ=mêΩÑìåÖëÖêìééÉå=łhΩåëíäÉêáëÅÜÉê=^ÄëÅÜäìëë“=ìåÇ=łmêçãçíáçå“K=

nìÉääÉW= Statistisches Bundesamt 2005bI=q~ÄÉääÉ=UI=píìÇáÉêÉåÇÉ=ìåÇ=píìÇáÉå~åÑ®åÖÉêLJáååÉå=å~ÅÜ=~åÖÉëíêÉÄíÉê=mêΩÑìåÖëÖêìééÉ=ìåÇ=
NK=píìÇáÉåÑ~ÅÜK=EbáÖÉåÉ=wìë~ããÉåëíÉääìåÖ=ÇÉê=a~íÉå=ìåÇ=bêÖ®åòìåÖ=ÇìêÅÜ=mêçòÉåíïÉêíÉKF=

_Éëí~åÇÉåÉ=mêΩÑìåÖÉå=

Für das Prüfungsjahr 2004 verzeichnet das Sta-
tistische Bundesamt knapp 6.000 bestandene Ba-
chelorprüfungen und genau 5.570 bestandene 
Masterprüfungen (siehe Tabelle 13).135 Insge-
samt wurden in dem betreffenden Jahr an deut-
schen Hochschulen rund 230.000 Prüfungen be-
standen, eingeschlossen Promotionsprüfungen. 
Die Bachelor- und Masterprüfungen hatten da-
ran zusammen lediglich einen Anteil von 5 %. 
Interessant ist hier der Vergleich nach der Natio-
nalität der Prüflinge: Während bei den deutschen 
                                                           
135 Das Statistische Bundesamt unterscheidet in der Prü-

fungsstatistik die Kategorien „Diplom (U) und entspre-
chende Abschlussprüfungen“, „Promotionen“, „Lehr-
amtsprüfungen“, „Fachhochschulabschluss“, „Bachelor-
abschluss“ und „Masterabschluss“. Dabei ist die Ab-
schlussart vorrangig, d.h. eine an der Fachhochschule 
abgelegte Bachelorprüfung zählt zur Kategorie „Bache-
lorabschluss“. Zur deutlicheren Unterscheidung wird 
der „Fachhochschulabschluss“ in der obigen Tabelle als 
„Diplom (FH)“ bezeichnet. 

Studierenden der Anteil der neuen Prüfungen 
jeweils nur 3 % (Bachelor) beziehungsweise 1 % 
(Master) betragen hat, stellten bei den ausländi-
schen Studierenden die Bachelorprüfungen eben-
falls 3 %, die Masterprüfungen aber 14 % aller 
Prüfungen im Jahr 2004. 

In der Betrachtung allein der Masterprüfungen 
nach der Nationalität der Prüflinge wird dieses 
Bild noch deutlicher: Nahezu die Hälfte der 5.570 
bestandenen Masterprüfungen im Jahr 2004 ent-
fiel auf ausländische Studierende (siehe auch 
Abbildung 5). Damit wird klar, dass die neuen 
weiterführenden Studienangebote zu einem er-
heblichen Teil von ausländischen Studierenden 
nachgefragt werden. 

mêçÖåçëÉ=òì=ÇÉå=píìÇáÉêÉåÇÉåò~ÜäÉå=

Im Oktober 2005 veröffentlichte die Kultusmi-
nisterkonferenz eine Dokumentation, in der auf 
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q~ÄÉääÉ=NPW= _Éëí~åÇÉåÉ=eçÅÜëÅÜìäéêΩÑìåÖÉå=áå=aÉìíëÅÜä~åÇI=å~ÅÜ=^ÄëÅÜäìëë~êí=ìåÇ=k~íáçå~äáJ
í®í=ÇÉê=mêΩÑäáåÖÉ=EmêΩÑìåÖëà~Üê=OMMQF=

= mêΩÑìåÖÉå=ÇÉìíëÅÜÉê=
^ÄëçäîÉåíÉå=

mêΩÑìåÖÉå=~ìëä®åÇáJ
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mêΩÑìåÖÉå=ÖÉë~ãí=

mêΩÑìåÖëÖêìééÉ= ~Äëçäìí= áå=B= ~Äëçäìí= áå=B= ~Äëçäìí= áå=B=

aáéäçã=ErF=ìåÇ=ÉåíëéêÉÅÜÉåÇ= UUKOUQ= QO= VKORQ= QT= VTKRPU= QO=

aáéäçã=EceF= TOKPMO= PQ= PKVOS= OM= TSKOOU= PP=

iÉÜê~ãí= OOKNQV= NM= PVS= O= OOKRQR= NM=

_~ÅÜÉäçê= RKQMT= P= RNQ= P= RKVON= P=

j~ëíÉê= OKUNU= N= OKTRO= NQ= RKRTM= O=

mêçãçíáçå= OMKPVP= NM= OKTQR= NQ= OPKNPU= NM=

dÉë~ãí= ONNKPRP= NMM= NVKRUT= NMM= OPMKVQM= NMM=

nìÉääÉW= Statistisches Bundesamt 2005aI=q~ÄÉääÉ=wrpMNI=_Éëí~åÇÉåÉ=mêΩÑìåÖÉå=NVUO=Äáë=OMMQ=å~ÅÜ=mêΩÑìåÖëÖêìééÉåK=EbáÖÉåÉ=wìJ
ë~ããÉåëíÉääìåÖ=ÇÉê=a~íÉå=ìåÇ=bêÖ®åòìåÖ=ÇìêÅÜ=mêçòÉåíïÉêíÉKF=

^ÄÄáäÇìåÖ=RW= _Éëí~åÇÉåÉ=j~ëíÉêéêΩÑìåÖÉå=áå=aÉìíëÅÜä~åÇI=å~ÅÜ=k~íáçå~äáí®í=ÇÉê=mêΩÑäáåÖÉ=
EmêΩÑìåÖëà~Üê=OMMQF=
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nìÉääÉW= Statistisches Bundesamt 2005aI=q~ÄÉääÉ=wrpMNI=_Éëí~åÇÉåÉ=mêΩÑìåÖÉå=NVUO=Äáë=OMMQ=å~ÅÜ=mêΩÑìåÖëÖêìééÉåK=EbáÖÉåÉ=wìJ
ë~ããÉåëíÉääìåÖ=ÇÉê=a~íÉåKF=

der Grundlage demografisch absehbarer Ent-
wicklungen ein erheblicher Anstieg der Studie-
rendenzahlen prognostiziert wurde.136 Danach 
sei zu erwarten, dass die Zahl der Schulabsol-
venten mit einer Studienberechtigung von 370.000 
im Jahr 2003 auf knapp 450.000 im Jahr 2011 
ansteigen werde. Unter der Annahme, dass aus 
der Gruppe der Studienberechtigten weiterhin 
jedes Jahr ungefähr 80 % tatsächlich ein Studium 

                                                           
136 KMK 2005e. 

aufnähmen, bedeute das einen enormen Anstieg 
der Studienanfängerzahlen. Die Prognose besag-
te weiter, dass die Zahl aller Studierenden von 
knapp 2 Millionen im Jahr 2004 auf rund 2,5 
Millionen bis 2,7 Millionen in den Jahren 2012 
bis 2014 steigen werde. Für die anschließende 
Zeitspanne bis zum Jahr 2020 wurden wiederum 
jeweils deutliche Rückgänge vorhergesagt. 

Möglicherweise erhöhe die gestufte Studienstruk-
tur die Attraktivität des Studiums an einer deut-
schen Hochschule, vor allem für ausländische 
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Studieninteressierte. Andererseits bewirkten die 
kürzeren Studienzeiten in Bachelor- und Master-
studiengängen eventuell eine Senkung der Stu-
dierendenzahlen. Jedenfalls seien durch die Um-
stellung „Effekte zu erwarten, die sich auf die 
Zahl der Studienanfänger, Studierenden und Ab-
solventen auswirken werden“.137 

§ÄÉêÖ~åÖ=îçã=_~ÅÜÉäçêJ=òìã=j~ëíÉêëíìÇáìã=

Der Bachelorabschluss wird in Deutschland theo-
retisch als Regelabschluss und damit als übliche 
Voraussetzung für den Übergang in den Arbeits-
markt verstanden, während das Masterstudium 
als weiterführendes Studium einer kleineren Zahl 
von Studierenden vorbehalten sein soll. Für den 
Übergang zum Masterstudium gibt es jedoch 
keine bundesweiten Regelungen, und gleichzei-
tig ist in der Übergangsphase die Akzeptanz des 
Bachelorabschlusses bei den Arbeitgebern schwer 
einzuschätzen. Daher, so räumen die Verfasser 
des nationalen Statusreports ein, ist noch unklar, 
inwieweit das theoretische Verständnis zukünftig 
den tatsächlichen Gegebenheiten entsprechend 
wird. „Welcher Anteil der Absolventen eines 
Bachelorstudiums unmittelbar im Anschluss an 
das Bachelorstudium oder nach einer Phase der 
Berufstätigkeit ein Masterstudium aufnimmt, 
richtet sich nach individuellen, auch durch die 
Nachfrage des Arbeitsmarkts gesteuerten Inte-
ressen der Bachelorabsolventen, nach den Qua-
lifikationsanforderungen der Hochschulen für 
die Zulassung zum Masterstudium sowie nach 
den (…) vorhandenen Kapazitäten.“138 

_äáÅâ=~ìÑ=bìêçé~=

In der Deklaration von Bologna war das Ziel for-
muliert worden, zur Gestaltung des Hochschul-
raums Europa in jedem beteiligten Land ein Stu-
diensystem einzuführen, „das sich im Wesentli-
chen auf zwei Hauptzyklen stützt“. Mit dem im 
Jahr 2003 verabschiedeten Berliner Kommuniqué 
hatten sich die europäischen Bildungsminister 
verpflichtet, spätestens bis zum Jahr 2005 mit 
der Umstrukturierung des nationalen Systems 
begonnen zu haben. Dementsprechend war bei 
                                                           
137 KMK 2005e, S. 6. 
138 KMK u. BMBF o. J.b, S. 17. 

der Bestandsaufnahme anlässlich der Bologna-
Folgekonferenz in Bergen im Frühjahr 2005 fest-
zuhalten, dass das zweistufige Studiensystem 
in nahezu allen am Bolognaprozess beteiligten 
Staaten eingeführt worden ist: in den osteuro-
päischen Ländern meist schon im Zuge der po-
litischen Reformen zu Beginn der 90er Jahre, in 
den westlichen Staaten einige Jahre später. In den 
wenigen Ländern, die noch keine Umstellung 
auf das zweistufige Studiensystem vorgenom-
men haben, etwa Rumänien, Schweden, Spanien 
und Ungarn, laufen Vorbereitungen für die 
Reform. 

Allerdings entsprechen bislang nicht alle einge-
führten Systeme den im Bolognaprozess formu-
lierten Anforderungen; zum Teil sind einzelne 
Studienfachgebiete oder Hochschularten noch 
von der Umwandlung ausgenommen. In einigen 
Ländern werden parallel zu den Studiengängen 
mit neuen Strukturen nach wie vor Langstudien-
gänge angeboten, beispielsweise in Deutschland 
und Norwegen sowie in einigen osteuropäischen 
Staaten. Außerdem gilt zwar für die Mehrheit 
der Bolognastaaten, dass bereits über die Hälfte 
der Studierenden in den Studiengängen mit den 
neuen Strukturen eingeschrieben ist, aber auch 
hier gibt es eine Reihe von Ländern, Deutsch-
land eingeschlossen, die von solchen Anteilswer-
ten noch weit entfernt sind. 

Zudem bestehen große Unterschiede hinsichtlich 
der Regelstudiendauer der einzelnen Studien-
stufen, wie eine vergleichende Analyse von sie-
ben europäischen Ländern ergab.139 Zwar sei das 
Modell des konsekutiven 3+2-Jahre-Studiums 
weit verbreitet, aber ebenso seien zahlreiche Ab-
weichungen davon zu beobachten. Im Vereinig-
ten Königreich bleibe das zweijährige Master-
studium die Ausnahme; hier sei nach wie vor 
das einjährige Masterprogramm die Regel.140 In 
Ländern mit einem binären Hochschultypensys-
                                                           
139 Siehe Alesi u.a. 2005, Abschnitt „Executive Summary“. 
140 Vgl. zum Stand der Umstellung Eurydice 2005a, S. 13ff. 

Die Frage der regulären Studiendauer wird auch in 
Witte u.a. 2004 behandelt; in dieser Studie werden ver-
schiedene angelsächsische Bachelormodelle (England, 
USA, Australien und Kanada) miteinander verglichen. 
Die Analyse gestufter Studiensysteme in Heublein u. 
Schwarzenberger 2005 bezieht sich dagegen auf die tat-
sächliche Studiendauer in den betreffenden Ländern 
(Dänemark, England, Kanada, Niederlande, Österreich). 
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tem komme es, auch darauf weist die verglei-
chende Studie hin, vielfach zur Funktionsüber-
schneidung und damit zu einer Annäherung der 
beiden Hochschularten. In Ungarn beispielswei-
se sei im Zuge der Reformen sogar entschieden 
worden, das binäre System aufzulösen. Die Pro-
filbildung finde nun eher auf der Ebene der Stu-
diengänge statt und hier vor allem bei den Mas-
terstudienangeboten. Daher gebe es in den be-
trachteten Ländern sogar Tendenzen, die Zahl 
der Bachelorstudiengänge einzuschränken und 
das Masterangebot bewusst zu vervielfachen. 

Andererseits berichten die Autoren des Trends 
IV-Reports, dass an den von ihnen untersuchten 
europäischen Hochschulen in den vergangenen 
Jahren viel erfolgreiche Arbeit auf die Gestaltung 
neuer Bachelorprogramme verwendet wurde.141 
Dort, wo noch Vorbehalte gegenüber dem Ba-
chelorstudium bestünden, seien diese meist da-
rauf zurückzuführen, dass zu sehr in formalen 
Kategorien gedacht und zu wenig Wert auf die 
inhaltliche Diskussion um die Studiengestaltung 
gelegt werde. Vor allem Universitäten versuch-
ten gelegentlich, ein bis dahin fünfjähriges Stu-
dienprogramm in eine Studienzeit von drei Jah-
ren zu zwingen, und das fast zwangsläufige 
Scheitern dieses Versuchs werde dann als Argu-
ment gegen das Bachelormodell ins Feld geführt. 
Die im Bolognaprozess geforderte „Orientierung 
am Ergebnis“ müsse daher insbesondere für uni-
versitäre Studiengänge angemahnt werden. 

In vielen europäischen Ländern besteht hinsicht-
lich des Übergangs zwischen den verschiede-
nen Studienstufen, zwischen den verschiedenen 
Hochschularten und schließlich auch vom Stu-
dium in den Beruf und umgekehrt noch Klä-
rungsbedarf. Wie im Bergener Kommuniqué kri-
tisch angemerkt wird, ermöglicht der erste Stu-
dienabschluss nicht immer den Zugang zum 
weiterführenden Studium, obgleich dies ein 
wichtiger Punkt in den Absichtserklärungen der 
Minister gewesen war. Auch müsse der Dialog 
zwischen den an den Reformprozessen beteilig-
ten Gruppen – Regierungen, Hochschulen und 
Sozialpartner – verstärkt werden, um die Ak-
zeptanz von Bachelorabsolventen auf dem Ar-

                                                           
141 Reichert u. Tauch 2005, S. 11f. 

beitsmarkt zu erhöhen, auch im Bereich des öf-
fentlichen Dienstes. 

^åÉêâÉååìåÖ=îçå=píìÇáÉåäÉáëíìåÖÉå=
ìåÇ=píìÇáÉå~ÄëÅÜäΩëëÉå=

páíì~íáçå=~å=ÇÉìíëÅÜÉå=eçÅÜëÅÜìäÉå=

Bei der Anerkennung von Studienleistungen und 
Abschlussgraden geht es erstens um die gegen-
seitige Betrachtung auf staatenübergreifender 
Ebene, zweitens um neue Strukturen wie Modu-
le und Leistungspunktsysteme sowie drittens um 
das Diploma Supplement als Möglichkeit, mittels 
eines Abschlussdokuments besser über das je-
weilige Studiensystem zu informieren. 

tÉÅÜëÉäëÉáíáÖÉ=^åÉêâÉååìåÖ=~ìÑ=áåíÉêå~íáçJ
å~äÉê=bÄÉåÉ=

Im gemeinsamen Nationalen Bericht der Kultus-
ministerkonferenz und des Bundesministeriums 
für Bildung und Forschung werden zum Punkt 
„Anerkennung von Studienleistungen und Ab-
schlüssen“ zunächst die internationalen Abkom-
men thematisiert, welche die Bundesrepublik 
Deutschland mit anderen Staaten geschlossen 
hat. Demnach wurden seit 1972 zur gegenseiti-
gen Anerkennung von Bildungsnachweisen im 
Hochschulbereich mehr als zehn Regierungsab-
kommen getroffen, in denen die Anerkennung 
von Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistun-
gen sowie die Führung von Hochschulgraden 
„in völkerrechtlich verbindlicher Weise geregelt 
werden“.142 Die für den Bolognaprozess maß-
gebliche Lissabon-Konvention sei zwar unter-
zeichnet, aber noch nicht ratifiziert. Als Grund 
dafür wird angegeben, die Justizminister von 
Bund und Ländern hätten mit ihren Bedenken 
den Prozess verzögert. Die Ratifizierung werde 
jedoch noch für das Jahr 2005 angestrebt. 

jçÇìäÉ=ìåÇ=iÉáëíìåÖëéìåâíÉ=

In Deutschland müssen Studiengänge mit den 
Abschlüssen Bachelor und Master modularisiert 

                                                           
142 KMK u. BMBF o. J.b, S. 9. Es wird allerdings nicht gesagt, 

mit welchen Staaten diese Regierungsabkommen ge-
schlossen wurden; so bleibt auch unklar, ob es sich da-
bei ausschließlich um europäische Staaten handelt. 
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sein; gleichzeitig wird im Hochschulrahmenge-
setz für alle Studiengänge an deutschen Hoch-
schulen, unabhängig vom Studienabschluss, die 
Einrichtung eines Leistungspunktsystems gefor-
dert. 

Mit der Modularisierung wird ein Studium in 
thematische Einheiten gegliedert, die jeweils 
größer sind als eine einzelne Lehrveranstaltung, 
aber kleiner als eine ganze Studienstufe. Bei der 
Umstellung eines traditionellen Studiums auf 
das neue System werden daher in der Regel 
mehrere thematisch verbundene Lehrveranstal-
tungen zu einem Modul zusammengefasst. Durch 
die Einteilung in Module soll das Studium über-
sichtlicher werden, thematische Zusammenhän-
ge sollen für die Studierenden leichter erkennt-
lich sein, und durch die gleichzeitig eingeführ-
ten studienbegleitenden Prüfungen, mit denen 
die Module jeweils abgeschlossen werden, er-
halten die Studierenden regelmäßige Rückmel-
dungen über ihren Leistungsstand. Die Modula-
risierung bringt eine stärkere Strukturierung des 
Studiums mit sich, die auch dazu führen kann, 
dass das Studieren dem schulischen Lernen sehr 
ähnlich wird. Über diese Entwicklung, oft als 
„Verschulung des Studiums“ bezeichnet, ist dem-
entsprechend viel diskutiert worden. Zu Unsi-
cherheiten und Diskussionen hat auch die Tat-
sache geführt, dass die Begriffe „Modul“ und 
„Modularisierung“ nicht einheitlich und verbind-
lich definiert wurden, so dass darunter unter-
schiedliche Inhalte und Vorgehensweisen ver-
standen werden. Somit ist nach den ersten Re-
formjahren festzuhalten, dass eines der ursprüng-
lichen Reformziele, die verbesserte Vergleichbar-
keit von Studienphasen auf Bundes- und Län-
derebene, aber auch im internationalen Rahmen, 
durch die Modularisierung von Studiengängen 
nicht erreicht wurde. 

Der Grundgedanke von Leistungspunktsystemen 
liegt darin, dass Studierende für einen quantita-
tiv bestimmten Umfang an erbrachten Studien-
leistungen, gemessen in Arbeitsstunden, eine be-
stimmte Anzahl von Leistungspunkten erhalten. 
Wie oben erwähnt, hat das European Credit Trans-
fer System (ECTS), das Ende der 80er Jahre im 
Zusammenhang mit dem Mobilitätsprogramm 
ERASMUS eingeführt wurde, in Europa die Vor-

reiterrolle gespielt, obgleich es anfangs eher für 
die begrenzte Zeit eines Studienaufenthalts im 
Ausland gedacht war und diesbezüglich die An-
erkennung von Studienleistungen über Hoch-
schul- und Ländergrenzen erleichtern sollte. Heu-
te wird das System in vielen europäischen Staa-
ten dazu verwendet, Studienleistungen – unab-
hängig davon, ob sie im Ausland erbracht wur-
den oder dort anerkannt werden sollen – zu be-
messen und den Studierenden damit erfolgreich 
absolvierte Lehrveranstaltungen zu bescheinigen. 
In diesem Zusammenhang wird von der Trans-
fer- und der Akkumulationsfunktion eines Leis-
tungspunktsystems gesprochen. 

In Deutschland hat der dezentrale und zeitliche 
versetzte Ablauf der Studienreformen dazu ge-
führt, dass – ähnlich wie bei der Modularisie-
rung – kein einheitliches System für die Vergabe 
von Leistungspunkten existiert. Obgleich in den 
Strukturvorgaben der Kultusministerkonferenz 
festgelegt ist, dass für ein Vollzeitstudium ins-
gesamt 30 Leistungspunkte pro Semester verge-
ben werden sollen, um die Kompatibilität mit 
dem ECTS sicherzustellen, gibt es hier an den 
Hochschulen deutliche Abweichungen. Den Er-
gebnissen einer empirischen Studie zufolge, bei 
der in den Jahren 2002 und 2003 die Gestalter 
von Bachelor- und Masterstudiengängen an den 
Fachbereichen befragt worden waren, wurde 
beispielsweise die 30-Punkte-Regel in lediglich 
58 % der neuen Studiengänge angewandt.143 

Als deutliche Schwierigkeit in der praktischen 
Umsetzung der Vorgaben für Leistungspunkt-
systeme hat sich die Forderung erwiesen, den 
studentischen Arbeitsaufwand (Student workload) 
für die Bemessung der Leistungspunkte heran-
zuziehen, also nicht nur die Anwesenheitszeit 
in Lehrveranstaltungen zu berücksichtigen, son-
dern auch jene studentische Arbeitszeit, die für 
das selbstständige Studium zuhause und in der 
Bibliothek, für Prüfungsvorbereitungen und ähn-

                                                           
143 Siehe Schwarz-Hahn u. Rehburg 2004a, S. 73. Zudem, so 

die Autorinnen dieser Studie, deuteten auch die unter-
schiedlichen Bezeichnungen, mit denen die Einheiten 
in den Studiengängen versehen werden (ECTS, ECTS-
Punkte, ECTS-Credits, Credits, Credit Points, Kredit-
punkte, Leistungspunkte, Bonuspunkte u.a.), darauf 
hin, dass die Systeme an deutschen Hochschulen nicht 
selbstverständlich vergleichbar sind. 
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liche Studienprozesse anfällt. Dabei wird ange-
nommen, dass ein Vollzeitstudium an einer 
Hochschule in Deutschland pro Semester 900 stu-
dentische Arbeitsstunden umfasst, was bei der 
Regel von 30 Leistungspunkten pro Semester 
bedeutet, dass ein Leistungspunkt 30 studenti-
schen Arbeitsstunden entspricht. Im Idealfall de-
finieren alle beteiligten Lehrenden gemeinsam, 
wie viele Leistungspunkte für das erfolgreiche 
Absolvieren jeder einzelnen Studieneinheit eines 
Studienprogramms vergeben werden.144 

Tatsächlich ist es jedoch einfacher, die Anzahl 
der Semesterwochenstunden einer Lehrveran-
staltung oder eines Moduls mit einem bestimm-
ten Faktor in Leistungspunkte umzurechnen, und 
dementsprechend wird an vielen Fachbereichen 
verfahren. Häufig wird aber bei der Umrech-
nung, dem Grundgedanken des studentischen 
Arbeitsaufwands entsprechend, durchaus nach 
der Art der Veranstaltung gewichtet, also zum 
Beispiel für Seminare ein größerer Faktor ange-
setzt als für Vorlesungen. 

Die Anlehnung der Leistungspunktsysteme, die 
in deutschen Hochschulen entwickelt werden, 
an das europaweit übliche ECTS ist überaus 
wichtig, wenn das Ziel nach wie vor die bessere 
Vergleichbarkeit von Studienleistungen sein soll, 
sowohl hochschulübergreifend als auch natio-
nal und international. 

Für Deutschland liegen keine Gesamtzahlen zur 
Einführung von Leistungspunktsystemen vor. Im 
nationalen Statusbericht für die Bergen-Konfe-
renz im Mai 2005 geben die Verfasser an, in 68 % 
der Bachelorstudiengänge und in 63 % der Mas-
terstudiengänge an Hochschulen in Deutschland 
werde ECTS eingesetzt.145 Weder wird hier je-
doch erläutert, nach welchen Kriterien ein Leis-
tungspunktsystem als „ECTS“ gilt, noch wird 
die Quelle für die Prozentwerte genannt. Proble-
matisch ist aber vor allem, dass suggeriert wird, 
                                                           
144 Vgl. dazu das „Memorandum zur Einführung eines 

Credit-Systems an den Hochschulen in Deutschland“ 
(Schwarz u. Teichler 2000b) und den zeitgleich veröffent-
lichten Band „Credits an deutschen Hochschulen“ 
(Schwarz u. Teichler 2000a) sowie die Entschließung der 
Hochschulrektorenkonferenz mit dem Titel „ECTS als 
System zur Anrechnung, Übertragung und Akkumu-
lierung von Studienleistungen“ (HRK 2004b). 

145 KMK u. BMBF o. J.b, S. 10. 

in einem großen Teil aller Studienangebote in 
Deutschland werde ECTS eingesetzt. Die Zahlen 
beziehen sich jedoch nur auf Bachelor- und Mas-
terangebote, die wiederum lediglich einen klei-
nen Teil des Gesamtstudienangebots ausmachen. 

aáéäçã~=pìééäÉãÉåí=

Das erste in der Deklaration von Bologna be-
nannte Handlungsziel ist „die Einführung eines 
Systems leicht verständlicher und vergleichba-
rer Abschlüsse, auch durch die Einführung des 
Diplomzusatzes (Diploma Supplement)“.146 Dieses 
meist in englischer Sprache verfasste Dokument 
wird zusammen mit dem Abschlusszeugnis ver-
geben; es enthält Informationen zum betreffen-
den Studienabschluss und den damit verbunde-
nen Qualifikationen sowie eine standardisierte 
Erklärung zum jeweiligen nationalen Bildungs-
system. Das Diploma Supplement wurde Ende der 
90er Jahre in einer gemeinsamen Initiative der Eu-
ropäischen Union, der UNESCO und des Europa-
rates entwickelt.147 Akademische Abschlüsse und 
die dahinter liegenden Studienleistungen, so der 
Grundgedanke, sollten für Außenstehende ver-
ständlich und transparent gemacht werden. 

In Deutschland wurde das Dokument, wie in 
vielen anderen europäischen Ländern auch, an-
fangs vor allem für die neuen Bachelor- und Mas-
terstudiengänge empfohlen. Aufgrund der posi-
tiven Rückmeldungen, die von Seiten der Stu-
dierenden, der Hochschulen und der Arbeitge-
ber gegeben worden sind, haben jedoch die Bil-
dungsminister der am Bologna-Prozess beteilig-
ten Staaten im 2003 verabschiedeten Berliner 
Kommuniqué beschlossen, dass ab dem Jahr 2005 
alle Studierenden im Hochschulraum Europa 
automatisch und kostenlos bei dem Abschluss 
ihres Studiums ein Diploma Supplement erhalten 
sollen.148 Somit gilt auch für die deutschen Hoch-
schulen die Neuerung, ihren Absolventen den 
Zeugniszusatz auszustellen, unabhängig von der 
Art des absolvierten Studiums. 

Im Unterschied zum komplexeren Themengebiet 
der Module und Leistungspunktsysteme, bezüg-

                                                           
146 Bologna-Deklaration 1999, S. 3f. 
147 Vgl. HRK 2003. 
148 Berlin Communiqué 2003, S. 5. 
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lich deren klarer Definition in Deutschland noch 
erhebliche Mängel bestehen, gibt es für die Ge-
staltung des Diploma Supplements einheitliche 
Vorgaben. Das Musterblatt für den Zeugniszu-
satz wird von der Hochschulrektorenkonferenz 
(HRK) zur Verfügung gestellt. 

Für Deutschland liegen, ähnlich wie im Hinblick 
auf das Leistungspunktsystem, keine Gesamt-
zahlen vor. Den statistischen Daten der HRK zu-
folge wurde das Diploma Supplement im Winter-
semester 2004/05 in 561 Bachelorstudiengängen 
und in 576 Masterstudiengängen an deutschen 
Hochschulen vergeben.149 Erneut ist kritisch an-
zumerken, dass die Werte sowohl von der HRK 
als auch im nationalen Statusbericht missver-
ständlich dargestellt wurden. Die jeweils ange-
gebenen Anteilswerte von 44,8 % (Bachelor) und 
44,0 % (Master) beziehen sich auf die Zahl der 
Bachelor- und Masterstudiengänge an deutschen 
Hochschulen; es wird keine Prozentuierung in 
Bezug auf die Gesamtzahl der Studienangebote 
vorgenommen, obwohl das für ein klares Bild 
der Situation in Deutschland die entscheidende 
Information wäre. Sie soll hier nachgeliefert 
werden: Gemessen an der Gesamtzahl der Stu-
diengänge, die im HRK-Dokument für das Win-
tersemester 2004/05 mit 11.182 angegeben ist, 
beträgt der Anteil jener Studiengänge, in denen 
ein Diploma Supplement verteilt wurde, rund 16 %. 

_äáÅâ=~ìÑ=bìêçé~=

Was die rechtlichen Regelungen der wechselsei-
tigen Anerkennung von Studienleistungen be-
trifft, so hatten bis zur Konferenz in Bergen 36 
der insgesamt 45 am Bolognaprozess beteiligten 
Länder die Lisbon Recognition Convention ratifi-
ziert. Die dort enthaltenen Selbstverpflichtungen 
sollten, so die Aussage im Bergener Kommuni-
qué, so schnell wie möglich jeweils in nationales 
Recht umgesetzt werden. Außerdem gelte es in 
den kommenden Jahren, Schwachstellen in der 
gegenseitigen Anerkennung von Studienleistun-
gen und Studienabschlüssen aufzuzeigen und 
gezielte Maßnahmen anzuwenden. Nationale 
Qualifikationsrahmen, so die Minister weiter, 
seien eine gute Möglichkeit, das Lebenslange 
                                                           
149 HRK 2004g, S. 7. 

Lernen noch stärker in den Bereich der Hoch-
schulbildung zu integrieren. Dabei müsse es vor 
allem das Ziel sein, die Anerkennung von nicht 
hochschulischen Leistungen für ein Hochschul-
studium zu erhöhen. 

Im 2003 verfassten Berlin-Kommuniqué waren 
die europäischen Länder angehalten worden, 
zur Bemessung von Studienleistungen das Euro-
pean Credit Transfer System (ECTS) zu verwenden, 
das – wie der Name besagt – ursprünglich aus-
schließlich als Transfersystem gedacht war. In 
den 2005 vorgelegten Statusberichten zum Bo-
lognaprozess gilt ECTS in einem Land als ein-
geführt, wenn die Einführung gesetzlich geregelt 
ist, wenn es auf praktisch alle Studienangebote 
an allen Arten von Hochschulen im Land ange-
wandt wird, wenn auf der Grundlage des stu-
dentischen Arbeitsaufwands 60 Credits pro Se-
mester vergeben werden, und wenn das System 
sowohl für den Transfer als auch für die Akku-
mulation von Credits oder Leistungspunkten 
eingesetzt wird.150 

Dieser Definition folgend, wird ECTS in den 
meisten europäischen Ländern verwendet. In 
der Regel ist das System zwischen den Jahren 
2000 und 2005 eingeführt worden und unterliegt 
gesetzlichen Bestimmungen. Der größere Teil je-
ner Länder, in denen bis zur Bergen-Konferenz 
eigene nationale Leistungspunktsysteme bestan-
den, hat mittlerweile ECTS übernommen oder 
plant die Umstellung. Unabhängig davon, ob es 
vorher bereits ein eigenes Leistungspunktsystem 
gab, wird in manchen Ländern schrittweise um-
gestellt. So gilt ECTS beispielsweise in Frank-
reich zunächst einmal nur für die Universitäten. 
In anderen Ländern ist ECTS eingeführt wor-
den, ohne dass entsprechende gesetzliche Rege-
lungen bestünden; dies trifft etwa auf Griechen-
land, Irland, Polen, Schweden und die Tsche-
chische Republik zu. 

In der überwiegenden Mehrheit der Bolognalän-
der wird ECTS sowohl für den Transfer als auch 
für die Akkumulation von Leistungspunkten ver-
wendet. Lediglich in Schottland und im Vatikan 
dient es noch als reines Transfersystem. Zu den 
wenigen europäischen Staaten oder Regionen, in 
                                                           
150 Vgl. Eurydice 2005a, S. 21–23. 
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denen ECTS nicht verwendet wird (wenn man 
von der Verwendung in Mobilitätsprogrammen 
absieht), zählen Portugal und Spanien. 

Die Modularisierung von Studienprogrammen 
ist kein Bestandteil der Vereinbarungen im Rah-
men des Bolognaprozesses. Dennoch sind in 
praktisch allen Ländern, in denen Leistungs-
punktsysteme eingeführt wurden, die Studien-
strukturen modularisiert worden. Dabei kann 
aber nicht von einer einheitlichen Vorgehens-
weise gesprochen werden, im Gegenteil. Wie 
beispielsweise der Trends IV-Bericht festhält, gibt 
es für die Modularisierung im Unterschied zu 
ECTS oder zum Diploma Supplement keine euro-
paweit gültigen Referenzen, also etwa Handbü-
cher, Musterformulare oder Ähnliches. Stattdes-
sen sei eine Vielzahl von Deutungen des Modu-
larisierungsbegriffs zu beobachten, von der De-
finition einer einzelnen Lehrveranstaltung als 
Modul bis hin zu ausgereiften, interdisziplinär 
einsetzbaren Modulsystemen.151 

Das Diploma Supplement ist den vorgelegten Sta-
tusberichten zufolge mittlerweile in den meisten 
europäischen Ländern eingeführt worden, häu-
fig allerdings zunächst nur für einen Teil der 
Absolventen. Die Vergabe des Diploma Supple-
ment soll aber nach Bekunden der Ländervertre-
ter in den kommenden Jahren ausgeweitet wer-
den. In der Mehrheit der Hochschulsysteme ist 
das Dokument in englischer Sprache verfasst 
und wird kostenlos vergeben.152 

nì~äáí®íëëáÅÜÉêìåÖ=

páíì~íáçå=~å=ÇÉìíëÅÜÉå=eçÅÜëÅÜìäÉå=

Wie bereits im Kapitel 2 des vorliegenden Be-
richts angesprochen, gelten in Deutschland die 
Evaluation und die Akkreditierung als haupt-
sächliche Maßnahmen zur Qualitätssicherung im 
tertiären Bildungsbereich.153 

Mit der Evaluation eines Bildungsanbieters oder 
eines Studienprogramms sollen dessen Stärken 
und Schwächen aufgezeigt sowie Maßnahmen 
                                                           
151 Vgl. Reichert u. Tauch 2005, S. 15. 
152 Vgl. Eurydice 2005a, S. 24–27. 
153 Vgl. auch zu den folgenden Ausführungen KMK u. 

BMBF o. J.b, S. 5f. 

zur Qualitätsverbesserung angeregt werden. Seit 
der vierten Novellierung des Hochschulrahmen-
gesetzes im Jahr 1998 ist die Evaluation als allge-
meine Aufgabe der Hochschulen definiert. Mitt-
lerweile ist diese Form der Qualitätssicherung 
auch in allen Landeshochschulgesetzen veran-
kert. Ebenfalls seit 1998 besteht das Projekt Qua-
litätssicherung (Projekt Q), das von der Hoch-
schulrektorenkonferenz finanziert wird und als 
zentrale Stelle sowohl informiert als auch zum 
wissenschaftlichen Austausch anregt. Allerdings 
gibt es in Deutschland weder eine nationale Ko-
ordinationsstelle für Evaluationsverfahren, noch 
bestehen genaue gesetzliche Vorgaben für den 
Zeitpunkt und die Form solcher Evaluationen. 
Andererseits haben sich über die Jahre hinweg 
feste Verbünde auf verschiedenen Ebenen gebil-
det, die für die Qualitätssicherung durch Eva-
luation verantwortlich zeichnen und die mit an-
erkannten Verfahrensweisen sowie internationa-
ler Einbettung arbeiten. 

Mit der Akkreditierung eines Studiengangs soll 
festgestellt werden, dass dieser in Hinsicht auf 
die fachlichen und berufsqualifizierenden Inhal-
te bestimmten, vorab definierten Standards ent-
spricht. Akkreditierungsverfahren sind in Deutsch-
land derzeit auf Bachelor- und Masterstudiengän-
ge beschränkt, womit das deutsche System sich 
grundsätzlich von den Akkreditierungssystemen 
anderer europäischer Länder unterscheidet.154 

Das Akkreditierungsverfahren muss von einer 
zertifizierten Agentur durchgeführt werden und 
ist kostenpflichtig; die Kosten für die Prüfung 
eines Studiengangs können mehr als 10.000 Euro 
betragen. Nach einer festgelegten Zeit, so sieht 
es die Regelung vor, steht das Verfahren zur Re-
akkreditierung an. Den Aussagen im aktuellen 
Bolognabericht zufolge soll die staatliche Zu-
stimmung zur Einrichtung von Studiengängen 
zukünftig generell von einer Akkreditierung ab-
hängig gemacht werden.155 

                                                           
154 Siehe die Darlegungen zur Entwicklung des Akkredi-

tierungssystems im Abschnitt 3.2 des vorliegenden Be-
richts, beginnend auf S. 35. Einen Überblick zu Akkre-
ditierung und Evaluation im deutschen Hochschulsys-
tem bietet beispielsweise Schade 2005. Zum Verhältnis 
von Evaluation und Akkreditierung siehe die Diskus-
sionsbeiträge in Projekt Q 2004. 

155 Vgl. KMK u. BMBF o. J.b, S. 18. 
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^ââêÉÇáíáÉêíÉ=píìÇáÉåÖ®åÖÉ=

Im November 2005 waren den Angaben im Hoch-
schulkompass der Hochschulrektorenkonferenz 
zufolge über 1.200 der insgesamt rund 3.900 
Bachelor- und Masterstudiengänge an deutschen 
Hochschulen akkreditiert;156 das entspricht et-
wa einem Drittel. Dabei lag der Anteil im Master-
bereich mit 39 % merklich höher als der Anteils-
wert von 26 % bei den Bachelorstudiengängen. 
Außerdem bestanden hinsichtlich des Akkredi-
tierungsfortschritts deutliche Unterschiede zwi-
schen den Hochschularten in Deutschland (sie-
he Abbildung 6). Während zu dem besagten 
Zeitpunkt bereits mehr als ein Drittel der Bache- 

lorstudiengänge an Fachhochschulen akkredi-
tiert war, belief sich der entsprechende Anteil 
der universitären Bachelorangebote auf lediglich 
ein Fünftel. Im Bereich der Masterstudiengänge 
zeigten sich ähnliche Unterschiede: Im Novem-
ber 2005 hatten rund 50 % der Masterprogram-
me an Fachhochschulen erfolgreich ein Akkredi-
tierungsverfahren durchlaufen, jedoch nur gut 
ein Drittel der universitären Masterstudiengän-
ge. An Kunst- und Musikhochschulen waren zu 
diesem Zeitpunkt insgesamt so wenige Bache-
lor- und Masterprogramme zu verzeichnen, dass 
die betreffenden Anteilswerte nicht aussagekräf-
tig sind. 

^ÄÄáäÇìåÖ=SW= ^ââêÉÇáíáÉêíÉ=_~ÅÜÉäçêJ=ìåÇ=j~ëíÉêëíìÇáÉåÖ®åÖÉ=áå=aÉìíëÅÜä~åÇI=å~ÅÜ=eçÅÜëÅÜìäJ
~êí=EkçîÉãÄÉê=OMMRF=
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nìÉääÉW= eçÅÜëÅÜìäâçãé~ëë=ÇÉê=eçÅÜëÅÜìäêÉâíçêÉåâçåÑÉêÉåòK=_çååW=eohK=ÜííéWLLïïïKÜçÅÜëÅÜìäâçãé~ëëKÇÉ=EOOKNNKMRF=ëçïáÉ=^ââêÉÇáJ
íáÉêìåÖëê~íW=ł^ââêÉÇáíáÉêíÉ=píìÇáÉåÖ®åÖÉ“K=ÜííéWLLïïïK~ââêÉÇáíáÉêìåÖëê~íKÇÉ=EOOKNNKMRFK=EbáÖÉåÉ=wìë~ããÉåëíÉääìåÖ=ÇÉê=a~íÉåKF=

In156einer statistischen Übersicht, die der Akkre-
ditierungsrat im März 2005 herausgegeben hat, 

                                                           
156 Hochschulkompass der Hochschulrektorenkonferenz. 

Bonn: HRK. http://www.hochschulkompass.de (22.11.05). 

werden genauere Zahlen zu den bis dahin durch-
geführten Akkreditierungsverfahren genannt.157 
Demnach war zum betreffenden Zeitpunkt das 
                                                           
157 Siehe AR 2005a. 
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Verfahren für 835 Studiengänge abgeschlossen, 
weitere 1.244 Bachelor- und Masterstudiengänge 
befanden sich in einem laufenden Akkreditie-
rungsverfahren. In rund 3 % der bereits beende-
ten Verfahren war ein negativer Bescheid aus-
gesprochen worden, etwa drei Viertel der begut-
achteten Studiengänge hatten eine Akkreditie-
rung mit Auflagen erhalten, und lediglich ein 
Viertel der Programme war ohne Auflage akkre-
ditiert worden. 

Die Akkreditierungsstatistiken zeigen auch, wie 
sich die akkreditierten Studiengänge auf die ver- 

schiedenen Studienfachgebiete aufteilten (siehe 
Tabelle 14). Die Ingenieurwissenschaften sowie 
die Fächergruppe der Rechts-, Wirtschafts- und 
Sozialwissenschaften stellten mit Anteilen von 
jeweils knapp 30 % die größte Gruppe innerhalb 
aller 808 akkreditierten Bachelor- und Master-
studiengänge. Etwa ein Fünftel der Studiengän-
ge mit Akkreditierung war dem Bereich Mathe-
matik und Naturwissenschaften zuzuordnen, ein 
Achtel den Sprach- und Kulturwissenschaften. 
Die Anteile der akkreditierten Studiengänge in 
den weiteren Studienfachgebieten beliefen sich 
zum betreffenden Zeitpunkt auf je maximal 5 %. 

q~ÄÉääÉ=NQW= ^ââêÉÇáíáÉêíÉ=_~ÅÜÉäçêJ=ìåÇ=j~ëíÉêëíìÇáÉåÖ®åÖÉ=áå=aÉìíëÅÜä~åÇI=å~ÅÜ=píìÇáÉåÑ~ÅÜJ
ÖÉÄáÉí=Ej®êò=OMMRF=
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_äáÅâ=~ìÑ=bìêçé~=

Im Berliner Kommuniqué hatten die europäi-
schen Bildungsminister die Qualität der Hoch-
schulbildung als das Herzstück aller Unterneh-
mungen auf dem Weg zum Hochschulraum Eu-
ropa bezeichnet. Zudem war darauf hingewie-
sen worden, wie bedeutsam gemeinsame Krite-
rien und Methoden der Qualitätssicherung auf 
europäischer Ebene seien. Bis 2005, so die For-
derung, sollten die Verantwortlichkeiten der be-
teiligten Organisationen und Institutionen in den 
nationalen Qualitätssicherungssystemen klar ver-
teilt sein. Die Evaluation von Studiengängen oder 
Hochschulen müsse ein verbreitetes Mittel der 
Qualitätssicherung sein, wobei stets in den 
Schritten vorgegangen werden solle: Selbstbe-

richt, externe Begutachtung unter studentischer 
Mitwirkung, Veröffentlichung der Ergebnisse. 
Jedes Land solle weiterhin über ein Akkreditie-
rungs- oder Zertifizierungssystem verfügen. 
Schließlich sei die internationale Zusammenar-
beit für die nationalen Einrichtungen von Be-
deutung. 

Im Frühjahr 2005 konnte im Hinblick auf die 
zwei Jahre zuvor ausgesprochenen Forderungen 
festgehalten werden, dass nahezu alle am Bo-
lognaprozess beteiligten Staaten große Fortschrit-
te bei der Gestaltung ihrer Qualitätssicherungs-
systeme gemacht hatten. Allerdings, so im Ber-
gener Kommuniqué, bestehe in vielen Ländern 
noch Handlungsbedarf, was die studentische Be-
teiligung an Qualitätssicherungsverfahren sowie 



aáÉ=rãëíÉääìåÖ=~ìÑ=_~ÅÜÉäçê=ìåÇ=j~ëíÉê=

75 

die internationale Zusammenarbeit betreffe. Auch 
wurden die Hochschulen dringend gebeten, ihre 
Bemühungen um eine internes System der Qua-
litätssicherung fortzusetzen und die internen 
Systeme an die externen Sicherungsverfahren 
anzubinden. Als Hilfestellung gab die European 
Association for Quality Assurance in Higher Educa-
tion (ENQA) anlässlich der Konferenz in Bergen 
ein Dokument heraus, in dem Richtlinien und 
Standards für die Qualitätssicherung im euro-
päischen Hochschulraum beschrieben werden.158 

PKQ= mçëáíáçåÉå=òìê=píìÇáÉåëíêìâíìêJ
êÉÑçêã=

Aus der Vielzahl von Positionspapieren, Stellung-
nahmen und offiziellen Verlautbarungen, die in 
den vergangenen Jahren zur Studienstrukturre-
form an deutschen Hochschulen veröffentlicht 
worden sind, wurden für diesen Bericht einige 
Dokumente ausgewählt. Sie stehen für beson-
ders entschiedene Positionierungen, die entspre-
chend intensiv diskutiert worden sind. Vor al-
lem im Internet sind weitere Ansichten, Ein-
schätzungen und Diskussionsbeiträge zu diesem 
Thema verfügbar. 

Dazu zählen unter anderem Positionen von Ver-
tretern bildungspolitischer Einrichtungen. Das 
sind etwa der deutsche Wissenschaftsrat, der 
sich mehrfach in ausführlichen und fundierten 
Stellungnahmen zu den Reformerfordernissen im 
deutschen Hochschulsystem geäußert hat,159 der 
Deutsche Akademische Austauschdienst (DAAD), 
der die Reformbewegung in Deutschland mit ini-
tiiert und begleitet hat und heute die nationale 
Umsetzung der Bolognareformen beispielswei-
se durch die Mitarbeit an deutsch-europäischen 
Mobilitätsprojekten unterstützt, das Centrum für 
Hochschulentwicklung (CHE), deren Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter sich in offiziellen Do-
kumenten für die Umstellung auf das zweistu-

                                                           
158 Siehe ENQA 2005. Zum Thema „Akkreditierung und 

Evaluation in Europa“ siehe den zusammenfassenden 
Überblick in Schwarz u. Westerheijden 2004 oder, in deut-
scher Sprache, in Schwarz, Westerheijden u. Rehburg 2005. 

159 Siehe vor allem die „Empfehlungen zur Einführung 
neuer Studienstrukturen und -abschlüsse“, WR 2000. 

fige Studiensystem aussprechen,160 sowie der 
Stifterverband für die Deutsche Wissenschaft, 
der sich mit Initiativen und Projektförderungen 
am Reformprozess beteiligt.161 

Auch berufliche Fachverbände haben für ihr 
jeweiliges Feld zu der Studienstrukturreform 
Stellung bezogen. Dazu zählen vor allem Orga-
nisationen des Ingenieurwesens wie etwa der 
Verband der Elektrotechnik, Elektronik und 
Informationstechnik (VDE), der Verein Deut-
scher Ingenieure (VDI), der Verband Deutscher 
Maschinen- und Anlagenbau (VDMA) sowie 
der Zentralverband Elektrotechnik- und Elekt-
ronikindustrie (ZVEI), die den Bolognaprozess 
grundsätzlich befürworten, gleichzeitig aber 
ihre hohen Anforderungen an das Ingenieur-
studium in Deutschland formulieren.162 

Die Positionen der Kultusministerkonferenz 
(KMK) und der Hochschulrektorenkonferenz 
(HRK) wurden im Zusammenhang mit dem 
Verlauf der Studienstrukturreform an deut-
schen Hochschulen im Abschnitt 3.2 des vorlie-
genden Berichts behandelt und werden hier 
nicht erneut aufgeführt. In der Tendenz gilt für 
die Vertreter der KMK, dass sie die dringende 
Notwendigkeit sehen, das Hochschulstudium 
in Deutschland zu reformieren, um mehr 
Transparenz und bessere internationale Anbin-
dung zu schaffen sowie einfachere Übergänge 
zu ermöglichen; dazu sollte ihrer Ansicht nach 
möglichst vollständig auf ein System mit meh-
reren Studienstufen umgestellt werden. Die 
HRK-Mitglieder sehen die gleiche Reformnot-
wendigkeit, sind jedoch in der Forderung nach 
dem gestuften Studiensystem meist zurückhal-
tender gewesen. 

                                                           
160 Siehe die Positionspapiere Witte u.a. 2003a und Witte 

u.a. 2003b. 
161 Siehe zum Beispiel die Diskussionsbeiträge in Stifterver-

band 2004 und die Ergebnisberichte in Stifterverband 2005. 
162 Die genannten Ingenieurverbände haben zusammen mit 

dem Bundesministerium für Bildung und Forschung 
im Juni 2005 eine Erklärung mit dem Titel „Umsetzung 
des Bologna-Prozesses in Deutschland sichert die Zu-
kunft der Ingenieurausbildung“ herausgegeben (BMBF 
u.a. 2005), aber auch individuelle Stellungnahmen ver-
öffentlicht, siehe z.B. VDMA o. J. oder ZVEI 2004b. 
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mçëáíáçåÉå=îçå=eçÅÜëÅÜìäîÉêíêÉíÉêå=

In vielen Fällen haben sich Hochschullehrende 
kritisch zu den Studienstrukturreformen an ih-
ren Institutionen geäußert. Dabei lassen sich Un-
terschiede in der Richtung der Kritik ausmachen: 
Vertreter der deutschen Fachhochschulen bekun-
den vor allem die Sorge, ihr praxisorientiertes 
Profil könne infolge der Umstellung verloren 
gehen und somit die Existenzberechtigung der 
Fachhochschulen in Frage stellen.163 Bei Vertre-
tern der deutschen Universitäten sind zwei Rich-
tungen der skeptischen Haltung zu erkennen: 
Vor allem in den klassischen Examensstudien-
gängen wird die Umstellung auf das Stufenstu-
dium strikt abgelehnt; eine im Vergleich zum 
traditionellen Studium kürzere Ausbildung sei 
grundsätzlich nicht möglich. Andere Universi-
tätslehrende, insbesondere in den Natur- und 
Ingenieurwissenschaften, erklären sich zwar be-
reit, ihre Studiengänge auf eine gestufte Struk-
tur umzustellen, halten aber ebenfalls eine drei-
jährige Bachelorausbildung für nicht ausreichend 
und sehen dementsprechend im Masterabschluss 
das eigentliche Ziel der universitären Ausbil-
dung, so wie es traditionell das Diplom gewe-
sen ist. Das TU 9-Konsortium, ein Verbund von 
neun Technischen Hochschulen in Deutschland, 
hat diese Haltung am deutlichsten zum Ausdruck 
gebracht (siehe unten). 

Aufgrund der hier dargelegten kritischen Posi-
tionen mag der Eindruck entstehen, die Fachver-
treter an den deutschen Hochschulen seien mehr-
heitlich und prinzipiell gegen die Umstellung 
des einzügigen Studiensystems auf ein System 
mit mehreren Stufen. Die vielfältigen, zum Teil 
hochprofessionellen Bachelor- und Masterange-
bote, die heute schon an Hochschulen in Deutsch-
land angeboten werden, geben jedoch den Hin-
weis darauf, dass viele Lehrende die Reformbe-
wegungen mittragen und mit großem persönli-

                                                           
163 Die großen Organisationen der Fachhochschulvertreter 

haben bisher nur wenige Stellungnahmen zur Studien-
strukturreform veröffentlicht. Von der Konferenz der 
Fachbereichstage e.V. (KBFT) beispielsweise, in der die 
Studiengänge verwandter Fachrichtungen an deutschen 
Fachhochschulen repräsentiert sind, liegt lediglich eine 
kurze Empfehlung zur Akkreditierung von Bachelor- 
und Masterstudiengängen vor (vgl. AG Fachbereichstage 
2000). 

chen Engagement die neuen Studienprogramme 
gestalten.164 Auch an dieser Stelle zeigt sich also 
das häufig zu beobachtende Phänomen: Kritik 
wird zur Sprache gebracht, Zustimmung in die 
Tat umgesetzt. 

mçëáíáçå=îçå=c~ÅÜÜçÅÜëÅÜìäîÉêíêÉíÉêå=

páÅÜíïÉáëÉ=ÇÉë=eçÅÜëÅÜìääÉÜêÉêÄìåÇÉë=

Der Hochschullehrerbund (hlb) ist die bundes-
weite Berufsvertretung der Hochschullehrerin-
nen und Hochschullehrer an den Fachhochschu-
len. Seine Mitgliederzahl belief sich im Jahr 2001 
auf rund 4.000 Personen.165 Soweit bekannt, hat 
der hlb bisher kein offizielles Positionspapier 
zur Studienstrukturreform herausgegeben. Die 
Haltung der Leitung des Hochschullehrerbundes 
zu diesem Thema kann jedoch dem hlb-Jahres-
bericht entnommen werden, den der hlb-Präsi-
dent Prof. Müller-Bromley den Delegierten der 
Bundesvereinigung im Mai 2004 vorstellte.166 
Darin erklärt der Verbandsvertreter, dem hlb 
gehe es nicht um eine positive oder negative Be-
wertung des Bolognaprozesses, sondern er sei 
bemüht, im Sinne der Fachhochschullehrenden 
auf offene Punkte hinzuweisen. Dies seien unter 
anderem die Fragen nach der Qualität des Hoch-
schulstudiums, der Umstellung auf die zweistu-
fige Studienstruktur, der Parallelführung von 
traditionellen und neuen Studiengängen sowie 
der Promotionsmöglichkeit an Fachhochschu-
len. 

Bei der Studienreform sei entscheidend, „ob und 
wie das Profil der Praxisorientierung, mit dem 
sich die Fachhochschulen ihren Platz in der Hoch-
schullandschaft erworben haben, in Bachelor- und 
Master-Studiengängen erhalten werden kann“.167 
Das der Studienzeitverkürzung im Bachelorstu-
dium zum Opfer fallende Praxissemester müsse 
durch andere praktische Elemente ersetzt wer-
den, etwa durch mehrere kurze Praxisphasen, 
                                                           
164 Dies belegen auch Ergebnisse aus zwei Untersuchungen, 

in denen Studienanbieter zu ihren Bachelor- und Master-
studiengängen befragt worden waren, siehe Schwarz-
Hahn u. Rehburg 2004a sowie Rehburg 2005. 

165 Zitiert nach: http://www.hochschulverband.de/presse/ 
pm0901.html (01.03.05). 

166 Vgl. hlb 2004a. 
167 Siehe hlb 2004a, Abschnitt „Bologna-Prozeß“. 
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praktische Studienprojekte oder die Anknüp-
fung der Abschlussarbeit an die berufliche Pra-
xis. Trotz dieser Auffangmöglichkeiten bestehe 
aber insgesamt die Gefahr, dass die Universitä-
ten im Zuge der Studienreform ihre Studiengän-
ge praktischer ausrichteten und letztlich als über-
mächtige Konkurrenten im Wettbewerb die Fach-
hochschulen vom Bildungsmarkt verdrängten. 

Ähnlich besorgt äußerte sich der hlb-Präsident in 
einem Gespräch mit Vertretern des hlb und Bun-
desministerin Bulmahn, das gleichfalls im Mai 
2004 stattfand.168 Darin begrüßte er zwar grund-
sätzlich das Vorhaben, das deutsche Hochschul-
wesen offener und die Übergänge flexibler zu 
gestalten, wies aber auch deutlich darauf hin, 
dass die Fachhochschulen dem Bologna-Prozess 
und der Umstellung auf die zweistufige Studien-
struktur skeptisch gegenüber stünden. Das tra-
ditionelle Fachhochschulstudium sei in Deutsch-
land und auf internationaler Ebene bekannt und 
werde als hochwertige Ausbildung bei den Stu-
dierenden wie bei Arbeitgebern geschätzt. Nun 
aber müsse mit großem Aufwand die Umstel-
lung auf ein Modell betrieben werden, dessen 
Qualität bisher nicht einzuschätzen sei. Insbe-
sondere bestehe Skepsis hinsichtlich der als „Er-
folgsfaktoren der Fachhochschulen“ bezeichne-
ten Aspekte: Praxisbezug und intensive Studie-
rendenbetreuung. Diese könnten in Bachelorstu-
diengängen nicht weitergeführt werden. Es be-
stehe, so wird der hlb-Präsident weiter zitiert, 
„die Gefahr, dass sich die Fachhochschulausbil-
dung am Niveau universitärer Studiengänge aus-
richtet“.169 Das besondere Profil der Fachhoch-
schulen, hervorgegangen aus der „nicht nur in 
Deutschland einmalige[n] Verbindung von Wis-
senschaft und Praxis“, dürfe nicht verloren ge-
hen. 

In den Äußerungen des hlb-Präsidenten Müller-
Bromley zeigt sich die skeptische Haltung der 
Fachhochschullehrenden gegenüber den Refor-
men der Studienstruktur und den damit mögli-

                                                           
168 Der Hochschullehrerbund hat anlässlich des Gesprächs 

eine Pressemitteilung herausgegeben (siehe hlb 2004b). 
Die Äußerungen des hlb-Präsidenten im vorliegenden 
Bericht werden nach dieser Quelle zitiert. 

169 hlb 2004b, Abschnitt „Auf dem Weg zur Bologna-Uni-
versität?“. 

cherweise verbundenen Profilverschiebungen, 
die sich im Wettbewerb der Universitäten und 
Fachhochschulen bemerkbar machten. Offenbar 
besteht auf Seiten der Fachhochschulen zum Teil 
große Sorge, dass sie ihre Studierenden in der 
vergleichsweise kurzen Zeit des Bachelorstudi-
ums nicht mehr auf höchstem Niveau wissen-
schaftlich und berufspraktisch qualifizieren kön-
nen, und dass gleichzeitig die Universitäten zu 
starken Konkurrenten hinsichtlich der ersten be-
rufsqualifizierenden Ausbildung werden. Inte-
ressanterweise wird in den vorliegenden Doku-
menten über das Masterstudium als weiterfüh-
rende Studienstufe nicht gesprochen. 

mçëáíáçåÉå=îçå=råáîÉêëáí®íëîÉêíêÉíÉêå=

píÉääìåÖå~ÜãÉå=ÇÉê=c~âìäí®íÉåí~ÖÉ=ìåÇ=
~åÇÉêÉê=c~ÅÜîÉêíêÉíÉê=

Der Allgemeine Fakultätentag (AFT), der Dach-
verband der universitären Fachgebiete an deut-
schen Hochschulen, warnt in einer Stellungnah-
me vom Juli 2003 gemeinsam mit dem Deutschen 
Hochschulverband (DHV) davor, das traditio-
nelle System flächendeckend auf Bachelor- und 
Masterstudiengänge umzustellen, ohne dass die 
Risiken dieser Umstellung hinreichend geklärt 
seien: „Neues zunächst prüfen zu wollen und im 
gleichen Atemzug voreilig das Bewährte abzu-
schaffen – das ist keine verantwortungsvolle Po-
litik, sondern absurdes Theater“.170 An gleicher 
Stelle fordern AFT und DHV, der neue Studien-
abschluss solle in der Kurzbezeichnung den be-
treffenden Hochschulnamen beinhalten, also et-
wa „‘Bachelor (FH Köln)‘ oder ‚Master (Uni Bonn)’“ 
genannt werden. Dadurch würden die Studien-
abschlüsse transparenter und verständlicher. 

Einige der insgesamt 17 deutschen Fakultäten-
tage haben für ihr jeweiliges Studienfachgebiet 
ein Positionspapier zur Umstellung auf die ge-
stufte Studienstruktur veröffentlicht.171 In allen 

                                                           
170 Aussage des AFT-Vorsitzenden, Prof. Grimm, und des 

DHV-Präsidenten, Prof. Schiedermair, zitiert nach AFT 
2003. 

171 Siehe die Auflistung des Allgemeinen Fakultätentages 
(AFT) unter http://www.fakultaetentag.de (24.02.05). 
Die Positionspapiere des Evangelisch-theologischen Fa-
kultätentages sind unter dessen Internetadresse zu fin-
den, http://evtheol.fakultaetentag.de (04.03.05). 
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Dokumenten kommt die skeptische Haltung der 
Fachbereichsvertreter zum Ausdruck. Dabei geht 
es stets um die Frage, ob ein Bachelorstudium 
die Studierenden ausreichend für die berufliche 
Praxis qualifizieren kann. 

c~ÅÜÖÉÄáÉí=bî~åÖÉäáëÅÜÉ=qÜÉçäçÖáÉ=

Der Evangelisch-theologische Fakultätentag ver-
öffentlichte anlässlich seiner Zusammenkunft im 
Oktober 2001 einen Beschluss zu Bachelor- und 
Masterstudiengängen, in dem sich das Gremium 
klar gegen die vollständige Umstellung auf die 
neuen Studienstrukturen aussprach. Eine gene-
relle Einführung von gestuften Studiengängen im 
Fach Evangelische Theologie könne nicht emp-
fohlen werden: „Für die bei weitem überwiegen-
de Anzahl der (…) Studierenden kommen auch 
zukünftig nur die bisherigen Studiengänge mit 
den Abschlüssen Erste Theologische Prüfung, Di-
plom und Erste Staatsprüfung für Lehrämter in 
Betracht.“172 Nur diese Studienprogramme, so 
die Aussage, führten zu einem für die relevanten 
Berufsfelder qualifizierenden Abschluss. Mit gro-
ßer Sorge beobachte man Reformmaßnahmen 
wie die in Nordrhein-Westfalen geplante Um-
stellung der Lehramtsstudiengänge. In jedem 
Fall sei sicherzustellen, dass Studienabschlüsse 
nicht nur aufgrund der Leistungen in studien-
begleitenden Prüfungen vergeben würden.173 Im 
Herbst 2002 und 2003 verabschiedete der Evan-
gelisch-theologische Fakultätentag jeweils einen 
weiteren Beschluss zu gestuften Studiengängen.174 
In beiden Beschlüssen geht es um die Entwick-
lung eines Modellstudiengangs mit Bachelor- und 
Masterabschluss für die Lehramtsausbildung. 
Dabei wird betont, dass ein solches Studienkon-
zept lediglich die Ergänzung zu bestehenden 
Konzepten bilde und dass gestufte Studiengänge 
nur dort eingeführt werden sollten, wo es durch 
gesetzliche Vorgaben unbedingt gefordert sei. 

                                                           
172 EvTheolFT 2001. 
173 Ein Modell, in dem ohne die erfolgreiche Vorlage einer 

Abschlussarbeit der akademische Grad verliehen wird, 
steht weder auf europäischer noch auf nationaler Ebe-
ne zur Debatte. Die Bachelorarbeit ist ein wichtiger Be-
standteil jedes Konzeptes für Bachelorstudiengänge. 

174 EvTheolFT 2002 und EvTheolFT 2003. 

c~ÅÜÖÉÄáÉí=^êÅÜáíÉâíìê=

Die Fachbereiche für Architektur an den deut-
schen Universitäten, vertreten durch die Deut-
sche Dekane- und Abteilungsleiterkonferenz für 
Architektur, Raumplanung und Landschaftsar-
chitektur (DARL), sprechen sich in einem einstim-
mig gefassten Beschluss vom November 2001 
ausdrücklich gegen die schnelle Umstellung auf 
das zweistufige System aus.175 Bachelorstudien-
gänge, so sie überhaupt eingeführt würden, soll-
ten auf maximal sechs Semester angelegt werden; 
ein solcher Studiengang könne jedoch nicht be-
rufsqualifizierend sein. Um die Studienreform 
weniger skeptisch sehen zu können, müsse zu-
nächst grundlegend geklärt werden, dass 1. nicht 
bereits der Bachelor die Kammerfähigkeit her-
stelle, d.h. zur Berufsausübung befähige, und 2. 
die im zugangsbeschränkten Studienfach Archi-
tektur schwer zu erlangende Studienberechti-
gung nicht nur für die Bachelorstufe gelte. 

c~ÅÜÖÉÄáÉí=_~ìáåÖÉåáÉìêïÉëÉå=

Der stellvertretende Vorsitzende des Fakultäten-
tages für Bauingenieur- und Vermessungswesen, 
Prof. Dr.-Ing. Schweizerhof, verfasste im März 
2002 eine „kritische Stellungnahme aus Sicht der 
Ausbildungspraxis der Universitäten“ zu zwei-
stufigen Studiengängen für Bauingenieure.176 In 
seiner ausführlichen Betrachtung verteidigt er 
die traditionelle Ingenieursausbildung an den 
Universitäten und Technischen Hochschulen: De-
ren Diplomabsolventen hätten sich im Berufs-
leben hervorragend bewährt, und die Einschät-
zung, deutsche Hochschulen seien international 
nicht wettbewerbsfähig, sei falsch und durch kei-
ne fachliche Untersuchung begründet.177 Zwar 
sei der Begriff „Diplom“ tatsächlich international 
wenig aussagekräftig, aber dieses Problem kön-
ne man mit der Vergabe eines Zeugniszusatzes 

                                                           
175 Vgl. Schäfer 2003. 
176 Schweizerhof 2002. 
177 Von Reformbefürwortern wird, insbesondere in Bezug 

auf die Ingenieursstudiengänge, selten der Vorwurf er-
hoben, die Absolventen dieser Fächer seien nicht wett-
bewerbsfähig. Vielmehr richtet sich die Kritik am beste-
henden System auf die mangelnde internationale Ver-
gleichbarkeit der Studienstrukturen und damit die feh-
lenden Anbindungsmöglichkeiten für die Studieren-
den. 
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lösen; die vollständige Umstrukturierung des 
deutschen Studiensystems sei nicht notwendig. 

Im Grunde, so seine Sichtweise, gehe es weniger 
um die Frage, ob man neue Studienabschlüsse 
einführen sollte, sondern vielmehr darum, ob 
man das bewährte liberale Studium durch ein 
stark strukturiertes Studium ersetzen wolle. Die-
ses habe zwar durchaus Vorteile, etwa die enge-
re Verbindung zwischen Lehrenden und Ler-
nenden, und sicher sei die Einhaltung der Regel-
studienzeiten im verschulten System einfacher. 
Allerdings liege der entscheidende Nachteil des 
„synchronen Studiums“ darin, dass die Studie-
renden zu wenig Gelegenheit hätten, eigene Ent-
scheidungen zu fällen und sich persönlich wei-
ter zu entwickeln. Die Absolventen, so der Fach-
vertreter, seien daher auf „die Unwägbarkeiten 
und die ständig wechselnden Fragestellungen 
im Bauingenieurberuf“ nicht vorbereitet. 

Von den Befürwortern der Reform vorgebrachte 
Argumente treffen aus der Sicht des Fachvertre-
ters für die Situation an deutschen Hochschulen 
nicht zu. So führe die Strukturreform kaum zu 
besserer Vergleichbarkeit der Studienabschlüsse, 
denn insbesondere die Einordnung von Bachelor-
graden in ein einheitliches, allgemein anerkann-
tes Abschlusssystem sei nicht durchführbar und 
wäre auch nicht wünschenswert, denn die Aner-
kennung könne dann nur auf niedrigerem Ni-
veau als bisher erfolgen. „Gerade Bachelorabgän-
ger besitzen oft in Folge anderer Hochschulzu-
gangssysteme kaum das Wissen, das in Deutsch-
land im Vorexamen im 4. Semester gefordert 
wird. (…) Ausserdem wünscht der Arbeitsmarkt 
im Bauingenieurwesen keine schlechter ausge-
bildeten Abgänger als heute mit dem Diplom.“178 

Der Fakultätentag für Bauingenieur- und Vermes-
sungswesen sei offen für Verbesserungsvorschlä-
ge. Neben der laufenden Anpassung an neue In-
halte in den einzelnen Fächern gehe es dabei um 
den unkomplizierten Einstieg von Bachelorabsol-
venten – allerdings nicht in den Beruf, sondern 
in „die Diplomstudiengänge der Universitäten“. 
                                                           
178 Schweizerhof 2002, S. 3. Der Fachvertreter geht bei dieser 

Argumentation davon aus, dass die bestehenden Di-
plomstudiengänge bei der Umstellung auf die neuen 
Strukturen lediglich zeitlich gekürzt werden, ohne dass 
ein neues inhaltliches Konzept dahinter steht. 

Das Diplomstudium müsse beibehalten werden, 
denn nur in diesem bewährten System könnten 
die Arbeitgeber auf die Qualität der Ausbildung 
vertrauen sowie die Fächer und Noten einschät-
zen. Mit „dem sogenannten Wettbewerb und der 
freien Profilbildung“ hingegen und mit den neu-
en Studiengängen „(…) äußerst unterschiedli-
cher Ausrichtung und die noch bunt gemischt 
mit den gleichberechtigten Absolventen aus an-
deren EU-Staaten stehen die Personalabteilungen 
oder in weit üblerer Form die Inhaber von In-
genieurbüros vor der Frage, wie diese Abschlüs-
se für eine Einstellung einzuordnen sind“.179 Bei 
knappen Ressourcen könne man es sich aber 
niemand leisten, Absolventen erst einmal zur 
Probe einzustellen und dann ihre Qualifikatio-
nen im Beruf zu prüfen. Anstatt also die Wün-
sche „fachferner Hochschulreformer“ zu erfül-
len, so der Fachvertreter abschließend, solle man 
sich besser an die Vorschläge der „fachlich kom-
petenten Hochschulpraktiker“ halten. 

c~ÅÜÖÉÄáÉí=sÉíÉêáå®êãÉÇáòáå=

Der Veterinärmedizinische Fakultätentag hält 
laut einer Stellungnahme aus dem August 2003 
die Umstellung auf ein Studium mit zwei kür-
zeren Studienstufen im eigenen Fachgebiet für 
ausgeschlossen.180 In der Veterinärmedizin gelte 
ein Sondermodell der Ausbildung und Prüfung, 
welches nicht sinnvoll in eine Bachelor- und 
Masterstruktur umgewandelt werden könne. Die 
tierärztliche Ausbildung mit einem Studiengang 
von neun bis zehn Semestern Studiendauer müs-
se ungeteilt bleiben, die staatliche Prüfung und 
Approbation als bewährte Mittel der Qualitäts-
kontrolle beibehalten werden. Eine erzwungene 
Teilung des Langstudiums würde in der Praxis 
dazu führen, dass, um zur Ausübung des Tier-
arztberufes berechtigt zu sein, jeder Bachelor das 
Masterstudium anschließen müsse. Außerdem 
seien die Ziele des Bolognaprozesses, so die wei-
tere Aussage, durch die bestehende Tierärztliche 
Approbationsordnung optimal gesichert, „auch 
weil sie in bestimmten Abständen Zwischenprü-
                                                           
179 Schweizerhof 2002, S. 6. 
180 Vgl. Gropp 2003. Daneben sprechen sich Vertreter an-

derer Disziplinen, in denen traditionell das Staatsexa-
men den Studienabschluss bildet, etwa Humanmedizin, 
öffentlich gegen die Studienstrukturreformen aus. 
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fungen vorsieht (…) und sie die Lehre in allen 
relevanten Fächern sogar nach Stundenumfang 
regelt“.181 

c~ÅÜÖÉÄáÉí=mÜóëáâ=

Auch Vertreter wissenschaftlicher Fachgesell-
schaften haben sich verschiedentlich zu den 
Strukturreformen an deutschen Hochschulen ge-
äußert. Aus der Vielzahl von Positionen sei hier 
exemplarisch eine Stellungnahme genannt: Die 
Deutsche Physikalische Gesellschaft (DPG) ak-
zeptiert laut ihrem im November 2004 veröffent-
lichten Empfehlungspapier die Umstellung auf 
gestufte Studiengänge, befindet jedoch gleich-
zeitig, die Berufsqualifikation eines Physikers 
könne „nur über ein Vollstudium der Physik er-
worben werden, welches das Absolvieren eines 
Bachelor- und eines darauf aufbauenden Master-
Studiengangs in Physik umfasst.“182 An den 
Universitäten sei somit der Master der Regelab-
schluss eines Studiums. 

píÉääìåÖå~ÜãÉå=ÇÉê=qÉÅÜåáëÅÜÉå=eçÅÜëÅÜìäÉå=

aáÉ=^êÄÉáíëÖÉãÉáåëÅÜ~Ñí=qrLqe=

Im März 2001 veröffentlichte die innerhalb der 
deutschen Hochschulrektorenkonferenz gebilde-
te Arbeitgemeinschaft der Technischen Univer-
sitäten und Hochschulen, kurz: ARGE TU/TH, 
ein Positionspapier zur Ingenieurausbildung an 
ihren Einrichtungen.183 Unter den 22 Hochschu-
len, die das Papier mitgestaltet hatten, befanden 
sich bereits alle neun Institutionen, die später das 
TU9-Konsortium bilden sollten (siehe unten). 

Mit einer Bewertung der Reformen und mit Vor-
schlägen für die künftige Gestaltung des Inge-
nieurstudiums an deutschen Hochschulen, so 
die Verfasser, setze sich die ARGE TU/TH „an 
die Spitze der Reformbewegungen des universi-
tären Studiums in Deutschland und stellt sich der 
Verantwortung, die sie für dessen internationa-
les Ansehen, seine Transparenz bei den Quali-
fikationsprofilen, die durch Effizienz erreichte 

                                                           
181 Gropp 2003. Die Ziele des Bolognaprozesses umfassen 

weit mehr als eine Einführung von Zwischenprüfungen 
und die quantitative Bemessung von Studieneinheiten. 

182 DPG 2004, S. 2. 
183 ARGE TU/TH 2001. 

Qualität der Absolventinnen und Absolventen 
sowie die internationale Kompatibilität des uni-
versitären Ingenieurstudiums in Deutschland 
trägt“.184 

Die Einführung zweistufiger Lehrprogramme 
wurde von der ARGE TU/TH für sinnvoll be-
funden. Durch die Anpassung der Studienstruk-
tur werde die studentische Mobilität auf inter-
nationaler Ebene erleichtert, die Ausbildungs-
profile würden vielfältiger und flexibler, und die 
unmittelbare Verbindung von Studium und Be-
rufstätigkeit sei auch zukünftig gesichert. Da je-
doch, so die Argumentation, zweistufige Studien-
programme nicht automatisch eine höhere Qua-
lität aufwiesen, solle es den Technischen Hoch-
schulen in Deutschland weiterhin erlaubt sein, 
grundständige einstufige Ingenieurstudiengän-
ge anzubieten. Zwar seien die Abschlussgrade 
Bachelor und Master weit verbreitet, aber das 
sei noch kein Grund, sie fraglos zu übernehmen. 
Aus diesem Grund müssten die Technischen 
Hochschulen den akademischen Grad des Di-
plom-Ingenieurs beibehalten dürfen, unabhängig 
davon, ob damit ein einstufiges oder zweistufi-
ges Studium abgeschlossen werde. Gleichzeitig 
gelte der Grad eines universitären Diplom-Inge-
nieurs „entsprechend der Bologna-Erklärung“ 
als äquivalent zum Master of Science.185 Außer-
dem solle es den Universitäten freigestellt sein, 
der Abschlussbezeichnung der zweiten Studien-
stufe den Namen der betreffenden Hochschule 
hinzuzufügen. 

Der Bachelor, so die Hochschulvertreter, könne 
tatsächlich den berufsqualifizierenden Abschluss 
eines theoretisch fundierten Grundlagenstudiums 
bilden. So lange jedoch für den Übergang vom 
Bachelorstudium in den Arbeitsmarkt keine kla-
ren Berufsfelder definiert seien – diese Definitio-
nen müssten in enger Zusammenarbeit von Hoch-
schulen und Wirtschaftsvertretern festgelegt 
werden –, gelte der Bachelorgrad vor allem „als 
Schnittstelle für internationale Mobilität im Stu-
dium oder als Startpunkt für eine individuell 

                                                           
184 ARGE TU/TH 2001, „I. Präambel“. 
185 Die Bologna-Deklaration enthält keine Ausführungen zu 

Äquivalenzerklärungen. 
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spezifische (…) Profilierung im zweiten Studien-
zyklus“.186 

Zu den Ausbildungsprofilen der Universitäten 
und Fachhochschulen in Deutschland äußerten 
sich die TU/TH-Vertreter wie folgt: Die zwei 
Profile der Ingenieursausbildung, die bislang mit 
der Hochschulart verbunden waren, also zum 
einen das berufsnahe und zum anderen das wis-
senschaftlich orientierte Studium, sollten auch 
zukünftig deutlich sichtbar sein. Die Technischen 
Hochschulen seien zwar in der Lage, nach bei-
den Profilen auszubilden, legten aber ihren Aus-
bildungsschwerpunkt auf das wissenschaftsnahe 
Modell. Selbstverständlich, so bekunden die TU/ 
TH-Vertreter, müsse im Sinne der Bologna-De-
klaration auch in Deutschland ein Wechsel zwi-
schen den Studienprofilen möglich sein. Dieser 
sei jedoch an „Übergangsregelungen“ zu bin-
den.187 

a~ë=qr=VJhçåëçêíáìã=

Im Jahr 2003 haben sich in einem weiteren Schritt 
neun Technische Universitäten in Deutschland 
zu einer als „TU 9 – Consortium of German In-
stitutes of Technology“ bezeichneten Gruppe zu-
sammengeschlossen. Beteiligt sind die Rheinisch-
Westfälische Technische Hochschule Aachen, die 
Technischen Universitäten Berlin, Braunschweig, 
Darmstadt, Dresden und München sowie die 
Universitäten Hannover, Karlsruhe und Stutt-
gart. Der Verbund befasst sich nach eigenem Be-
kunden vor allem mit der Zukunft des ingenieur-
wissenschaftlichen Studiums. 

Im Oktober 2004 bezog das TU 9-Konsortium 
anlässlich einer Konferenz zu „Bachelor/Master 
in der Ingenieurausbildung an Technischen Uni-
                                                           
186 ARGE TU/TH 2001, „II. Akademische Grade“, Punkt 9. 
187 Damit sind Prüfungen gemeint, siehe ARGE TU/TH 2001, 

„Zwei Profile der Ingenieurausbildung in Deutschland“, 
Punkte 4 und 5, sowie „V. Konkreter Maßnahmeplan“, 
Punkt 3. Regelungen solcher Art werden in der Bologna-
Deklaration nicht thematisiert. In den Strukturvorgaben 
der Kultusministerkonferenz gibt es ebenfalls keine Aus-
sagen zum Wechsel zwischen den verschiedenen Hoch-
schularten. Da jedoch laut den KMK-Vorgaben für die 
Zulassung zum Masterstudium über den Abschluss des 
ersten Studiums hinaus weitere Kriterien angesetzt wer-
den dürfen, und da die TU/TH-Vertreter nicht von zwei 
Hochschularten, sondern von zwei Ausbildungsprofi-
len sprechen, bewegen sich die Forderungen im Rah-
men des Möglichen. 

versitäten“ mittels einer Presseerklärung eine 
deutliche Position zum zweistufigen Studium: 
„Der Bachelor öffnet alle Türen, der Master ist 
das Ziel.“188 Das Bachelorstudium an einer Uni-
versität, so wird erläutert, soll insbesondere zu 
dem Masterstudiengang im gleichen Fach füh-
ren, aber auch für einen Fachwechsel oder die 
Berufstätigkeit qualifizieren. Erst das universitä-
re Masterstudium sei jedoch der gegebene Ab-
schluss („Regelabschluss“) für eine berufliche 
Tätigkeit in der Wissenschaft wie in der freien 
Wirtschaft. Diese Einschätzung beruhe auf der 
Tatsache, dass der deutsche Diplomingenieur 
und die damit verbundene Qualifikation ein Er-
folgsmodell sei. 

Weiter sei den beteiligten Universitäten in der 
Diskussion bewusst geworden, dass es zukünftig 
vor allem weniger um die vorab erfolgende, ge-
naue Festlegung von Studieninhalten gehe als 
vielmehr um das Studienergebnis, die Qualifi-
kation der Studierenden, welche transparent ge-
macht und entsprechend anerkannt werden müs-
se. Vor diesem Hintergrund verabschiedeten die 
Präsidenten der neun Mitgliedshochschulen an-
lässlich der oben erwähnten Konferenz ihre „Ber-
liner Erklärung“.189 Darin vereinbarten sie, Ba-
chelorabsolventen ihrer Hochschulen bei der 
Zulassung zum Masterprogramm an jeder der 
neun Universitäten jeweils wie die eigenen Ab-
solventen zu behandeln. Eine analoge Regelung 
wurde für den Übergang vom Masterstudium 
zum Doktorat getroffen. Diese Vereinbarung 
bedeute für die Studierenden eine Garantie im 
Hinblick auf Qualität und Mobilität. Im übrigen 
seien, um den Status der TU 9-Mitgliedsuniver-
sitäten nach außen deutlich zu kennzeichnen, 
die Absolventen aufgefordert, „die Profilierung 
auch durch eine Führung des Universitätsnamens 
im Abschlussgrad zu unterstützen“.190 

                                                           
188 TU9 2004, S. 3. Die Position der TU 9 ist mehrfach in den 

Fallstudien angesprochen worden, siehe den Abschnitt 
mit der Darstellung der eigenen Untersuchungsergeb-
nisse, S. 151ff. 

189 TU9 2004, „Vereinbarung über die gegenseitige Aner-
kennung von Abschlüssen“. 

190 TU9 2004, S. 2. Hochschulabsolventen ist es, unabhängig 
von der Art, Trägerschaft und Ausrichtung der besuch-
ten Hochschule, nicht einfach möglich, den Namen ihres 
Studienabschlusses zu ergänzen, so wünschenswert das 
für die verleihenden Hochschulen auch sein mag. 
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Nach der Veröffentlichung der Berliner Erklärung 
im Oktober 2004 bezog der Rektor der Universi-
tät Karlsruhe, Prof. Dr. Hippler, der als Sprecher 
der TU 9 fungiert, in mehreren Pressemitteilun-
gen Stellung zu verschiedenen Reformthemen.191 

Unter anderem forderte der TU 9-Sprecher die 
Beibehaltung des Titels „Diplom-Ingenieur“, da 
der Titel „Master of Engineering“ keinen ver-
gleichbaren Wiedererkennungseffekt habe. Die 
Bewahrung des Ingenieurtitels sei kein Wider-
spruch zu den europäischen Reformen, sondern 
eine jener kulturellen Besonderheiten, die der 
Bolognaprozess ausdrücklich erlaube. Die Zahl 
der Masterstudierenden dürfe keinesfalls, so 
heißt es in einer weiteren Verlautbarung, im Hin-
blick auf bestimmte Übergangsquoten begrenzt 
werden. Es solle mindestens so viele Masterab-
solventen geben wie bisher universitäre Diplom-
absolventen. 

In einer Pressemeldung aus dem Juli 2005 er-
klärte die TU 9, die für Bachelor- und Master-
studiengänge durchgeführten Akkreditierungs-
verfahren seien in ihrer jetzigen Form zu büro-
kratisch, zu aufwändig, zu teuer und nicht qua-
litätsfördernd. Daher solle es stattdessen ein 
prozessorientiertes Verfahren geben, in dem ge-
prüft werde, ob die betreffende Universität ihre 
selbst gesetzten Bildungsziele erreiche und ein 
angemessenes Qualitätsmanagement betreibe. 
Die Akkreditierungsverfahren müssten darüber 
hinaus die internationale Anerkennung der deut-
schen Studienabschlüsse gewährleisten. Deren 
Qualität sei vor allem am beruflichen Erfolg der 
Absolventinnen und Absolventen abzulesen. 

píÉääìåÖå~ÜãÉå=ÇÉë=aÉìíëÅÜÉå=eçÅÜëÅÜìäJ
îÉêÄ~åÇÉë=

Der Deutsche Hochschulverband (DHV) vertritt 
die Professorinnen und Professoren sowie den 
wissenschaftlichen Nachwuchs – Juniorprofes-
soren und Habilitanden – an den Universitäten 
in Deutschland. Nach eigenem Bekunden hat 
der Verband mehr als 20.000 Mitglieder. 

Im Juli 2003 hatte sich die Leitung des DHV be-
reits gemeinsam mit der Vertretung der Studien-
                                                           
191 Siehe die Presseinformationen der Universität Karlsruhe 

unter http://www.presse.uni-karlsruhe.de. 

fachgebiete an den Universitäten, dem Allgemei-
nen Fakultätentag, gegen eine rasche Umstellung 
auf das zweistufige Studium ausgesprochen (sie-
he S. 77). 

Im Oktober 2004 veröffentlichte der DHV eine 
Pressemitteilung, in der er ausdrücklich die kurz 
zuvor abgegebene Erklärung der TU 9 (siehe 
oben) und ähnliche Erklärungen verschiedener 
Fachverbände begrüßt, in Zukunft nicht den 
Bachelor, sondern den Master als regulären Ab-
schluss an deutschen Hochschulen zu verstehen. 
Des weiteren werden die Gründe für diese Hal-
tung angeführt: Das Bachelorstudium allein sei 
nicht berufsqualifizierend, sondern die von Hoch-
schulabsolventen erwarteten Fähigkeiten ließen 
sich nur im Masterstudium erwerben.192 Mit die-
ser Position wende man sich bewusst gegen die 
aktuell geltenden Strukturvorgaben der Kultus-
ministerkonferenz: „Der Deutsche Hochschulver-
band fordert die KMK dazu auf, endlich auf die 
Stimme der Experten zu hören und nicht länger 
am Bachelor als Regelabschluß festzuhalten“.193 
Den Professoren sei es allgemein weniger wich-
tig, ob sich ihre Absolventen nun Bachelor, Mas-
ter oder Diplomingenieur nennen, sondern viel-
mehr, dass die universitäre Ausbildung mit Un-
terstützung der Politik ihre wissenschaftliche 
Qualität behalte. Schließlich fordert der DHV laut 
der Pressemitteilung alle Fakultäten dazu auf, 
für ihr jeweiliges Studienangebot selbst zu ent-
scheiden, welcher Abschluss richtig sei. Darüber 
hinaus stimmte der DHV der Anregung der 
TU 9 zu, die Bezeichnung des Abschlussgrades 
solle auch den Namen der verleihenden Hoch-
schule enthalten; dies sei international üblich.194 

mçëáíáçå=îçå=píìÇáÉêÉåÇÉå=

ÑêÉáÉê=òìë~ããÉåëÅÜäì≈=îçå=ëíìÇÉåífååÉåJ
ëÅÜ~ÑíÉå=EÑòëF=

Der freie zusammenschluß von studentInnen-
schaften (fzs) ist der Dachverband der Studen-

                                                           
192 Vgl. DHV 2004. 
193 Äußerung des DHV-Präsidenten Prof. Kempen, zitiert 

nach DHV 2004. 
194 Die Zustimmung ist nicht überraschend: Der DHV selbst 

hatte gemeinsam mit dem Allgemeinen Fakultätentag 
den Vorschlag im Juli des vorigen Jahres angemeldet. 
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tInnenschaften in der Bundesrepublik Deutsch-
land. Der fzs hat sich in einer Reihe von Arbeits-
berichten und Positionspapieren zu den Entwick-
lungen auf europäischer Ebene geäußert. 

Im Frühjahr 2002 veröffentlichte der fzs das Po-
sitionspapier „Von Bologna nach Berlin“, in dem 
der Bolognaprozess „als Gelegenheit für eine 
umfassende Reform des deutschen Hochschul-
wesens“ begrüßt wurde.195 Die Mobilität von 
Studierenden und Lehrenden könne im Zuge 
der Hochschulreformen erhöht werden; dabei 
müsse jedoch stets die soziale Dimension berück-
sichtigt werden. Der häufig in diesem Zusam-
menhang verwendete Begriff der „Wettbewerbs-
fähigkeit“ wurde jedoch vom Studierendenver-
band abgelehnt. „Verdrängende Konkurrenz, 
aggressiver Wettbewerb und qualitative Diffe-
renzierung“ seien mit dem Grundrecht auf Hoch-
schulbildung, der Freiheit von Forschung und 
Lehre sowie dem internationalen Anspruch von 
Wissenschaft nicht zu vereinbaren. Auch der Be-
griff „Qualität“ sei genauer zu definieren. Die 
Qualität eines Hochschulstudiums umfasse mehr 
als die Verwertbarkeit der Absolventen auf dem 
Arbeitsmarkt; unter anderem müsse sich ein 
Studium daran messen lassen, inwieweit Studie-
rende zum kritischen Umgang mit wissenschaft-
lichen Informationen und gesellschaftlichen Pro-
zessen befähigt würden. Der Hochschulzugang, 
so wird im Positionspapier gefordert, müsse er-
weitert, die Studienkapazität erhöht werden. Nur 
so lasse sich für alle gesellschaftlichen Gruppen 
das Prinzip des lebenslangen Lernens verwirk-
lichen. Die Studierenden müssten stärker in die 
europäischen und nationalen Reformprozesse 
einbezogen werden, da sie aus der direkten Er-
fahrung mit den Studienstrukturen berichten 
könnten. 

Im März 2004 verfassten Mitglieder des fzs an-
lässlich der Tagung „Perspektiven einer qualita-
tiven Studienreform“ ein gleichnamiges Doku-
ment, in dem die Studienreformen an Hochschu-
len in Deutschland einer kritischen Analyse un-
terzogen wurden.196 Unter dem Titel „Warum 
die aktuelle Studienreformdebatte keine Perspek-

                                                           
195 fzs 2002. 
196 fzs 2004. 

tive hat“ erläutern die Studierenden ausführlich 
ihren Standpunkt. 

Demnach werde im Unterschied zu den ersten 
Reformjahren heute statt über Inhaltliches vor 
allem über formale Punkte diskutiert. Begriffe 
wie „lebenslanges Lernen“, „Interdisziplinarität“, 
„Praxisorientierung“ oder „Qualität“ seien da-
bei nur noch Leerformeln. Gerade für die Qua-
lität eines Hochschulstudiums sei es aber un-
abdingbar, dass Lerninhalte und Lernziele im 
fortlaufenden Dialog zwischen Lehrenden und 
Studierenden bestimmt werden. Außerdem dür-
fe sich die oft geforderte „Nützlichkeit“ von Stu-
dienqualifikationen nicht nur auf deren direkte 
wirtschaftliche Verwertbarkeit beziehen. Der Wert 
eines geistes- oder gesellschaftswissenschaftli-
chen Studiums liege oftmals gerade darin, dass 
dort größere Zusammenhänge gesehen und Al-
ternativen zu bestehenden Modellen erarbeitet 
werden. Dieses „kritische Betrachten der Praxis“ 
könne für die Berufspraxis selbst eine Bereiche-
rung sein, und daher sollte das Hochschulstu-
dium nicht allein auf die „Employability“ von 
Absolventen ausgerichtet werden. 

In Bezug auf die Vermittlung von überfachlichen 
Kompetenzen im Studium wiesen die Studieren-
den zum einen darauf hin, dass „Kommunika-
tionsfähigkeit“ nicht nur als „Durchsetzungsfä-
higkeit“ begriffen werden dürfe, zum anderen, 
dass wissenschaftliche Urteils- und Kritikfähig-
keit nur in der selbstständigen Arbeit an speziel-
len fachlichen Themen geübt werden könne, 
möglichst ergänzt durch den Blick auf die Metho-
den und Ansätze anderer Studienfachgebiete. 

Die Akkreditierungsverfahren als Maßnahmen 
zur Qualitätssicherung wurden von den Studie-
rendenvertretern ebenfalls kritisch betrachtet. Im 
Verfahren werde zu sehr auf das Urteil von we-
nigen Personen, den Gutachtern, vertraut und zu 
wenig auf gemeinsam festgelegte Standards. Der 
entstehende Markt für die Begutachtung von 
Studiengängen werde, so die Prognose, in der 
Tendenz immer den Mainstream verstärken, 
denn die Gutachter stammten zumeist aus den 
großen Fach- und Wirtschaftsverbänden und 
würden deren Erwartungen als Anforderungen 
an die Studienganggestalter weitergeben. 
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Die Vergabe von Leistungspunkten folgt aus 
Sicht der Studierenden dem richtigen Ansatz: 
Studieren ist Arbeit, und Studieren ist mehr als 
die Anwesenheit in Lehrveranstaltungen. Es sei 
aber schwierig, so der Einwand, den studenti-
schen Arbeitsaufwand zu normieren. „Als Lern-
erfolg gilt nur noch, was auch abgeprüft wurde. 
(…) Jeder Blick über den Tellerrand wird zum 
Luxus und ist in der Freizeit zu erledigen.“197 
Der Leistungsdruck durch die studienbegleiten-
den Prüfungen sei so hoch, dass für abweichen-
de Meinungen oder andere Ansätze als die in 
den Lehrveranstaltungen vermittelten keine Zeit 
bleibe. Das führe aber insgesamt zu gerade je-
nem Absinken der Qualität wissenschaftlicher 
Arbeit, dem man durch die Studienreform er-
klärtermaßen begegnen wollte. 

Insgesamt fällen die Studierendenvertreter über 
den Stand der Reformen im deutschen Hoch-
schulsystems ein hartes Urteil: Die Umstellung 
auf Bachelor- und Masterstudiengänge erfülle vor 
allem den Zweck, für den Großteil der Studie-
renden die Bildungsmöglichkeiten einzuschrän-
ken. Jede Form der Zugangsbegrenzung sei aber 
abzulehnen; die Studierenden sollten beispiels-
weise selbst entscheiden können, ob sie nach dem 
Bachelorabschluss noch ein Masterstudium auf-
nehmen. Daneben sei die Differenzierung zwischen 
„berufsqualifizierenden“ und „wissenschaftsorien-
tierten“ Studiengängen problematisch, denn ein 
Hochschulstudium, das in Richtung der berufli-
chen Praxis ausbilde, müsse prinzipiell auch wis-
senschaftsorientiert sein.198 Zweistufige Studien-
gänge seien jedenfalls aus aktueller Sicht kein 
Fortschritt, sondern eine zusätzliche Hürde in 
einem ohnehin hochselektiven Studiensystem. 

mçëáíáçåÉå=îçå=táêíëÅÜ~ÑíëîÉêíêÉíÉêå=

Zur Studienstrukturreform haben sich auf der 
Seite der privaten Wirtschaft in Deutschland vor 

                                                           
197 fzs 2004, S. 9. 
198 Eine Unterscheidung von Studiengängen, auf die sich 

diese Kritik bezieht, wird zwar in den Strukturvorga-
ben der KMK tatsächlich gefordert; sie gilt jedoch nur 
für Masterstudiengänge, nicht für das grundständige 
Studium, und zudem wird genaugenommen zwischen 
„eher anwendungsorientierten“ und „eher forschungs-
orientierten“ Studiengängen unterschieden. 

allem die großen Unternehmensverbände in of-
fiziellen Stellungnahmen geäußert. Die Einschät-
zung von Vertretern einzelner Unternehmen lässt 
sich den Ergebnissen der empirischen Untersu-
chungen entnehmen, die in den Abschnitten 4.1 
und 4.2, beginnend auf S. 89, behandelt werden.199 
Dort wird auch die Haltung des Deutschen In-
dustrie- und Handelskammertags (DIHK) deut-
lich, der in der Zusammenarbeit mit seinen Mit-
gliedskammern an einigen empirischen Studien 
zum Thema beteiligt war und darin offen für die 
Bachelor- und Masterstudiengänge eintrat. 

Tendenziell zeigen sich die Unternehmensver-
bände den neuen Studienstrukturen gegenüber 
aufgeschlossen, stellen jedoch entschiedene Be-
dingungen an die Studienreform, vor allem was 
die Qualitätssicherung in Bachelor- und Master-
studiengängen betrifft. Vielfach wird ausdrück-
lich der Wunsch zur Zusammenarbeit mit den 
Hochschulen geäußert. 

dÉãÉáåë~ãÉ=píÉääìåÖå~ÜãÉ=îçå=táêíëÅÜ~ÑíëJ
çêÖ~åáë~íáçåÉå=

Im November 2002 veröffentlichten verschiede-
ne Organisationen gemeinsam eine Erklärung zur 
Verbesserung der Leistungsfähigkeit des deut-
schen Bildungssystems. Die Unterzeichner, die 
Wirtschaftsministerkonferenz (WMK), die Kul-
tusministerkonferenz (KMK), der Bundesverband 
der Deutschen Industrie (BDI), die Bundesver-
einigung der Deutschen Arbeitgeberverbände 
(BDA), der Deutsche Industrie- und Handels-
kammertag (DIHK) sowie der Zentralverband 
des Deutschen Handwerks (ZDH) äußerten sich 
in dem Dokument auch zu der Umstellung auf 
gestufte Strukturen im Studiensystem.200 Wirt-
schaftsminister, Kultusminister und Wirtschafts-
verbände begrüßen demnach die Fortschritte bei 
den Studiengängen mit Bachelor- und Master-
abschlüssen. Die internationale Wettbewerbsfä-
higkeit des deutschen Hochschulsystems werde 
durch die neuen Studiengänge gestärkt. Die Ba-
chelor- und Masterabschlüsse müssten, so die 

                                                           
199 Zu den Haltungen und Erwartungen von Wirtschafts-

vertretern siehe auch beispielsweise die Tagungsbei-
träge, die in Bensel, Weiler u. Wagner 2003 sowie in HRK 
2004e dokumentiert sind. 

200 WMK u.a. 2002, S. 8. 
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Forderung, unabhängig davon, ob sie an einer 
Universität oder Fachhochschule erworben wur-
den, im öffentlichen Dienst und in der Wirt-
schaft als gleichwertig anerkannt und dement-
sprechend bei der Einstufung und Vergütung 
der Absolventen gleich behandelt werden. 

a~ë=jÉãçê~åÇìã=ÇÉê=_a^=

Die Bundesvereinigung der Deutschen Arbeit-
geberverbände (BDA) ist ein Zusammenschluss 
von Verbänden privater Arbeitgeber mit freiwil-
liger Mitgliedschaft. Die BDA vertritt 53 Bundes-
fachverbände und organisiert sich in 14 Landes-
vereinigungen. Im September 2003 veröffent-
lichte die Vereinigung das „Memorandum zur 
gestuften Studienstruktur (Bachelor/Master)“, 
ein ausführliches Positionspapier mit konkreten 
Anregungen und Vorschlägen.201 

Zunächst spricht sich die BDA für die vollstän-
dige Umstellung des traditionellen Studiensys-
tems auf das gestufte System mit Bachelor- und 
Masterabschlüssen aus. Der Bolognaprozess bie-
te die Möglichkeit, die wichtigsten Reformziele 
im deutschen Hochschulsystem zu erreichen: 
eine praxisnähere Hochschulausbildung, die Ver-
kürzung der realen Studienzeiten und die Inter-
nationalisierung des Studiums. Die Arbeitgeber, 
so die Verlautbarung, würden sich bei der Rekru-
tierung von Hochschulabsolventen auf die neuen 
Studienabschlüsse einstellen. Das Nebeneinan-
der von traditionellen und gestuften Studienan-
geboten müsse mittel- bis langfristig aufgehoben 
werden. Die Bachelor- und Masterausbildung 
solle gleichermaßen an Fachhochschulen wie an 
Universitäten vorgenommen werden. 

Hauptziel des Hochschulstudiums sei es, die 
Absolventen auf eine spätere Berufstätigkeit in 
Wirtschaft, Verwaltung und Wissenschaft vor-
zubereiten. Für die akademische Ausbildung im 
gestuften System bedeute das Folgendes: 

• Der Bachelor müsse als erster berufsbefähi-
gender Regelabschluss an deutschen Hoch-
schulen etabliert werden. Die wesentliche Vo-
raussetzung für einen gelungenen Berufsein-

                                                           
201 BDA 2003. Für Information zur BDA siehe deren Web-

site: http://www.arbeitgeber.de. 

stieg der Bachelorabsolventen liege darin, das 
Studium auf die Vermittlung von berufsbefä-
higenden Basis- und Schlüsselqualifikationen 
auszurichten. 

• Das Masterstudium diene der Vertiefung und 
Erweiterung der im Bachelorstudium erwor-
benen Qualifikationen und damit vorrangig 
der Vorbereitung auf berufliche Spezialisie-
rung. Dies könne im konsekutiven Verbund 
oder nach einer mehrjährigen Berufstätigkeit 
erfolgen. Die Hochschulen müssten dement-
sprechende Studienangebote unterbreiten. 
Quoten für den Übergang von der Bachelor- 
zur Masterstufe seien abzulehnen; über die 
Aufnahme von Masterstudierenden solle aus-
schließlich die Hochschule entscheiden. 

• Die Änderung der Studienstruktur allein ge-
nüge nicht. Um den Anforderungen an das 
Hochschulstudium zu entsprechen, müssten 
auch die Studieninhalte neu konzipiert werden. 
Dafür sei die intensive Zusammenarbeit zwi-
schen Hochschulen und der Wirtschaft unver-
zichtbar. 

• In den Hochschulen und ebenso in den Unter-
nehmen müsse sich eine „Kultur der Weiter-
bildung“ entwickeln. In diesem Sinne dienten 
Traineeprogramme für die weitere Ausbil-
dung von Bachelorabsolventen nach dem Be-
rufseinstieg, während sich die im Beruf ste-
henden Akademiker über Masterprogramme 
weiterbilden könnten. 

Das BDA-Memorandum beinhaltet neben diesen 
Grundsatzaussagen detaillierte Ausführungen 
zu verschiedenen mit der Reform verbundenen 
Punkten. So wird das aus Sicht des Arbeitgeber-
verbands gewünschte Verhältnis von fachbezo-
genen und überfachlichen Bildungszielen erläu-
tert. Darüber hinaus werden beispielhaft für drei 
Fachgebiete (Wirtschafts-, Ingenieur- und Erzie-
hungswissenschaften) die Anforderungen an das 
fachliche Grundlagenwissen geschildert. Studien-
anforderungen, Studieninhalte und Studienleis-
tungen, so die Forderung, sollten so transparent 
wie möglich sein. Je deutlicher die erworbenen 
Kompetenzen sichtbar seien, desto größer sei die 
– von Arbeitgeberseite gewünschte – Durchläs-
sigkeit im deutschen Bildungssystem. 
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Weiter werden im Memorandum konkrete Vor-
schläge unterbreitet: für die Kategorisierung un-
terschiedlicher Masterstudiengänge, für die Be-
nennung der akademischen Grade je nach Fach-
richtung und für die Verbesserung des Akkredi-
tierungsverfahrens. Abschließend signalisieren 
die Arbeitgebervertreter ihre Bereitschaft, sich 
an den Reformprozessen aktiv und in Zusam-
menarbeit mit den Hochschulen zu beteiligen. 

aáÉ=ł_~ÅÜÉäçê=ïÉäÅçãÉ>“Jbêâä®êìåÖ=

Angeregt durch die Bundesvereinigung der Deut-
schen Arbeitgeberverbände (BDA), den Stifter-
verband für die deutsche Wissenschaft, die Deut-
sche Bahn AG und das Centrum für Hochschul-
entwicklung (CHE), verfassten Vertreter großer 
deutscher Unternehmen im Juni 2004 ein Posi-
tionspapier, das sie als Begrüßungserklärung an 
die zukünftigen Bachelorabsolventen verstanden: 
„Bachelor welcome!“202 Die 15 Erstunterzeichner 
und mehr als 20 Online-Unterzeichner sehen 
nach eigenen Worten mit der Umstellung auf 
das zweistufige Studiensystem die Möglichkeit, 
eine umfassende Reform der Hochschulausbil-
dung zu erreichen, ohne dafür den Anspruch 
auf hohe fachliche Qualität aufgeben zu müssen, 
und unterstützen daher die konsequente Umstel-
lung auf die neuen Abschlüsse. Bei den Unter-
zeichnern handelt es sich fast ausschließlich um 
Personen aus den Führungsebenen deutscher 
Großunternehmen.203 

In dem Dokument sind zunächst sechs Punkte 
genannt, die von den unterzeichnenden Unter-

                                                           
202 Bensel u.a. 2004. 
203 Erstunterzeichner waren am 7. Juni 2004 Vertreter der 

folgenden Unternehmen: Allgaier Werke, ALTANA, 
Arend Oetker, BASF, Bayerische Hypo- und Vereins-
bank, Bertelsmann, Bilfinger Berger, BMW, Continental, 
Deutsche Bahn, Deutsche Telekom, Dresdner Bank, 
MAN, Ruhrgas, Voith. Online-Unterzeichner waren bis 
zum 13. August 2004 Vertreter der folgenden Unterneh-
men: Agilent Technologies Deutschland, Axel Springer, 
DaimlerChrysler, Deutsche Bank, Deutsche Lufthansa, 
E.ON, Heidelberger Druckmaschinen, IBM Deutschland, 
Infineon Technologies, Lucent Technologies Network 
Systems, METRO, Münchener Rückversicherungs-Ge-
sellschaft, Philips, RWE, SAP, Sennheiser electronic, 
Siemens, TUI, Vattenfall Europe Mining & Generation, 
Volkswagen, Wiesemann & Theis. (Die Unternehmen 
sind hier jeweils in alphabetischer Reihenfolge und ohne 
Nennung der Gesellschaftsform aufgeführt.) 

nehmen als „Zusagen“ bezeichnet werden. Da-
zu zählt das Angebot, 

• den Bachelors einen attraktiven Berufseinstieg 
zu bieten, 

• den Bachelors den beruflichen Aufstieg zu er-
möglichen, 

• den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern den 
berufsbegleitenden Besuch von Bachelor- und 
Masterstudiengängen im Sinne des lebenslan-
gen Lernens zu erlauben, 

• das Diploma Supplement als wichtiges Doku-
ment im Bewerbungsverfahren zu sehen, 

• Studienangebote mitzugestalten und 

• für die vollständige Umstellung auf Bachelor 
und Master zu werben. 

Dies seien konkrete Maßnahmen, „um die durch 
den Bologna-Prozess unumkehrbare Strukturre-
form auch seitens der Wirtschaft zum Erfolg zu 
bringen“.204 

Den Zusagen der unterzeichnenden Unterneh-
men folgt eine Reihe von Forderungen an die 
Formen und Inhalte der Bachelor- und Master-
studiengänge sowie an die Prüfung deren Qua-
lität.205 Die neun im Positionspapier aufgestell-
ten Forderungen richten sich an die Verantwort-
lichen in der Politik und im Hochschulsystem 
sowie an die Absolventinnen und Absolventen: 

• Bachelors sollten über ein fachliches Grund-
wissen sowie methodische und soziale Schlüs-
selkompetenzen verfügen, damit sich der Ba-
chelorabschluss als „berufsbefähigender Re-
gelabschluss“ etablieren könne. 

• Der Zugang zum Masterstudium dürfe nicht 
von politischer Seite quotiert werden, sondern 
solle von den Hochschulen nach fachlichen 
Kriterien bestimmt werden. 

• Es müsse Bachelor- und Masterangebote ge-
ben, die berufsbegleitend studierbar seien. 

                                                           
204 Bensel u.a. 2004, Abschnitt „Unsere Zusagen“. Kritisch 

angemerkt, handelt es sich hier weniger um konkret zu-
gesagte Maßnahmen als vielmehr um abstrakte Aussa-
gen oder um das Akzeptieren von Tatbeständen, etwa 
hinsichtlich des Diploma Supplements. Die Zusage für die 
Mitgestaltung der Studieninhalte kann man auch als 
Forderung verstehen. 

205 Bensel u.a. 2004, Abschnitt „Unsere Forderungen“. 
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• Bei der Umstellung auf die neuen Studiengän-
ge sollten nicht nur die Strukturen, sondern 
auch die Inhalte reformiert werden. 

• Hochschulen sollten sich mit ihren Studienan-
geboten im Wettbewerb gezielt positionieren. 

• In allen neuen Studiengängen, unabhängig von 
der Hochschulart, müsse es berufspraktische 
und internationale Bezüge geben. 

• Die Qualitätssicherung der Studienprogram-
me solle über Instrumente wie Akkreditierung, 
Evaluation und Rankings erfolgen, wobei der 
praktische Bezug stets ein wichtiges Qualitäts-
kriterium sei. Die Ergebnisse der Qualitäts-
prüfungen könnten Studieninteressierten wie 
Arbeitgebern als Orientierungshilfe dienen. 

• Das allgemein einzuführende Leistungspunkt-
system (ECTS) werde die studentische Mobili-
tät fördern, das Diploma Supplement eine deut-
lich klarere Sicht auf Anforderungen und In-
halte eines Studiums erlauben. 

• Außerdem sollten sich die Berufsakademien 
den oben genannten Forderungen ebenso stel-
len wie die Universitäten und Fachhochschu-
len. 

Abschließend betonen die Unterzeichner des Po-
sitionspapiers, der Erfolg der Umstellung hänge 
direkt davon ab, wie gut die „Kunden“ des Stu-
diensystems über die Neuerungen informiert 
würden, und weisen auf den ihres Erachtens 
dringenden Handlungsbedarf in diesem Punkt 
hin. 

a~ë=mçëáíáçåëé~éáÉê=ÇÉë=_af=

Der Bundesverband der Deutschen Industrie e.V. 
(BDI) ist nach eigenen Angaben die Spitzenor-
ganisation der deutschen Industrie und der in-
dustrienahen Dienstleistungsunternehmen. Der 
BDI vertritt 35 Branchenverbände und ist in 15 
Landesvertretungen organisiert. Die Mitglied-
schaft im Bundesverband ist, wie bei der BDA, 
freiwillig. 

Im Januar 2005 veröffentlichte der BDI ein Posi-
tionspapier mit dem Titel „Bachelor-/Masterstu-
diengänge in Deutschland. Chancen für Wettbe-
werb und Transparenz im Hochschulsystem nut-

zen“.206 Grundsätzlich begrüßt der BDI als Ver-
treter der deutschen Industrie darin die Umstel-
lung auf die neue Studienstruktur und die in-
ternational verbreiteten und anerkannten neuen 
Studienabschlüsse Bachelor und Master. Mit der 
Reform verbinde sich die Hoffnung auf ein pra-
xisnäheres, kürzeres und international ausge-
richtetes Hochschulstudium, größere Mobilität 
der Studierenden, gezielteren Einsatz von Res-
sourcen der Studierenden und der Hochschulen 
und damit auf ein nach Wettbewerbsprinzipien 
organisiertes Hochschulsystem, in dem sich die 
Hochschulen – auch mit Hilfe der neuen Studien-
angebote – mit einem jeweils eigenen Profil vor-
stellen und behaupten können. Allerdings, so 
heißt es im Papier weiter, werde eine flächen-
deckende Umstellung auf das zweistufige Stu-
dium auch kritisch gesehen, denn das deutsche 
Diplomstudium biete „höchst wettbewerbsrele-
vante Alleinstellungsmerkmale“207, und es sei zu 
befürchten, dass sich Technische Universitäten 
und Fachhochschulen nicht mehr ausreichend 
profilieren könnten. 

Wie bereits die BDA knapp zwei Jahre zuvor, legt 
der BDI seine Haltung zur Studienreform in 12 
Punkten dar. Diese sind in einigen Aspekten an 
die „Bachelor welcome!“-Erklärung angelehnt 
(siehe oben), wobei die dort gestellten Forde-
rungen jedoch vertieft und mit weiteren Erwar-
tungen versehen werden. Gleichzeitig sind in 
der BDI-Position stärker auch kritische Töne zu 
vernehmen. 

Die Ähnlichkeiten mit der Erklärung der Unter-
nehmensvertreter zeigen sich vor allem in den 
Forderungen nach: 

• echten inhaltlichen Reformen, 

• der flächendeckenden Einführung von Leis-
tungspunkten und Diploma Supplement, 

• dem Zugang zum Masterstudium nach fachli-
chen Kriterien, 

• dem Angebot von Studiengängen, die aus dem 
Beruf heraus oder berufsbegleitend absolviert 
werden können, 

                                                           
206 BDI 2005. 
207 BDI 2005, S. 2. 
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• der Beteiligung der Wirtschaft an der Gestal-
tung von Studiengängen. Diese Beteiligung 
wird auch für die Qualitätssicherungsverfah-
ren Akkreditierung und Evaluation eingefor-
dert. 

Gleich an mehreren Stellen im Positionspapier 
betont der BDI, dass der Master im Vergleich zu 
den traditionellen Hochschulabschlüssen mehr 
umfassen und bedeuten müsse; dies betreffe ins-
besondere die berufliche Qualifikation. Im Ba-
chelorstudium hingegen müsse die Berufsquali-
fikation mindestens so ausgeprägt sein wie im 
bisherigen Fachhochschulstudium. Bachelorstu-
diengänge, die lediglich als Vorstufe für das 
konsekutiv angebundene Masterstudium dien-
ten, seien nicht im Sinne der Reform. Es sei die 
Aufgabe der Hochschulen, ihre Absolventen auf 
den Arbeitsmarkt vorzubereiten: „Keinen Bedarf 
hat die Industrie für einen Bachelor, wenn sie 
für den Berufseinstieg solcher Absolventen be-
sondere Eingliederungshilfen entwickeln muss.“208 
Mit dieser Haltung distanziert sich der BDI von 
den Unterzeichnern der „Bachelor welcome“-Er-
klärung, die spezielle Einstiegsmöglichkeiten für 
Bachelorabsolventen zugesagt hatten. 

Ein großer Teil des Positionspapiers widmet sich 
der Frage nach der Profilierung der Hochschulen 
durch die neuen Studienangebote und ihrer Po-
sitionierung im nationalen wie internationalen 
Wettbewerb. Grundsätzlich müsse den Hoch-
schulen wirtschaftliche und rechtliche Selbststän-
digkeit zugebilligt werden. Dies bedeute einer-
seits, dass sie weit reichende Entscheidungsbe-
fugnisse erhielten, andererseits aber auch, dass 
sie für die Einwerbung ihrer Finanzmittel selbst 
verantwortlich seien. Von den neuen Studien-
angeboten verspreche sich die Industrie mehr 

                                                           
208 BDI 2005, S. 3. 

Möglichkeiten für eine gezielte, d.h. mit dem Be-
darf des Arbeitsmarktes abgestimmte Qualifi-
kation von Studierenden und Berufstätigen. Die 
Vielfalt der Qualifikationsangebote ermögliche 
eine passgenaue Ausbildung; so könnten zum 
Beispiel im Studium gezielt interdisziplinäres 
Wissen und Fremdsprachenkenntnisse vermit-
telt werden. Dies solle stets in der Abstimmung 
mit den Unternehmen geschehen. 

In Bezug auf die neuen Studiengänge sollten die 
Hochschulen, so der BDI, darauf gedrängt wer-
den, in der Ausrichtung ihrer Studienangebote 
klar zwischen Forschungs- und Anwendungs-
orientierung zu unterscheiden. In Zukunft wür-
den sich die Universitäten vermutlich darauf 
konzentrieren, forschungsorientierte Master aus-
zubilden, während die Fachhochschulen ihre 
nach wie vor anwendungsorientierte Ausbildung 
durchführten, dies aber vornehmlich über das 
Bachelorstudium.209 Dabei setze die Industrie 
darauf, dass die als hervorragend geltende In-
genieurausbildung an den Fachhochschulen in 
ihrer Qualität erhalten bleibe. 

Auch wenn im Positionspapier des BDI biswei-
len Skepsis gegenüber der Umstellung auf das 
zweistufige Studiensystem kundgetan wird, vor 
allem, was die berufliche Qualifikation der Ba-
chelor- und Masterstudierenden betrifft, spricht 
sich der Verband doch insgesamt für eine voll-
ständige Neuerung aus. Die Parallelführung von 
traditionellem und neuem Studiensystem sei 
nicht zu wünschen. Sie würde, so der BDI, „un-
ter den gegenwärtigen stark reglementierenden 
und retardierenden Bedingungen die dringend 
erforderliche breite Akzeptanz der neuen Ab-
schlüsse sowohl auf dem Arbeitsmarkt als auch 
bei den Studenten gefährden“.210 

                                                           
209 Ein ähnliches Bild zur Zukunft der beiden Hochschul-

arten und zu ihren Ausbildungsprofilen zeichnete der 
in der Siemens-Fallstudie befragte Unternehmensvertre-
ter, siehe S. 160. 

210 BDI 2005, S. 3. 
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In der Diskussion um die neuen Studiengänge 
mit Bachelor- und Masterabschlüssen spielt die 
Akzeptanz der Programme auf dem Arbeitsmarkt 
eine große Rolle, sowohl bei den Befürwortern 
als auch bei den Kritikern der neuen Studienan-
gebote. Einige offizielle Stellungnahmen von Ver-
tretern der Arbeitgeberseite sind im vorhergehen-
den Abschnitt des vorliegenden Berichts darge-
legt. Den Äußerungen lässt sich einerseits ent-
nehmen, dass die Arbeitgeber der Studienreform 
und den neuen Abschlüssen im Großen und 
Ganzen durchaus aufgeschlossen gegenüber ste-
hen. Andererseits können solche Verlautbarun-
gen allenfalls einen ersten Eindruck davon ver-
mitteln, inwieweit die neuen Studiengänge von 
Arbeitgebern wahrgenommen und anerkannt 
werden. So bleibt die Frage, inwieweit die Ba-
chelor- und Masterabsolventen tatsächlich auf 
dem Arbeitsmarkt akzeptiert werden. 

QKN= a~êëíÉääìåÖ=ìåÇ=hêáíáâ=ÇÉê=ÉãéáJ
êáëÅÜÉå=råíÉêëìÅÜìåÖÉå=òìê=^âJ
òÉéí~åò=îçå=_~ÅÜÉäçê=ìåÇ=j~ëíÉê=

Im Folgenden werden die nach aktuellem Kennt-
nisstand vorliegenden empirischen Untersuchun-
gen zur Akzeptanz von Bachelor- und Masterab-
solventen vorgestellt, sofern sie sich zumindest 
teilweise mit diesem Thema befassen. Für Stu-
dierendenbefragungen bedeutet das beispiels-
weise, dass Ergebnisse zur Kenntnis der neuen 
Studiengänge und zur Bewertung der Umstel-
lung auf das zweistufige System behandelt wer-
den. Darüber hinaus gilt bei der Auswahl der 
Studien, dass nur jene Untersuchungen einbezo-
gen wurden, deren Ergebnisse auf eigenen Da-
tenerhebungen beruhen. Hingegen werden se-
kundäranalytische Studien und Untersuchungen, 
die eher theoretischer Natur sind, an dieser Stel-
le nicht behandelt. Auch Schnellumfragen, die 
für tagesaktuelle Darstellungen in den öffentli-
chen Medien gedacht sind, wurden nicht be-

rücksichtigt. Die hier vorgenommene Auswahl 
erhebt insgesamt keinen Anspruch auf Vollstän-
digkeit. 

Sämtliche ausgewählten Studien sind in den Jah-
ren 1999 bis 2005 publiziert worden. Sie werden 
hier dem Zeitpunkt ihrer Veröffentlichung nach 
in aufsteigender Reihenfolge vorgestellt. Zu je-
der Studie werden zunächst Anlass, Ziel und 
Vorgehensweise geschildert, gefolgt von der Dar-
legung der relevanten Ergebnisse, wobei diese 
nicht notwendigerweise in der Reihenfolge auf-
geführt werden, wie sie in der Originalstudie 
galt. In der Regel vervollständigen methodische 
Kritik und die Einordnung der Ergebnisse das 
Bild. 

Im überwiegenden Teil der vorgestellten Studien 
wurde mit einem Fragebogen als Erhebungsin-
strument gearbeitet. Wenn dabei im Folgenden 
von „Befragten“ die Rede ist, handelt es sich ge-
nau genommen um „Antwortende“: Das sind 
aus der Gruppe der Personen, die um Teilnahme 
gebeten worden waren, diejenigen Personen, die 
den Fragebogen verwertbar ausgefüllt haben und 
damit als gültiger Fall in die Untersuchung ein-
gingen. Prozentangaben, die in den Studien mit 
Nachkommastellen angegeben waren, sind in 
der folgenden Darstellung stets gerundet. Schließ-
lich ist noch anzumerken, dass nur bei wörtli-
chen Zitaten in einer Fußnote auf die betreffende 
Textstelle hingewiesen wird, nicht aber bei der 
sinngemäßen Wiedergabe des Studieninhaltes. 

łdÉëíìÑíÉ=píìÇáÉåÖ®åÖÉ=ìåÇ=J~ÄëÅÜäΩëëÉ=
áã=ÇÉìíëÅÜÉå=píìÇáÉåëóëíÉãK=t~ë=Éêï~êJ
íÉå=píìÇáÉêÉåÇÉ=îçå=_~ÅÜÉäçêI=j~ëíÉê=ìåÇ=
`êÉÇáíJpóëíÉã\“=ENVVVF=

píìÇáÉåâçåíÉñí=

In Deutschland wurde schon vor der maßgebli-
chen Bolognakonferenz intensiv über die Ein-
führung von Studienstufen und Leistungspunk- 
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Jahr der 
Publikation Autor(en) und Titel der Studie Befragungsgruppe 

1999 Christoph Heine: Gestufte Studiengänge und -abschlüsse im deutschen 
Studiensystem. Was erwarten Studierende von Bachelor, Master und 
Credit-System? Ausgewählte Ergebnisse aus der Längsschnittbefragung 
der Studienberechtigten 94. 

Studierende 

2000 Juliane List: Bachelor und Master – Sackgasse oder Königsweg? Unternehmensvertreter 

2001 Mathias Grunert: B.A. auf dem Prüfstand. Zur Akzeptanz geisteswissen-
schaftlicher Studienprofile auf dem Arbeitsmarkt. 

Unternehmensvertreter 

2002 Anne Klemperer, Marijk van der Wende und Johanna Witte: Studie: Die 
Einführung von Bachelor- und Masterstudiengängen an deutschen Hoch-
schulen. 

Hochschulleitende 

2002/2003 Deutscher Industrie- und Handelskammertag (DIHK): Bachelor- und 
Masterstudiengänge. Beschäftigungsaussichten in der Wirtschaft. Ergeb-
nisse einer Umfrage bei IHK-Betrieben. 

Unternehmensvertreter 

2003 Janka Willige: Studierende auf dem Weg nach Europa. Studierendenun-
tersuchung 2003 zur Akzeptanz des Bologna-Prozesses. 

Studierende 

2003/2004 Stefanie Schwarz-Hahn und Meike Rehburg: Bachelor und Master in 
Deutschland. Empirische Befunde zur Studienstrukturreform. 

Hochschullehrende 

2004 Hans-Jürgen Friske: Zwischen Hoffnung und Skepsis – Was erwarten die 
Unternehmensverbände von den neuen Bachelor- und Masterprogram-
men? 

Vertreter von Unter-
nehmensverbänden 

2004 Deutscher Industrie- und Handelskammertag (DIHK): Fachliches Können 
und Persönlichkeit sind gefragt. Ergebnisse einer Umfrage bei IHK-
Betrieben zu Erwartungen der Wirtschaft an Hochschulabsolventen. 

Unternehmensvertreter 

2004 IHK Berlin, HWK Berlin und UVB: Mit Bachelor und Master nach Euro-
pa. Erwartungen der Wirtschaft an die Absolventen der neuen Studien-
gänge. 

Unternehmensvertreter 

2004 Christiane Konegen-Grenier: Akzeptanz und Karrierechancen von Bache-
lor- und Masterabsolventen deutscher Hochschulen. 

Unternehmensvertreter 

2004 VDI nachrichten und Fraunhofer IAO: Studienreform in den Ingenieur-
wissenschaften. Bachelor und Master statt Diplom. 

Unternehmensvertreter 

2005 Karl-Heinz Minks und Kolja Briedis: Der Bachelor als Sprungbrett? Er-
gebnisse der ersten bundesweiten Befragung von Bachelorabsolventinnen 
und Bachelorabsolventen. 

Bachelorabsolventen 

2005 Christian Bergs und Christiane Konegen-Grenier: Der Bachelor aus Sicht 
der Unternehmen – Die Akzeptanz von Bachelorabsolventen in der deut-
schen Wirtschaft. Eine Befragung von 50 Unternehmen. 

Unternehmensvertreter 

2005 Tino Bargel, Frank Multrus und Michael Ramm: Neue Studienstrukturen: 
Akzeptanz und Beteiligung. In: Studiensituation und studentische Orien-
tierungen. 9. Studierendensurvey an Universitäten und Fachhochschulen. 

Studierende 

2005 Holger Bill und Svenja Falk: Wettbewerbsvorteil Bachelor? Neue Chancen 
für den IT-Standort Deutschland durch die Europäisierung von Studien-
abschlüssen. 

Unternehmensvertreter 

2005 Udo Mandler: Gestufte Studiengänge und Hochschulreform. Ergebnisse 
einer Befragung wirtschaftswissenschaftlicher Fachbereiche. 

Hochschullehrende 
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ten nach angloamerikanischem Vorbild debat-
tiert. Allerdings erfolgte die Diskussion meist 
auf hochschulpolitischer Ebene; die Studieren-
den als potenzielle Nutzer eines gestuften Stu-
diensystems wurden nicht berücksichtigt. Um 
empirische Daten zur Sichtweise der Studieren-
den vorlegen zu können, setzten die Forscher 
von HIS Hochschulinformationssystem das The-
ma Studienstufen und Leistungspunkte bei der 
zweiten Welle ihrer Längsschnittbefragung von 
Studienberechtigten des Jahrgangs 1994 als 
Schwerpunkt. Die Befragungsergebnisse wurden 
1999 von Dr. Christoph Heine unter dem Titel 
„Gestufte Studiengänge und -abschlüsse im 
deutschen Studiensystem. Was erwarten Studie-
rende von Bachelor, Master und Credit-System?“ 
veröffentlicht.211 

Die Studierenden wurden Ende 1997 und An-
fang 1998 befragt, also etwa dreieinhalb Jahre 
nach Erwerb ihrer Hochschulzugangsberechti-
gung. Zum Befragungszeitpunkt befanden sich 
die Studierenden in unterschiedlichen Studien-
phasen, je nachdem, wann sie ihr Studium auf-
genommen hatten. 

píìÇáÉåÉêÖÉÄåáëëÉ=

Zum Zeitpunkt der Studienveröffentlichung, im 
Jahr 1999, wurden an Hochschulen in Deutsch-
land erst etwa 100 Bachelor- und Masterstudien-
gänge angeboten. (Damit lag der Anteil der ge-
stuften Studiengänge an allen Studienangeboten 
unter 1 %.) Während die hochschulpolitischen 
Beobachter und Akteure in der Einführung von 
Studienstufen die Möglichkeit sahen, viele Pro-
bleme im deutschen Hochschulwesen zu lösen, 
zeigten sich die Studierende als Nutzer oder 
Kunden dieses neuen Systems in der Befragung 

                                                           
211 Siehe Heine 1999. Der Forschungsbericht beginnt mit ei-

ner Ergebniszusammenfassung. Anschließend beschreibt 
der Autor die Situation im deutschen Hochschulsystem 
und nennt die wichtigsten Punkte der Studienreform 
(bis S. 13). In den Kapiteln 3 bis 5 folgt die ausführliche 
Darlegung der Ergebnisse. Ab Seite 28 zieht der Autor 
bildungspolitische Schlussfolgerungen aus den Befra-
gungsresultaten. Auf den Seiten 33 bis 57 sind die Ergeb-
nisse tabellarisch und grafisch dargestellt; im Anhang 
finden sich Tabellen mit jeweils einer Übersicht zum 
gestuften Studiensystem in den USA sowie in Großbri-
tannien (England und Wales). 

wenig informiert und eher skeptisch gegenüber 
den anstehenden Neuerungen. 

fåÑçêã~íáçåëëí~åÇ=

20 % der befragten Studierenden konnten sich 
überhaupt nichts unter den Begriffen Bachelor 
und Master vorstellen. Dabei waren Fachhoch-
schulstudierende überrepräsentiert, also Ange-
hörige jener Gruppe, für die sich durch das ge-
stufte Studiensystem grundsätzlich neue Mög-
lichkeiten der Weiterqualifikation eröffnen. 

báåëÅÜ®íòìåÖ=ÇÉê=ãáí=ÇÉê=píìÇáÉåêÉÑçêã=
îÉêÄìåÇÉåÉå=wáÉäÉ=

In der Untersuchung waren die Studierenden 
gebeten worden einzuschätzen, für wie wahr-
scheinlich sie bestimmte mit der Studienstruk-
turreform verbundene Entwicklungen hielten. 
Dazu sollten sie zu den einzelnen Aspekten auf 
einer 5-stufigen Skala von „stimmt genau“ bis 
„genau das Gegenteil ist der Fall“ ihre Einschät-
zung abgeben. 

60 % der befragten Studierenden sahen mit der 
Studienreform eine erhöhte Attraktivität des Stu-
diums für ausländische Studierende einherge-
hen. Alle anderen positiven Aspekte (z.B.: kür-
zere Studienzeiten, bessere Arbeitsmarktchancen) 
wurden zurückhaltender beurteilt, also für we-
niger wahrscheinlich gehalten. Demgegenüber 
erhielten negative Beschreibungen (z.B.: weniger 
selbstständige Studiengestaltung, derzeitige Ab-
schlussarten verlieren an Ansehen) im Durch-
schnitt höhere Zustimmungswerte, wurden al-
so für wahrscheinlich gehalten. 

mÉêë∏åäáÅÜÉ=e~äíìåÖ=òì=ÇÉå=åÉìÉå=píìÇáÉåJ
Ö®åÖÉå=

Danach befragt, ob sie selbst einen gestuften Stu-
diengang belegen würden, und zwar 1. aus-
schließlich einen Bachelorstudiengang und 2. 
Bachelor- und Masterstudiengang im konseku-
tiven Verbund, äußerten sich die Studierenden 
ebenfalls zurückhaltend. Den Befragungsergeb-
nissen zufolge würden nur 12 % der Studieren-
den allein einen Bachelorstudiengang wählen; 
50 % der Befragten entschieden sich ausdrücklich 
gegen diese Option. Wenn man diese Anteils-
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werte auf alle Studierenden hochrechne, so der 
Autor, sei man „noch weit entfernt von der häu-
fig geäußerten Zielmarke des Bachelor als Regel-
abschluß“212. 

Studierende an Fachhochschulen zeigten sich 
aufgeschlossener gegenüber dem eigenständigen 
Bachelorstudium als Studierende an Universitä-
ten. In Bezug auf die Studienfachrichtung ant-
worteten Studierende der Wirtschaftswissen-
schaften, der Kultur- und Sprachwissenschaften, 
der Mathematik/Informatik und der Psycholo-
gie überdurchschnittlich positiv. Weitgehend 
unabhängig von der Fachrichtung bewerteten 
Studentinnen an Universitäten im Vergleich zur 
Gesamtgruppe der befragten Studierenden die 
genannte Möglichkeit ebenfalls höher. 

Zu der zweiten Option, dem konsekutiven Stu-
dium, äußerte sich knapp ein Drittel der Befrag-
ten zustimmend. Dieser Anteilswert galt auch 
für die befragten Fachhochschulstudierenden; es 
gab hier also keine Unterschiede zwischen den 
Hochschularten. 

_ÉïÉêíìåÖ=ÇÉë=iÉáëíìåÖëéìåâíãçÇÉääë=

Analog zu der Frage nach dem gestuften Studien-
system sollten die Studierenden bewerten, für 
wie wahrscheinlich sie bestimmte Folgen der 
Einführung von Leistungspunkten hielten. (Zu 
beiden Themenblöcken waren im Fragebogen 
kurze inhaltliche Einführungen gegeben wor-
den.) 

Gut die Hälfte der Befragten teilte die positive 
Erwartung, durch Leistungspunktsysteme wer-
de das Übertragen von erworbenen Studienleis-
tungen zwischen verschiedenen Hochschulen ein-
facher. Alle anderen positiv formulierten Punk-
te wurden zurückhaltender beurteilt, etwa: Ver-
kürzung der Studienzeit, mehr Transparenz im 
Studium, weniger punktuelle Prüfungsbelastun-
gen. Vor allem Universitätsstudierende befürch-
teten zunehmenden Leistungsdruck und eine 
Verschulung des Studiums infolge der Einrich-
tung von Credit-Systemen. Rund einem Fünftel 
der Befragten war der Begriff „Leistungspunkte“ 
unbekannt. Mit dem Blick auf die Befragungs-

                                                           
212 Heine 1999, S. 1. 

ergebnisse zu gestuften Studiengängen empfahl 
der Autor der Studie, insgesamt müssten die Stu-
dierenden mehr über das neue Studiensystem 
informiert werden. 

jÉíÜçÇáëÅÜÉ=hêáíáâ=ìåÇ=báåçêÇåìåÖ=ÇÉê=
bêÖÉÄåáëëÉ=

Auf der formalen Seite ist kritisch anzumerken, 
dass in der Publikation wenig über die Durch-
führung der Untersuchung gesagt wird. So feh-
len beispielsweise genaue Angaben zur Anzahl 
der Befragten und zur Antwortquote; es wird 
lediglich von „bundesweit oder länderspezifisch 
repräsentativen Stichproben“ bei der Längs-
schnittbefragung gesprochen, und in einer Fuß-
note werden „ca. 8.000“ Fälle erwähnt. In den 
Tabellen und in den Ergebnisbeschreibungen sind 
nur Prozentwerte angegeben, keine absoluten 
Zahlen. 

Generell lag die Schwierigkeit dieser Befragung 
darin, dass Studierende des traditionellen Stu-
diensystems ein neues System bewerten sollten, 
das sie selbst nicht kannten und welches für sie 
in ihrer persönlichen Bildungsbiografie höchst-
wahrscheinlich keine Rolle mehr spielen würde. 
Somit handelt es sich bei den Ergebnissen über-
wiegend um Aussagen der Form „was wäre, 
wenn“. Als solche besehen, gibt die Studie je-
doch detailliert Aufschluss über die Sichtweise 
der Studierenden zu jener Zeit, ganz zu Anfang 
der Studienstrukturreformen. Damals deutete 
sich bereits an, was heute durch Zahlen bestätigt 
wird: Die Studierenden sind überwiegend dem 
konsekutiven Studium zugeneigt; das Bachelor-
studium ohne ein nachfolgendes Masterstudium 
wird skeptisch gesehen. Zu den ursprünglichen 
Zielen der Studienstrukturreform lieferte die 
Untersuchung weitere interessante Ergebnisse: 
Die befragten Studierenden trauten den neuen 
Studiengängen mehrheitlich zu, die internatio-
nale Attraktivität der deutschen Hochschulen zu 
erhöhen, zeigten aber weniger Optimismus hin-
sichtlich der Arbeitsmarktchancen von Absol-
venten mit einem Bachelor oder Master. In nach-
folgenden Untersuchungen sind diese Aspekte 
genauer betrachtet worden, vor allem in der HIS-
Befragung der ersten Generation von Bachelor-
absolventen (siehe S. 133). 
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ł_~ÅÜÉäçê=ìåÇ=j~ëíÉê=Ó=p~ÅâÖ~ëëÉ=çÇÉê=
h∏åáÖëïÉÖ\“=EOMMMF=

píìÇáÉåâçåíÉñí=

Dr. Juliane List, Mitarbeiterin am Institut der 
deutschen Wirtschaft (IW) Köln, hat im Som-
mer 2000 die erste umfassende Studie zu Bache-
lor- und Masterstudiengängen an deutschen 
Hochschulen vorgelegt, die neben einer profun-
den Analyse der Hintergründe, Argumente und 
alternativen Wege auch eine empirische Unter-
suchung zur Akzeptanz der neuen Abschlüsse 
auf dem Arbeitsmarkt beinhaltet.213 Als Anlass 
für die Studie galt die zunehmende Kritik am 
deutschen Hochschulwesen und die zu dieser 
Zeit entstehende Hoffnung, die Situation durch 
ein neues Studiensystem zu verbessern. Mit der 
Unternehmensbefragung sollten Erwartungen 
und Probleme veranschaulicht sowie Signale ge-
setzt werden, „die für die weitere Entwicklung 
der neuen Studiengänge (…) hilfreich sein kön-
nen“.214 

6.940 Unternehmen aus dem ganzen Bundesge-
biet, darunter auch die 500 größten Unterneh-
men in Deutschland, waren im Oktober 1999 
schriftlich um Teilnahme gebeten worden. Ge-
antwortet hatten schließlich 281 Unternehmens-
vertreter, davon rund die Hälfte aus Betrieben 
mit weniger als 50 Mitarbeitern, ein Viertel aus 
Unternehmen mit 500 bis 2.000 Mitarbeitern 
und etwa ein Fünftel aus großen Unternehmen 
mit mehr als 2.000 Beschäftigten. Aufgrund der 
geringen Fallzahlen, so heißt es in der Studie, 
könne kein Anspruch auf Repräsentativität der 
Ergebnisse erhoben werden. Die Rücklaufquote 
in der Befragung war mit 4 % tatsächlich sehr 
gering. 

                                                           
213 Siehe List 2000. Zunächst werden auf den Seiten 8 bis 

43 die Grundlagen der Diskussion um Bachelor und 
Master in vier Abschnitten beschrieben: „Strukturre-
form“, „Studiendauer“, „Kompatibilität“ und „Interna-
tionalisierung“. Anschließend werden unter der Über-
schrift „Beschäftigungsmöglichkeiten für Bachelor- und 
Master-Absolventen in deutschen Unternehmen“ die 
Ergebnisse der schriftlichen Befragung vorgestellt (bis 
Seite 76). Darauf beziehen sich wesentlich auch Zusam-
menfassung und Ausblick der insgesamt knapp 100 Sei-
ten umfassenden Studie. 

214 List 2000, S. 4. 

píìÇáÉåÉêÖÉÄåáëëÉ=

fåÑçêã~íáçåëëí~åÇ=ìåÇ=oÉÑçêãïìåëÅÜ=

Die Studie des Instituts der deutschen Wirtschaft 
offenbart vor allem, dass die Unternehmensver-
treter zum damaligen Zeitpunkt, also als der 
Bolognaprozess gerade in Gang gesetzt worden 
war und erst wenige hundert Studiengänge mit 
Bachelor- oder Masterabschluss an deutschen 
Hochschulen angeboten wurden, nur sehr we-
nig Kenntnis von den Reformvorgängen hatten. 
Sowohl bei der Frage, ob sie die Einführung 
neuer Studienabschlüsse für erforderlich hielten, 
als auch danach, ob die bestehenden Studienab-
schlüsse aufrechterhalten werden sollten, zeig-
ten sich über 40 % beziehungsweise über 30 % 
der Befragten unsicher. Immerhin ein Fünftel 
hielt die Umstellung auf die neuen Studienstruk-
turen für nicht erforderlich, und über die Hälfte 
der befragten Unternehmensvertreter sprach sich 
für die parallele Beibehaltung der traditionellen 
Abschlüsse aus. „Das Ergebnis weist deutlich auf 
die in der Wirtschaft bestehenden Unsicherhei-
ten hin: Solange es kaum Erfahrungen mit den 
neuen Qualifikationen gibt, will man am Be-
währten festhalten.“215 Fraglich sei aber, so die 
Autorin, was nach der Übergangszeit geschehe, 
wenn ein Parallelangebot rechtlich nicht mehr 
zulässig sei. 

Den eigenen Kenntnisstand in Bezug auf Bache-
lor und Master bezeichneten nur 4 % der Unter-
nehmensvertreter als „sehr gut“. 21 % der Befrag-
ten schätzten ihre Kenntnis als „gut“ ein, 40 % 
als „weniger gut“ und rund ein Drittel als „un-
zureichend“. Drei Viertel der Unternehmensver-
treter waren also nach eigener Aussage wenig 
über die neuen Studienstrukturen informiert. 
Dabei handelte es sich um Personen, die freiwil-
lig an der Befragung teilgenommen hatten, de-
nen also ein gewisses Interesse am Thema un-
terstellt werden kann. 

^âòÉéí~åò=ÇÉê=_~ÅÜÉäçêJ=ìåÇ=j~ëíÉê~ÄëçäîÉåíÉå=
EbáåëíÉääìåÖëÅÜ~åÅÉå=ìåÇ=dÉÜ~äíF=

Die Unternehmensvertreter waren gebeten wor-
den, die Einstellungschancen für Bachelorabsol-

                                                           
215 List 2000, S. 54f. 
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venten im Vergleich zu Absolventen mit einem 
traditionellen Hochschulabschluss einzuschätzen, 
also a) im Vergleich zu Fachhochschulabsolven-
ten und b) im Vergleich zu Universitätsabsolven-
ten, jeweils unter der Maßgabe, beide Absolven-
ten hätten das gleiche Fach mit der gleichen No-
te abgeschlossen. Im Vergleich mit dem Fach-
hochschulabschluss wurden die Einstellungs-
chancen für Bachelorabsolventen von etwa der 
Hälfte der Befragten als „gleich“ eingeschätzt, 
von jeweils gut 10 % als „besser“ oder „schlech-
ter“. Im Vergleich mit dem universitären Ab-
schluss hingegen galten die Chancen der Bache-
lorabsolventen zu nur einem Drittel als „gleich“, 
aber zu über 30 % als „schlechter“. Aus der Sicht 
der Arbeitgeber konnte das kürzere Bachelor-
studium offenbar im Vergleich zum traditionel-
len Universitätsstudium weniger bieten. 

„Allerdings“, so schreibt die Autorin mit Blick 
auf eine ähnliche Frage, die auf die Einstellungs-
chancen für Masterabsolventen zielte, „schien 
den Befragten die Einschätzung der Master-Ab-
schlüsse generell leichter zu fallen als die Ein-
ordnung des Bachelors, dessen Qualifikations-
niveau zwar niedriger als das des Masters ist, 
von dem aber nicht klar ist, wie er sich zum Bei-
spiel in das System der bisherigen Fachhoch-
schul- oder Berufsakademieabschlüsse einfügt.“216 
Diese Ansicht wird von dem Ergebnis unterstützt, 
dass im oben angeführten Vergleich jeweils ein 
Viertel der Befragten überhaupt keine Antwort 
gab. 

Das Einstiegsgehalt, welches die Unternehmen 
zahlen würden, lag für Bachelorabsolventen im 
Schwerpunkt bei monatlich 4.001 bis 5.000 DM 
(das entspricht in etwa dem Bereich von 2.050 
bis 2.560 Euro). Etwa ein Fünftel der befragten 
Unternehmen sah weniger als 4.000 DM für den 
Berufseinstieg vor, ebenfalls ein Fünftel setzte 
das Gehalt in den Bereich von 5.001 bis 6.000 DM 
pro Monat (ungefähr 2.560 bis 3.070 Euro). Über 
dem Wert von DM 6.000 lagen nur noch sehr 
wenige Nennungen. 
                                                           
216 List 2000, S. 58. Vgl. dazu die Ergebnisse der Fallstudien 

im vorliegenden Bericht. Den Gesprächen mit den Un-
ternehmensvertretern zufolge bestehen tatsächlich diese 
Schwierigkeiten bei der Einstufung der Bachelorabsol-
venten, auch Jahre nach dem Beginn des Bolognapro-
zesses. 

Für Masterabsolventen ergab sich ein anderes 
Bild: Hier lag der Schwerpunkt mit 35 % der 
Antworten im Bereich von 5.001 bis 6.000 DM 
pro Monat. Nur rund ein Drittel der befragten 
Unternehmen würde den Absolventen mit einem 
Master zum Berufseinstieg weniger zahlen. Hin-
gegen wählten immerhin 15 % der Befragten 
die Kategorie 6.001 bis 7.000 DM (rund 3.070 bis 
3.580 Euro). 

Wie schon bei den Fragen zum Kenntnisstand 
und zur Akzeptanz der Absolventen mit einem 
Bachelor- oder Masterabschluss, enthielten sich 
auch bei den Fragen nach den Einstiegsgehältern 
auffallend viele Unternehmensvertreter einer 
Antwort. 

^âòÉéí~åò=ÇÉê=_~ÅÜÉäçêJ=ìåÇ=j~ëíÉê~ÄëçäîÉåíÉå=
EpíìÇáÉåÑ~ÅÜÖêìééÉåF=

Die Teilnehmer der Umfrage sollten angeben, 
aus welchen Fächergruppen sie zukünftig am 
liebsten Bachelor- und Masterabsolventen rekru-
tieren würden. In den Antworten zeigten sich 
kaum Unterschiede zwischen den beiden Ab-
schlüssen, aber sehr wohl die Prioritäten der 
Unternehmensvertreter für bestimmte Studien-
fachgruppen. So bevorzugten jeweils rund 30 % 
der Befragten die Bereiche „Wirtschafts- und So-
zialwissenschaften“, „Ingenieurwissenschaften“ 
und „Informatik“, und zwar für beide Abschluss-
arten, Bachelor und Master, nahezu gleicherma-
ßen. 

Die geringen Antwortanteile in den Bereichen 
„Jura“, „Medizin“ und „Agrar-, Forst- und Ernäh-
rungswissenschaften“ sind nicht überraschend, 
da in diesen Fachgruppen im Allgemeinen ver-
gleichsweise wenige Studierende zu verzeichnen 
sind oder das berufliche Einsatzgebiet eher im 
öffentlichen Dienst liegt als in der Privatwirt-
schaft. Auch auf den Studienbereich „Sprach- 
und Kulturwissenschaften“ entfielen erwartungs-
gemäß nur sehr wenige Nennungen. Absolven-
ten dieser Fächergruppen haben traditionell ge-
ringe Einstellungschancen bei privaten Unter-
nehmen. Allerdings stimmt bedenklich, dass sich 
diese Situation durch die Studienreform offen-
bar kaum verbessert. „Gerade in diesen Fächern“, 
so folgert die Autorin, „wären deshalb klare Stu-
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dien- und Prüfungskonzepte sowie entsprechen-
de Informationen über die auf dem Arbeitsmarkt 
verwertbaren Qualifikationen für die spätere 
Einstellung der Absolventen hilfreich.“217 

Anlass zu Bedenken gibt auch das Ergebnis, 
dass fast 30 % der Befragten im Hinblick auf die 
Bachelorabsolventen sagten, es gebe überhaupt 
kein Fach, welches für sie als Arbeitgeber inte-
ressant wäre. 15 % der Unternehmensvertreter 
gaben dies für Masterabsolventen an. 

dÉïΩåëÅÜíÉ=nì~äáÑáâ~íáçåëéêçÑáäÉ=îçå=_~ÅÜÉäçêJ=
ìåÇ=j~ëíÉê~ÄëçäîÉåíÉå=

Die offensichtliche Unsicherheit auf Seiten der 
Arbeitgeber, was die Beschäftigungschancen der 
Absolventen mit neuen Abschlüssen betrifft, be-
ruht auch darauf, so die Studienautorin, dass es 
keine genauen Vorstellungen über das akademi-
sche Qualifikationsprofil gebe, insbesondere in 
Bezug auf die Bachelorabsolventen. Das wiede-
rum beruhe auf den weit gefassten rechtlichen 
Vorgaben, die es den Hochschulen ermögliche, 
selbst über die Studieninhalte und Qualifikati-
onsniveaus zu bestimmen. 

Die in der empirischen Studie befragten Unter-
nehmensvertreter sollten verschiedene Qualifi-
kationskriterien jeweils auf einer Skala von 1 = 
„sehr wichtig“ bis 4 = „unwichtig“ beurteilen. In 
den Antworten für Bachelor und Master zeigten 
sich dabei interessanterweise kaum Unterschie-
de. In beiden Profilen traten die praxisnahe Aus-
bildung, analytische Leistungsfähigkeit, ein brei-
tes fachliches Wissen sowie EDV-Kenntnisse mit 
durchschnittlichen Beurteilungen von 1 bis 2 als 
besonders wichtige Punkte hervor. Auf der an-
deren Seite des Spektrums standen mit Durch-
schnittswerten zwischen 2 und 3 beispielsweise 
Spezialkenntnisse in verwandten Fachgebieten 
und die schriftliche Abschlussarbeit, aber auch 
internationale Studienanteile und Auslandsauf-
enthalte. Das kurze Studium, eines der markan-
testen Eigenheiten der neuen Studiengänge, wur-
de ebenfalls nur mit einem Wert von 2,2 (Bache-
lor) beziehungsweise 2,3 (Master) bedacht, zähl-
te also nicht zu den als besonders wichtig erach-
teten Punkten. 
                                                           
217 List 2000, S. 65. 

Auch bei jenen Aspekten, die den Unterneh-
mensvertretern bezüglich der erwarteten Berufs-
befähigung von Bachelor- und Masterabsolven-
ten zur Beurteilung vorgelegt wurden, ergab sich 
für die beiden Profile ein sehr ähnliches Bild: 
Die Fähigkeit zum selbstständigen Arbeiten und 
Teamfähigkeit wurden jeweils mit Werten nahe 
an 1 bedacht, also für überaus wichtig gehalten. 
Gleichfalls wurde die akademische Grundbil-
dung für sehr wichtig befunden, beim Master 
auch die Fachkompetenz für ein breites Berufs-
feld. Deutlich niedrigere Urteilswerte erhielt der 
Aspekt „wissenschaftliche Kompetenz“ in Bezug 
auf die Bachelorabsolventen; für die befragten 
Arbeitgeber war dies offenbar nicht die Haupt-
erwartung an das kurze Erststudium. 

sçêJ=ìåÇ=k~ÅÜíÉáäÉ=ÇÉê=åÉìÉå=^ÄëÅÜäΩëëÉ=~ìë=
páÅÜí=ÇÉê=råíÉêåÉÜãÉå=

Nach den Vorteilen und Nachteilen der neuen 
Studiengänge gefragt, äußerten sich die Unter-
nehmensvertreter zum Bachelor wesentlich aus-
führlicher als zum Master. Der Masterabschluss, 
so die Erklärung in der Studie, werde wohl häu-
fig als gleichwertig mit dem traditionellen Di-
plom gesehen und biete aus Sicht der Unterneh-
men darüber hinaus noch einige Vorteile, etwa 
die internationale Vergleichbarkeit und die Mög-
lichkeit, nach der ersten Studienstufe zunächst 
Berufserfahrung zu sammeln, um dann ein wei-
terführendes Studium anzuschließen. 

Das Bachelorstudium stand hingegen im Mittel-
punkt der positiven wie negativen Kritik von Sei-
ten der Unternehmen. Vorteile wurden überwie-
gend in der kürzeren Studiendauer und dement-
sprechend im frühen Berufseinstieg der Absol-
venten gesehen. Daneben wurden zahlreiche Er-
wartungen an das neue Studium benannt, etwa 
internationale Studieninhalte, Fremdsprachen-
vermittlung, weniger theoretische Lehre, die Ver-
mittlung sozialer Kompetenzen und moderne 
Arbeitstechniken im Studium. „Insgesamt ein 
anspruchsvolles Anforderungsprofil, das in kür-
zeren Studienzeiten als gewohnt zu realisieren 
ist“, wie die Autorin anmerkt.218 

                                                           
218 List 2000, S. 66. 
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Entsprechend waren die Unternehmensvertreter 
vor allem im Hinblick auf die Qualität der Aus-
bildung noch skeptisch. So wurde befürchtet, 
dass zu wenig Zeit sei, um ausreichend wissen-
schaftliche Kenntnisse zu vermitteln, zumal 
gleichzeitig immer wieder die Bedeutung einer 
berufspraktischen Qualifizierung und guter All-
gemeinbildung betont wurde. So lautete ein skep-
tischer Vermerk zum Bachelorstudium beispiels-
weise: „geringe Fachkenntnisse, Praxiserfahrung, 
persönliche Reife“. Auch zeigte sich in den Ant-
worten deutlich, dass auf Arbeitgeberseite noch 
Unsicherheit herrscht, was die Einordnung der 
neuen Abschlüsse betrifft, gerade weil in Deutsch-
land das neue und das traditionelle System pa-
rallel laufen. 

j~≈å~ÜãÉå=ìåÇ=mêçÖåçëÉå=

Abschließend waren die Unternehmensvertreter 
um die Bewertung verschiedener Maßnahmen 
gebeten worden, welche die Einstellung der künf-
tigen Bachelor- und Masterbewerber erleichtern 
könnten. Eine exakte Beschreibung der Studien- 
und Prüfungsinhalte (Academic record) wurde von 
nahezu 40 % der Befragten als „sehr wichtig“ ein-
geschätzt. Jeweils rund 30 % der Unternehmen 
hielten aber auch die Zusammenarbeit mit Hoch-
schulen bei der Organisation von Praktika und 
Praxissemestern, die Akkreditierung der neuen 
Studiengänge sowie die Kooperation von Hoch-
schulen und Unternehmen bei der Konzipierung 
der Studieninhalte für sehr wichtig. Die Mitwir-
kung von Unternehmen an der Akkreditierung 
hingegen wurde für nicht so bedeutsam gehalten. 
(Zum Befragungszeitpunkt stand allerdings die 
aktive Beteiligung beispielsweise an Akkredi-
tierungsverfahren noch kaum zur Debatte.) 

Bei der Abgabe einer Prognose taten sich die Un-
ternehmensvertreter schwer. Bei vier von sechs 
im Fragebogen skizzierten Entwicklungen belief 
sich der Anteil derjenigen Befragten, die keine Ant-
wort gaben oder sagten, es sei keine Einschätzung 
möglich, auf über 50 %. Unter denjenigen, die 
eine Antwort gaben, verteilten sich Zustimmung 
und Ablehnung in etwa gleich. Zu den zu bewer-
tenden Szenarien gehörten beispielsweise „Der 
Master wird sich als Regelabschluss durchsetzen“ 
und „Der Bachelor wird das Fachhochschuldi-

plom ersetzen“. Lediglich die Aussage „Der Mas-
ter wird den Universitätsabschluss ersetzen“ 
wurde eher als unwahrscheinlich eingestuft. 

jÉíÜçÇáëÅÜÉ=hêáíáâ=ìåÇ=báåçêÇåìåÖ=ÇÉê=
bêÖÉÄåáëëÉ=

Die Studie liefert im ersten Teil eine umfassen-
de und gründliche Darlegung der wichtigsten 
Punkte, die mit der Studienreform durch Bache-
lor und Master zusammenhängen. Der zweite 
Teil, die empirische Befragung, leidet in gewis-
ser Weise unter der sehr niedrigen Teilnahme-
quote; die Ergebnisse geben eher Hinweise und 
zeigen Tendenzen auf, als dass sie repräsentativ 
für „die deutschen Unternehmen“ stehen. 

Die Fragen, die den Unternehmensvertretern ge-
stellt worden waren, sind präzise formuliert und 
lassen den hohen Kenntnisstand der Forscherin 
über die – damals noch ganz neuen – Reformbe-
wegungen im deutschen Hochschulsystem er-
kennen. Als positiv zu werten ist im Speziellen, 
dass bei etlichen Fragen in der Betrachtung der 
Antworten nach der internationalen Anbindung 
der befragten Unternehmen unterschieden wur-
de. Auch wenn die Fallzahlen in den Befragungs-
gruppen zu gering für eine repräsentative Aus-
sage sind, ist doch als interessantes Ergebnis fest-
zuhalten, dass Unternehmen, die einen höheren 
Auslandsumsatz aufwiesen und jene, die bereits 
Bachelor- oder Masterabsolventen beschäftigten, 
sich deutlich offener für die Reformen zeigten, 
den Bachelorabsolventen gute Einstellungschan-
cen einräumten und auch eher als die anderen 
Unternehmen bereit waren, den Absolventen ein 
höheres Gehalt zu zahlen. 

Insgesamt sind viele Ausführungen und Ergeb-
nisse der Studie, sowohl im theoretischen ersten 
Teil als auch im empirischen zweiten Abschnitt, 
auch heute noch als Beiträge zur Diskussion in-
teressant. 

ł_K^K=~ìÑ=ÇÉã=mêΩÑëí~åÇK=wìê=^âòÉéí~åò=
ÖÉáëíÉëïáëëÉåëÅÜ~ÑíäáÅÜÉê=píìÇáÉåéêçÑáäÉ=
~ìÑ=ÇÉã=^êÄÉáíëã~êâí“=EOMMNF=

píìÇáÉåâçåíÉñí=

An der Ruhr-Universität Bochum wurde schon 
früh über eine Umstellung des traditionellen 
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Magisterstudiums auf ein zweistufiges Studium 
diskutiert. Bereits im Jahr 1993, also sechs Jahre 
vor der Deklaration von Bologna, wurde an drei 
Fakultäten ein entsprechender Modellversuch 
gestartet. Die Frage nach der Akzeptanz geistes-
wissenschaftlicher Studienprofile auf dem Ar-
beitsmarkt ist also dort seit langem aktuell. Zum 
Wintersemester 2001/02 wurden die traditionel-
len Studienangebote in den natur- und geistes-
wissenschaftlichen Fächern der Ruhr-Universi-
tät größtenteils auf das gestufte System umge-
stellt. Aus diesem Anlass konzipierten einige der 
am Modellversuch beteiligten Reformer eine 
Arbeitgeberbefragung, deren Ergebnisse von 
Mathias Grunert zusammengefasst und in einem 
Buch mit dem Titel „B.A. auf dem Prüfstand. Zur 
Akzeptanz geisteswissenschaftlicher Studienpro-
file auf dem Arbeitsmarkt“ vorgestellt worden 
sind.219 

Für die Untersuchung hatten die Forscher aus 
den Gelben Seiten die Adressen von 3.000 Un-
ternehmen in Nordrhein-Westfalen ermittelt, wo-
bei möglichst wenige Kleinstbetriebe aufgenom-
men worden waren. Aus dieser Gruppe waren 
500 Unternehmen als Zufallsstichprobe gezogen 
und im September 1999 schriftlich um Teilnah-
me gebeten worden. Der Brief enthielt den 16-
seitigen Fragebogen sowie ein Begleitschreiben 
des Universitätsrektors und zwei beispielgeben-
de Übersichten zu geisteswissenschaftlichen Fä-
chern. Bis Ende des Jahres 1999 gingen 54 aus-
gefüllte Fragebogen ein; das entspricht einer 
Rücklaufquote von 11 %. Die Unternehmen, die 
sich an der Befragung beteiligten, verteilen sich 
über verschiedene Branchen und Betriebsgrößen. 
(Dennoch können die Ergebnisse aufgrund der 
geringen Fallzahl nicht als repräsentativ für nord-
rhein-westfälische Unternehmen bezeichnet wer-
den.) 

                                                           
219 Siehe Grunert 2001. Nach der Einleitung und den Erläu-

terungen zur Befragungsmethodik werden auf den Sei-
ten 29 bis 68 die Studienergebnisse dargelegt. Dazu ge-
hören Ausführungen zur Ausrichtung des Bachelorstu-
diums, zur Wichtigkeit verschiedener Studienelemente 
und zu den Arbeitsmarktchancen der Bachelorabsolven-
ten. Dem mehrseitigen Fazit folgen ein Nachwort und 
die Anlagen, zu denen auch der originale Fragebogen 
gehört. Das Bochumer Reformmodell wird auf den Sei-
ten 106 bis 112 beschrieben. 

píìÇáÉåÉêÖÉÄåáëëÉ=

Bei den Studienergebnissen gilt zum einen die 
eben erwähnte kleine Fallzahl zu bedenken, zum 
anderen die Tatsache, dass es in der Untersu-
chung stets um das geisteswissenschaftliche Ba-
chelorstudium geht, also nahezu ausschließlich 
um universitäre Studiengänge, die mit dem B.A. 
abgeschlossen werden. 

bêï~êíìåÖÉå=~å=ÇáÉ=c~ÅÜâçãÄáå~íáçåÉå=áã=
_K^KJpíìÇáìã=

Eingangs wurden die Unternehmensvertreter in 
der Untersuchung gefragt, ob es überhaupt Stu-
dienfächer gebe, welche geisteswissenschaftliche 
Bachelorabsolventen für die Arbeitgeber interes-
sant machten. Bis auf wenige Ausnahmen wurde 
dies bejaht. Nun sollten entsprechende Fächer 
benannt werden, und zwar – bei möglicher 
Mehrfachnennung – aus vorgegebenen Listen. 
Unter den Geisteswissenschaften wurden hier 
jene Disziplinen am häufigsten genannt, deren 
Fachinhalte den Unternehmen eine direkte An-
wendbarkeit versprechen: Publizistik/Kommu-
nikationswissenschaft (die Hälfte der Befragten 
nannte dieses Fachgebiet) sowie Anglistik/Ame-
rikastudien und Romanistik (jeweils rund ein 
Fünftel der Befragten wählte diese Fächer, das 
galt außerdem für Pädagogik und Politikwissen-
schaft). Aus der Liste der nicht-geisteswissen-
schaftlichen Disziplinen jedoch, deren Fachin-
halte man in ein B.A.-Studium einbinden könn-
te, nannten 70 % der Befragten die Rechtswis-
senschaft und fast 100 % die Betriebswirtschafts-
lehre als Fach, welches geisteswissenschaftliche 
Absolventen für Unternehmen interessant macht. 

Dementsprechend beurteilten die Unternehmens-
vertreter die Wichtigkeit von betriebswirtschaft-
lichen Kenntnissen bei den B.A.-Absolventen auf 
der siebenstufigen Skala (von 0 = „unwichtig“ 
bis 6 = „überaus wichtig“) durchschnittlich mit 
4,5. Rund 40 % der Befragten plädierten dafür, 
dass die Betriebswirtschaftslehre eines der Stu-
dienfächer im kombinierten B.A.-Studium ist, 
während weitere gut 40 % angaben, diese Lösung 
sei ebenso gut wie ein spezielles Kursangebot 
für Geisteswissenschaftler. Als wichtigste aus 
Sicht der befragten Unternehmen galten Kennt-
nisse in den Bereichen Kosten-/Leistungsrech-
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nung, Marketing und Controlling (jeweils mehr 
als 10 Nennungen).220 

Angesichts der Antworten zu weiteren, thema-
tisch ähnlichen Fragen verstärkt sich das Bild, 
dass potenzielle Arbeitgeber ein rein geisteswis-
senschaftlich ausgerichtetes Studium skeptisch 
sehen und sich statt dessen die Verknüpfung mit 
Fachinhalten wünschen, die im Beruf als besser 
anwendbar gelten. So wurde zum Beispiel die 
Kombination kontrastierender Studienfächer ei-
ner Kombination ähnlicher Fächer vorgezogen 
(knapp 50 % gegenüber gut 20 % der Nennun-
gen), der fachübergreifende Ansatz im geistes-
wissenschaftlichen Bachelorstudium erschien we-
sentlich attraktiver als der vertiefende Ansatz 
(rund zwei Drittel gegenüber einem Viertel der 
Nennungen), und gut 80 % der Befragten beur-
teilten eine einjährige „General Education“ zu 
Beginn des Bachelorstudiums als sinnvoll (Anteil 
der Antwortwerte 4 bis 6 auf der siebenstufigen 
Skala mit den Endpunkten 0 = „nicht sinnvoll“ 
und 6 = „überaus sinnvoll“). 

bêï~êíìåÖÉå=~å=ÇáÉ=òìë®íòäáÅÜÉ=nì~äáÑáâ~íáçå=îçå=
_K^KJ^ÄëçäîÉåíÉå=

Im Fragebogen waren den zusätzlichen Quali-
fikationen der B.A.-Absolventen mehrere Ab-
schnitte gewidmet worden. Die Befragten sollten 
die Wichtigkeit verschiedener Aspekte jeweils auf 
einer siebenstufigen Skala (von 0 = „unwichtig“ 
bis 6 = „überaus wichtig“) einschätzen. Hier zeig-
te sich, dass gute Englischkenntnisse und, was 
nicht überrascht, während des Studiums absol-
vierte Betriebspraktika mit einem Mittelwert von 
jeweils 5,1 durchgängig als sehr wichtig beurteilt 
wurden. 

Den höchsten Urteilswert erreichten aber die 
„anwendungsbezogenen EDV-Kenntnisse“ mit 
durchschnittlich 5,4 auf der vorgegebenen Ska-
la. Dabei wurde die Wichtigkeit von Kenntnissen 
in den Bereichen Textverarbeitung, Internet, Ta-
bellenkalkulation und Präsentation im Mittel je-

                                                           
220 Rechtswissenschaftliche Kenntnisse wurden im Durch-

schnitt mit 2,9 bewertet. Die Mehrheit hielt hier spezielle 
Kurse für Geisteswissenschaftler für die beste Lösung 
(knapp 50 %) oder gab an, beide Lösungen – Extrakurse 
und Rechtswissenschaft als Teil der Fächerkombination 
– seien gleich gut. 

weils mit über 4,0 beurteilt; lediglich Program-
mierkenntnisse galten den Befragten als eher un-
wichtig. Der Studienautor weist an dieser Stelle 
darauf hin, dass die meisten EDV-Anwendungs-
kenntnisse den Unternehmensvertretern wichti-
ger waren als andere Aspekte in der Studie, die 
gemeinhin für bedeutsam gehalten werden, et-
wa die Examensnote oder Auslandserfahrung der 
Absolventen (Mittelwerte: 3,6 und 3,5). 

Neben den konkreten Erfahrungen und Kennt-
nisse ging es in der Bochumer Studie auch um 
die eher abstrakten Fähigkeiten der B.A.-Absol-
venten, um die so genannten „geisteswissen-
schaftlichen Schlüsselqualifikationen“. Hierzu 
führt der Autor aus, dass die Hochschullehren-
den in den Geisteswissenschaften häufig beton-
ten, ihre Absolventen erlangten im Studium 
wichtige Kompetenzen, eben Schlüsselqualifika-
tionen. Die Lehrenden meinten damit aber oft je-
ne Fähigkeiten, die Studierende sich selbst an-
eignen müssten, um unter widrigen Bedingun-
gen überhaupt studieren zu können, und mach-
ten es sich damit zu einfach. Der Begriff „Schlüs-
selkompetenzen“ umfasse mehr als das, zum 
Beispiel Sprachkompetenz oder Präsentations-
techniken. Zu fragen sei also, wie wichtig solche 
Fähigkeiten für die Unternehmen als potenziel-
le Arbeitgeber sind. Dazu waren im Fragebo-
gen fünf Kompetenzen, die insbesondere in der 
geisteswissenschaftlichen Ausbildung vermittelt 
werden, in je ein bis zwei Sätzen beschrieben 
worden. Die Befragten sollten die Wichtigkeit 
auf der bekannten siebenstufigen Skala bewer-
ten. 

Alle fünf Aspekte erwiesen sich mit Mittelwerten 
von 4,2 bis 4,9 als wichtig: die Einarbeitung in 
neue Themen unter Zeitdruck, die mündliche 
Präsentation von Überlegungen und Ergebnissen 
(„erweiterte Moderationsfähigkeit“), deren prä-
zise schriftliche Darlegung sowie das Sammeln 
und Auswerten komplexer Informationen. Auch 
verstärkte Teamarbeit im Studium wurde als 
wichtig bewertet. 

Das bedeutet, dass Fähigkeiten, die im geistes-
wissenschaftlichen Studium gezielt vermittelt 
werden – und zwar über die Notwendigkeit hi-
naus, sich als Student oder Studentin in einem 
üblicherweise wenig strukturierten und oft nicht 
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ausreichend finanzierten Hochschulbereich zu-
recht zu finden – offenbar für die Unternehmen 
wichtig sind. Solche Fähigkeiten, so die Folgerung 
des Studienverfassers, sollten daher als Grund-
lage des Ausbildungsprofils gesehen und geför-
dert werden; weitere Qualifikationen sollten hin-
zukommen: „Ein Mehr an Zusatzqualifikationen 
darf also keinesfalls auf Kosten der häufig we-
nig beachteten ‚geisteswissenschaftlichen‘ Schlüs-
selqualifikationen gehen, bilden sie doch offen-
sichtlich eine wichtige Voraussetzung für die 
Einsetzbarkeit geisteswissenschaftlicher Absol-
ventinnen und Absolventen in sehr unterschied-
lichen Arbeitsbereichen.“221 

^êÄÉáíëã~êâíÅÜ~åÅÉå=ÇÉê=_K^KJ^ÄëçäîÉåíÉå=

Zu den Arbeitsmarktchancen der geisteswissen-
schaftlichen Bachelorabsolventen waren in der 
Erhebung mehrere Fragen gestellt worden. Zu-
nächst sollten die Befragten angeben, wie sie die 
Chancen eines B.A.-Absolventen in ihrem eige-
nen Unternehmen beurteilen, und zwar auf ei-
ner siebenstufigen Skala mit den Endpunkten 0 
= „sehr schlecht“ und 6 = „sehr gut“. Rund ein 
Fünftel der Befragten wählte auf dieser Skala den 
Wert 0 oder 1, sah also im eigenen Betrieb kaum 
Chancen für geisteswissenschaftliche Bachelor-
absolventen. Knapp drei Viertel gaben den Wert 
2, 3 oder 4 an. Nur jeder zehnte Befragte hielt 
die Einstellungschance im jeweils eigenen Un-
ternehmen mit einem Wert von 5 oder 6 für sehr 
gut. Diese insgesamt negative Beurteilung der 
Möglichkeiten deckt sich mit den bisherigen Er-
fahrungen von Absolventen in den Geisteswis-
senschaften. 

Dazu passt auch, dass die befragten Unterneh-
mensvertreter es zwar für denkbar hielten, geis-
teswissenschaftliche Bachelor in Unternehmens-
bereichen wie beispielsweise „PR, Öffentlich-
keitsarbeit“ und „Archiv, Recherche“ einzuset-
zen (Mittelwerte von 4,5 und 3,8 auf einer Skala 
von 0 = „nicht vorstellbar“ bis 6 = „auf jeden Fall 
vorstellbar“), sich aber nicht vorstellen konnten, 
B.A.-Absolventen mit einer Führungsfunktion zu 
betrauen (Mittelwert: 2,5). 

                                                           
221 Grunert 2001, S. 54. 

Nun besteht die Hoffnung an die Studienreform 
gerade darin, dass sich die Situation verbessert. 
So war in der Erhebung auch die Frage gestellt 
worden, ob die verstärkte Einführung eines B.A.-
Abschlusses nach Meinung der Befragten gene-
rell die Einstellungschancen von Geisteswissen-
schaftlern verbessere. Gut ein Drittel ging von 
einer deutlichen Verbesserung aus, während die 
Mehrheit der Befragten der Ansicht war, die Ar-
beitsmarktchancen würden sich bei der Fort-
führung der Strukturreformen nur geringfügig 
verbessern. Einzelne Befragte gingen von gleich 
bleibenden Chancen aus. 

Die Erwartungen an die Reform wurden in der 
Untersuchung noch genauer betrachtet. Mit der 
Umstellung auf das zweistufige System, so der 
Studienverfasser, sei die Hoffnung verbunden, 
dass Absolventen geisteswissenschaftlicher Stu-
diengänge für Arbeitgeber attraktiver würden. 
Vor dem Hintergrund der aktuellen Diskussion 
waren die Forscher davon ausgegangen, dass 
dies vor allem aus drei Gründen gelte: Erstens 
sind die Berufsanfänger durch das kürzere Stu-
dium jünger, zweitens werden im Studium be-
rufsrelevante Zusatzqualifikationen vermittelt, 
und drittens ist die Ausbildung stärker am Beruf 
orientiert als vorher. 

Diese Begründungen wurden den befragten Un-
ternehmensvertretern zur Beurteilung überlassen, 
und zwar mit folgendem Ergebnis: Auf der sie-
benstufigen Skala mit den Endpunkten 0 = „un-
wichtig“ bis 6 = „überaus wichtig“ bewerteten 
die Befragten die Aspekte „Zusatzqualifikatio-
nen“ und „praxisnähere Ausbildung“ mit durch-
schnittlich 4,9 beziehungsweise 5,2. Als noch 
wichtiger wurde in der gesamten Befragung le-
diglich die Zusatzqualifikation „EDV-Kenntnisse 
allgemein“ eingestuft (siehe oben). Demgegen-
über wurde der Aspekt „jüngere Absolventen“ 
lediglich mit 2,4 bewertet, was auf der erwähn-
ten Skala sogar unterhalb des Mittelpunktes liegt. 
Als weniger wichtig wurde in der gesamten Be-
fragung nur noch die Zusatzqualifikation „Pro-
grammierkenntnisse“ eingestuft (siehe oben). 

Dementsprechend fielen die Antworten der Un-
ternehmensvertreter auf die Frage aus, ob es im 
Zweifelsfall wichtiger sei, dass die Studierenden 
die vorgesehene Studienzeit einhalten (die im 



eçÅÜëÅÜìäêÉÑçêã=ìåÇ=^êÄÉáíëã~êâí=

100 

Fragebogen mit sechs Semestern veranschlagt 
wurde), oder ob die reale Studiendauer gegebe-
nenfalls auch ein oder zwei Semester länger sein 
dürfe. Nicht einmal 10 % der Befragten sprachen 
sich für das Einhalten der Regelstudienzeit aus. 
Über die Hälfte gab an, das Studium dürfe auch 
länger dauern, und etwa ein Drittel hielt die Stu-
diendauer ohnehin für sekundär. Somit war es 
den befragten Unternehmen offenbar viel wich-
tiger, dass die Studierenden Zusatzqualifikatio-
nen erwerben und dafür vielleicht insgesamt 
etwas länger benötigen, als dass sie besonders 
schnell in den Beruf kommen, dafür jedoch we-
sentlich nur ihr Fachwissen mitbringen. 

^åÄáåÇìåÖ=ÇÉê=eçÅÜëÅÜìäÉå=~å=ÇÉå=^êÄÉáíëã~êâí=

Um die Anbindung geisteswissenschaftlicher Stu-
diengänge an den Arbeitsmarkt näher zu be-
leuchten, wurden die Unternehmensvertreter un-
ter anderem gefragt, ob sie bereit seien, für B.A.-
Studierende in ihrem jeweiligen Betrieb Prakti-
kumsplätze zur Verfügung zu stellen. Diese Fra-
ge wurde von fast 80 % der Befragten positiv be-
antwortet; die gewünschte Dauer des Betriebs-
praktikums belief sich auf ein bis drei Monate. 
Was jedoch die Bereitschaft betraf, das Praktikum 
zu vergüten, waren die Befragten weniger offen. 
Etwa ein Viertel konnte sich einen Werkvertrag 
oder Praktikantenvertrag als Lösung vorstellen, 
ein weiteres Viertel eine andere Form der Ver-
gütung. Die Hälfte der Befragten allerdings wür-
de lediglich die Fahrtkosten übernehmen oder 
keinerlei Vergütung gewähren. 

Die Vorstellung, dass an deutschen Hochschulen 
nach angelsächsischem Vorbild ein so genannter 
Careers Service eingerichtet wird, bei dem den 
Unternehmen feste Ansprechpartner zur Verfü-
gung stehen, die geeignete Praktikanten oder Ab-
solventen vermitteln können, wurde von über der 
Hälfte der befragten Unternehmensvertretern als 
„wünschenswert“, von 40 % sogar als „sehr wün-
schenswert“ bezeichnet, und nur drei Befragte 
fanden einen solchen Service „unerheblich“. 

c~òáí=ìåÇ=k~ÅÜïçêí=

Die Studienergebnisse, so der Verfasser im Fa-
zit, weisen auf Handlungsbedarf in verschiede-

nen Bereichen hin, aus dem sich Handlungs-
empfehlungen ableiten lassen. Dabei gehe es je-
doch nicht darum, für geisteswissenschaftliche 
Absolventen ein ganz neues Profil vorzustellen, 
sondern darauf hinzuweisen, was den Unter-
nehmensvertretern zusätzlich zu einem fachwis-
senschaftlichen Studium besonders wichtig sei: 
1. anwendungsbezogene EDV-Kenntnisse im 
Bereich Textverarbeitung, 2. englische Sprach-
kenntnisse, 3. Auslandsaufenthalte – hier sollte 
es mehr Zugänge für Studierende in den Geis-
teswissenschaften geben –, 4. betriebswirtschaft-
liche Kenntnisse, und zwar in merklichem Um-
fang, 5. rechtswissenschaftliche Kenntnisse, aber 
eher im Wahlbereich, 6. Betriebspraktika – auch 
hier sollten die Bedingungen für die Studieren-
den verbessert werden, um solche Praktika ver-
pflichtend in ein grundständiges Studium ein-
betten zu können – und schließlich sollte 7. eine 
zentrale Stelle nach dem Vorbild des angelsäch-
sischen Careers Service eingerichtet werden, die 
für die Vermittlung von Praktikanten und Ab-
solventen in interessierte Unternehmen zustän-
dig ist und weitere Beratungsdienste anbietet. 
Auch sollten jene Schlüsselqualifikationen, durch 
die sich geisteswissenschaftliche Absolventen 
oft auszeichnen, weiter gestärkt werden. Gene-
rell bestünden hier die Alternativen, stets eigens 
konzipierte Lehrveranstaltungen anzubieten oder 
die Studierenden dahingehend zu beraten, sich 
selbst in ihrem Studienprofil um derartige Zu-
satzqualifikationen zu bemühen. 

Im Nachwort zu der Untersuchung werden die 
eigenen Empfehlungen noch einmal kritisch be-
trachtet: Was kann man von den Studierenden 
erwarten, was von den Hochschulen und was 
von den Unternehmen? Wo bestehen echte Re-
formhindernisse, und wo werden Probleme vor-
geschoben, um nicht handeln zu müssen? Be-
grenzte finanzielle Ressourcen, so der Verfasser, 
dürften nicht als Ausrede dienen, ein Reform-
vorhaben zu verzögern. Seien die ersten Schrit-
te erst einmal getan, werde das Studienangebot 
attraktiver, und somit eröffneten sich neue Mög-
lichkeiten der Finanzierung. 

Zur Wertschätzung des geisteswissenschaftli-
chen Bachelorabsolventen seitens der Unterneh-
mensvertreter sagt der Studienverfasser freimü-



_~ÅÜÉäçê=ìåÇ=j~ëíÉê=~ìÑ=ÇÉã=^êÄÉáíëã~êâí=

101 

tig: „Wir haben die Unternehmen nach ihrem In-
teresse an einem auf den ersten Blick nicht be-
sonders ansprechenden Produkt gefragt.“222 Das 
Interesse sei zwar dementsprechend verhalten, 
aber durchaus vorhanden. Studierende der Geis-
teswissenschaften verfügten aus Sicht der Wirt-
schaftsvertreter über Qualifikationen, die, so der 
Autor weiter, andere nur selten oder in gerin-
gerem Maße bieten könnten.223 

Die Antworten der Unternehmensvertreter lie-
ferten wichtige Hinweise auf die Wünsche und 
Erwartungen von potenziellen Arbeitgebern. 
Dabei spielten sowohl die als „geisteswissen-
schaftliche Schlüsselqualifikationen“ bezeichne-
ten Fähigkeiten als auch Kenntnisse anwen-
dungsbezogener EDV oder in Grundlagen der 
Betriebswirtschaft eine große Rolle. Die Aufga-
be der Hochschulen, so der Autor, sei es zu ent-
scheiden, ob und wie sie ihren Studierenden die 
entsprechenden Kenntnisse vermitteln wollten. 
„Gebetsmühlenartig den Nutzen der Geisteswis-
senschaften für die Gesellschaft zu proklamie-
ren, ohne ihren Absolventen und Absolventin-
nen gleichzeitig das Rüstzeug für einen erfolg-
reichen Einstieg in eben diese Gesellschaft an 
die Hand zu geben, kann jedenfalls nicht fruch-
ten.“224 

jÉíÜçÇáëÅÜÉ=hêáíáâ=

Als besonders positiv gilt für diese Untersu-
chung, dass die Unternehmensvertreter nicht 
nur stichwortartig befragt wurden, sondern dass 
zu jedem Themenbereich vertiefende Fragen ge-
stellt worden waren. So hatten es die Forschen-
den beispielsweise nicht dabei belassen, nach der 
Wichtigkeit von betriebswirtschaftlichen Kennt-
nissen zu fragen, sondern erfragten auch, in wel-
cher Form diese denn vermittelt werden sollten 
und welche Teilbereiche der Disziplin besonders 

                                                           
222 Grunert 2001, S. 77. 
223 Das sind zwei entscheidende Punkte: 1. die Kompeten-

zen der geisteswissenschaftlichen Hochschulabsolven-
ten und 2. der Vorteil gegenüber Absolventen anderer 
Fachrichtungen. Nach dem zweiten Punkt wurde jedoch 
in der Studie nicht gefragt. Hier fehlt die Vergleichs-
grundlage. Damit bleibt der zweite Teil des Satzes eine 
Behauptung, von der nicht klar ist, ob sie wirklich für 
„die Sicht der Wirtschaft“ zutrifft. 

224 Grunert 2001, S. 81. 

interessant für die Unternehmen sind. Insgesamt 
geht die Studie damit erfreulich von der Ober-
fläche in die Tiefe. 

Bedauerlicherweise steht dem die kleine Fallzahl 
in dieser Untersuchung gegenüber, bedingt durch 
die ausgesprochen geringe Rückmeldung bei ei-
ner an sich ausreichend großen Zahl angefragter 
Unternehmen. So können die Ergebnisse ledig-
lich als interessante Hinweise und Anregungen 
für weitere Forschungsarbeiten verstanden wer-
den, nicht aber als repräsentatives Bild der Ein-
stellung von Unternehmen gegenüber den neu-
en Abschlüssen in den Geisteswissenschaften. 

Bis auf die Tatsache, dass in der Studie durch-
gängig mit zehntelgenauen Prozentwerten ge-
arbeitet wird, obgleich jeder Befragte für sich be-
reits knapp 2 % vertritt, haben die Forscher dem 
eben beschriebenen Umstand Genüge geleistet. 
Neben den prozentualen Häufigkeiten sind in 
den Tabellen und im Text immer auch die abso-
luten Häufigkeiten angegeben, so dass der Leser 
alle Informationen einsehen kann. Gleiches gilt 
für das Untersuchungsinstrument: Im Anhang 
der Studie ist der Originalfragebogen abgebil-
det; die ursprünglichen Frageformulierungen 
sind somit ersichtlich. 

báåçêÇåìåÖ=ÇÉê=bêÖÉÄåáëëÉ=

Bedingt durch die frühen Reformbewegungen an 
der Ruhr-Universität Bochum, war diese Studie 
eine der ersten Untersuchungen zur Akzeptanz 
von Bachelorabsolventen auf dem Arbeitsmarkt. 
Im Jahr 2001 war das Angebot an Bachelorstu-
diengängen sowohl insgesamt als auch speziell 
in den Geisteswissenschaften noch nicht sehr 
groß, denn seit dem Inkrafttreten der entschei-
denden vierten Novelle des Hochschulrahmen-
gesetzes waren erst drei Jahre vergangen. Absol-
venten dieser Studiengänge konnte es demnach 
zu diesem Zeitpunkt kaum geben. 

So vermitteln die Ergebnisse einen Eindruck da-
von, wie Unternehmensvertreter, ohne bereits 
über entsprechende Erfahrungen mit Absolven-
ten zu verfügen, die Situation einschätzten: Die 
Hoffnung, mit der Studienreform würden sich 
die Arbeitsmarktchancen von Absolventen aus 
dem geisteswissenschaftlichen Bereich verbes-
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sern, wird demnach nicht erfüllt. Trotz einer op-
timistischen Frageformulierung hielt über die 
Hälfte der Unternehmensvertreter lediglich ge-
ringfügige Verbesserungen für wahrscheinlich. 

Auch die sehr geringe Rücklaufquote kann als 
Zeichen von mehrheitlichem Desinteresse ge-
deutet werden; das Thema wurde zumindest zu 
der betreffenden Zeit als nicht so wichtig einge-
schätzt, dass die Unternehmensvertreter dafür 
Zeit eingeräumt hätten. 

Andererseits hat die Studie durchaus Hinweise 
darauf gegeben, dass die methodischen Qualifi-
kationen von Geisteswissenschaftlern für Unter-
nehmen interessant sind. So ist zu hoffen, dass 
dieser Punkt den Studienanbietern im Rahmen 
der Studienstrukturreform besonders deutlich 
wird und dass der Erkenntnis Taten folgen wer-
den, weil es unverantwortlich wäre, auf die Er-
wartungen der Unternehmensvertreter nicht ein-
zugehen: „Einen deutlicheren Appell an die Uni-
versitäten, diesen Bereich nicht länger stiefmüt-
terlich zu behandeln, kann man sich kaum vor-
stellen!“225 

łaáÉ=báåÑΩÜêìåÖ=îçå=_~ÅÜÉäçêJ=ìåÇ=
j~ëíÉêJmêçÖê~ããÉå=~å=ÇÉìíëÅÜÉå=
eçÅÜëÅÜìäÉå“=EOMMOF=

píìÇáÉåâçåíÉñí=

Bereits kurze Zeit nach der entscheidenden No-
vellierung des Hochschulrahmengesetzes und 
der Veröffentlichung der Bologna-Deklaration 
erwies es sich als offensichtlich, dass die Studien-
strukturreformen in Deutschland weitgehend 
dezentral und mit großem Gestaltungsspielraum 
für die Hochschulen ablaufen würden. 

Um in dieser Situation die Absichten, Ziele und 
Motive der Hochschulen besser einschätzen zu 
können, hatte der Deutsche Akademische Aus-
tauschdienst (DAAD) in Abstimmung mit der 
Hochschulrektorenkonferenz (HRK) eine empi-
rische Untersuchung angeregt. Im Herbst 2001 
befragten Anne Klemperer und Marijk van der 
Wende vom Center for Higher Education Policy 
Studies (CHEPS) an der Universität Twente in 

                                                           
225 Grunert 2001, S. 64. 

den Niederlanden sowie Johanna Witte vom 
Centrum für Hochschulentwicklung (CHE) die 
Vertreter der Hochschulleitungen in Deutschland 
zu den Studienreformen. Die Untersuchungser-
gebnisse wurden im Februar 2002 zunächst in 
englischer Sprache, dann im September 2002 in 
Deutsch unter dem Titel „Die Einführung von 
Bachelor- und Master-Programmen an deutschen 
Hochschulen“ veröffentlicht.226 

Die Konzeption der Befragung war an eine zu-
vor von CHEPS durchgeführte Studie über die 
Situation in den Niederlanden angelehnt. Von 
den 263 in Deutschland angefragten Hochschu-
len nahmen 142 an der Untersuchung teil; das 
entspricht einer Antwortquote von über 50 %. 
Gut die Hälfte der Fragebogen war vom jewei-
ligen Präsidenten beziehungsweise Rektor oder 
seinem Stellvertreter ausgefüllt worden. In den 
anderen Fällen hatte ein Vertreter der zentralen 
Hochschulverwaltung geantwortet. Bemerkens-
wert ist die Tatsache, dass zum Befragungszeit-
punkt an keiner der zwölf Kunst- und Musik-
hochschulen, die sich an der Umfrage beteiligten, 
an der Umstellung auf Bachelor und Master ge-
arbeitet wurde. 

píìÇáÉåÉêÖÉÄåáëëÉ=

aÉê=båíëÅÜÉáÇìåÖëéêçòÉëë=

Zum Zeitpunkt der Befragung waren die neuen 
Studienabschlüsse meist nur in bestimmten Fach-
richtungen eingeführt worden. Dabei waren den 
Angaben der Leitungsvertreter zufolge in 40 % 
der Hochschulen eher die einzelnen Fakultäten 
                                                           
226 Siehe Klemperer, van der Wende u. Witte 2002. Die deutsch-

sprachige Fassung liegt auch als Broschüre in der vom 
Deutschen Akademischen Austauschdienst (DAAD) 
herausgegebenen Reihe „Dok & Mat“ vor. In Klemperer, 
van der Wende u. Witte 2002 werden anfangs das metho-
dische Vorgehen der Forscherinnen sowie der Studien-
kontext geschildert, gefolgt von der Darlegung der Er-
gebnisse und der Betrachtung der Reformen auf den 
Seiten 31 bis 63. Auf den Seiten 65 bis 79 werden die 
wichtigsten Ergebnisse zusammengefasst und diskutiert. 
Anschließend wird die Situation an deutschen Hoch-
schulen mit jener im niederländischen Hochschulsystem 
verglichen. Der Anhang des knapp 120 Seiten umfassen-
den Forschungsberichts enthält eine Liste mit den teil-
nehmenden Hochschulen und den Originalfragebogen, 
unterteilt in die Abschnitte A. Hochschulpolitische Wei-
chenstellungen, B. Motive und Ziele bei der Einführung 
von B/M, C. Fakten zur Einführung von B/M-Studien-
gängen. 
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oder Fachbereiche die treibende Kraft als die 
Hochschulleitungen. Deren Rolle bei den Refor-
men wurde von rund einem Viertel der Befrag-
ten sogar eher als „koordinierend“ denn als „lei-
tend“ beschrieben. An deutschen Hochschulen 
sei es die absolute Ausnahme, so die Autorinnen 
der Studie, dass der Entscheidungsprozess strin-
gent ablaufe: von der Planung und der Beschluss-
fassung zentraler Gremien bis hin zur Umset-
zung in den Fakultäten oder Fachbereichen. 

Von erheblichem oder breitem Widerstand ge-
gen die Einführung von Bachelor und Master 
berichteten Vertreter der Fachhochschulen und 
Universitäten nur selten, im Unterschied zu 
Vertretern von Kunst- und Musikhochschulen, 
Theologischen Hochschulen und Pädagogischen 
Hochschulen. Allerdings sprachen sich etwa 50 % 
der Universitätsvertreter und gut 20 % der Fach-
hochschulvertreter ausdrücklich gegen eine flä-
chendeckende Umstellung auf die neuen Studien-
strukturen aus. Auch bei der Frage nach einer 
parallelen Führung von traditionellen und neuen 
Strukturen zeigten sich die Hochschulvertreter 
vorsichtig: Jeweils rund 40 % der Vertreter von 
Fachhochschulen und Technischen Universitäten 
erklärten, sie wollten ihre traditionellen Systeme 
beibehalten. Auf die Frage, ob bei einer Umstel-
lung auf das Bachelorstudium dennoch bisher 
das Vordiplom oder die Zwischenprüfung er-
halten worden sei, sagten immerhin gut 20 % 
der Universitätsvertreter und jeweils rund die 
Hälfte der Vertreter von Fachhochschulen und 
Technischen Hochschulen: „(Überwiegend) ja“. 
Die Autorinnen der Studie weisen an dieser Stel-
le darauf hin, dass die Beibehaltung des Vordi-
ploms in der Umstellungsphase vielleicht sogar 
vorteilhaft sei, denn Studierende könnten sich 
auch nach einer gewissen Zeit im traditionellen 
Studium für einen Wechsel in einen Bachelor-
studiengang entscheiden. 

jçíáîÉ=ÑΩê=ÇáÉ=báåÑΩÜêìåÖ=îçå=_~ÅÜÉäçê=ìåÇ=
j~ëíÉê=

Die „Anpassung an globale Standards“ wurde 
von den Befragten mit Abstand als wichtigster 
Faktor bei der Reformentscheidung genannt. Of-
fizielle Beschlüsse und Rahmenvorgaben spiel-
ten ebenfalls eine Rolle, waren aber weniger be-

deutend als die internationalen Standards. Die 
Anforderungen der Berufswelt und des Arbeits-
marktes hatten laut Bekunden der Hochschullei-
tungen interessanterweise kaum Einfluss auf die 
Entscheidung, Bachelor- und Masterstudiengän-
ge einzuführen. Möglicherweise, so die Autorin-
nen, liege das daran, dass die Erwartungen der 
Arbeitgeber an die Hochschulausbildung unklar 
seien: „Einerseits fordern sie kürzere Studien-
gänge und jüngere Absolventen, andererseits ist 
von ihnen bisher kein deutliches Signal ausge-
gangen, dass sie den neuen Absolventen tatsäch-
lich auch gleiche Chancen bei der Einstellung 
einräumen.“227 

Danach befragt, welche Hoffnungen mit der Ein-
führung von Bachelor und Master verbunden 
seien, nannten die Hochschulvertreter überwie-
gend Aspekte mit internationalem Hintergrund: 
erhöhte studentische Mobilität, verbesserte in-
ternationale Wettbewerbsfähigkeit und die grö-
ßere Anziehungskraft der Hochschulen in Bezug 
auf ausländische Studierende. Demgegenüber 
wurden klassische Studienreformziele wie eine 
Senkung der Abbruchquoten oder die Verkür-
zung von Studienzeiten seltener als große Hoff-
nung bezeichnet. Dies galt auch für die „ver-
stärkte Praxisorientierung“: Auf einer vierstufi-
gen Skala von „gering“ bis „groß“ bewerteten 
die Befragten diese Hoffnung als eher gering. 
Der internationale Wettbewerb war offenbar in 
der Vorstellung der Hochschulleitenden stärker 
präsent als der Reformbedarf in der Studienge-
staltung. 

^ìëêáÅÜíìåÖ=ÇÉê=píìÇáÉåÖ®åÖÉ=

Im traditionellen Studiensystem war die Hoch-
schulart maßgeblich für die Ausrichtung eines 
Studiengangs: Programme an Universitäten gal-
ten bislang als theorieorientiert, Studiengänge an 
Fachhochschulen hingegen als anwendungsori-
entiert. Mit den Strukturreformen, so die Auto-
rinnen, sei es aber nun jedem Studienanbieter 
freigestellt, das eigene Angebot in die eine oder 
die andere Richtung zu profilieren. Als „vorran-
gig berufsorientiert“ ordneten zwei Drittel der 
befragten Fachhochschulvertreter und 20 % der 
                                                           
227 Klemperer, van der Wende u. Witte 2002, S. 69. 
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Universitätsvertreter ihre Bachelorangebote ein. 
In Bezug auf die Masterstudiengänge beliefen 
sich die Antwortanteile auf knapp 50 % und 10 %. 
Insbesondere an den Technischen Universitäten 
waren die neuen Studiengänge den Angaben 
der Hochschulleitenden zufolge „vorrangig theo-
rie-/forschungsorientiert“. Viele Befragte gaben 
allerdings zu der betreffenden Frage an, die 
Klassifizierung sei für verschiedene Fachrich-
tungen unterschiedlich oder sagten, sie hielten 
es prinzipiell für schwierig, Studiengänge auf 
diese Weise zu klassifizieren. 

Nach den Zielgruppen für die gestuften Studien-
gänge befragt, zeigte sich insbesondere bei den 
Fachhochschulen eine Neuerung: Sie versuchten 
demnach, Abiturienten für ihre Bachelorstudien-
gänge und Absolventen mit ersten Berufserfah-
rungen für ihre Masterstudiengänge zu gewin-
nen. Die Ergebnisse zu dieser Frage, so die Au-
torinnen der Studie, bestätigten insgesamt, dass 
„für Universitäten der Wettbewerb auf dem in-
ternationalen Studierendenmarkt das wichtigste 
Motiv für die Einführung von B/M darstellt, 
während für die Fachhochschulen Ziele min-
destens ebenso wichtig sind, die mit ihrer Funk-
tion und Wettbewerbsposition im deutschen 
Hochschulsystem in Zusammenhang stehen“.228 
Marktforschung zu den neuen Studienangebo-
ten wurde dementsprechend, wenn überhaupt, 
am ehesten an Fachhochschulen betrieben. 

dÉëí~äí=ÇÉê=åÉìÉå=píìÇáÉå~åÖÉÄçíÉ=

Rund die Hälfte der Vertreter von Universitäten, 
eingeschlossen die Technischen Hochschulen, 
und etwa 30 % der Fachhochschulvertreter sag-
ten, an ihrer jeweiligen Institution würden Ba-
chelor und Master überwiegend in Form von 
konsekutiven Studienprogrammen eingeführt. 
Die Regelstudienzeit der Bachelorstudiengänge, 
zitiert nach dem Hochschulkompass der Hoch-
schulrektorenkonferenz, belief sich zum Befra-
gungszeitpunkt größtenteils auf drei Jahre. Die 
Masterstudiengänge waren meist auf eineinhalb 
oder zwei Jahre angelegt, selten auf ein Jahr. Die 
geringe Zahl einjähriger Masterprogramme, so 
die Autorinnen, deute darauf hin, dass es den 

                                                           
228 Klemperer, van der Wende u. Witte 2002, S. 75. 

Studienanbietern in Deutschland nach wie vor 
schwer falle, Kurzstudiengänge mit klarem Qua-
lifikationsziel und einer entsprechend intensiven 
Betreuung einzurichten. 

Studienformen, die schon im traditionellen deut-
schen Hochschulsystem wenig üblich waren, wie 
das Teilzeitstudium, Fernstudien oder duale Stu-
diengänge, hatten auch im neuen System kaum 
Einzug gefunden, zumindest zum Zeitpunkt der 
Befragung. Viele Hochschulvertreter gaben aller-
dings in der Untersuchung an, die Studienstruk-
turreform zur Flexibilisierung ihres Studienan-
gebots und zu einer stärkeren Orientierung am 
Bedarf nutzen zu wollen. Vor allem die Techni-
schen Universitäten zeigten Interesse an den oben 
genannten Studienformen: Rund 80 % beabsich-
tigten, im Bereich der weiterführenden Studien-
programme einige Teilzeitstudiengänge anzu-
bieten, und etwa 60 % erwogen die Einrichtung 
von Fernstudiengängen. Gleichzeitig äußerte rund 
die Hälfte der Fachhochschulvertreter die Ab-
sicht, zukünftig mehr duale Studiengänge anzu-
bieten. 

Insbesondere die Universitäten boten laut den 
Aussagen der Befragten zumindest einige Stu-
diengänge an, die sich speziell an ausländische 
Studieninteressierte richteten. Die Unterrichts-
sprache wurde jedoch für die meisten Hochschu-
len mit „überwiegend in Deutsch“ angegeben. 

k~ÅÜ=ÇÉã=_~ÅÜÉäçê~ÄëÅÜäìëë=

Die Teilnehmenden waren gebeten worden, mit 
der Auswahl einer von vier Antwortkategorien 
anzugeben, wie die Hochschulleitung den un-
mittelbaren Einstieg der Bachelorabsolventen in 
den Arbeitsmarkt beurteile. Die meisten Fach-
hochschulvertreter sagten, diese Frage werde 
derzeit offen gelassen, und die Mehrzahl der 
Universitätsvertreter gab an, das sei von Fach 
zu Fach völlig verschieden. Nur sehr wenige Be-
fragte sprachen sich offen gegen einen Berufs-
eintritt der Bachelorabsolventen aus und erklär-
ten, ein Masterstudium im direkten Anschluss an 
das Bachelorstudium sollte die Regel sein. Gleich-
zeitig gab es aber auch wenig ausgesprochene 
Befürworter: Knapp 30 % der Fachhochschulver-
treter und nur ein Siebtel der Universitätsvertre-
ter, die zu der betreffenden Frage eine Antwort 
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gegeben hatten, sagten, der unmittelbare Berufs-
einstieg sei „(Überwiegend) erwünscht“. 

wìÖ~åÖ=òìã=j~ëíÉêëíìÇáìã=

Etwa zwei Drittel der Fachhochschulvertreter 
und jeweils rund die Hälfte der Vertreter von 
Universitäten und technischen Hochschulen ga-
ben an, für die Masterstudiengänge an ihren 
Hochschulen gälten allgemein oder teilweise be-
sondere Zugangsvoraussetzungen. Die Frage, ob 
hinsichtlich der Masterprogramme zukünftig 
eine stärkere Auswahl unter den Studieninte-
ressierten gewünscht sei, bejahten sämtliche Ver-
treter von technischen Hochschulen sowie die 
Mehrheit der Fachhochschul- und Universitäts-
vertreter. 

Die Mehrheit der befragten Hochschulleitenden 
plante zum Zeitpunkt der Befragung, für den 
Besuch weiterbildender Masterstudiengänge von 
ihren Studierenden Gebühren zu erheben. (Die-
se Studienprogramme fielen nicht unter das da-
mals noch geltende Studiengebührenverbot.) 

bêï~êíÉíÉ=^ìëïáêâìåÖÉå=ÇÉê=oÉÑçêã=

Die Hochschulleitenden waren in der Untersu-
chung gebeten worden, die Auswirkungen der 
Einführung von Bachelor und Master auf den 
Umfang des Studienangebots und auf die Qua-
lität des Studiums einzuschätzen. Mit Bezug auf 
die ersten sechs Studiensemester sagten die mei-
sten Befragten, dies lasse sich nicht allgemein 
beantworten. Im Hinblick auf das weiterführen-
de Studium hingegen gingen jeweils zwei Drit-
tel der Vertreter von Fachhochschulen und Tech-
nischen Hochschulen von einem verbreiterten 
Studienangebot aus. Die Universitätsvertreter 
aber waren auch hier vorsichtig und gaben mehr-
heitlich an, die Frage nicht allgemein beantwor-
ten zu können. Von einer Einschränkung des Stu-
dienangebots im weiterführenden Bereich ging 
jedoch insgesamt nur ein einziger Hochschul-
vertreter aus. Dies lasse sich damit begründen, 
so die Verfasserinnen, dass die Mehrheit der 
Masterstudiengänge zusätzlich zu bestehenden 
Studienangeboten eingerichtet worden sei, wäh-
rend die Bachelorstudiengänge meist aus den tra-
ditionellen Studienprogrammen hervorgingen. 

Die Mehrzahl der Befragten erwartete von der 
Umstellung auf Bachelor- und Masterstudien-
gänge positive Auswirkungen. Einige Hoch-
schulvertreter äußerten ihre Bedenken hinsicht-
lich des Niveaus im Bachelorstudium und der 
Akzeptanz von Bachelorstudierenden auf dem 
Arbeitsmarkt. 

In ihrer Schlussbemerkung gehen die Autorin-
nen auf diesen Punkt noch einmal ein. Sie weisen 
darauf hin, dass die Umstellung auf ein System 
mit den Studienstufen Bachelor und Master auch 
dann sinnvoll sein könne, wenn die Mehrheit 
der Bachelorabsolventen das Studium im Mas-
terprogramm fortsetze, denn mit der Studien-
strukturreform gingen viele andere, positive 
Neuerungen einher. 

Allerdings sei auch dabei entscheidend, dass die 
neuen Abschlüsse, vor allem der bisher unbe-
kannte Bachelorgrad, von den Arbeitgebern ak-
zeptiert würden. Hier könne und solle der öffent-
liche Dienst als Arbeitgeber mit gutem Beispiel 
vorangehen, anstatt mit der zögerlichen Aner-
kennung für Verunsicherung zu sorgen: „Man 
muss es schon als paradox bezeichnen, dass die 
Einführung von B/M – einschließlich Gleichset-
zung von Fachhochschul- und Universitätsab-
schlüssen – durch die HRG-Novelle vom Staat 
gefördert wurde, gleichzeitig aber nicht seine 
uneingeschränkte Unterstützung findet.“229 

jÉíÜçÇáëÅÜÉ=hêáíáâ=

Der breite und dennoch wissenschaftlich fundier-
te Untersuchungsansatz in der von CHEPS und 
CHE durchgeführten Studie sowie die Zusam-
menführung der eigenen Forschungsresultate 
mit den zum Erhebungszeitpunkt geltenden sta-
tistischen Daten sind als positiv hervorzuheben. 
Allerdings bleibt in der Ergebnisdarstellung 
manchmal unklar, ob es sich um Befragungser-
gebnisse, um eigene Überlegungen, um Infor-
mationen aus anderen Quellen oder um eine Mi-
schung daraus handelt. So war in der Befragung 
der Hochschulleitungen beispielsweise nicht er-
hoben worden, wie viele Bachelor- und Master-
studiengänge an der jeweiligen Hochschule an-
geboten wurden, sondern an betreffenden Stellen 
                                                           
229 Klemperer, van der Wende u. Witte 2002, S. 78. 
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im Bericht werden Daten aus dem Hochschul-
kompass der Hochschulrektorenkonferenz zi-
tiert. 

Sehr sinnvoll ist die analytische Trennung zwi-
schen Universitäten, Technischen Hochschulen 
und Fachhochschulen; die Antworten ihrer je-
weiligen Vertreter weisen darauf hin, dass sich 
die drei Hochschularten in ihrer Haltung zur 
Studienstrukturreform deutlich voneinander 
unterscheiden. In den entsprechenden Tabellen 
werden jedoch keine Gesamtwerte angegeben, 
die eine Einordnung der detaillierten Daten er-
möglichen würden. Auch sind die Zahlen in den 
Untergruppen oft zu klein, um repräsentative 
Aussagen treffen zu können. Im Bericht werden 
dennoch Prozentwerte angegeben oder Formu-
lierungen gewählt, die eine statistische Deut-
lichkeit suggerieren, welche so nicht vorhanden 
ist.230 Andererseits sind in sämtlichen Tabellen 
die absoluten Zahlen zur Information enthalten. 

báåçêÇåìåÖ=ÇÉê=bêÖÉÄåáëëÉ=

Besonders aufschlussreich waren die Antworten 
der leitenden Hochschulvertreter auf die Frage, 
welche Hoffnungen sie mit den Bachelor- und 
Masterstudiengängen verbänden: Die Internatio-
nalisierung des Hochschulwesens wurde hier 
deutlich höher bewertet als beispielsweise eine 
verstärkte Praxisorientierung. Dass insbesondere 
die Universitäten und Technischen Hochschulen 
vorrangig daran interessiert sind, ihre Studie-
renden möglichst wie im traditionellen Studien-
system durch eine längere Ausbildung zu füh-
ren, zeigt sich auch daran, dass nur eine Minder-
heit der Befragten aus diesen Bereichen den un-
mittelbaren Berufseinstieg von Bachelorabsolven-
ten für „(überwiegend) erwünscht“ erklärte. Wie 
oben erwähnt, hielten die Studienautorinnen aber 
die Einführung von Bachelorprogrammen auch 
in diesem Fall für richtig, da mit dieser Struktur-
reform andere positive Neuerungen verbunden 
seien. 

                                                           
230 Beispiel: Zu der Frage, ob die Hochschulleitung eine in-

tensivierte Zusammenarbeit mit der Wirtschaft anstre-
be, sagten zehn Vertreter der Technischen Hochschulen 
„Ja“, sechs sagten „Nein“. Dies wird mit Blick auf die 
Prozentwerte 63 % und 37 % als „klare Mehrheit gegen 
stärkere Kooperation mit der Wirtschaft“ interpretiert, 
siehe Klemperer, van der Wende u. Witte 2002, S. 76. 

Interessant sind auch die Hinweise auf die grund-
sätzlichen Profilunterschiede der verschiedenen 
Hochschularten, zum Beispiel hinsichtlich der 
wettbewerblichen Orientierung: Universitäten 
sehen sich demnach vor allem im internationalen 
Wettbewerb um Studierende und Forschungs-
gelder, während die Fachhochschulen sich eher 
in nationaler Konkurrenz mit anderen deutschen 
Hochschulen messen. 

Insgesamt hat diese Studie viel Erhellendes zu der 
Situation an den deutschen Hochschulen in den 
ersten Jahren der Studienstrukturreform beigetra-
gen. Dass im Bericht keine endgültigen Antworten 
gegeben, sondern vielmehr neue Fragen gestellt 
und Anregungen für weitere Lagebeobachtun-
gen gegeben werden, ist der Sache angemessen. 

ł_~ÅÜÉäçêJ=ìåÇ=j~ëíÉêëíìÇáÉåÖ®åÖÉK=
_ÉëÅÜ®ÑíáÖìåÖë~ìëëáÅÜíÉå=áå=ÇÉê=táêíJ
ëÅÜ~Ñí“=EOMMOLOMMPF=

píìÇáÉåâçåíÉñí=

Im April 2002 trafen sich Präsidiumsvertreter 
der Hochschulrektorenkonferenz (HRK) und 
Vorstandsvertreter des Deutschen Industrie- und 
Handelskammertages (DIHK) zu einem Spitzen-
gespräch, in dem die Wettbewerbsfähigkeit des 
deutschen Hochschulsystems im Hochschulraum 
Europa debattiert wurde. Aus diesem Anlass 
hatte der DIHK die Industrie- und Handelskam-
mern um den Versand eines Fragebogens an die 
Mitgliedsunternehmen gebeten.231 Mit der Befra-
gung sollte der Informationsbedarf bei den Un-
ternehmen ermittelt und ein Meinungsbild skiz-
ziert werden. Die Umfrageergebnisse wurden im 
Dezember 2002 zunächst in Form eines pdf-Do-
kuments veröffentlicht; im Februar 2003 ist der 
Text unter dem Titel „Bachelor- und Masterstu-
diengänge. Beschäftigungsaussichten in der Wirt-
schaft. Ergebnisse einer Umfrage bei IHK-Betrie-
ben“ auch als Broschüre erschienen.232 Laut der 
                                                           
231 Der genaue Befragungszeitraum ist nicht bekannt. Un-

klar ist auch, ob tatsächlich sämtliche IHK-Mitglieds-
unternehmen angeschrieben oder bestimmte Unterneh-
men für eine Stichprobe ausgewählt wurden. 

232 Die Inhalte der beiden Dokumente, DIHK 2002 und 
DIHK 2003, sind gleich. In DIHK 2003 sind die Erläute-
rungen zu dem Rahmen der Studie und zur Methodik 
auf Seite 5f. dargelegt, und die Befragungsergebnisse 
finden sich auf den Seiten 6 bis 13. 
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Studie liegt der Anteil der antwortenden Unter-
nehmen an allen um Teilnahme gebetenen Be-
trieben bei 25 bis 30 %; insgesamt haben sich 834 
Unternehmen aller Branchen und über alle Be-
triebsgrößen an der Befragung beteiligt. 

píìÇáÉåÉêÖÉÄåáëëÉ=

fåÑçêã~íáçåëëí~åÇ=ìåÇ=fåÑçêã~íáçåëÄÉÇ~êÑ=

Auf die Frage, ob sie Bachelor- und Masterstu-
diengänge kennen würden, antworteten gut 40 % 
der Unternehmen mit „Ja“, weitere 42 % gaben 
an, davon gehört zu haben, und 15 % verneinten 
die Frage. Der oder die Studienverfasser deuten 
dies als Zeichen dafür, dass bei den Unterneh-
men „teilweise große Unsicherheit darüber be-
steht, was sie von Absolventen der gestuften 
Studiengänge erwarten können.“233 Interessan-
terweise ist der Informationsbedarf nicht so hoch, 
wie es die eben genannten Werte zum Informa-
tionsstand vermuten lassen. Etwas weniger als 
die Hälfte der teilnehmenden Betriebe gab auf 
Nachfrage an, weitere Informationen zu benö-
tigen, wohingegen 52 % der Unternehmen die 
betreffende Frage mit „Nein“ beantworteten. 

^âòÉéí~åò=îçå=_~ÅÜÉäçê~ÄëçäîÉåíÉå=
E^åëíÉääìåÖëÄÉêÉáíëÅÜ~ÑíF=

Die Unternehmen wurden gefragt, ob sie sich 
vorstellen könnten, Bachelorabsolventen einzu-
stellen. Während etwa gleich viele Befragte ein 
klares „Ja“ (20 %) oder „Nein“ (15 %) äußerten, 
sagten zwei Drittel der Teilnehmenden, eine Ein-
stellung in ihrem Betrieb hänge nicht vom aka-
demischen Grad des Bewerbers ab, sondern von 
dessen Persönlichkeit und fachlicher Eignung. 
Dennoch, so die Studienverfasser, sei das aus-
drückliche Nein in den Antworten bedenklich. 

báåëíìÑìåÖ=îçå=_~ÅÜÉäçê~ÄëçäîÉåíÉå=
Emçëáíáçå=ìåÇ=dÉÜ~äíF=

Auf die Frage, welche Position im Unternehmen 
ein Bachelor einnehmen könnte, wählten – bei 
möglicher Mehrfachnennung – 70 % der befrag-
ten Betriebe die Antwortkategorie „Stabstelle/ 
Teamleiter“ und 65 % die Kategorie „Sachbear-

                                                           
233 DIHK 2003, S. 6. 

beiter“. Lediglich 33 % der Unternehmen hielten 
eine Führungsposition für möglich, und das, ob-
wohl nach obigen Angaben die Persönlichkeit 
des Bewerbers ausschlaggebend für die Stellen-
besetzung war. (Es wird allerdings in der Studie 
nicht gesagt, ob es sich bei der Frage nach der 
Position um die Einstiegsposition oder eine zu-
künftig denkbare Position handeln sollte.) 

Nahezu ein Fünftel der Befragten äußerte sich 
nicht zu der Einstufung von Bachelor in eine Ge-
haltsklasse. Von denjenigen, die hier eine Ant-
wort gaben, legten sich knapp 20 % auf 1.500 bis 
2.000 Euro pro Monat fest, rund die Hälfte auf 
2.000 bis 2.500 Euro und knapp 30 % auf 2.500 
bis 3.000 Euro. Jeweils ein geringer Anteil der 
Befragten entschied sich für ein Bachelorgehalt 
unter 1.500 Euro beziehungsweise über 3.000 
Euro monatlich. (Auch hier bleibt unklar, ob es 
sich um das Einstiegsgehalt oder ein grundsätz-
lich denkbares Gehalt handelt.) 

^âòÉéí~åò=îçå=j~ëíÉê~ÄëçäîÉåíÉå=
E^åëíÉääìåÖëÄÉêÉáíëÅÜ~ÑíF=

Vor dem Hintergrund der eben geschilderten Er-
gebnisse bezüglich der Bachelorabsolventen lie-
ferten die entsprechenden Fragen für Masterab-
solventen ein erstaunliches Resultat. Zunächst 
war gefragt worden, ob sich die Unternehmen 
vorstellen könnten, Masterabsolventen einzu-
stellen. Hier sagten 23 % „Ja“, 16 % „Nein“, und 
für 61 % der Befragten hing diese Entscheidung 
von der Persönlichkeit und Eignung des Bewer-
bers ab. Dieses Antwortbild ist praktisch de-
ckungsgleich mit jenem zur Frage nach der An-
stellung von Bachelorabsolventen. 

Die Studienverfasser merken im Anschluss an 
die Fragen zu Anstellung, Position und Gehalt 
an, die Antworten offenbarten, dass „die Unter-
nehmen wenig zwischen den beiden Abschlüs-
sen unterscheiden. Das lässt wiederum darauf 
schließen, dass die Spezifika der Studiengänge 
nicht klar sind.“234 Diese Feststellung betrifft aber 
vor allem die Bereitschaft, Bachelor- und Mas-
terabsolventen einzustellen. Bei der Einschät-
zung von Position und Gehalt zeigen sich dann 
schon deutlichere Unterschiede, zum Beispiel bei 
                                                           
234 DIHK 2003, S. 10. 
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dem höheren Anteil der Befragten, die für Master 
eine Führungsposition einräumten (siehe unten). 

báåëíìÑìåÖ=îçå=j~ëíÉê~ÄëçäîÉåíÉå=
Emçëáíáçå=ìåÇ=dÉÜ~äíF=

Bei der Frage nach der Positionierung von Mas-
terabsolventen wählten, wiederum bei möglicher 
Mehrfachnennung, 73 % die Kategorie „Stabstel-
le/Teamleiter“ und 44 % die Sachbearbeiter-
Kategorie. 54 % der Befragten hielten eine Füh-
rungsposition für möglich. 

Gut ein Fünftel der Befragten äußerte sich nicht 
zu der Einstufung von Master in eine Gehalts-
klasse. Von denjenigen, die hier eine Antwort 
gaben, legten sich nur gut 5 % auf 1.500 bis 
2.000 Euro pro Monat fest, rund ein Drittel auf 
2.000 bis 2.500 Euro und über 40 % auf 2.500 bis 
3.000 Euro. Die Gehaltsklasse 3.000 bis 3.500 Eu-
ro pro Monat, die bei den Bachelorfragen kaum 
besetzt war, wurde für die Masterabsolventen zu 
knapp 20 % gewählt. Jeweils ein geringer Anteil 
der Befragten entschied sich für ein Mastergehalt 
unter 1.500 Euro beziehungsweise über 3.500 
Euro monatlich. Im Durchschnitt wurden laut Stu-
dienverfasser für Masterabsolventen im Vergleich 
zu Bachelorabsolventen monatlich 500 Euro mehr 
Einstiegsgehalt als angemessen betrachtet. 

bêï~êíìåÖÉå=~å=eçÅÜëÅÜìä~ÄëçäîÉåíÉå=~ääÖÉãÉáå=

Die Unternehmen wurden zusätzlich danach be-
fragt, für wie wichtig sie bestimmte Punkte bei 
Hochschulabsolventen im Allgemeinen hielten.235 
EDV-Kenntnisse wurden dabei von rund der 
Hälfte der befragten Unternehmen als „sehr 
wichtig“, von der anderen Hälfte als „wichtig“ 
eingestuft. Ein ähnliches Bild zeigt sich bei der 
Bedeutung von Betriebspraktika während des 
Studiums; allerdings gibt es hier einen relativ 
großen Anteil von Befragten, die sich nicht ge-
äußert hatten (7 %). 

Fremdsprachenkenntnisse wurden zu 20 % als 
sehr wichtig, zu knapp 60 % als wichtig ange-
sehen. Bei denjenigen, die auf diese Frage nicht 
                                                           
235 Der entsprechende Abschnitt in DIHK 2003 trägt die 

Überschrift „Wichtige Qualifikationen der Hochschul-
absolventen“. Es ist nicht ganz klar, ob es wirklich einen 
eigenständigen Befragungsteil zu Hochschulabsolven-
ten im Allgemeinen gab, wie die Überschrift nahe legt. 

antworteten oder Fremdsprachenkompetenz als 
unwichtig einstuften, handelte es sich überwie-
gend um Vertreter kleinerer, regional orientier-
ter Betriebe. Ähnliches galt für die Einschätzung, 
wie wichtig Auslandsaufenthalte der Studieren-
den für das Unternehmen seien. Hier gab gut ein 
Drittel der Antwortenden an, die Auslandserfah-
rung von Hochschulabsolventen sei für den ei-
genen Betrieb unwichtig. 

Schließlich wird in der Studie angegeben, für wie 
bedeutsam die befragten Unternehmen die Ein-
haltung der Regelstudienzeit hielten. Für jeweils 
gut ein Viertel der Antwortenden war der Stu-
dienabschluss in vorgegebener Zeit ein wichtiger 
Aspekt beziehungsweise sekundär. Fast die Hälfte 
gab an, das sei zwar grundsätzlich ein wichtiger 
Punkt, aber die Regelstudienzeit dürfe auch um 
ein oder zwei Semester überschritten werden. 

c~òáí=

Als Schlusswort der Studie gilt die Feststellung, 
dass hinsichtlich der gestuften Studiengänge und 
der im Studium zu erwerbenden Kenntnisse und 
Fähigkeiten bei vielen Unternehmen noch großer 
Informationsbedarf bestehe. 

jÉíÜçÇáëÅÜÉ=hêáíáâ=

Die Studiendurchführung ist in der Broschüre 
nicht immer transparent dargestellt. So ist zum 
Beispiel unklar, worin Grundgesamtheit und 
Stichprobe bestehen, und somit auch, ob und in-
wiefern die Ergebnisse repräsentativ sind. Die 
Rücklaufquote, also der Anteil der Antworten-
den an allen Personen, die um Teilnahme gebe-
ten wurden, wird mit 25 bis 30 % angegeben, 
dabei müsste sie genau zu ermitteln sein. Zu-
dem wird in der Ergebnisdarstellung die origi-
nale Frageformulierung nicht angegeben. Dies 
würde bei einigen Fragen die Antworten besser 
erklären, etwa bei dem Thema „Einsatz von Ba-
chelor- und Masterabsolventen im Unternehmen“. 
Hier macht es einen Unterschied, ob nach Ein-
stiegsmöglichkeiten oder nach längerfristigen 
Beschäftigungsperspektiven gefragt wird. 

Ein Punkt, der für die meisten empirischen Stu-
dien in diesem Bereich anzuführen ist, gilt auch 
hier: Bei den Ergebnissen zu Bachelor- und Mas-
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terabsolventen im Beruf wird nur selten ein Ver-
gleich zu den Absolventen mit traditionellen Ab-
schlüssen gezogen, so dass das Ergebnis für sich 
steht und es dem Leser überlassen ist, einen Zah-
lenwert als „hoch“ oder „niedrig“ einzustufen. 
So erscheint in der hier angesprochenen Studie 
beispielsweise der Wert „44 %“ hinsichtlich des 
Einsatzes von Masterabsolventen als Sachbear-
beiter recht hoch, aber ohne Vergleichsdaten 
lässt sich das Ausmaß nur subjektiv fassen.236 

báåçêÇåìåÖ=ÇÉê=bêÖÉÄåáëëÉ=

Insbesondere zwei Resultate der Studie werfen 
Fragen auf: Zum einen gaben 41 % der befragten 
Unternehmen an, ihnen seien Bachelor- und Mas-
terstudiengänge bekannt, und gleichzeitig hatten 
52 % aller befragten Unternehmen keinen weite-
ren Informationsbedarf. Wie erklärt sich diese Lü-
cke? Sahen die Unternehmen für sich keinen Be-
darf, weil sie sich von der Reform des Studien-
systems nicht betroffen fühlten, oder zeigt sich 
hier ein Mangel an Vertrauen in die Informations-
politik von Politikern und Hochschulvertretern? 

Zum anderen konnten sich 15 % der Befragten 
nicht vorstellen, Bachelorabsolventen einzustel-
len. Auch hier ist der Grund für die ablehnende 
Haltung unklar. Möglicherweise planten die be-
treffenden Unternehmen ohnehin keine Einstel-
lung von Hochschulabsolventen, aber eventuell 
hielten sie die Qualifikation von Bachelorabsol-
venten tatsächlich für unzureichend. Allerdings 
gaben zu der betreffenden Frage rund 60 % der 
Befragten an, die Entscheidung über eine Neu-
anstellung hänge nicht vom Studienabschluss 
des Bewerbers, sondern von dessen fachlicher 
und persönlicher Eignung ab. 

łpíìÇáÉêÉåÇÉ=~ìÑ=ÇÉã=tÉÖ=å~ÅÜ=bìêçé~K=
píìÇáÉêÉåÇÉåìåíÉêëìÅÜìåÖ=OMMP=òìê=^âJ
òÉéí~åò=ÇÉë=_çäçÖå~JmêçòÉëëÉë“=EOMMPF=

píìÇáÉåâçåíÉñí=

Im April 2003, also etwa ein halbes Jahr vor der 
Berlinkonferenz, führten Projektmitarbeiter des 
HIS Hochschul-Informations-System Hannover 
                                                           
236 Die vorgebrachte Kritik betrifft unter den vorgestellten 

Studien auch Schwarz-Hahn u. Rehburg 2004a sowie IHK 
Berlin, HWK Berlin u. UVB 2004. 

per E-Mail eine Blitzbefragung unter Studieren-
den durch. Mit wenigen Fragen und in knapper 
Befragungszeit sollten Kenntnisse und Einschät-
zungen von Studierenden zum Bolognaprozess 
erhoben werden. Der Kurzbericht zu dieser Er-
hebung wurde von Janka Willige verfasst und 
unter dem Titel „Studierende auf dem Weg nach 
Europa. Studierendenuntersuchung 2003 zur 
Akzeptanz des Bologna-Prozesses“ veröffent-
licht.237 

HIS führt das so genannte HISBUS-Panel, deren 
Mitglieder so ausgewählt wurden, dass sie re-
präsentativ für die Gesamtheit der Studierenden 
an deutschen Hochschulen sind. Für die betref-
fende Studie wurden diejenigen Panelteilnehmer 
per E-Mail angeschrieben, die zum Befragungs-
zeitpunkt an einer Hochschule immatrikuliert 
waren. Abzüglich derjenigen Teilnehmer, die 
unter ihrer bekannten Adresse nicht erreicht wer-
den konnten, waren dies insgesamt 2.560 Studie-
rende. In die Datenauswertung gingen 1.714 gül-
tige Fälle ein, so dass die Nettorücklaufquote bei 
67 % lag. Durch Gewichtungen wurde die Re-
präsentativität der Ergebnisse auf Bundesebene 
sichergestellt. 

píìÇáÉåÉêÖÉÄåáëëÉ=

fåÑçêã~íáçåëëí~åÇ=

In dem Fragebogen, den die Studierenden erhal-
ten hatten, wurden zwei Fragen zu ihrem Wis-
sensstand gestellt: eine zum Bolognaprozess und 
eine weitere zu den Abschlüssen Bachelor und 
Master. Auf die Frage, ob man sagen könne, wo-
rum es sich bei dem „Bologna-Prozess“ handele, 
antworteten lediglich 8 % mit „Ja“; weitere 13 % 
gaben an, den Begriff schon einmal gehört zu 

                                                           
237 Siehe Willige 2003. Der Kurzbericht beginnt mit der Pres-

seerklärung, die HIS zu diesem Anlass herausgegeben 
hat. Auf den Seiten 6 bis 8 wird die Vorgehensweise bei 
der Befragung erläutert. Die Befragungsergebnisse zu 
den geschlossenen Fragen, d.h. Fragen mit vorgegebe-
nen Antwortkategorien, werden auf den Seiten 9 bis 15 
vorgestellt. Die Antworten der Studierenden auf die of-
fen gestellte Frage, was sie den Teilnehmern der Berlin-
konferenz als Rat mitgeben würden, sind auf den Seiten 
16 bis 30 dokumentiert. Im Anhang befindet sich der 
originale Fragebogen mit der Randauszählung, d.h. den 
Antworthäufigkeiten, so dass dort alle Fragen und Ant-
wortkategorien sowie die wichtigsten Ergebnisse ersicht-
lich sind. 
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haben, und über 80 % sagten „Nein“. Anders sah 
das Bild bei der Frage nach den Hochschulab-
schlüssen „Bachelor“ und „Master“ aus. Hier ga-
ben 93 % der Befragten an, ja, diese Abschlüsse 
seien ihnen ein Begriff, und nur 7 % verneinten 
die Frage. (Allerdings wurde nicht erwartet, dass 
die Studierenden diesen Begriff erklären konn-
ten, wie das bei der eingangs gestellten Frage 
nach dem Bolognaprozess der Fall war.) 

Im Vergleich zu vorherigen Umfragen, so führt 
die Autorin der Studie aus, sei der Bekanntheits-
grad der neuen Abschlüsse deutlich gestiegen: 
Ende 1997 sowie Ende 1999 hatten Studierende 
in zwei von HIS durchgeführten Befragungen 
noch zu jeweils rund 20 % angegeben, die neuen 
Abschlüsse seien ihnen nicht bekannt. 

Der größere Bekanntheitsgrad kann unter ande-
rem auf die stark gestiegene Zahl an Bachelor- 
und Masterstudiengängen zurückgeführt wer-
den, die für diesen Zeitraum zu verzeichnen war. 
So gaben gut 40 % der Studierenden in der Blitz-
befragung an, ja, in ihrem Fachbereich gebe es 
solche Studiengänge. Nahezu ebenso viele Stu-
dierende verneinten die Frage nach dem Vorhan-
densein von gestuften Studiengängen am eige-
nen Fachbereich, und rund ein Viertel der Be-
fragten konnte die Frage nicht beantworten. Stu-
dierende der Ingenieurwissenschaften, demjeni-
gen Fachgebiet, in dem bundesweit überdurch-
schnittlich viele Bachelor-/Masterstudiengänge 
eingeführt worden sind, gaben dementsprechend 
in der HIS-Studie nur zu 4 % an, ihnen seien die 
neuen Studienabschlüsse unbekannt. 

_ÉïÉêíìåÖ=ÇÉê=oÉÑçêã=

In der Blitzbefragung wurden die Studierenden 
auch gebeten, die „derzeit stattfindende Einfüh-
rung eines Systems gestufter Studiengänge“ zu 
bewerten, wobei im Fragebogen kurz erklärt 
wurde, dass es sich bei dem Bachelor- und Mas-
terstudium um zwei Stufen mit drei bis vier be-
ziehungsweise ein bis zwei Jahren Studiendauer 
handele. Mehr als die Hälfte der Studierenden 
bewertete die Einführung als „eher positiv“. Je-
weils knapp ein Viertel der Befragten wertete 
die Reform als „eher negativ“ oder konnte dazu 
nichts sagen. In den Antworten der Studierenden 

gab es laut der Studienautorin kaum Unterschie-
de hinsichtlich des Hochschultyps, dagegen je-
doch im Hinblick auf das Studienfachgebiet: Stu-
dierende aus den Sprach- und Kulturwissen-
schaften werteten die Entwicklung zu 58 % als 
„eher positiv“, Studierende aus dem Bereich Na-
turwissenschaften und Mathematik hingegen zu 
nur 44 %. Die Autorin der HIS-Studie weist hier 
auf die skeptischen Äußerungen der naturwis-
senschaftlichen Fachvertreter an den Hochschu-
len hin. 

Eine weitere Frage im E-Mail-Fragebogen lautete 
sinngemäß, ob das Zukunftsbild des Hochschul-
raums Europa mit mehr Freiräumen für Studi-
um und Beruf für eher gut oder eher schlecht 
befunden werde. Hier wählten über 80 % der 
Studierenden die positive Antwortmöglichkeit, 
5 % hielten die Vision für eher negativ, und je-
der achte Befragte konnte dazu nichts sagen. 

Die Abschlussfrage in der Blitzbefragung wies 
auf die Berlinkonferenz im September desselben 
Jahres hin. Die Studierenden wurden gebeten, 
den Bildungsministerinnen und -ministern für 
diese Konferenz einen Rat mit auf den Weg zu 
geben. Für die Einordnung der Antworten ent-
wickelte die HIS-Projektgruppe ein Kategorien-
schema mit fünf Oberkategorien: 1. Vereinheit-
lichung des europäischen/deutschen Bildungs-
systems; 2. Förderung der Auslandsmobilität und 
Sprachqualifikation; 3. Verbesserung der Rah-
menbedingungen für Bildung in Deutschland; 
4. Mitgestaltungsmöglichkeiten aller Akteure und 
politische Öffentlichkeitsarbeit; 5. Befürchtungen 
und kritische Anmerkungen zum Bolognapro-
zess. In der Studie sind sowohl die Prozentwerte 
der Nennungen in den einzelnen nachträglich 
gebildeten Kategorien angegeben als auch Zita-
te aus den ausgefüllten Fragebogen aufgeführt. 
Hier zeigt sich die ganze Bandbreite von Erwar-
tungen und Bewertungen der Studierenden. Am 
häufigsten, nämlich in über 230 Fällen, waren 
Antworten gegeben worden, die der Kategorie 
„Niveau der Studiengänge in Europa vergleich-
bar gestalten“ zugeordnet wurden. Aber auch die 
Kategorie „Abwägende Urteile“ in Bezug auf den 
Bolognaprozess enthält nahezu 200 Nennungen. 
Hier wiederum wurde meistens geäußert, eine 
Vereinheitlichung dürfe nicht auf Kosten von 
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Qualität und Vielfalt gehen. Etwa ein Prozent 
aller Befragten gab eine klare Ablehnung des 
Bolognaprozesses zum Ausdruck.238 

Die Studierenden äußern zwar vielseitige Er-
wartungen und Bewertungen hinsichtlich des 
Bolognaprozesses und der neuen Studiengänge. 
Ihre Antworten auf die offen gestellte Schluss-
frage lassen aber auch erkennen, dass sie sich – 
fünf Jahre nach der entscheidenden 4. HRG-No-
velle, mit der die probeweise Einrichtung von 
Bachelor- und Masterstudiengängen ermöglicht 
wurde, und vier Jahre nach der Bolognakonfe-
renz – nicht ausreichend informiert fühlen. So 
wird ein Teilnehmer mit der Empfehlung zitiert: 
„Worten Taten folgen lassen und unbedingt für 
mehr Information sorgen. Mir war Bologna bis 
jetzt in diesem Zusammenhang völlig unbe-
kannt.“239 

jÉíÜçÇáëÅÜÉ=hêáíáâ=ìåÇ=báåçêÇåìåÖ=ÇÉê=
bêÖÉÄåáëëÉ=

Alle wichtigen methodischen Schritte sind in der 
Studie beschrieben, die Datengrundlage ist stets 
transparent. Einzig die Frage nach der Bewer-
tung des europäischen Hochschulraums kann 
kritisiert werden, weil sie mehrere zu bewerten-
de Aspekte gleichzeitig enthält240 und weil mit 
ihr ein Zusammenhang zwischen der Entstehung 
des europäischen Hochschulraums, besseren Stu-
dienmöglichkeiten und besseren Berufschancen 
suggeriert wird, der sich real noch erweisen 
muss. 

Die Studie liefert trotz ihres begrenzten Umfangs 
interessante Ergebnisse und gibt Aufschluss über 
das Bolognabild der Studierenden zu dieser Zeit, 
vor allem mittels der Fragen zum Informations-
stand und dazu, welche Ratschläge die Studie-
                                                           
238 Für die Auswertung der offenen Frage wurden auch 

jene Fälle in die Studie einbezogen, die aufgrund un-
vollständiger Grunddaten von der Analyse der geschlos-
senen Fragen ausgeschlossen worden waren. Somit be-
stand die Gruppe der Befragten, auf die sich der ange-
gebene Prozentwert bezieht, hier aus 1.714 + 190 = 1.904 
Teilnehmern. 

239 Zitiert nach Willige 2003, S. 27. 
240 Die Frage ist wie folgt formuliert: „Halten Sie die Vision 

eines gemeinsamen europäischen Hochschulraums mit 
erweiterten Möglichkeiten der Freizügigkeit für den 
Hochschulbesuch und Beruf für: eher gut, eher schlecht, 
weiß nicht“, siehe Willige 2003, S. 34. 

renden den Ministerinnen und Ministern für die 
Berlinkonferenz mitgeben würden. Allerdings 
geht es in der Studie stets um die Akzeptanz der 
Bolognareformen, nicht um die Schnittstelle zwi-
schen Hochschule und Arbeitsmarkt. 

Als wesentliches Studienergebnis für den vorlie-
genden Bericht bleibt festzuhalten, dass es bei 
den Studierenden einen deutlichen Unterschied 
im Hinblick auf den Bekanntheitsgrad der neuen 
Begriffe gab: Während „der Bolognaprozess“ 
kaum bekannt war, waren die Studienabschlüs-
se Bachelor und Master zumindest dem Namen 
nach geläufig.241 Zudem bewertete zwar gut die 
Hälfte der befragten Studierenden die Einführung 
eines Stufensystems als „eher positiv“, aber ein 
Viertel der Befragten schätzte die Entwicklung 
trotz der vorsichtigen Frageformulierung als 
„eher negativ“ ein, und ähnlich viele Studieren-
de antworteten mit „weiß nicht“. Auf Studieren-
denseite waren somit zu bemerkenswerten An-
teilen fehlende Information und Skepsis hinsicht-
lich der neuen Studiengänge zu verzeichnen. 

ł_~ÅÜÉäçê=ìåÇ=j~ëíÉê=áå=aÉìíëÅÜä~åÇK=
bãéáêáëÅÜÉ=_ÉÑìåÇÉ=òìê=píìÇáÉåëíêìâíìêJ
êÉÑçêã“=EOMMPLOMMQF=

píìÇáÉåâçåíÉñí=

In den ersten Jahren der Einführung von Bache-
lor- und Masterstudiengängen an deutschen Hoch-
schulen gab es viel Bewegung im System, aber 
kaum systematisches Wissen über die neuen Stu-
dienangebote, zumal die Umstellung des tradi-
tionellen Studiensystems dezentral und mit un-
terschiedlicher Geschwindigkeit erfolgte. Dr. 
Stefanie Schwarz und Meike Rehburg vom Wis-
senschaftlichen Zentrum für Berufs- und Hoch-
schulforschung der Universität Kassel führten in 
den Jahren 2002 und 2003 eine empirische Stu-
die durch, in der sie die Gestalter an den Fach-

                                                           
241 Dies wird durch Ergebnisse einer im Herbst 2004 durch-

geführten Umfrage belegt: Nur knapp 20 % der rund 
1.000 befragten Studierenden gaben dort an, sie hätten 
schon von der Bologna-Erklärung gehört oder gelesen; 
der Abschluss „Bachelor/MA“ war jedoch über 90 % 
der Studierenden bekannt. Siehe Continental 2005, S. 
26–29. Vgl. auch die Ergebnisse des Studierendensur-
veys der Arbeitsgruppe Hochschulforschung (S. 148ff. 
im vorliegenden Bericht). 
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bereichen zu ihren neuen Studienangeboten be-
fragten. Das Bundesministerium für Bildung und 
Forschung förderte diese Untersuchung, deren 
Ergebnisse unter dem Titel „Bachelor und Mas-
ter in Deutschland. Empirische Befunde zur Stu-
dienstrukturreform“ veröffentlicht wurden.242 

Zum Zeitpunkt der Befragung, im Winterse-
mester 2002/03, gab es an den Hochschulen in 
Deutschland insgesamt 1.143 Studienprogram-
me.243 Für jedes Programm war die verantwort-
liche Person am Fachbereich ermittelt und um 
Teilnahme an der schriftlichen Befragung gebe-
ten worden. 569 Studiengangverantwortliche 
beteiligten sich an der Untersuchung, das ent-
spricht einer Rücklaufquote von 50 %. 

píìÇáÉåÉêÖÉÄåáëëÉ=

Hauptsächlich ging es in der Studie um die Be-
schreibung der Struktur von Bachelor- und Mas-
terstudiengängen, etwa um deren Größe und 
Zielsetzung, die Anzahl der eingeschriebenen 
Studierenden, um Leistungspunktesysteme und 
Modularisierung, um die Qualitätssicherung der 
Angebote, ihre curriculare Gestaltung sowie 
Maßnahmen zur Anbindung der Studiengänge 
an den Arbeitsmarkt. Dabei war stets die Frage, 
inwiefern sich die Studiengänge zwischen Uni-
versitäten und Fachhochschulen sowie den un-
terschiedlichen Fächergruppen unterschieden. 
                                                           
242 Siehe Schwarz-Hahn u. Rehburg 2004a. Nach den einleiten-

den Abschnitten zur Studienreform sowie den Themen, 
Forschungsfragen und Methoden der Studie werden auf 
den Seiten 28 bis 126 die Untersuchungsergebnisse vor-
gestellt. Hier geht es unter anderem um die Entwicklung 
und das Profil der Studienangebote, um Module und 
Leistungspunkte, um die Internationalisierung der Stu-
diengänge und ihre Anbindung an den Arbeitsmarkt, 
um Qualitätssicherung und Studierendenbetreuung so-
wie schließlich um den Blick in die Zukunft. Auf den 
Seiten 127 bis 135 werden die wichtigsten empirischen 
Befunde zusammengefasst. Die Seiten 137 bis 152 liefern 
Literaturhinweise. 

 Der Ergebnisbericht ist auch auf den Internetseiten des 
Bundesministeriums für Bildung und Forschung abruf-
bar: Schwarz-Hahn u. Rehburg 2003. Die zwölf wichtigs-
ten Befunde der Untersuchung sind in Schwarz-Hahn u. 
Rehburg 2004b aufgeführt. 

243 Unter einem Studienprogramm wurde in der Untersu-
chung ein Studienangebot verstanden, das in sich einen 
inhaltlichen Zusammenhang bildet, also a) ein eigenstän-
diger Bachelorstudiengang, b) ein eigenständiger Mas-
terstudiengang oder c) ein konsekutives Bachelor- und 
Masterprogramm. 

píìÇáÉå~åÖÉÄçí=

Bei den Studienangeboten, zu denen die Verant-
wortlichen gefragt worden waren, handelte es 
sich zu rund 40 % um Konsekutivprogramme, 
bestehend aus einem Bachelorstudiengang und 
einem Masterstudiengang, und gleichfalls zu et-
wa 40 % um eigenständige Masterstudiengänge, 
die in der Studie als „Master solo“ bezeichnet 
wurden. Eigenständige Bachelorstudiengänge 
waren seltener vertreten: Sie machten nur rund 
ein Fünftel des gesamten Angebots aus. 

In der Unterscheidung allein nach der Studien-
stufe belief sich der Anteil der Bachelorstudien-
gänge auf 45 %, der Anteil der Masterstudien-
gänge dementsprechend auf 55 %. Zwei Drittel 
der untersuchten Bachelor- und Masterstudien-
gänge wurden an Universitäten angeboten, ein 
Drittel an Fachhochschulen. Konsekutive Pro-
gramme waren überdurchschnittlich an den Uni-
versitäten zu finden, was zu erwarten war, denn 
die traditionellen Diplom- und Magisterstudien-
gänge wurden häufig in Konsekutivprogramme 
umgewandelt. Im Hinblick auf die Studienfach-
gebiete zeigte sich, dass der „Bachelor solo“ vor-
rangig in den Kultur- und Sozialwissenschaften 
sowie in den Naturwissenschaften vertreten war, 
jedoch selten in den Wirtschafts- und Rechtswis-
senschaften. Dort und in den Ingenieurwissen-
schaften war der „Master solo“ verbreiteter. 

Die Regelstudienzeit der betrachteten Bachelor-
studiengänge belief sich – trotz der weit gefass-
ten rechtlichen Regelung – in fast 90 % der Fälle 
auf drei Jahre. Lediglich 12 % der Bacheloran-
gebote wiesen eine reguläre Studiendauer von 
dreieinhalb Jahren auf, und eine Studienzeit von 
vier Jahren war in nur 1 % vorgesehen. Bei den 
Masterstudiengängen variierte die Regelstudien-
dauer: In über der Hälfte waren es zwei Jahre, 
in einem Drittel der Fälle anderthalb Jahre, und 
ungefähr jeder zehnte Masterstudiengang war 
auf ein Jahr angelegt. Bei den konsekutiven Pro-
grammen war die Stufenregelung „drei Jahre 
Bachelor plus zwei Jahre Master“ mit etwa 60 % 
vorrangig, gefolgt von dem Modell „drei Jahre 
Bachelor plus eineinhalb Jahre Master“. Alle wei-
teren Zeitregelungen für die Stufungen machten 
insgesamt nur noch 10 % aus. 
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In einem bemerkenswert großen Teil der Bache-
lor- und Masterprogramme wurde zum Befra-
gungszeitpunkt neben dem neuen Studienab-
schluss noch ein traditioneller Abschluss ange-
boten (38 %; bei den konsekutiven Programmen 
belief sich der Anteil sogar auf 55 %). Bei fast 
drei Vierteln der Studiengänge mit einem paral-
lelen Angebot war laut den Studiengangverant-
wortlichen geplant, dieses auch zukünftig beizu-
behalten. 

jçÇìäÉ=ìåÇ=iÉáëíìåÖëéìåâíÉ=

Mehr als 80 % der neuen Studiengänge waren 
den Angaben ihrer Verantwortlichen zufolge mo-
dularisiert, in über 90 % aller Programme wur-
den studienbegleitende Prüfungen durchgeführt, 
und in knapp 90 % war ein Leistungspunktesys-
tem eingerichtet worden. Allerdings waren die-
se Systeme nur teilweise ECTS-kompatibel. Eben-
so wenig gab es zu diesem Zeitpunkt ein einheit-
liches System der Modularisierung. So sagten 
43 % der Befragten, in ihrem Studienprogramm 
würden stets mehrere Lehrveranstaltungen zu 
einem Modul zusammengefasst, während 14 % 
angaben, ein Modul bestehe stets aus einer Lehr-
veranstaltung; in 42 % der modularisierten Pro-
gramme variierte die Regelung. 

Insgesamt war festzustellen, dass auf der Mikro-
ebene, also in dem jeweiligen Institut oder Fach-
bereich, bereits deutliche Reformen stattgefun-
den hatten, dass aber auf der Makroebene, also 
im Hinblick auf verschiedene Fachbereiche oder 
Hochschulen, aufgrund der unterschiedlichen 
Einzelregelungen oft keine Vergleiche möglich 
waren und die Anschlussfähigkeit nicht gegeben 
war. „Die Studienstrukturen sind wenig ver-
gleichbar und damit in hohem Maße ineffizient, 
denn die beteiligten Akteure müssen viel Zeit 
darauf verwenden, die verschiedenen System-
logiken innerhalb des nationalen Systems erfas-
sen und beurteilen zu können.“244 

açâìãÉåí~íáçå=ìåÇ=_ÉíêÉììåÖ=

Den Aussagen der Verantwortlichen zufolge 
wurden die Studienleistungen in den neuen Pro-
grammen überwiegend gut dokumentiert. So 
                                                           
244 Schwarz-Hahn u. Rehburg 2004b, S. 268. 

gab es in knapp 60 % der Programme zusätzlich 
zum Zeugnis eine entsprechende Übersicht, ei-
nen Transcript of Records, und in der Hälfte der 
Programme ein Diploma Supplement. Diese bei-
den Dokumente wurden gleichermaßen Studie-
renden ausgestellt, die einen Teil ihres Studiums 
im Ausland verbrachten, und Studierenden, die 
ausschließlich an einer deutschen Hochschule 
studierten. 

In 90 % der neuen Studienangebote ging das Be-
treuungsangebot über die klassischen Formen 
der Studierendenberatung, etwa Sprechstunden 
der Lehrenden, hinaus. Dieses Ergebnis deckte 
sich mit der Einschätzung der Verantwortlichen 
an den Fachbereichen: Über 70 % der Befragten 
gaben an, dass sich der Umfang an Betreuungs-
maßnahmen für die Studierenden im Vergleich 
zu einem Vorgängerstudiengang – sofern vorhan-
den – stark oder sogar sehr stark erhöht habe. 

fåíÉêå~íáçå~äÉ=^ìëêáÅÜíìåÖ=ÇÉë=píìÇáìãë=

Die Einführung von Bachelor und Master, so die 
Autorinnen, bekunde den politischen Willen, die 
internationale Anerkennung der deutschen Stu-
dienabschlüsse zu erleichtern und somit indirekt 
die internationale Mobilität zu erhöhen. Neben 
der Strukturveränderung könnten weitere Maß-
nahmen zur Internationalisierung beitragen. In 
60 % der betrachteten Studiengänge wurden zum 
Beispiel internationale Kooperationen gepflegt. 
Dies galt für die konsekutiven Programme und 
die eigenständigen Masterprogramme zu höhe-
ren Anteilen als für die eigenständigen Bache-
lorstudiengänge. Der Studierendenaustausch mit 
anderen Hochschulen war die am häufigsten ge-
nannte Form der internationalen Zusammenar-
beit (89 % der Programme, in denen Kooperatio-
nen bestanden). Im Unterschied dazu war die 
Kooperation mit Unternehmen (12 %) und mit 
Forschungseinrichtungen (7 %) deutlich seltener. 
Die Vereinigten Staaten, Großbritannien und 
Frankreich waren insgesamt diejenigen Länder, 
zu denen am häufigsten internationale Koope-
rationsbeziehungen bestanden. 

In zwei Dritteln der Bachelor- und Masterstudien-
gänge wurden die Lehrveranstaltungen zumin-
dest zum Teil in englischer Sprache abgehalten. 
In 17 % der neuen Studiengänge waren sogar 
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überwiegend oder ausschließlich englischspra-
chige Veranstaltungen zu verzeichnen. Dies be-
traf vergleichsweise häufig die Masterstudien-
gänge (28 %), sehr selten aber Bachelorstudien-
gänge (5 %). 

Ein Auslandsaufenthalt war in knapp einem 
Fünftel der neuen Angebote ein fester Bestand-
teil des Studienprogramms. In den wirtschafts- 
und rechtswissenschaftlichen Studiengängen war 
dabei mit einem Anteil von 34 % häufiger ein 
Auslandsaufenthalt vorgesehen als in den ande-
ren Fachgruppen, wohingegen der Anteil in den 
Naturwissenschaften mit 5 % weit unter dem 
Durchschnitt lag. 

^åÄáåÇìåÖ=~å=ÇÉå=^êÄÉáíëã~êâí=

In den Bachelor- und Masterprogrammen, zu de-
nen die Befragten Auskunft gegeben hatten, wa-
ren nach Auffassung der Autorinnen viele Akti-
vitäten sichtbar, die der Anbindung an den Ar-
beitsmarkt dienten. In rund 80 % der Fälle waren 
praktische Anteile in das Studienprogramm ein-
gebunden, etwa Berufspraktika oder Forschungs-
praktika. Dies galt insbesondere für die Bachelor-
studiengänge (89 %), aber auch für Masterstu-
diengänge (74 %). Zudem wurden in zwei Drit-
teln der Studiengänge Veranstaltungen angebo-
ten, in denen Zusatzqualifikationen erworben 
werden können. Auch hier waren die Bachelor-
studiengänge stärker vertreten als die Master-
studiengänge. Interessanterweise waren es den 
Befragten zufolge jedoch gerade die eigenständi-
gen Masterstudiengänge, in denen Schlüsselkom-
petenzen wie Teamfähigkeit, Zeitmanagement 
und Verhandlungsführung vermittelt wurden. 

In zwei Dritteln aller Studiengänge waren Ver-
treter des Arbeitsmarktes und damit potenzielle 
Arbeitgeber in das Lehrprogramm aktiv einge-
bunden, bei den Fachhochschulen allerdings zu 
einem deutlich höheren Anteil als bei den Uni-
versitäten (84 % gegenüber 56 %). In rund 90 % 
der Fachhochschulstudiengänge und in drei Vier-
teln der universitären Studienangebote wurden 
den Studierenden bereits während des Studiums 
Kontakte zu Arbeitgebern vermittelt, etwa im 
Rahmen von Praktikumstellen oder um eine Ab-
schlussarbeit im Unternehmen zu verfassen. 

Zudem wurde in mehr als 80 % aller Bachelor- 
und Masterstudiengänge nach dem Studienab-
schluss mit den Absolventinnen und Absolven-
ten Kontakt gehalten, vor allem in Form von 
Alumnitreffen. Entsprechend lagen in über der 
Hälfte aller Studienprogramme Informationen 
zum beruflichen Verbleib der Absolventinnen 
und Absolventen vor. Diese Ergebnisse, so die 
Autorinnen, seien erfreulich, auch wenn es sich 
zum Teil eher um vorausschauenden Optimis-
mus als um tatsächliche Kenntnisse handele, 
denn in vielen Programmen gebe es überhaupt 
noch keine Absolventen. 

sÉêÖäÉáÅÜ=ãáí=ÇÉã=íê~ÇáíáçåÉääÉã=píìÇáÉå~åÖÉÄçí=

Für etwa 40 % der untersuchten Fälle galt, dass 
an dem jeweiligen Institut oder Fachbereich vor 
der Einführung von Bachelor/Master bereits ein 
Studienangebot mit ähnlichem Inhalt bestanden 
hatte. Hier waren die Verantwortlichen gebeten 
worden, einzuschätzen, inwieweit bestimmte 
Veränderungen festzustellen seien. Die Ergebnis-
se dieses Vergleichs waren insgesamt positiv. Der 
Umfang an Betreuungs- und Qualitätssiche-
rungsmaßnahmen hatte laut den Befragten klar 
zugenommen, ebenso die Vermittlung von Zu-
satzqualifikationen und die Bandbreite der Lehr- 
und Lernformen. Weiter berichteten die Verant-
wortlichen an den Fachbereichen von deutlich 
mehr fremdsprachigen Anteilen im Studium 
und höherer Interdisziplinarität. 

Mehrdeutig fielen die Vergleiche der neuen Stu-
diengänge mit den betreffenden Vorgängerpro-
grammen im Hinblick auf die Arbeitsmarktan-
bindung aus. Nur jeweils rund ein Fünftel der 
Befragten sagte, die Kontakte zu Arbeitgebern 
beziehungsweise die Beteiligung von Arbeitge-
bern am Lehrangebot hätten zugenommen. In 
lediglich einem Drittel der Fälle war von einer 
Zunahme der praktischen Studienanteile die Re-
de. Hier lagen allerdings die Werte für eigen-
ständige Bachelorstudiengänge und Konsekutiv-
programme mit 43 % beziehungsweise 37 % weit-
aus höher als der Wert von 17 % für eigenständi-
ge Masterstudiengänge. Das ist insofern beruhi-
gend, als die praktischen Elemente vor allem in 
den beiden erstgenannten Studienformen enthal-
ten sein sollten. Außerdem wurde in Bezug auf 
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die Arbeitsmarktanbindung insgesamt kaum da-
von berichtet, dass einer der Aspekte rückläufig 
sei. Vielmehr waren diesbezüglich das neue Stu-
dienangebot und das traditionelle Studium den 
Aussagen der Gestalter zufolge etwa gleich. 

sÉê®åÇÉêìåÖÉå=ÇìêÅÜ=ÇáÉ=åÉìÉå=píìÇáÉåÖ®åÖÉ=

Unabhängig davon, ob es am Fachbereich vor-
her ein ähnliches Studienangebot gegeben hatte, 
wurden die Verantwortlichen für die Bachelor- 
und Masterstudiengänge gefragt, welche Verän-
derungen das neue Studienprogramm ihrer An-
sicht nach jetzt und in Zukunft mit sich bringe. 

Aus Sicht der Befragten war es am wahrschein-
lichsten, dass die Studienreform durch Bachelor 
und Master die internationale Attraktivität ver-
bessert. 75 % schätzten, dass ihre Hochschule 
„ganz sicher“ oder „ziemlich sicher“ durch das 
neue Studienprogramm für ausländische Studie-
rende attraktiver werde, während nur 5 % mein-
ten, dies sei „eher nicht“ oder „sicher nicht“ der 
Fall. 

40 % der Befragten sahen als sichere Folge des 
neuen Studienprogramms, dass sich Studierende 
ihren Studienplan besser zusammenstellen kön-
nen, aber 41 % sahen das „eher nicht“ oder „si-
cher nicht“. Auch bei der Beurteilung der Frage, 
ob das neue Bachelor-/Masterprogramm dazu 
führe oder führen werde, dass weniger Studie-
rende ihr Studium abbrechen, zeigten sich die 
Fachbereichsverantwortlichen vorsichtig: 11 % 
gaben an, zu diesem Punkt keine Aussage tref-
fen zu können. Unter denjenigen, die gültige 
Antworten gaben, waren 41 % sicher, dass die 
Studienabbruchquote sinke oder sinken werde, 
36 % hielten es für möglich, aber immerhin 23 % 
waren sich sicher, dass diese Folge nicht eintre-
ten werde. „Die Frage danach, ob zwei der we-
sentlichen mit der Studienreform verbundenen 
Hoffnungen – jene auf verbesserte Planbarkeit 
und auf stärkere Kompatibilität mit anderen Stu-
dienprogrammen – tatsächlich erfüllt werden 
können, wird also von den Verantwortlichen auf 
Fachbereichsebene ambivalent beantwortet.“245 

                                                           
245 Schwarz-Hahn u. Rehburg 2004a, S. 118. 

Unter den Punkten, die den Verantwortlichen 
zur Einschätzung vorgelegen hatten, befanden 
sich auch eher negativ besetzte Folgen der Stu-
dienstrukturreform. Die Befragten sagten hier-
zu, dass „ganz sicher“, „ziemlich sicher“ oder 
„möglicherweise“ den Studierenden für freiwil-
lige Studienaktivitäten wenig Zeit bleibe (61 %), 
für Allgemeinbildung wenig Zeit sei (53 %) und 
das Studium verschulter werde (50 %). Die Skep-
sis gegenüber eventuellen Einschnitten bei der 
freien Gestaltung des Studiums, so die Autorin-
nen, sei also durchaus in den empirischen Re-
sultaten sichtbar. 

In Bezug auf die Arbeitsmarktchancen gab es 
überwiegend positive Einschätzungen: Etwa die 
Hälfte der Befragten ging ziemlich oder ganz si-
cher davon aus, dass durch die Studienreform 
neue Berufsbilder erschlossen würden und das 
Studium an Praxisnähe gewinne. Zwei Drittel 
der Verantwortlichen waren der Ansicht, dass 
ihre Absolventen jetzt und in Zukunft auf dem 
internationalen Arbeitsmarkt gefragter seien. Zu-
dem ging mehr als die Hälfte der Befragten da-
von aus, dass die Absolventen ihres Studienpro-
gramms auch auf dem deutschen Arbeitsmarkt 
gefragter seien als zuvor. Allerdings hatten hier 
jeweils rund 10 % der Befragten angegeben, sie 
könnten das nicht einschätzen. Auch lag der 
Schwerpunkt der optimistischen Sichtweise ein-
deutig bei den eigenständigen Masterstudien-
gängen: 71 % der Befragten dieser Gruppe sahen 
bessere Chancen für ihre Absolventen auf dem 
deutschen Arbeitsmarkt, gegenüber 43 % und 
41 % bei den eigenständigen Bachelorstudien-
gängen und den Konsekutivprogrammen. Das 
Masterstudium wurde also deutlich als diejeni-
ge Form des gestuften Studiums gesehen, mit 
der am ehesten die Berufschancen von Hoch-
schulabsolventen zu verbessern seien. 

łwïáëÅÜÉå=eçÑÑåìåÖ=ìåÇ=pâÉéëáë=Ó=
t~ë=Éêï~êíÉå=ÇáÉ=råíÉêåÉÜãÉåëîÉêÄ®åÇÉ=
îçå=ÇÉå=åÉìÉå=_~ÅÜÉäçêJ=ìåÇ=j~ëíÉêéêçJ
Öê~ããÉå\“=EOMMQF=

píìÇáÉåâçåíÉñí=

Prof. Dr. Hans-Jürgen Friske von der privaten 
Business and Information Technology School (BiTS) 
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in Iserlohn hat eine Onlinebefragung zur Akzep-
tanz der neuen Studienabschlüsse auf Arbeitge-
berseite durchgeführt und die Ergebnisse seiner 
Untersuchung im Frühsommer 2004 unter dem 
Titel „Zwischen Hoffnung und Skepsis – Was 
erwarten die Unternehmensverbände von den 
neuen Bachelor- und Masterprogrammen?“ ver-
öffentlicht.246 Anlass für die Studie war nach Be-
kunden des Autors, dass in der öffentlichen De-
batte immer wieder Skepsis gegenüber den neuen 
Studienabschlüssen geäußert worden war. Da-
raus habe sich die Frage ergeben, ob auch in den 
Unternehmen und ihren Verbänden eine solch 
skeptische Haltung bestehe, ob mithin für die 
Absolventen der neuen Studiengänge eher grö-
ßere Probleme oder bessere Chancen auf dem 
Arbeitsmarkt zu erwarten seien. Für die Beant-
wortung dieser Frage seien die regionalen Unter-
nehmens- und Arbeitgeberverbände interessan-
te Adressaten, da sie zum einen inhaltlich auf 
die offiziellen Positionen ihrer Verbandsführun-
gen zurückgreifen und zum anderen Auskunft 
über die Lage in den Unternehmen geben könn-
ten. 

Der Autor hatte insgesamt 147 regionale Vertre-
ter verschiedener Arbeitgeber- und Unterneh-
mensverbände (BDI, BDA und IHK) in allen 
deutschen Bundesländern per E-Mail kontaktiert 
und sie um Teilnahme an der Onlinebefragung 
gebeten. 33 Personen aus den unterschiedlichen 
Verbandsgliederungen füllten den Fragebogen 
aus, das entspricht einer Antwortquote von 22 %. 
Im Fall der Nichtteilnahme wurde unter ande-
rem als Begründung angegeben, man habe sich 
mit dem Thema noch nicht genügend beschäf-
tigt und könne deshalb keine Fragen dazu be-
antworten. 

píìÇáÉåÉêÖÉÄåáëëÉ=

Da insgesamt nur 33 gültige Fälle in die Unter-
suchung eingingen, entspricht jeder einzelne Fall 

                                                           
246 Siehe Friske 2004. Nach einer Einführung auf Seite 3f. 

und der Zusammenfassung der Ergebnisse aus zwei be-
reits vorliegenden empirischen Studien (Schwarz-Hahn 
u. Rehburg 2003 sowie DIHK 2003) auf den Seiten 3 bis 7 
beschreibt der Autor kurz die Anlage seiner eigenen 
Untersuchung. Es folgen bis Seite 20 die Darstellung der 
Untersuchungsergebnisse und ein Fazit. Der Online-
fragebogen ist im Anhang einsichtig. 

in der Studie deutlich mehr als einem Prozent. 
Da Prozentwerte vor diesem Hintergrund nicht 
sehr aussagekräftig sind, wird in der folgenden 
Beschreibung auf ihre Nennung verzichtet. (In 
der Studie werden meistens die Prozente ge-
nannt.) 

fåÑçêã~íáçåëëí~åÇ=ìåÇ=fåÑçêã~íáçåëÄÉÇ~êÑ=

Zu der Frage danach, wie hoch der Informations-
stand in den Mitgliedsunternehmen zu Bachelor- 
und Masterstudiengängen sei, wählte kein ein-
ziger der befragten Verbandsvertreter die Ant-
wort: „hoher Informationsstand, die meisten Un-
ternehmen haben sich damit auseinandergesetzt“. 
Statt dessen sagte jeweils knapp die Hälfte der 
Befragten, das sei in den Unternehmen unter-
schiedlich beziehungsweise vielen seien die neu-
en Studiengänge nur vom Namen her bekannt. 
Ein kleiner Teil gab an: „Den meisten sind sie 
noch weitgehend unbekannt“. 

Den Aussagen der Verbandsvertreter zufolge 
haben nahezu alle Verbände ihren Mitgliedsun-
ternehmen bereits Informationen zum Thema 
Bachelor und Master angeboten, sei es in Form 
von persönlichen Gesprächen, durch versende-
tes Informationsmaterial oder auf Informations-
veranstaltungen. Die Resonanz auf dieses Ange-
bot sei jedoch unterschiedlich ausgefallen. Rund 
ein Viertel der Befragten gab sogar an, es habe 
„weitgehend wenig Interesse“ bestanden. Große 
Resonanz wurde nur in Einzelfällen vermeldet. 
Gut die Hälfte der Verbandsvertreter selbst fühl-
te sich „von Politik und Hochschulen“, wie es 
in der Frage formuliert war, ausreichend infor-
miert. 

^âòÉéí~åò=îçå=oÉÑçêãëÅÜêáííÉå=

Nahezu alle Befragten begrüßten die Entwick-
lung hin zu einem europäischen Hochschulraum, 
wenn auch zu etwa einem Drittel „mit Vorbe-
halten“. Als deutlich skeptisch oder ablehnend 
zeigten sich nur drei der befragten Verbandsver-
treter. Auf die Frage, ob sie die Tatsache für gut 
befänden, dass in den neuen Studiengängen mehr 
internationale Kooperationen gepflegt würden, 
vor allem mit Großbritannien, Frankreich und 
den USA, sagten gut zwei Drittel der Befragten: 
„Ja, das kann für alle Unternehmen nur von Vor-



_~ÅÜÉäçê=ìåÇ=j~ëíÉê=~ìÑ=ÇÉã=^êÄÉáíëã~êâí=

117 

teil sein“, oder „Ja, aber die Mehrheit unserer 
Unternehmen ist nicht international ausgerich-
tet“. Ein Drittel meinte, angesichts der EU-Ost-
erweiterung seien auch Kooperationen mit ost-
europäischen Ländern wünschenswert. Kein Ver-
bandsvertreter wählte die Antwort „Das ist in 
der Praxis unerheblich.“ 

Die regionalen Verbandsverantwortlichen wur-
den auch danach gefragt, ob sie die Diplomab-
schlüsse vermissen werden. Gut die Hälfte der 
Befragten war in dieser Sache unentschieden, 
und jeweils etwa sieben oder acht Personen äu-
ßerten sich mit einem klaren Ja beziehungswei-
se Nein. 

_ÉïÉêíìåÖ=ÇÉë=_~ÅÜÉäçêëíìÇáìãë=

Auf die Frage, wie sie den Praxisbezug im Ba-
chelorstudium und die Berufsfähigkeit von Ba-
chelorabsolventen aus eigener Erfahrung ein-
schätzten, gab der weitaus größte Teil der Ver-
bandsvertreter an, sie hätten diesbezüglich noch 
keine Erfahrungen. 

Im Onlinefragebogen wurde als Hauptvorteil 
von Bachelorabsolventen angegeben, dass sich 
die Absolventen nach einem nur dreijährigen 
Studium mit 22 bis 23 Jahren auf dem Arbeits-
markt bewerben könnten; die Befragten wurden 
gebeten, diese Aussage zu bewerten. Etwa die 
Hälfte stimmte zu, vor allem mit dem Argument, 
die Entwicklungsfähigkeit der Absolventen sei 
für die Unternehmen wichtiger als vertieftes 
Fachwissen: „Junge Fachleute können früh inte-
griert und mit Perspektiven im Unternehmen 
gefordert und gefördert werden. Ein späterer 
Berufseinstieg verkürzt die Zeiten und erscheint 
deshalb weniger zur Integration und Personal-
entwicklung geeignet.“247 Durch den früheren 
Eintritt in das Berufsleben würden auch die 
bislang bestehenden Altersnachteile gegenüber 
Hochschulabsolventen aus anderen Ländern 
ausgeglichen. Die andere Hälfte der Befragten 
war jedoch der Ansicht, man könne nicht sagen, 
ob das kurze Studium prinzipiell vorteilhaft sei, 

                                                           
247 Aussage eines Verbandsvertreters, zitiert nach Friske 

2004, S. 15. Das zweite hier angeführte Zitat eines Be-
fragten ist ebenfalls der Studie entnommen, siehe dort 
S. 16. 

denn das hänge von der Person des Bewerbers 
ab. Außerdem sei nicht garantiert, dass im kur-
zen Studium wirklich ausreichend Fachkenntnis-
se vermittelt werden können: „Wird im Grund-
studium zu geringe Breite vermittelt, leidet die 
Akzeptanz unter Fachkollegen oder das Studi-
um wird zum Master verlängert.“ 

wìë~íòèì~äáÑáâ~íáçåÉå=áã=hìêòëíìÇáìã=

Die meisten Verbandsvertreter waren der Über-
zeugung, dass die Unternehmen bei Hochschul-
absolventen, auch nach kürzerem Studium, be-
sonderen Wert auf Fremdsprachenkenntnisse, 
Schlüsselkompetenzen und praktische Berufser-
fahrung legten. Jeweils rund die Hälfte der Be-
fragten schätzte Auslandserfahrung und EDV-
Kenntnisse als wichtige Punkte für die Unter-
nehmen ein. Wie der Studienverfasser anmerkt, 
werden die EDV-Kenntnisse bei den zusätzlichen 
Qualifikationen nicht mehr besonders hervorge-
hoben; er vermutet, dass solche Kenntnisse bei 
den Hochschulabgängern ohnehin auf hohem 
Niveau vorliegen. 

^åÄáåÇìåÖ=ÇÉê=eçÅÜëÅÜìäÉå=~å=ÇÉå=^êÄÉáíëã~êâí=

Eine offen gestellte Frage in der Studie zielte auf 
die Tatsache, dass es in den neuen Studiengän-
gen nur wenige feste Kooperationen zwischen 
der Hochschule und der Wirtschaft gibt.248 Hier-
zu wurden die Verbandvertreter um ihre Ein-
schätzung gebeten. Aus den Antworten lässt sich 
vor allem herauslesen, dass die Zusammenar-
beit grundsätzlich als wichtiger und erstrebens-
werter Punkt gesehen wird, an dessen Umset-
zung es allerdings aus verschiedenen Gründen 
noch hapert. Aus der Sicht der Unternehmens-
verbände sollten Kooperationen sowohl in Be-
zug auf die möglichst praxisnahe Gestaltung des 
Erststudiums als auch im Weiterbildungsbereich 

                                                           
248 Der Autor bezieht sich auf Schwarz-Hahn u. Rehburg 2003, 

S. 64, wo davon berichtet wird, dass es sich bei den in-
ternationalen Kooperationen der Hochschulen meist um 
Studierendenaustausch oder hochschulübergreifende 
Zusammenarbeit handelt und nur in 12 % der Fälle um 
Wirtschaftsbeziehungen. Die Frage im Onlinefragebogen 
ist jedoch so formuliert, dass die Befragten den interna-
tionalen Bezug leicht übersehen konnten und vermut-
lich allgemein geantwortet haben. Dennoch liefern die 
Antworten interessante Anregungen für regionale Ko-
operationen mit der Wirtschaft. 
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gepflegt werden. Die Hochschulen, so hatte sich 
ein Verbandsvertreter geäußert, seien dabei in 
der Bringschuld, „Unternehmen anzusprechen 
und gemeinsame Projekte durchzuführen“.249 
Viele Hochschulen seien nicht wirtschaftsfreund-
lich genug oder mieden sogar den Kontakt zur 
regionalen Wirtschaft. Andere Befragte räum-
ten jedoch ein, dass es besonders in kleinen und 
mittelständischen Betrieben schwer falle, Zeit 
und Personal für die Kooperationen zur Verfü-
gung zu stellen. Außerdem würden in wirt-
schaftlich schwierigen Zeiten auch die großen 
Unternehmen sparen und gegebenenfalls die 
Kooperationen einschränken. Ihnen müsste man 
dann deutliche Anreize geben und erkennen las-
sen, worin der Mehrwert einer Zusammenarbeit 
liegen könne. 

c~òáí=

Im Schlussabschnitt fasst der Autor die Ergeb-
nisse seiner Befragung unter der Devise „Zwi-
schen Hoffnung und Skepsis“ zusammen. Die 
Hoffnung angesichts der Studienstrukturrefor-
men richte sich auf ein international ausgerich-
tetes Studium, in dem Kooperationsbeziehungen 
mit der Wirtschaft gepflegt werden. Die Ver-
bandsvertreter erwarten verkürzte Studienzei-
ten, so dass die Unternehmen ihren Nachwuchs 
früher als bisher in die eigenen Strategien und 
Handlungsweisen einbinden können. Dazu soll 
auch die Vermittlung fachübergreifender Kom-
petenzen beitragen. 

Skepsis gegenüber den Bachelorstudiengängen 
bestehe seitens der Arbeitgeber vor allem des-
halb, weil sie zum größten Teil noch keine Ab-
solventen dieser Studiengänge kennen und des-
halb die Qualität der Ausbildung nicht beurtei-
len können. So gebe es ein gewisses Unbehagen, 
was die Abschaffung des Titels „Diplom-Inge-
nieur“ betreffe, und aus einigen Branchen, etwa 
der Bauindustrie, auch eine klare Ablehnung des 
sechssemestrigen Bachelorstudiums. 

Zwei Punkte, so der Studienverfasser, seien be-
sonders augenfällig: Erstens hatten die Verbands-
vertreter in der Befragung betont, wie wichtig 

                                                           
249 Zitiert nach Friske 2004, S. 11. 

die Zusammenarbeit zwischen Hochschulen und 
der Wirtschaft sei, waren aber gleichzeitig skep-
tisch, ob Kooperationen dieser Art zukünftig 
besser gelingen können. Zweitens vertrat kein 
einziger Befragter die Auffassung, die Unterneh-
men in seiner Region seien durchweg gut über 
die Studienreformen mit Bachelor und Master 
informiert, obgleich von Seiten der Verbände 
verschiedene Informationsangebote unterbreitet 
worden waren. Die Resonanz auf solche Ange-
bote, so die Vermutung, werde wohl erst mit zu-
nehmendem Bekanntheitsgrad der neuen Stu-
dienabschlüsse deutlich steigen. 

jÉíÜçÇáëÅÜÉ=hêáíáâ=

An der Studie lässt sich formal kritisieren, dass 
trotz der sehr kleinen Fallzahl (n = 33) zu den 
Antwortkategorien nicht die absoluten Werte, 
sondern fast immer die genauen Prozentanteile 
angegeben werden. Ein Beispiel: Die Verbands-
vertreter wurden gefragt, ob sie ihre Mitglieds-
unternehmen über die Reformen informiert hät-
ten. Das verneinten knapp 10 %, also vermutlich 
drei Personen. Dann wurde diese Gruppe gefragt, 
ob sie denn Informationen plane. Die Antwor-
ten werden in Prozenten angegeben (ja: 62,5 %, 
nein: 37,5 %), obgleich es sich jeweils nur um ein 
oder zwei Fälle handelt. Gewissermaßen wird 
hier eine breite Gültigkeit der Ergebnisse sugge-
riert. Auch die Formulierung im Titel „Was er-
warten die Arbeitgeberverbände“ legt die Ver-
mutung nahe, dass alle Verbände oder zumin-
dest eine repräsentative Auswahl befragt wur-
den. 

Diese methodische Kritik trifft jedoch viele em-
pirische Studien, was um so bedauerlicher ist, 
als gerade in kleineren Untersuchungen die Mög-
lichkeit besteht, Antworten auf offene Fragen 
vollständig darzulegen und damit direkt auf 
interessante Punkte hinzuweisen, so wie es hier 
geschehen ist. Für die Studie ist dementspre-
chend positiv hervorzuheben, dass der Forscher 
an den entscheidenden Stellen nachgefragt hat 
und die Antworten der Befragten wortwörtlich 
in der Studie wiedergibt; das betrifft die Themen 
„Kooperationsbeziehungen zwischen Hochschu-
le und Wirtschaft“ sowie „Das kurze Bachelor-
studium aus Sicht der Unternehmen“. 
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báåçêÇåìåÖ=ÇÉê=bêÖÉÄåáëëÉ=

Für die Befragung zu den neuen Studiengängen 
die Vertreter regionaler Verbandsgliederungen 
in ihrer Rolle als Mittler zwischen der obersten 
Verbandsebene und den Mitgliedsunternehmen 
auszuwählen, so wie es der Forscher in diesem 
Fall getan hat, ist auch für zukünftige Untersu-
chungen zum Thema ein sinnvoller Ansatz. Ins-
besondere das Studienergebnis zu dem Aspekt 
„Information der Unternehmen“ zeigt, dass sich 
die Verbandsvertreter tatsächlich an der beschrie-
benen Schnittstelle befinden und noch einmal 
eine andere Sicht auf die Dinge haben als die 
Verbandsleitung oder die Betriebe selbst. 

Aus den Befragungsergebnissen ist positiv heraus-
zulesen, dass es nur wenig strikte Ablehnung des 
Bachelors auf Seiten der Unternehmen gibt. Die zu 
vermeldende Skepsis beruht eher auf Unsicher-
heiten, die auch im Jahr 2004 noch durch man-
gelnde Information bestehen. Allerdings stimmt 
bedenklich, dass die Informationsbereitschaft der 
Unternehmen von den Verbandsvertretern als 
eher gering eingeschätzt wurde. Auch schienen 
die Unternehmen wenig daran interessiert zu 
sein, sich als potenzielle Arbeitgeber selbst um 
eine bessere Anbindung an die Hochschulen zu 
bemühen; hier wurde von den Hochschulen er-
wartet, dass diese aus eigenem Interesse den ak-
tiven Part übernehmen. Der Grundtenor ist auch 
hier, man müsse erst einmal abwarten, wie sich 
das Studiensystem zukünftig entwickele. 

łc~ÅÜäáÅÜÉë=h∏ååÉå=ìåÇ=mÉêë∏åäáÅÜâÉáí=
ëáåÇ=ÖÉÑê~ÖíK=bêÖÉÄåáëëÉ=ÉáåÉê=rãÑê~ÖÉ=ÄÉá=
fehJ_ÉíêáÉÄÉå=òì=bêï~êíìåÖÉå=ÇÉê=táêíJ
ëÅÜ~Ñí=~å=eçÅÜëÅÜìä~ÄëçäîÉåíÉå“=EOMMQF=

píìÇáÉåâçåíÉñí=

Der Deutsche Industrie- und Handelskammertag 
(DIHK) veröffentlichte im Juni 2004 die Resulta-
te einer Unternehmensbefragung unter dem Ti-
tel „Fachliches Können und Persönlichkeit sind 
gefragt. Ergebnisse einer Umfrage bei IHK-Be-
trieben zu Erwartungen der Wirtschaft an Hoch-
schulabsolventen“.250 

                                                           
250 Siehe DIHK 2004. Auf den ersten drei Seiten werden 

Anlass und Ziel der Studie vorgestellt sowie einige me-
thodische Hinweise geliefert. Die wichtigsten Ergebnis-

Anlass der Studie waren, so ist es dem Doku-
ment zu entnehmen, zum einen die oft vernom-
menen Klagen der Unternehmen, dass Hoch-
schulabsolventen bei dem Einstieg in den Beruf 
nicht die gewünschten Qualifikationen mitbrin-
gen, zum anderen die aktuellen Studienrefor-
men an deutschen Hochschulen. Vor dem Hin-
tergrund des Gedankens, dass Studienprogram-
me zunehmend auf eine Berufsqualifizierung 
ausgerichtet werden müssten, lag das Ziel der 
Umfrage darin, Informationen über die Vorstel-
lungen der Unternehmensvertreter zu sammeln 
und damit die bessere Abstimmung von Unter-
nehmen und Hochschulen zu unterstützen. 

19.125 Unternehmen aus dem Bereich der Indus-
trie- und Handelskammern in Deutschland wa-
ren gebeten worden, den versandten Fragebogen 
auszufüllen. Es antworteten 2.154 Unternehmen, 
was einer Antwortquote von 11 % entspricht. 
83 % der teilnehmenden Unternehmen waren 
kleine und mittlere Betriebe, 17 % Großunter-
nehmen. Laut dem DIHK sind die Ergebnisse in 
Bezug auf die Größenordnungen und Branchen 
der teilnehmenden Unternehmen repräsentativ. 

Der Fragebogen bezog sich vor allem auf die 
Qualifikation von Hochschulabsolventen im All-
gemeinen, enthielt aber auch Fragen zur Ein-
schätzung speziell von Bachelorabsolventen; die 
diesbezüglichen Ergebnisse werden hier darge-
legt. Zu Masterabsolventen wurden in der Um-
frage keine zusätzlichen Fragen gestellt, da an-
genommen wurde, für Master gälten in etwa die 
gleichen Beschäftigungsperspektiven wie für Di-
plomabsolventen. 

                                                           
se finden sich im Überblick auf den Seiten 4 bis 6. Im 
Einzelnen wird anschließend dargelegt, wo die Unter-
nehmen Hochschulabsolventen einsetzen, auf welche 
Kompetenzen die Unternehmen besonderen Wert legen, 
worin die Unternehmen die größten Defizite und deren 
Hauptgründe sehen, warum sich Unternehmen von Be-
rufseinsteigern wieder trennen und worauf Unterneh-
men bei der Bewerbung schauen. Auf den Seiten 21 bis 
26 werden unter der Überschrift „Ja zum Bachelor“ die 
Befragungsergebnisse zum Thema Studienreform vor-
gestellt. 
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píìÇáÉåÉêÖÉÄåáëëÉ=

fåÑçêã~íáçåëëí~åÇ=ìåÇ=fåÑçêã~íáçåëÄÉÇ~êÑ=

In dem zusätzlichen Befragungsteil zur Studien-
reform wurden die Unternehmensvertreter ein-
gangs gefragt, ob ihnen die neuen Bachelor- und 
Masterstudiengänge bekannt seien.251 Daraufhin 
gaben insgesamt zwei Drittel der Befragten „Ja“ 
an, allerdings mit unterschiedlicher Betonung: 
23 % kannten sie von Mitarbeitern im eigenen 
Unternehmen, die einen ausländischen Studien-
abschluss haben, 23 % von ersten Absolventen 
mit einem deutschen Bachelor oder Master; in 
beiden Fällen waren es vor allem Vertreter der 
großen Unternehmen, die schon auf Erfahrun-
gen mit den neuen Studienabschlüssen im eige-
nen Unternehmen verweisen konnten. 30 % ga-
ben sonstige Quellen an, darunter öffentliche Me-
dien, persönliche Kontakte oder Informationen 
von Kammern und Verbänden. Das verbleiben-
de Drittel der Befragten gab „Nein“ als Antwort 
an. 

Die Verfasser der Broschüre interpretieren die-
ses Ergebnis im Vergleich zu der im Februar 
2003 publizierten DIHK-Studie (siehe oben) als 
deutliche Steigerung: „Der Bekanntheitsgrad der 
neuen Studiengänge hat sich binnen Jahresfrist 
deutlich erhöht. Während in einer Umfrage (…) 
vom Februar 2003 erst 40 Prozent der Unterneh-
men von den neuen Studienprofilen Kenntnis 
hatten, sind es jetzt bereits nahezu 70 Prozent.“252 
Diese Deutung ist jedoch aus zwei Gründen zu 
kritisieren: Erstens ist der Vergleich mit der an-
derthalb Jahre zuvor veröffentlichten Studie aus 
dem eigenen Haus insofern problematisch, als 
die vorgegebenen Antwortmöglichkeiten der be-
treffenden Frage nicht die gleichen waren. Be-
trachtet man zweitens die einzige vergleichbare 
Antwortkategorie, nämlich „Nein, Bachelor/ 
Master nicht bekannt“, so liegt der betreffende 
Antwortanteil in der DIHK-Studie aus den Jah-
ren 2002/2003 bei 15 %, in der 2004 veröffent-
lichten Studie aber bei 32 %, d.h. der Bekannt-
heitsgrad ist – wenn man den Vergleich über-
haupt ziehen will – gesunken. 

                                                           
251 Der genaue Fragelaut wird in der Veröffentlichung nicht 

angegeben; dies gilt für alle Fragen in dieser Erhebung. 
252 DIHK 2004, S. 21. 

bêï~êíìåÖÉå=~å=Ç~ë=_~ÅÜÉäçêëíìÇáìã=

Die allgemeine Frage, ob Bachelorstudierende 
nach Einschätzung der Unternehmensvertreter 
im Studium jene Qualifikationen erwerben kön-
nen, die dann im Unternehmen gebraucht wer-
den, wurde von mehr als der Hälfte der Befragten 
bejaht. Rund ein Viertel war sich bei der Antwort 
unsicher, und gut 10 % verneinten die Frage. 

Die Befragten wurden weiter gebeten, bestimm-
te Anforderungen an Bachelorstudiengänge auf 
einer Skala von 1 = „unwichtig“ bis 5 = „sehr 
wichtig“ aus Unternehmenssicht zu bewerten. 
Deutlich zeigte sich hier, wie wichtig den Betrie-
ben die berufspraktische Ausrichtung des Stu-
diums ist. Die Aspekte „stärkere Anwendungs-
orientierung der Studieninhalte“ und „inhalt-
lich in das Studium integrierte Praktika“ wurden 
durchschnittlich mit 4,3 beziehungsweise 4,1 be-
urteilt. Wie die Mittelwerte der weiteren Ant-
wortmöglichkeiten andeuten, war den Befragten 
jedoch auch wichtig, dass das Studium stärker 
auf die Vermittlung methodischer Kompetenzen 
ausgerichtet wird, dass bei der Erarbeitung der 
Studienprogramme eine bessere Zusammenar-
beit zwischen Hochschulen und der Wirtschaft 
stattfindet (jeweils 3,9) und dass im Bachelorstu-
diengang auf Qualitätssicherung geachtet wird 
(3,7). Als weitaus weniger wichtig wurden Stu-
dienaufenthalte im Ausland eingestuft (3,2). 

Die Unternehmensvertreter wurden in der Stu-
die außerdem gefragt, ob sie bei einer kürzeren 
Studienzeit Abstriche zu den bisherigen Quali-
fikationsniveaus in Kauf nehmen würden. 33 % 
der Befragten bejahten diese Frage, 16 % waren 
sich unsicher, und 39 % verneinten. Anders aus-
gedrückt: Ein Drittel der Unternehmen würde 
Einschränkungen akzeptieren, zwei Drittel aber 
lehnten ab oder waren sich unsicher – ein be-
merkenswerter Anteil. Allerdings ist der Begriff 
„Abstriche“ in der Frageformulierung proble-
matisch, da damit suggeriert wird, das Bache-
lorstudium sei im Vergleich zum traditionellen 
Diplom- oder Magisterstudium einfach nur kür-
zer, was zwar tatsächlich der Fall sein kann, aber 
nicht generell unterstellt werden sollte. 

Unter den Qualifikationen, auf welche die befrag-
ten Arbeitgeber am ehesten verzichten würden, 



_~ÅÜÉäçê=ìåÇ=j~ëíÉê=~ìÑ=ÇÉã=^êÄÉáíëã~êâí=

121 

wenn dies zur Wahl stünde, wurden Forschungs-
kompetenz, Auslandserfahrung und interkultu-
relle Kompetenz sowie die Berufsausbildung vor 
dem Studium mit Anteilswerten von etwa 10 % 
bis rund 25 % genannt. Das mag zunächst wenig 
erscheinen; gegenüber den Werten von jeweils 
unter 1 %, die für Kompetenzen wie „Selbststän-
diges Arbeiten“, „Verantwortungsbewusstsein“, 
„Teamfähigkeit“, „Kommunikationsfähigkeit“, 
„Erfolgsorientierung/Leistungswille“ sowie 
„Analyse- und Entscheidungsfähigkeit“ zu ver-
zeichnen waren, wird aber deutlich, dass die Un-
ternehmen bei den Absolventen viel eher bereit 
sind, auf speziellere fachliche Qualifikationen 
und auf Auslandserfahrung zu verzichten als 
auf soziale und persönliche Kompetenzen. 

jÉíÜçÇáëÅÜÉ=hêáíáâ=ìåÇ=báåçêÇåìåÖ=ÇÉê=
bêÖÉÄåáëëÉ=

Auch in dieser DIHK-Studie mangelt es an Trans-
parenz in der Darstellung. Beispielsweise ist we-
der bekannt, wie die angeschriebenen Unterneh-
men ausgewählt wurden, noch wann die Daten-
erhebung stattfand und wie die Fragen im Fra-
gebogen lauteten. Die Interpretation der Daten 
ist somit für den Leser nicht immer nachvoll-
ziehbar; dies gilt auch für die inhaltliche Rich-
tung der Aussagen. So ist der Abschnitt, der den 
Ergebnissen zu Bachelorstudiengängen gewid-
met ist, mit „Ja zum Bachelor“ betitelt, obwohl 
das weder als Frage gestellt wurde noch aus den 
Ergebnissen klar herauszulesen ist. Dabei hat 
die Unternehmensbefragung zu diesem Thema 
durchaus interessante Ergebnisse hervorgebracht. 
Beispielsweise wurde der hohe Stellenwert deut-
lich, den die Befragten sowohl dem Anwendungs-
bezug von Studieninhalten als auch der Koope-
ration von Hochschulen und Unternehmen. 

Auch ein Ergebnis aus dem Abschnitt zu Quali-
fikationen von Hochschulabsolventen im Allge-
meinen soll hier noch genannt werden: Auf die 
Frage, warum sich Arbeitgeber gelegentlich nach 
kurzer Zeit wieder von Berufseinsteigern tren-
nen (knapp die Hälfte der befragten Unterneh-
men gab einen solchen Fall an), wurde häufig 
geantwortet, die betreffenden Mitarbeiter seien 
nicht in der Lage gewesen, ihre theoretischen 
Kenntnisse im Beruf umzusetzen. Als weitere 

Gründe wurden jedoch auch Selbstüberschät-
zung und fehlendes Sozialverhalten genannt, 
wohingegen „unzureichende fachliche Qualifi-
kationen“ selten als Grund für die Trennung an-
gegeben wurde. Die Arbeitgeber wünschen sich, 
so das Fazit dieser Studie, bei Hochschulabsol-
venten eine ausgewogene Mischung aus Fach-
kenntnis und methodischen Fähigkeiten sowie 
sozialen und persönlichen Kompetenzen: „Die 
so genannten soft skills scheinen sich in der Be-
wertung der Unternehmen immer mehr zu key 
skills zu entwickeln, offenbar weil hier die größ-
ten Defizite ausgemacht werden.“253 Diese allge-
mein auf Hochschulabsolventen bezogenen Un-
tersuchungsergebnisse decken sich mit den Er-
kenntnissen aus der Sonderbefragung zur Qua-
lifikation von Bachelorabsolventen. 

łjáí=_~ÅÜÉäçê=ìåÇ=j~ëíÉê=å~ÅÜ=bìêçé~K=
bêï~êíìåÖÉå=ÇÉê=táêíëÅÜ~Ñí=~å=ÇáÉ=^ÄëçäJ
îÉåíÉå=ÇÉê=åÉìÉå=píìÇáÉåÖ®åÖÉ“=EOMMQF=

píìÇáÉåâçåíÉñí=

Im September 2004 haben die Industrie- und 
Handelskammer (IHK) Berlin, die Handwerks-
kammer (HWK) Berlin sowie die Vereinigung 
der Unternehmensverbände in Berlin und Bran-
denburg (UVB) gemeinsam eine Informations-
veranstaltung zu den neuen Studiengängen aus-
gerichtet und begleitend die Studie „Mit Bache-
lor und Master nach Europa. Erwartungen der 
Wirtschaft an die Absolventen der neuen Stu-
diengänge“ veröffentlicht.254 

Der Ausgangspunkt der Studie lag bei der Frage, 
inwieweit Unternehmen über die Reform des 
Studiensystems und Bachelor-/Masterstudien-
gänge informiert seien. Außerdem war von In-
teresse, wie sich die Unternehmen zur Einbin-
dung von Bachelor- und Masterabsolventen äu-

                                                           
253 DIHK 2004, S. 4. 
254 Siehe IHK Berlin, HWK Berlin u. UVB 2004. Die Angaben 

zum Kontext der Studie, zur Befragung und zu den wich-
tigsten Themen finden sich dort auf der Seite 2. Die Er-
gebnisse der Befragung werden auf den Seiten 4 bis 12 
dargelegt, auf den Seiten 13 und 14 wird das Fazit gezo-
gen. Dem Dokument ist im Anhang der originale Frage-
bogen beigefügt, somit sind alle Frageformulierungen 
und die vorgegebenen Antwortkategorien ersichtlich. 
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ßern und welche Anforderungen sie an die neu-
en Ausbildungsgänge stellen würden. Dabei ging 
es vor allem um das Bachelorstudium, für das 
es bisher im deutschen Hochschulsystem keine 
Entsprechung gegeben hat. 

Im Vorfeld der oben angesprochenen Tagung 
war ein Forschungsinstitut beauftragt worden, 
1.300 in Berlin ansässige Privatunternehmen al-
ler Größenordnungen und Branchen zum Thema 
Bachelor und Master zu befragen. 134 Betriebe 
und damit etwa 10 % der angeschriebenen Un-
ternehmen antworteten, darunter hauptsächlich 
kleine und mittelgroße Betriebe. 

píìÇáÉåÉêÖÉÄåáëëÉ=

fåÑçêã~íáçåëëí~åÇ=ìåÇ=fåÑçêã~íáçåëÄÉÇ~êÑ=

Zu Beginn wurden die Unternehmen danach ge-
fragt, inwieweit sie zu den neuen Hochschulab-
schlüssen informiert seien. 22 % der Befragten 
sagten, sie seien „ausreichend informiert, um 
Personalentscheidungen treffen zu können“, und 
weitere 52 % gaben an, „über die Entwicklung 
allgemein informiert“ zu sein. 26 % der Studien-
teilnehmer antworteten: „Ich habe keine Infor-
mationen“. 

Danach befragt, ob sie weiteren Informationsbe-
darf hätten, verneinten 30 % der Unternehmen. 
Im Umkehrschluss bedeutet dies, dass 70 % der 
befragten Betriebe an weiteren Informationen 
interessiert waren. In den drei als Antwortkate-
gorien genannten Bereichen gab es folgende Nen-
nungen, wobei Mehrfachnennung möglich war: 
Etwa 40 % der Unternehmen waren an Informa-
tionen zu Einstiegs- und Zielpositionen für Ba-
chelor- und Masterabsolventen interessiert, ein 
Drittel an Informationen zu Studien- und Prü-
fungsinhalten der neuen Programme. Ein Vier-
tel der Befragten wünschte Informationen zu Ein-
stiegsprogrammen für Bachelorabsolventen. An 
dieser Stelle weisen die Verfasser der Studie auf 
ein weiteres relevantes Befragungsergebnis hin, 
demzufolge nur 3 % der Unternehmen solche 
Programme bereits verwenden oder sie planen. 
Hier erschließt sich offenbar ein wichtiges Auf-
gabenfeld für die nächsten Jahre: die Information 
von Unternehmen über ganz konkrete Möglich-
keiten, wie die Absolventen der neuen Studien-

gänge in die betrieblichen Strukturen eingeglie-
dert werden können. 

^åëíÉääìåÖ=îçå=_~ÅÜÉäçêJ=ìåÇ=j~ëíÉê~ÄëçäîÉåíÉå=

In 13 % beziehungsweise 20 % der Unternehmen, 
die an der Studie teilnahmen, waren zum Zeit-
punkt der Befragung bereits Bachelor- oder Mas-
terabsolventen beschäftigt. Aus der Gruppe der 
übrigen Unternehmen konnten sich jeweils mehr 
als 60 % vorstellen, Bachelor- beziehungsweise 
Masterabsolventen einzustellen, rund 30 % wa-
ren unsicher, und je knapp 10 % antworteten mit 
einem ausdrücklichen Nein.255 Der hohe Anteils-
wert bei der zustimmenden Antwort zeige, so die 
Autoren, dass den neuen Studiengängen offen-
bar keine generelle Skepsis entgegenschlägt.256 

báåëíìÑìåÖ=îçå=_~ÅÜÉäçê~ÄëçäîÉåíÉå=
Emçëáíáçå=ìåÇ=dÉÜ~äíF=

Ungefähr jeweils die Hälfte der Unternehmen in 
der Studie hätte Bachelorabsolventen auf einer 
Assistentenposition oder als Sachbearbeiter ein-
gestellt. Knapp ein Fünftel der Unternehmen hät-
te einem Bachelor zum Berufseinstieg eine Team-
leitung überantwortet, und ungefähr 10 % sahen 
Bachelorabsolventen zu Beginn ihrer Berufstä-
tigkeit als Abteilungsleiter. Im Regelfall würden 
Bachelor also anfangs auf eher niedrigeren Po-
sitionen eingesetzt werden. 

Die am häufigsten für Bachelor angegebenen Tä-
tigkeitsbereiche waren der kaufmännische Be-
reich sowie Vertrieb und Verkauf, wohingegen 
die Antwortkategorie „Forschung“ seltener ge-
wählt wurde. Die Verfasser der Studie leiten aus 
diesen Ergebnissen die Prognose ab, dass Unter-
nehmen zukünftig überwiegend Bachelorabsol-
venten mit wirtschafts- oder sozialwissenschaft-
lichem Hintergrund beschäftigen werden, Ba-
chelor aus dem Ingenieurbereich oder mit natur-

                                                           
255 Die Werte für diese Gruppe sind IHK Berlin, HWK Ber-

lin u. UVB 2004 nicht direkt zu entnehmen. Sie beruhen 
auf eigenen Umrechnungen. 

256 In DIHK 2003 war die Deckungsgleichheit in den Ant-
worten zu Bachelor und Master dahingehend interpre-
tiert worden, dass sich die Unternehmen noch zu wenig 
unter den beiden – durchaus unterschiedlichen – Stu-
diengangarten vorstellen können, siehe S. 107. 
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wissenschaftlichen Qualifikationen hingegen eher 
skeptisch betrachten.257 

Um zu ermitteln, welche Aufstiegschancen für 
Bachelor im Unternehmen bestehen, wurde in 
der Studie nicht nur nach den Einstiegs-, sondern 
auch nach den Zielpositionen gefragt. Demnach 
könnten Bachelorabsolventen bei rund einem 
Drittel beziehungsweise bei der Hälfte der Unter-
nehmen Teamleiter oder Abteilungsleiter wer-
den. Ein Viertel der Befragten gab an, dass Ba-
chelor bei ihnen im Unternehmen die Position 
eines Geschäftsführers oder Betriebsleiters errei-
chen könnten. Der Aufstieg in die höchste Füh-
rungsebene wäre für Bachelorabsolventen dem-
nach prinzipiell möglich, dies allerdings in der 
Minderzahl der Unternehmen. 

Die Gehaltsvorstellungen der Unternehmen ent-
sprachen in etwa der Einstufung von Bachelor-
absolventen in die betrieblichen Positionen: 20 % 
der Befragten setzten bei dem tatsächlichen oder 
vorgestellten Einstiegsgehalt für Bachelor eine 
Obergrenze von 2.000 Euro pro Monat. Ein Drit-
tel der Befragten gab den Bereich 2.000 bis 2.500 
Euro an, ein weiteres Drittel lag bei 2.500 bis 
3.000 Euro, und schließlich würden 10 % der 
Unternehmen bis zu 3.500 Euro monatlich als 
Einstiegsgehalt zahlen. Damit, so folgern die Ver-
fasser der Studie, liegen die Anfangsgehälter für 
Bachelor etwa auf dem Niveau von Fachhoch-
schulabsolventen im traditionellen deutschen 
System. 

báåëíìÑìåÖ=îçå=j~ëíÉê~ÄëçäîÉåíÉå=
Emçëáíáçå=ìåÇ=dÉÜ~äíF=

Masterabsolventen würden den Angaben der 
teilnehmenden Unternehmen zufolge am ehes-
ten als Assistenten eingestellt werden, aber gut 
ein Drittel der Befragten würde Master auch auf 
einer Teamleiterposition einsetzen, und ein Fünf-
tel hielt die Position eines Abteilungsleiters als 
Einstiegsposition für möglich. Damit wurden 
Masterabsolventen erwartungsgemäß auf höhe-
ren Einstiegsebenen gesehen als Bachelorabsol-
                                                           
257 Diese Interpretation ist fraglich. Der geringere Anteil 

an Nennungen im Einsatzbereich Forschung kann auch 
darauf zurückzuführen sein, dass dieser Bereich grund-
sätzlich in den befragten Unternehmen weniger perso-
nalintensiv ist als der kaufmännische Bereich. 

venten. Die am häufigsten für Masterabsolven-
ten vorgesehenen Tätigkeitsbereiche waren die 
Finanz- und die Marketingabteilung mit jeweils 
etwa 50 % der Antworten, aber auch die Perso-
nalabteilung und die Unternehmensführung 
wurden hier mit Antwortanteilen um 40 % als 
Einsatzfelder genannt, wobei Mehrfachnennung 
möglich war.258 

Im Hinblick auf die maximal erreichbare Positi-
on im Unternehmen unterscheiden sich die Er-
gebnisse für Bachelor und Master wenig; so ga-
ben beispielsweise auch hier rund 50 % der teil-
nehmenden Betriebe an, maximal sei ein Abtei-
lungsleiterposten zu erreichen. Hingegen haben 
Masterabsolventen offenbar mehr Chancen auf 
einen Platz in der Unternehmensspitze als Ba-
chelorabsolventen: Gut ein Drittel der teilneh-
menden Unternehmen gab „Geschäftsführer/in, 
Betriebsleiter/in“ als Zielposition für Master an; 
der entsprechende Wert lag für Bachelorabsol-
venten bei 25 %. 

Die Verfasser der Studie ziehen aus diesen Er-
gebnissen zum einen den Schluss, dass, wie be-
reits für die Bachelorabsolventen prognostiziert, 
auch Masterabsolventen zukünftig überwiegend 
im kaufmännischen Bereich eingesetzt werden. 
Zum anderen deute der im Vergleich zum Ba-
chelor höhere Anteilswert für den Bereich „For-
schung“ (27 % gegenüber 20 %) darauf hin, dass 
„der Master in den Natur- und Ingenieurwissen-
schaften auf eine höhere Akzeptanz in den Un-
ternehmen hoffen kann“. Die Autoren führen 
weiter aus: „Mittelfristig wird – so ist zu hoffen 
– der deutsche ‚Master of Engineering‘ den ‚Di-
plomingenieur‘ als Qualitätsbegriff ablösen.“259 

                                                           
258 Der direkte Vergleich der Anteilswerte von Nennungen 

für Bachelor- und Masterabsolventen ist nicht möglich, 
da die im Fragebogen vorgegebenen Antwortkategorien 
unterschiedlich waren. So fehlte beispielsweise die Ka-
tegorie „Sachbearbeiter“ in Bezug auf Masterabsolven-
ten. 

259 IHK Berlin, HWK Berlin u. UVB 2004, S. 12. Hier ist er-
neut kritisch anzumerken, dass die Antworten zum zu-
künftigen Tätigkeitsbereich für die beiden Abschlussar-
ten verglichen werden, obwohl die vorgegebenen Ant-
wortkategorien verschieden waren. Der Unterschied der 
Anteilswerte, der als Begründung für die weitreichende 
Interpretation dient, der naturwissenschaftliche Master 
werde wohl in Zukunft auf dem Arbeitsmarkt besser 
akzeptiert sein, beträgt lediglich 7 Prozentpunkte. 



eçÅÜëÅÜìäêÉÑçêã=ìåÇ=^êÄÉáíëã~êâí=

124 

Ähnlich wie bei den Einschätzungen der Bache-
lorabsolventen, entsprachen die Gehaltsvorstel-
lungen der Unternehmen hinsichtlich der Mas-
terabsolventen in etwa deren betrieblicher Ein-
stufung: Etwa 10 % der Befragten setzten bei dem 
tatsächlichen oder vorgestellten Einstiegsgehalt 
für Master eine Obergrenze von 2.000 Euro pro 
Monat. Jeweils rund ein Viertel der Befragten 
gab den Bereich 2.000 bis 2.500 Euro, 2.500 bis 
3.000 Euro und 3.000 bis 3.500 Euro an. Schließ-
lich würde ein kleiner Teil der Unternehmen dem 
Master über 3.500 Euro monatlich als Einstiegs-
gehalt zahlen. (Außerdem gaben rund 10 % der 
Befragten auf diese Frage keine Antwort.) Ins-
gesamt, so folgern die Verfasser der Studie, lie-
gen die Anfangsgehälter für Masterabsolventen 
etwa auf dem Niveau der Einstiegsgehälter für 
Universitätsabsolventen.260 

^ääÖÉãÉáåÉ=bêï~êíìåÖÉå=~å=Ç~ë=_~ÅÜÉäçêëíìÇáìã=

Eine der Fragen, die den Unternehmen im Hin-
blick auf die Bachelorausbildung gestellt wurde, 
lautete, ob nach ihrer Einschätzung im kürzeren 
Bachelorstudium mit sechs bis acht Semestern 
jene Qualifikationen erworben werden könnten, 
die sie von Hochschulabsolventen erwarteten. 
Neben etwa 60 % der Befragten, die diese Frage 
bejahten, und 22 %, die sich unsicher waren, 
sagten rund 20 % ausdrücklich Nein, das sei im 
Bachelorstudium nicht möglich. Unter den im 
Fragebogen aufgeführten möglichen Begründun-
gen für das ablehnende Urteil wurden die man-
gelnde Wissenschaftlichkeit des kurzen Studi-
ums und das Fehlen von Praktika zu knapp 50 % 
beziehungsweise zu 40 % gewählt. Die Verfas-
ser der Studie weisen darauf hin, dass man der 
ersten Begründung mit dem Hinweis auf das 
weiterführende Masterstudium begegnen kön-
ne, dass jedoch der Vorwurf der mangelnden 
Praxisnähe ernst zu nehmen sei. Die Frage nach 
dem Einbinden eines Praxisteils betreffe auch 

                                                           
260 Die weitere Aussage der Verfasser, dabei würden die 

Unternehmen nicht unterscheiden, ob der Master an 
einer Fachhochschule oder an einer Universität erwor-
ben wurde, lässt sich durch die empirischen Daten, so-
weit dies im Fragebogen ersichtlich ist, nicht belegen. 

die Überlegungen zur Regelstudiendauer des 
Bachelorstudiums. 

Nach den Anforderungen an das Bachelorstudi-
um gefragt, bedachten die Antwortenden die 
Kategorien „Anwendungsorientierung der Stu-
dieninhalte“ und „inhaltlich in das Studium in-
tegrierte Praktika“ sowie die „Kooperation mit 
der Wirtschaft bei der Erarbeitung der Studien-
programme“ am häufigsten mit der Nennung 
„sehr wichtig“. 

péÉòáÉääÉ=bêï~êíìåÖÉå=~å=_~ÅÜÉäçê~ÄëçäîÉåíÉå=

Ähnlich wie bei der Frage nach den allgemeinen 
Anforderungen an das Bachelorstudium wurden 
den Befragten zu den speziellen Qualifikationen 
von Bachelorabsolventen jeweils mehrere Kate-
gorien vorgegeben und mit einer Skala von „1 = 
unwichtig“ bis „4 = sehr wichtig“ versehen. 

Bei den fachlich-methodischen Kompetenzen 
wurden neben dem grundlegenden „breiten 
Fachwissen“ häufig auch „Lernkompetenz“ und 
„Analysefähigkeit“ als „sehr wichtig“ genannt, 
also vom Studienfach unabhängige Fähigkeiten. 
Von rund 40 % der befragten Unternehmen wur-
de berufsspezifisches Wissen (Praktika, Semester-
ferienjobs, duale Studiengänge) ebenfalls als sehr 
wichtig eingestuft. Nur sehr wenige Nennun-
gen entfielen hier hingegen auf die Punkte „er-
gänzendes Wissen aus anderen Fachdisziplinen“, 
„generelle akademische Ausbildung“ und „For-
schungskompetenz“. 

In Bezug auf die sozialen Kompetenzen von Ba-
chelorabsolventen galten „Einsatzbereitschaft“, 
„Verantwortungsbewusstsein“ und „Kommuni-
kationsfähigkeit“ mit jeweils über 70 % der Nen-
nungen bei den Befragten als sehr wichtig. Im 
Bereich der persönliche Kompetenzen finden 
sich in dieser Größenordnung die Anforderun-
gen „Erfolgsorientierung/Leistungswille“ sowie 
„selbstständiges Arbeiten/Selbstmanagement“. 

Auf die Frage nach weiteren erwünschten Kom-
petenzen von Bachelorabsolventen wurden EDV-/ 
IT- und Fremdsprachenkenntnisse von je rund 
40 % der Befragten als „sehr wichtig“ beurteilt. 
Weniger als 10 % der Antwortenden gaben an, 
sie hielten Auslandserfahrung bei einem Bache-
lor für sehr wichtig. 
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c~òáí=

Als Fazit der Studie gilt, dass es sich bei der Ein-
führung von Bachelor und Master, bei der Mo-
dularisierung von Studienprogrammen und bei 
der Einrichtung von Leistungspunktsystemen 
nicht um „Schönheitsreparaturen“ am Hoch-
schulsystem handele, sondern um eine grund-
legende Studienreform, die aber, um erfolgreich 
zu sein, von den potenziellen Arbeitgebern der 
Bachelor- und Masterabsolventen akzeptiert sein 
müsse. Davon ausgehend, werden vier Forde-
rungen formuliert: 

• Arbeitgeber müssten besser informiert werden. 
Diese Aufforderung richtet sich sowohl an die 
Hochschulen als auch an die Arbeitgeber. 

• Die Berufsbefähigung müsse im Mittelpunkt 
der Bachelorstudiengänge stehen. Hier wird 
ein Anforderungskatalog benannt, den die 
Wirtschaftsvertreter im Akkreditierungsrat 
und in den Akkreditierungsagenturen entwi-
ckelt haben. Der Katalog stelle nicht nur neue 
Anforderungen an die Gestaltung der Stu-
diengänge, sondern auch an das Hochschul-
marketing. 

• Der Bachelor müsse adäquate Einsatzmöglich-
keiten in den Unternehmen bekommen. Ba-
chelorabsolventen dürften, so die Forderung, 
nicht unter Niveau beschäftigt werden. Statt-
dessen sollten Einstiegsprogramme bei der 
Einbindung von Bachelorabsolventen in die 
Unternehmen behilflich sein. 

• Der Master müsse Bestandteil der unterneh-
mensinternen Personalentwicklungsstrategie 
werden. Die Hochschulen könnten damit mehr 
als zuvor ihre Funktion als Weiterbildungsträ-
ger erfüllen. Dies setze allerdings voraus, dass 
die Hochschulen ihr Bildungsangebot stärker 
als zuvor an den Nachfragern ausrichten müs-
se. 

jÉíÜçÇáëÅÜÉ=hêáíáâ=

Aus methodologischer Sicht sind in der Studie 
einige Punkte zu kritisieren. Zunächst gehört 
dazu, dass mit der allgemeinen Wendung „die 
Unternehmen“ bei den Lesern der Eindruck er-
weckt wird, es handele sich um eine repräsen-

tative Befragung im Hinblick auf alle Unterneh-
men in Deutschland, obgleich die Daten nur bei 
Berliner Unternehmen erhoben wurden. Beson-
ders heikel ist in diesem Zusammenhang die 
Formulierung „Erwartungen der Wirtschaft“ im 
Studientitel. Selbst für die Teilgruppe der Berli-
ner Unternehmen jedoch ist die Rücklaufquote 
zu gering, um allgemeine Aussagen treffen zu 
können. 

Ein weiterer Kritikpunkt betrifft die Vermischung 
von objektiver Datenbeschreibung und subjek-
tiver Dateninterpretation. So deuten die Verfas-
ser das Ergebnis zum Informationsstand der Un-
ternehmen dahingehend, dieser habe sich „im 
Gegensatz zu früheren Unternehmensbefragun-
gen (…) erheblich verbessert“, und nehmen da-
mit Bezug auf die Ergebnisse der 2002/2003 ver-
öffentlichten DIHK-Studie.261 Der Vergleich ist 
problematisch, denn erstens wurden in der frü-
heren Studie deutschlandweit Unternehmen be-
fragt, in der Studie von 2004 lediglich Berliner 
Betriebe, zweitens waren die vorgegebenen Ant-
wortmöglichkeiten der betreffenden Frage ver-
schieden, und drittens zeigt sich bei der allein 
vergleichbaren Antwortkategorie „Habe keine 
Informationen“, dass hier der Anteil in der frü-
heren Studie bei 15 %, in der neueren Studie je-
doch bei 26 % liegt. Der Informationsstand der 
Unternehmen hat sich also – wollte man den 
Vergleich überhaupt ziehen – eher verschlech-
tert. Selbst wenn die unterschiedlichen Studien 
des DIHK oder einzelner IHK-Niederlassungen 
auf ähnlichen Fragebogenmustern beruhen, sind 
die Ergebnisse doch nicht ohne Weiteres ver-
gleichbar. Die an sich aufschlussreichen Resul-
tate verlieren durch unzulässige Vergleiche und 
die offensichtlich interessengeleiteten Deutungen 
an Glaubwürdigkeit. 

báåçêÇåìåÖ=ÇÉê=bêÖÉÄåáëëÉ=

Es mag dahingestellt sein, inwieweit die oben 
benannten Forderungen, die in der Studie als 
„Lösungsansätze“ bezeichnet werden, aus den 
empirischen Daten abgeleitet oder vielmehr den 
allgemeinen politischen Ansätzen des DIHK ent-
                                                           
261 IHK Berlin, HWK Berlin u. UVB 2004, S. 4. Für die Be-

schreibung der DIHK-Studie siehe S. 107 im vorliegen-
den Bericht. 
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sprechend formuliert wurden. Die Forderungen 
weisen jedoch auf interessante Punkte hin. So 
sind den Ergebnissen der Studie zufolge die we-
nigsten Befragten in den Unternehmen ausrei-
chend informiert, um Personalentscheidungen 
treffen zu können. Dementsprechend werden von 
Seiten der Unternehmen Informationen über die 
Einstiegs- und Zielpositionen für Bachelor- und 
Masterabsolventen gewünscht, wobei weniger 
häufig der Wunsch nach Informationen zu kon-
kreten Einstiegsprogrammen für Bachelorabsol-
venten besteht. 

Eine generelle Skepsis gegenüber den Absolven-
ten mit neuen Abschlüssen besteht dieser Erhe-
bung nach nicht. Bachelors würden in der Um-
stellungsphase in den Unternehmen am ehesten 
wie Fachhochschulabsolventen eingestuft, Mas-
ter hingegen in etwa wie Universitätsabsolven-
ten. Allerdings wurde seitens der Arbeitgeber 
durchaus Skepsis geäußert, inwiefern es im Ba-
chelorstudium gelingen könne, berufspraktische 
Elemente einzubinden und somit einen wesent-
lichen Teil der Anforderungen an ein berufsqua-
lifizierendes Studium zu erfüllen. 

ł^âòÉéí~åò=ìåÇ=h~êêáÉêÉÅÜ~åÅÉå=îçå=
_~ÅÜÉäçêJ=ìåÇ=j~ëíÉê~ÄëçäîÉåíÉå=ÇÉìíJ
ëÅÜÉê=eçÅÜëÅÜìäÉå“=EOMMQF=

píìÇáÉåâçåíÉñí=

Das Institut der deutschen Wirtschaft in Köln 
führt jährlich eine Frühjahrsumfrage unter Unter-
nehmensvertretern in Deutschland durch; im Jahr 
2004 lag der Schwerpunkt dieser Umfrage auf dem 
Thema „Fachkräftebedarf und Bewerberqualifi-
kation“. Ergänzend wurde den angeschriebenen 
Unternehmensvertretern ein Fragebogen vorge-
legt, in dem sie ihre Einschätzungen zu den 
neuen Studienabschlüssen Bachelor und Master 
äußern sollten. Die Ergebnisse dieser Zusatzbe-
fragung wurden im Herbst 2004 von Christiane 
Konegen-Grenier unter dem Titel „Akzeptanz 
und Karrierechancen von Bachelor- und Master-
absolventen deutscher Hochschulen“ in der Zeit-
schrift iw-trends veröffentlicht.262 

                                                           
262 Siehe Konegen-Grenier 2004. Nach dem einleitenden Ab-

schnitt auf den Seiten 1 bis 5, in dem die Untersuchungs-

Die Ausgangssituation für die Untersuchung war 
laut der Autorin die abwartende Haltung gegen-
über den Bachelor- und Masterstudiengängen, 
die unter anderem durch eine große Unsicher-
heit bedingt sei, wie die neuen Abschlüsse von 
Unternehmensvertretern bewertet und eingeord-
net würden. Die Unternehmen selbst sendeten 
diesbezüglich „diffuse Signale“ aus. Die Studie 
solle daher behilflich sein, die Frage nach der 
Akzeptanz der neuen Studiengänge in der pri-
vaten Wirtschaft zu klären. Im Mittelpunkt des 
Interesses stünden dabei die Rekrutierungs- und 
Karriereaussichten von Bachelorabsolventen. 

Von den 4.800 um Teilnahme gebetenen Unter-
nehmen füllten im Mai und Juni 2004 insgesamt 
672 Unternehmensvertreter den Zusatzfragebo-
gen aus; das entspricht einer Rücklaufquote von 
14 %.263 Im Hinblick auf die Gesamtheit privat-
wirtschaftlicher Unternehmen in Deutschland 
war die Gruppe „Akademiker in Großunterneh-
men“ in der Befragung deutlich überrepräsen-
tiert. Der Anteil der Unternehmen, die zum Zeit-
punkt der Untersuchung bereits Bachelor- oder 
Masterabsolventen deutscher Hochschulen be-
schäftigten, lag mit 12 % beziehungsweise 10 % 
sehr hoch, angesichts der Tatsache, dass von den 
knapp 6 Millionen erwerbstätigen Akademikern 
in Deutschland bis dahin nicht einmal 0,1 % 
über einen deutschen Bachelor- oder Mastergrad 
verfügten. Insgesamt könne daher die Gruppe 
der Teilnehmenden (in der Veröffentlichung als 
„Stichprobe“ bezeichnet) im Hinblick auf die 
Kompetenzen und die Karriereentwicklung der 
Bachelor und Master als aussagekräftige Basis 
gelten. 

                                                           
ergebnisse zusammengefasst sowie Ziel und Methodik 
der Studie dargelegt werden, sind die Ergebnisse dar-
gestellt, und zwar in der Reihenfolge: 1. Akzeptanz der 
Bachelor und Master, 2. Anforderungen (Fachkompe-
tenzen, überfachliche Kompetenzen), 3. Einstiegsposi-
tionen für Bachelor und 4. Karrierechancen für Bache-
lor. Das hochschulpolitische Fazit wird auf den Seiten 
15 und 16 gezogen. Der in der Umfrage eingesetzte Fra-
gebogen ist nicht abgebildet, was allerdings darauf zu-
rückzuführen sein wird, dass es sich bei der Publikation 
um einen Zeitschriftenaufsatz handelt, wo diese Dar-
stellung unüblich ist. 

263 Die Zahl der angeschriebenen Unternehmen wird in der 
Studie nicht ausdrücklich genannt, lässt sich aber aus 
der Zahl der teilnehmenden Unternehmen und der Rück-
laufquote errechnen. 
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píìÇáÉåÉêÖÉÄåáëëÉ=

^âòÉéí~åò=îçå=_~ÅÜÉäçêJ=ìåÇ=j~ëíÉê~ÄëçäîÉåíÉå=

An diejenigen Unternehmen, die zum Zeitpunkt 
der Befragung noch keine Bachelor- oder Mas-
terabsolventen deutscher Hochschulen beschäf-
tigten, war die Frage gerichtet, ob sie denn diese 
Absolventen akzeptierten, und zwar getrennt 
für die beiden Abschlussarten. Rund drei Vier-
tel der Befragten gaben sowohl für Bachelor- als 
auch für Masterabsolventen an: Ja, sie würden 
diese akzeptieren. Jeweils gut 10 % der befragten 
Unternehmensvertreter verneinten die Frage oder 
gaben nichts an. Hier bestand also praktisch kein 
Unterschied zwischen den Antworten in Bezug 
auf Bachelorabsolventen einerseits und Master-
absolventen andererseits. 

Dennoch gab es Differenzen im Antwortverhal-
ten der Unternehmen: Den Studienergebnissen 
zufolge hängt die Akzeptanz der Bachelor- und 
Masterabsolventen eng mit der Betriebsgröße und 
mit dem Akademikeranteil im Unternehmen zu-
sammen. So war zunächst festzustellen, dass sich 
Befragte in Unternehmen mit weniger als 50 Mit-
arbeitern skeptischer zeigten als Vertreter von 
größeren Betrieben, denn während lediglich zwei 
Drittel der Befragten aus der erstgenannten Grup-
pe die Akzeptanzfrage für Bachelor- und Master-
absolventen bejahten, waren es jeweils rund 80 % 
der Personen aus Unternehmen mit 50 bis 499 
sowie mit 500 und mehr Beschäftigten. Als be-
sonders bedeutsam für die Akzeptanz der Un-
ternehmensvertreter erwies sich jedoch der Aka-
demikeranteil im jeweiligen Betrieb. In der Aus-
wertung wurden, je nach dem Anteil von Hoch-
schulabsolventen im Unternehmen, drei Grup-
pen unterschieden, und es zeigte sich, dass die 
Bereitschaft, Bachelor- oder Masterabsolventen 
zu akzeptieren, um so größer war, je höher der 
besagte Anteil im Unternehmen lag. 

In der gemeinsamen Betrachtung beider Fakto-
ren, Betriebsgröße und Akademikeranteil, wur-
de ersichtlich, dass der zweite Faktor bestim-
mend für die Haltung der Unternehmensvertre-
ter ist. So äußerten sich Kleinunternehmen mit 
einem überdurchschnittlichen Akademikeranteil 
fast ebenso zustimmend zu Bachelor- und Mas-
terabsolventen wie Großunternehmen. Die Er-

fahrung mit eigenen Mitarbeitern scheint also 
gewichtiger zu sein als die Größe des Unterneh-
mens. Die oft genannte Vermutung, kleine Un-
ternehmen stünden insbesondere den Bachelor-
absolventen skeptisch gegenüber, so dass diese 
praktisch nur in großen Unternehmen Beschäf-
tigungschancen hätten, lasse sich, wie die Stu-
dienautorin anmerkt, mit diesen Ergebnissen 
nicht bestätigen. 

Interessant ist im Übrigen der Befund, dass Klein-
unternehmen mit einem unterdurchschnittlichen 
Akademikeranteil auf die Akzeptanzfrage häufig 
keine Antwort gaben. Sie zeigten also keine kla-
re Ablehnung, sondern eher Unsicherheit in der 
Einschätzung der neuen Abschlüsse. 

báåëíìÑìåÖ=îçå=_~ÅÜÉäçê~ÄëçäîÉåíÉå=
EbáåëíáÉÖëéçëáíáçåF=

Neben der generellen Akzeptanz der neuen Ab-
schlüsse wurde in der Zusatzstudie zur Früh-
jahrsumfrage auch speziell zur personalpoliti-
schen Einstufung der Bachelorabsolventen und 
deren weiteren Karrierechancen im Unterneh-
men gefragt. 

Zuerst sollten die Unternehmensvertreter ange-
ben, welche Einstiegspositionen für Bachelorab-
solventen in ihrem Betrieb in Frage kämen, wo-
bei mehrere Nennungen erlaubt waren. Gut 20 % 
der Befragten sagten, sie würden grundsätzlich 
nach dem Einzelfall urteilen, knapp 40 % ent-
schieden sich für genau eine der vorgegebenen 
Startpositionen, und etwa 30 % wählten verschie-
dene Möglichkeiten. Immerhin jeder siebte Be-
fragte gab hier überhaupt nichts an. 

Unter den gewählten Einstiegspositionen besteht 
keine eindeutige Reihenfolge. 37 % der Antwor-
ten fielen in die Kategorie „kommt auf den Ein-
zelfall an“, 30 % in die Kategorie „auf dem Level 
von Hochschulabsolventen“. Nur sehr wenige 
Unternehmen würden die Bachelorabsolventen, 
wie gelegentlich als Befürchtung geäußert wird, 
auf die Stufe eines regulären Berufsabschlusses 
einordnen. Allerdings sind fast 40 % der Nen-
nungen bei der Möglichkeit „auf dem Level 
von Absolventen einer beruflichen Aufstiegs-
fortbildung (Fachwirt, Meister u.ä.)“ zu ver-
zeichnen. 
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Allgemein, so die Verfasserin, zeige sich eine 
Annäherung zwischen qualifizierten Weiterbil-
dungsabschlüssen des berufsbildenden Systems 
einerseits und klassischen Hochschulabschlüssen 
andererseits, bedingt durch die technologische 
Entwicklung und Internationalisierung, die wie-
derum zu gestiegenen Qualifikationsanforderun-
gen geführt hätten. Die OECD habe auf diese 
Entwicklung reagiert und unterscheide im Bil-
dungssektor zwischen dem theoriebezogenen 
Tertiärbereich A und dem praxisbezogenen Ter-
tiärbereich B, wobei die deutschen Abschlüsse 
Diplom und Master, aber auch der Bachelor zum 
A-Bereich zählen, während Berufsakademieab-
schlüsse ebenso wie der Meister und der Fach-
wirt in den B-Bereich gerechnet werden.264 

Mit der Nennung von möglichen Einstiegsposi-
tionen für Bachelorabsolventen in der Studie ha-
ben die Unternehmensvertreter indirekt die Zu-
ordnung zu einem der beiden Tertiärbereiche 
gewählt. Dabei hing das Antwortverhalten von 
drei Faktoren ab: Betriebsgröße, Akademikeran-
teil und eigene Rekrutierungserfahrung. Die Ein-
stufung von Bachelorabschlüssen in den Tertiär-
bereich A erfolgte vergleichsweise häufig, wenn 
das betreffende Unternehmen größer war, wenn 
dort überdurchschnittlich viele Akademiker be-
schäftigt waren und wenn bereits Bachelor- oder 
Masterabsolventen deutscher Hochschulen im 
Unternehmen arbeiteten. Die Studienautorin 
schließt daraus, „dass die bisher auf dem Arbeits-
markt bekannten deutschen Bachelorabschlüsse 
die in sie gesetzten Erwartungen hinsichtlich ei-
nes akademischen Ausbildungsniveaus erfüllt 
haben“.265 

báåëíìÑìåÖ=îçå=_~ÅÜÉäçê~ÄëçäîÉåíÉå=
Eh~êêáÉêÉÅÜ~åÅÉåF=

Die Frage nach den Einstiegspositionen sollte, so 
erläutert die Verfasserin, im Verbund mit der 
Frage nach den Aufstiegschancen betrachtet wer-
den. Da die beruflichen Anforderungen allge-
mein komplexer geworden seien, blieben Karrie-
rewege über längere Zeit als bisher offen. Der 

                                                           
264 OECD (2003): Education at a Glance. Zitiert nach Konegen-

Grenier 2004, S. 12. 
265 Konegen-Grenier 2004, S. 13. 

Ausbildungsabschluss gebe nicht notwendiger-
weise den Verlauf der beruflichen Karriere vor. 

Die Unternehmensvertreter waren in der Studie 
danach gefragt worden, ob ihrer Ansicht nach 
Bachelorabsolventen die gleichen Chancen hät-
ten, eine Führungsposition zu erreichen, wie 
Akademiker mit traditionellen Abschlüssen. Fast 
zwei Drittel der Befragten äußerten sich positiv, 
knapp ein Fünftel hingegen verneinte, und eben-
falls fast 20 % beantworteten die Frage nicht. Da-
bei gab es höhere Zustimmungswerte bei den 
größeren Betrieben und bei Unternehmen, in de-
nen bereits Bachelor- oder Masterabsolventen 
deutscher Hochschulen beschäftigt waren. Aber 
selbst unter jenen Betrieben, die zum Untersu-
chungszeitpunkt noch keine Erfahrung mit den 
neuen Abschlüssen hatten, räumte die Mehrheit 
den Bachelorabsolventen die gleichen Chancen 
ein. Dies, so die Autorin, spreche für eine große 
Offenheit der Unternehmen gegenüber den Ent-
wicklungschancen von Bachelorabsolventen. 

Die Unternehmensvertreter, die bezweifelten, 
dass Bachelor ähnliche Chancen auf eine Füh-
rungsposition haben, wurden gebeten anzuge-
ben, was denn die Absolventen für ihren beruf-
lichen Aufstieg tun sollten (dabei waren mehrere 
Nennungen möglich). Knapp 60 % der Befragten 
dieser Gruppe meinten, die Bachelorabsolventen 
müssten sich länger bewähren als Diplomabsol-
venten, und 14 % sprachen sich dafür aus, dass 
die Bachelor ein Zertifikat der internen Weiter-
bildung erwerben sollten. Die Hälfte der Ange-
sprochenen hielt es allerdings für erforderlich, 
dass die Absolventen nach dem Bachelor einen 
weiteren Hochschulabschluss erwerben. 

bêï~êíìåÖÉå=~å=_~ÅÜÉäçêJ=ìåÇ=j~ëíÉê~ÄëçäîÉåJ
íÉå=

In der Umfrage zu den neuen Studienabschlüs-
sen wurden die Unternehmensvertreter auch ge-
beten, die Bedeutung verschiedener fachlicher 
und außerfachlicher Kompetenzen jeweils auf 
einer Skala von 1 = „unwichtig“ bis 4 = „sehr 
wichtig“ zu bewerten. Sämtliche Mittelwerte der 
Beurteilungen lagen über dem Wert 2,5, wurden 
also als wichtig eingeschätzt. Außerdem unter-
schieden sich die Bewertungen für Bachelor- und 
Masterstudiengänge kaum voneinander; der 
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Wert für Masterstudiengänge lag im Durchschnitt 
stets geringfügig höher. 

Unter den angegebenen Fachkompetenzen er-
zielten die „Fachkompetenzen für einen bestimm-
ten Beruf“, das „Grundlagenwissen eines Stu-
dienfachs“ und die „Fachkompetenzen für ein 
breites Berufsfeld“ durchschnittlich die höchsten 
Werte. Demgegenüber wurden konkrete Bran-
chen- oder Produktkenntnisse oder auch Spezi-
alkenntnisse in verwandten Fachgebieten als et-
was weniger wichtig eingestuft. Der für Bache-
lorstudiengänge geforderte Berufsfeldbezug, so 
die Autorin, bedeute demnach im Sinne der Ar-
beitgeber nicht, dass im Bachelorstudium kon-
krete und damit schnell veränderliche Produkt-
kenntnisse vermittelt werden sollten. Den Unter-
nehmen sei die Vermittlung von Grundlagenwis-
sen und allgemeinen Fachkompetenzen wichti-
ger. 

Alle sechs angegebenen überfachlichen Kompe-
tenzen, „Kommunikations- und Teamfähigkeit“, 
„Lernfähigkeit“, „Analysevermögen“, „Metho-
denkompetenz“, „Kenntnisse im Projektmana-
gement“ und „Führungsfähigkeit“ wurden im 
Durchschnitt mindestens mit dem Wert 3 beur-
teilt. Für die Unternehmen sind also praktisch 
alle genannten Schlüsselkompetenzen wichtig 
bis sehr wichtig, und zwar, ausgenommen die 
Managementkenntnisse, für Bachelor- und Mas-
terabsolventen gleichermaßen. Auch an dieser 
Stelle, so die Autorin der Studie, werde deutlich, 
„dass die Unternehmen dem ersten Studienab-
schluss einen exemplarischen Stellenwert als 
Kompetenzbasis zuweisen, die es erlaubt, sich 
den immer rascheren Veränderungen der Berufs-
welt durch Erneuerung, Vertiefung und Erwei-
terung einmal erworbener Fachkenntnisse anzu-
passen.“266 

c~òáí=

Die Darstellung der Ergebnisse wird mit einem 
engagierten „Hochschulpolitischen Fazit“ be-
schlossen. Die Autorin resümiert, dass die neuen 
Studienabschlüsse Bachelor und Master von der 
Mehrheit der Unternehmen positiv aufgenom-
men würden. Die Reformprozesse kämen jedoch 
                                                           
266 Konegen-Grenier 2004, S. 10. 

insgesamt kaum voran, was darin begründet sei, 
dass die meisten Landeshochschulgesetze keine 
zwingenden Vorgaben zu der Umstellung auf 
das zweistufige System beinhalteten. Für die 
Hochschullehrenden wiederum bestünden aber 
kaum Handlungsanreize. „Was fehlt, ist die in 
angelsächsischen Ländern seit langem existie-
rende, institutionell verankerte Gesamtverant-
wortung für die Gestaltung von Studienprogram-
men (…).“267 

Außerdem, so die Autorin, sei als problemati-
scher Punkt zu nennen, dass die Finanzierung 
des Hochschulstudiums nahezu vollständig auf 
eine Angebotsfinanzierung beschränkt sei; die 
Studierenden als Nachfrager hätten ohne eine 
eigene finanzielle Beteiligung zu wenig Einfluss 
auf die Studiengestaltung. Mit der Einführung 
von Studiengebühren gäbe es größere Anreize, 
das Studienangebot zu verbessern. 

In finanzieller Hinsicht sei den Hochschulen da-
rüber hinaus zu empfehlen, mehr berufsbeglei-
tende Angebote zu entwickeln und sich darüber 
neue Einnahmequellen zu erschließen. Im Zuge 
des lebenslangen Lernens sei zu erwarten, dass 
die Unternehmen zunehmend Bedarf an Weiter-
bildungsmöglichkeiten für ihre Mitarbeiter hät-
ten. 

jÉíÜçÇáëÅÜÉ=hêáíáâ=ìåÇ=báåçêÇåìåÖ=ÇÉê=
bêÖÉÄåáëëÉ=

Wie in den meisten anderen der vorgestellten 
empirischen Studien, ist auch hier die Rücksen-
dequote so gering, dass die Daten nicht als reprä-
sentative Ergebnisse verstanden werden können. 
Dennoch werden an mancher Stelle Verallgemei-
nerungen vorgenommen. Aus den Daten geht 
zum Beispiel hervor, dass zwei Drittel der Un-
ternehmen, die einen Master beschäftigen, auch 
einen Bachelor eingestellt haben. Daraus wird in 
der Studie der Schluss gezogen, dass „zwischen 
der Beschäftigung der beiden Absolvententypen 
ein starker Zusammenhang besteht“ und dass 
sich die in der öffentlichen Diskussion häufig 
geäußerte Präferenz des Masterabschlusses ge-
genüber dem Bachelorabschluss hiernach nicht 
bestätige. Diese allgemeine Schlussfolgerung ist 
                                                           
267 Konegen-Grenier 2004, S. 16. 
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angesichts der geringen Fallzahlen vorsichtig zu 
sehen, obgleich das Ergebnis einen interessanten 
Hinweis auf die Akzeptanz von Absolventen mit 
neuen Abschlüssen auf dem Arbeitsmarkt liefert. 

Ein wichtiger Punkt, der in der Studie angespro-
chen wird, ist die positive Erfahrung mit den 
ersten Bachelorabsolventen, von der die Unter-
nehmensvertreter berichteten. Die Absolventen 
haben demnach die in sie gesetzten Erwartungen 
erfüllt, was optimistisch in die Zukunft blicken 
lässt. Aber auch die Skepsis kommt in den Er-
gebnissen zum Ausdruck: Rund die Hälfte jener 
Befragten, die den Bachelorabsolventen nicht die 
gleichen Berufschancen eingeräumt hatten wie 
den Masterabsolventen, sah es als erforderlich an, 
dass die Bachelorabsolventen noch einen weite-
ren akademischen Abschluss erwerben. Unbe-
antwortet blieb, ob das ein Weiterbildungsmas-
ter sein sollte, also eingebunden in die berufliche 
Laufbahn, oder ob erwartet wurde, dass die Ba-
chelorabsolventen bereits für den Ersteinstieg in 
den Beruf einen Masterabschluss mitbringen. 

łpíìÇáÉåêÉÑçêã=áå=ÇÉå=fåÖÉåáÉìêïáëëÉåJ
ëÅÜ~ÑíÉåK=_~ÅÜÉäçê=ìåÇ=j~ëíÉê=ëí~íí=
aáéäçã“=EOMMQF=

píìÇáÉåâçåíÉñí=

In den Ingenieurwissenschaften wird die Umstel-
lung des traditionellen Langstudiums mit dem 
Abschluss „Dipl.-Ing.“ auf das gestufte Studium 
mit Bachelor- und Masterabschluss kontrovers 
diskutiert. Vor diesem Hintergrund haben die 
VDI nachrichten, die Zeitschrift des Vereins Deut-
scher Ingenieure, gemeinsam mit dem Fraunhofer 
Institut Arbeitswirtschaft eine Befragung zum 
Informationsstand in Unternehmen, zu den Er-
wartungen an die ingenieurwissenschaftliche Aus-
bildung im neuen Studiensystem und zur Bewer-
tung der Reformen mit Bachelor und Master 
durchgeführt. Die Befragungsergebnisse wurden 
Ende des Jahres 2004 unter dem Titel „Studien-
reform in den Ingenieurwissenschaften. Bachelor 
und Master statt Diplom“ veröffentlicht.268 
                                                           
268 Siehe VDI u. Fraunhofer IAO 2004. Zunächst werden die 

Untersuchungsergebnisse kurz in Textform zusammen-
gefasst, anschließend in Form von Grafiken gezeigt. Auf 
den Seiten 18f. sind die Eigenschaften der befragten Un-
ternehmen dargelegt, ebenfalls in grafischer Form. 

Den Angaben der Verfasser zufolge beteiligten 
sich insgesamt 256 Unternehmen aus den Berei-
chen Industrie und technische Dienstleistung an 
der Befragung. In etwa einem Viertel der Betrie-
be waren weniger als 150 Mitarbeiter angestellt, 
gut ein Drittel der Unternehmen beschäftigte 150 
bis 1.000 Mitarbeiter, und 40 % der befragten 
Unternehmen waren große Betriebe mit mehr als 
1.000 Mitarbeitern. Rund drei Viertel der Unter-
nehmen hatten Niederlassungen im Ausland, 
waren also international tätig. 

In den meisten befragten Unternehmen arbeite-
ten zum Befragungszeitpunkt noch keine Hoch-
schulabsolventen mit einem deutschen Bache-
lor- oder Masterabschluss. 

píìÇáÉåÉêÖÉÄåáëëÉ=

fåÑçêã~íáçåëëí~åÇ=ìåÇ=fåÑçêã~íáçåëèìÉääÉå=

Eingangs war den Unternehmensvertretern in 
der Befragung kurz erläutert worden, dass ab 
dem Jahr 2010 der Dipl.-Ingenieur durch die 
zweistufige Ausbildung zum Bachelor und Mas-
ter of Engineering ersetzt werde. Die anschlie-
ßende Frage, ob sie sich über das Thema ausrei-
chend informiert fühlten, wurde nur von 20 % 
der Befragten mit „Ja“ beantwortet, während 
80 % ausdrücklich verneinten – angesichts der 
bevorstehenden vollständigen Umstellung ein 
hohes Informationsdefizit, wie die Verfasser der 
Studie dazu anmerken. Mehr als drei Viertel der 
Befragten gaben zudem an, ihnen sei die Reform 
der Studiengänge erst seit einigen Monaten oder 
kürzlich bekannt; rund jedem zehnten Befragten 
war die Studienstrukturreform zum Befragungs-
zeitpunkt unbekannt. 

Die Hauptquelle für Informationen über die neu-
en Studiengänge war laut den Untersuchungser-
gebnissen die Fachpresse, aber auch allgemein 
Zeitungen und Zeitschriften (68 % bzw. 60 % der 
Antworten, Mehrfachnennung war möglich). 
Knapp die Hälfte der befragten Unternehmens-
vertreter bezog Informationen aus dem direkten 
Kontakt zu Hochschulen, gut 40 % von Vereinen 
und Verbänden. Das Internet spielte keine so 
große Rolle als Informationsquelle, und auch der 
persönliche Kontakt zu anderen Entscheidern 
war nebenrangig. 
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Die Frage, wer aus Sicht der Unternehmen die 
notwendigen Informationen zur Verfügung stel-
len sollte, ergab eine eindeutige Antwort: die 
Hochschulen (40 % der Nennungen). Erst in 
zweiter Linie wurden Berufs- und Arbeitgeber-
verbände sowie die Kultusministerien der Länder 
und das Bundesbildungsministerium genannt. 
Die Fachpresse und allgemeine Medien wurden 
selten als Informationsanbieter gewünscht. 

dêΩåÇÉ=ÖÉÖÉå=ÇáÉ=^åëíÉääìåÖ=îçå=_~ÅÜÉäçêJ=ìåÇ=
j~ëíÉê~ÄëçäîÉåíÉå=

Diejenigen Unternehmen, die zum Befragungs-
zeitpunkt noch keine Absolventen mit einem 
deutschen Bachelor- oder Mastergrad beschäf-
tigten, waren nach den Gründen dafür gefragt 
worden. (Mehrfachnennung war möglich.) 70 % 
der Befragten aus dieser Gruppe gaben an, bis-
her habe sich noch niemand mit einem solchen 
Abschluss beworben. 35 % der Nennungen be-
sagten, die Studienrichtung der Bewerber sei 
nicht passend gewesen. 21 % äußerten, man ha-
be zu wenige Informationen über das neue Stu-
diensystem. Nur knapp ein Fünftel der Unter-
nehmen in dieser Gruppe hatte keine Bachelor- 
oder Masterabsolventen eingestellt, weil Diplom-
ingenieure generell bevorzugt wurden. Vorbe-
halte gegenüber der Ausbildung waren in ledig-
lich 6 % der Fälle das Einstellungshindernis. 

Dass bisher nur wenige Bachelor- und Master-
absolventen eingestellt wurden, liegt demnach 
vor allem an den geringen Bewerberzahlen, ver-
bunden mit mangelnder Information, weniger 
an einer grundsätzlichen Ablehnung des neuen 
Studiensystems. Dieses Ergebnis spiegelt sich 
auch in den Antworten auf die Frage wider, ob 
geplant sei, bis zum Jahr 2010 Absolventen mit 
einem deutschen Bachelor oder Master einzu-
stellen. Hier sagten mehr als 50 % der Befragten: 
„Weiß noch nicht“, knapp 40 % bejahten die Fra-
ge, und nur 5 % gaben an: „Nein, wir bevorzu-
gen Dipl.-Ing.“. 

báåëíìÑìåÖ=ÇÉê=_~ÅÜÉäçêJ=ìåÇ=j~ëíÉê~ÄëçäîÉåíÉå=
EbáåëíáÉÖëéçëáíáçåF=

Bachelorabsolventen werden den Angaben der 
befragten Unternehmensvertreter zufolge bei Be-

rufsbeginn zukünftig vor allem in der Sachbe-
arbeitung eingesetzt (51 % der Nennungen bei 
möglicher Mehrfachnennung) oder steigen in 
das unternehmenseigene Traineeprogramm ein 
(44 % der Antworten). Positionen mit Projektlei-
tungs- oder Teamleitungsfunktion sahen hinge-
gen nur 32 % beziehungsweise 20 % der Befrag-
ten für Bachelorabsolventen vor. Demgegenüber 
kamen für Masterabsolventen häufiger Projekt-
leitungs- und Gruppenleitungsaufgaben in Fra-
ge, deutlich weniger die Sachbearbeitung. 

báåëíìÑìåÖ=ÇÉê=_~ÅÜÉäçê~ÄëçäîÉåíÉå=EdÉÜ~äíF=

In einem Viertel der befragten Unternehmen 
werden Bachelorabsolventen das gleiche Gehalt 
beziehen wie Diplomingenieure, die an einer 
Fachhochschule studiert haben; in rund jedem 
zehnten Unternehmen erhalten sie voraussicht-
lich weniger. Allerdings gaben zu der entspre-
chenden Frage, bei der Mehrfachnennung erlaubt 
war, fast zwei Drittel der Befragten an, die Ab-
solventen würden ihrer Position und Funktion 
entsprechend bezahlt, und ein Viertel sagte, die 
Entlohnung sei individuell unterschiedlich. Nach 
konkreten Gehältern oder Gehaltsklassen wurde 
hier nicht gefragt. 

h~êêáÉêÉÅÜ~åÅÉå=ÇÉê=_~ÅÜÉäçê~ÄëçäîÉåíÉå=

Danach gefragt, welche Karrierechancen sie den 
Absolventen mit einem deutschen Bachelorgrad 
einräumten und ob dies die gleichen seien wie 
für Diplomingenieure, sagten mehr als 40 % der 
Unternehmensvertreter, das sei noch nicht abzu-
sehen. Rund 30 % der Befragten wollten diese 
Frage individuell beurteilen, und 10 % machten 
eine Fortbildung der Absolventen zur Bedin-
gung. Ein ausdrückliches Nein zu gleichen Kar-
rierechancen äußerten zwar nur sehr wenige 
Unternehmensvertreter, aber ein unbedingtes 
Ja war ebenfalls selten (13 % der Antworten). 

Dass der Masterabschluss für eine Führungskar-
riere notwendig sei, befanden lediglich 8 % der 
Befragten. Knapp ein Drittel war der Ansicht, 
der Master habe den gleichen Stellenwert wie 
andere Weiterbildungen, und rund die Hälfte 
der befragten Unternehmensvertreter sagte, Fach-
karrieren seien immer möglich, machten diese 
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Entwicklung also nicht von einem bestimmten 
Bildungsabschluss abhängig. 

bêï~êíìåÖÉå=~å=ÇáÉ=åÉìÉå=^ÄëÅÜäΩëëÉ=

Den Unternehmensvertretern war in der Unter-
suchung eine Reihe von Qualifikationen und 
Kenntnissen vorgelegt worden, zu denen sie je-
weils angeben sollten, ob sie diese von Hoch-
schulabsolventen mit den neuen Abschlüssen 
erwarten. Den Ergebnissen zufolge halten die 
Unternehmen sowohl die Bachelor- als auch die 
Masterabsolventen für praxisorientierter als die 
Absolventen traditioneller Studiengänge. Auch 
der Aspekt „Fremdsprachenkenntnis“ wurde den 
neuen Absolventen oftmals zugeordnet (55 % der 
Nennungen zum Bachelor, 66 % in Bezug auf 
den Master). 

Dem Bachelor wurde allerdings häufig das Attri-
but „weniger Fachwissen“ (45 %) und gleichzei-
tig selten die Fähigkeit „analytisches Denken“ 
(26 %) zugeschrieben. Im Unterschied dazu wur-
de vom Masterabsolventen eher „größeres Fach-
wissen“ (39 %), analytisches Denken (44 %) so-
wie internationale Erfahrung (64 %) erwartet. 

„Größere Vertriebs- und Marketingkenntnisse“ 
und „mehr Produktkenntnisse“ spielten in der 
Erwartung der Unternehmen an die Bachelor- 
und Masterabsolventen nur eine untergeordne-
te Rolle. Dies sind offensichtlich Kenntnisse, die 
aus Sicht der Arbeitgeber auch im Beruf erlangt 
werden können. 

sÉêÖäÉáÅÜ=ÇÉê=íê~ÇáíáçåÉääÉå=ìåÇ=åÉìÉå=píìÇáÉåJ
~ÄëÅÜäΩëëÉ=

Die Unternehmensvertreter wurden in zwei 
Gruppen danach gefragt, worin der wesentliche 
Unterschied der neuen Abschlüsse zu den bis-
herigen Abschlüssen bestehe. Dabei wurden die 
Vertreter jener wenigen Unternehmen, die zum 
Befragungszeitpunkt bereits Bachelor- und Mas-
terabsolventen beschäftigten, nach ihren Erfah-
rungen gefragt, die andere Gruppe nach ihren 
Erwartungen. 

In Bezug auf die Vorteile des neuen Studiums 
waren sich die Antworten der beiden Gruppen 
sehr ähnlich: Jeweils rund zwei Drittel der Be-

fragten waren der Meinung, das zweistufige 
System sorge für kürzere Studiendauer und jün-
gere Absolventen, und jeweils über die Hälfte 
verband mit den neuen Abschlüssen aktuellere 
Studienkonzepte. Auch waren je fast 50% der 
Ansicht, in den gestuften Studiengängen werde 
eine bessere Ausbildungsqualität nach interna-
tionalen Standards erreicht. 

Interessant ist nun, dass sich die Antworten hin-
sichtlich der negativen Auswirkungen zwischen 
den beiden Befragtengruppen unterschieden: Die 
Vertreter der Unternehmen, welche bereits Ba-
chelor- und Masterabsolventen beschäftigten, 
sahen weniger problematische Folgen der Um-
stellung auf das gestufte Studium als ihre Kol-
legen in den Unternehmen, die noch keine Er-
fahrung mit den neuen Absolventen hatten. Die 
Befürchtung, innerhalb von sechs bis sieben Se-
mestern könnten die Studierenden nicht berufs-
befähigend ausgebildet werden, teilten 34 % der 
Erfahrenen, aber immerhin 55 % der Nichterfah-
renen. Diese sahen zudem erhöhten Bedarf, Ba-
chelorabsolventen innerbetrieblich zu integrie-
ren und auszubilden. Im Umkehrschluss bedeu-
ten diese Ergebnisse, dass die ersten Erfahrun-
gen mit ingenieurwissenschaftlichen Bachelor-
absolventen im Unternehmen offenbar positiv 
waren. 

^ääÖÉãÉáåÉ=_ÉïÉêíìåÖ=ÇÉê=_~ÅÜÉäçêJ=ìåÇ=
j~ëíÉê~ÄëÅÜäΩëëÉ=

Über 80 % der Befragten stimmten der allgemei-
nen Aussage zu, Bachelor- und Masterabschlüs-
se erlaubten einen internationalen Vergleich. 
Mehrheitlich wurde auch den Äußerungen zu-
gestimmt, die neuen Abschlüsse würden zum 
Erhalt der Innovationskraft und Wettbewerbsfä-
higkeit beitragen und zu verstärkten Koopera-
tionen mit Hochschulen führen. Hier lagen al-
lerdings die Anteile der Unternehmensvertreter, 
die unentschieden waren oder nicht zustimmten, 
höher als bei der ersten Äußerung. 

Nur etwa jeder sechste Befragte teilte die Be-
fürchtung, die Abschaffung des Diploms gefähr-
de den Technologiestandort Deutschland. Ähn-
lich wenige Unternehmensvertreter waren der 
Ansicht, die Umstellung auf das gestufte Sys-
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tem stelle qualitativ eine Verschlechterung des 
Ausbildungssystems dar. 

Abschließend wurden die Unternehmensvertre-
ter gefragt, welche Wünsche und Forderungen 
sie bezüglich der neuen Ausbildungsgänge an 
die Hochschulen stellten. Interessanterweise woll-
te nur gut die Hälfte der Befragten besser über 
die Änderungen im Hochschulsystem informiert 
werden. Eine „weniger theorielastige Ausbil-
dung“ forderten 44 %. Über 75 % der Befragten 
wünschten sich, dass die Hochschulen mit den 
Unternehmen in Bezug auf die Ausbildungsin-
halte besser kommunizieren. Die Vermittlung 
theoretischen Fachwissens wird also nach wie 
vor für wichtig befunden; der Änderungswunsch 
geht eher in Richtung, die Studienangebote in-
haltlich mitzugestalten. 

jÉíÜçÇáëÅÜÉ=hêáíáâ=

In der Publikation der Studienergebnisse wird 
nur wenig zu der Durchführung der Befragung 
gesagt. So fehlen beispielsweise Angaben zur 
Anzahl der um Teilnahme gebetenen Personen 
und damit auch zur Rücklaufquote und zur Re-
präsentativität der Ergebnisse. Zudem ist unklar, 
auf welche Gruppe von Hochschulabsolventen 
sich die Untersuchung bezieht, denn in den Fra-
gen und in der Zusammenfassung wird sowohl 
allgemein von „den Bachelor- und Masterabsol-
venten“ als auch speziell von „den Bachelor- und 
Masteringenieuren“ gesprochen. Auch die Ant-
wortkategorien sind nicht immer eindeutig. So 
gab es zu der an sich interessanten Frage, wie 
Bachelorabsolventen im Vergleich zu traditio-
nellen Absolventen qualifiziert seien, die Ant-
wortmöglichkeit „genauso qualifiziert wie Dipl.-
Ing. der FH“ gegenüber „weniger qualifiziert als 
Dipl.-Ing.“, also einmal mit, einmal ohne Nen-
nung der Hochschulart und dadurch kaum ver-
gleichbar. 

Positiv ist hervorzuheben, dass an geeigneten 
Stellen unterschiedliche Fragen gestellt wurden, 
und zwar a) an Unternehmen, die zum Befra-
gungszeitpunkt noch keine Absolventen mit ei-
nem Bachelor- oder Mastergrad einer deutscher 
Hochschule eingestellt hatten, b) an Unterneh-
men, die bereits Absolventen mit einem deut-
schen Bachelor oder Master beschäftigten. 

báåçêÇåìåÖ=ÇÉê=bêÖÉÄåáëëÉ=

Den Ergebnissen dieser Studie zufolge waren Un-
ternehmen, in denen vorrangig ingenieurwissen-
schaftliche Hochschulabsolventen beschäftigt sind, 
zumindest zum Befragungszeitpunkt noch un-
genügend über die Studienreformen an deutschen 
Hochschulen informiert. Obgleich also die Aus-
sagen der befragten Unternehmensvertreter eher 
auf vagen Informationen beruhen als auf gesi-
cherten Tatsachen oder eigener Erfahrung, lässt 
sich daraus doch ein Stimmungsbild zeichnen, 
was die Reformen betrifft. Demnach bewerten 
die Unternehmen die neuen gestuften Studien-
gänge positiv und sehen die möglichen Reform-
folgen eher optimistisch. In der Einschätzung der 
Karrierechancen von Bachelorabsolventen zeigen 
sie sich allerdings vorsichtig.269 Ihr primärer 
Wunsch an die Hochschulen ist der nach einer 
besseren Zusammenarbeit, nach Mitgestaltung. 

łaÉê=_~ÅÜÉäçê=~äë=péêìåÖÄêÉíí\“=
EOMMQLOMMRF=

píìÇáÉåâçåíÉñí=

Im Oktober 2004 wurden erstmals Ergebnisse aus 
der mit Spannung erwarteten Studie über die ers-
ten Bachelorabsolventen in Deutschland vorge-
stellt. Gefördert vom Stifterverband für die Deut-
sche Wissenschaft, hatten Kolja Briedis und Karl-
Heinz Minks vom HIS Hochschul-Informations-
System die Bachelorabsolventen der Prüfungsjah-
re 2002 und 2003 zu ihrem Studium und zum 
Verbleib nach dem Studienabschluss befragt.270 

                                                           
269 Im Vorwort der Studie wird zunächst kurz erklärt, was 

das gestufte Studium ist, dann wird gesagt, es sei davon 
auszugehen, dass „die meisten der Bachelor-Absolven-
ten im Ingenieurbereich zunächst den direkten Einstieg 
in den Beruf“ wählen (S. 4). Diese kühne These mag 
manche Befragte in ihren Einschätzungen zu mehr Vor-
sicht bewegt haben. 

270 Zur ersten Ergebnispräsentation siehe Briedis 2004. Im 
April 2005 erschien sowohl die Kurzfassung der Ergeb-
nisse beim Stifterverband für die Deutsche Wissenschaft 
(Minks u. Briedis 2005a) als auch eine zweibändige Lang-
fassung bei HIS Hochschul-Informations-System Han-
nover (Minks u. Briedis 2005b, Minks u. Briedis 2005c). Der 
erste Teil der langen Fassung enthält die Ergebnisse zum 
Bachelorstudium, der zweite Teil thematisiert den Ver-
bleib der Bachelorabsolventen. Im vorliegenden Bericht 
wird hauptsächlich aus Minks u. Briedis 2005a zitiert. Der 
Originalfragebogen ist in Minks u. Briedis 2005c abgebil-
det. 
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In der jetzigen Umbruchsituation, so die For-
scher, sei von besonderem Interesse, wie es um 
die beruflichen Chancen und Perspektiven von 
Bachelorabsolventen bestellt sei. Deren Verbleib 
nach dem Studium war somit eines der beiden 
zentralen Untersuchungsthemen. Zweitens galt 
es zu ermitteln, welche Veränderungen das Ba-
chelorstudium mit seiner Doppelfunktion, die 
Studierenden sowohl auf den Beruf als auch auf 
ein mögliches weiteres Studium vorzubereiten, 
bereits mit sich gebracht habe. 

Die Adressen sämtlicher Bachelorabsolventen der 
Prüfungsjahre 2002 und 2003, insgesamt rund 
4.000 Personen, waren den Wissenschaftlern von 
den Prüfungsämtern der deutschen Hochschulen 
zur Verfügung gestellt worden. Im März 2004 
wurde der 12-seitige Fragebogen erstmals an die 
Absolventen versandt. Von den über 1.600 Ant-
worten, welche die Forscher erhielten, wurden 
schließlich 1.435 als gültige Fälle in die Studie 
aufgenommen; das entspricht einer Nettoquote 
von 36 %. 

Mehr als die Hälfte der Teilnehmenden war 
weiblich, das Durchschnittsalter aller Bachelor-
absolventen in der Studie lag bei 25 Jahren. Über-
durchschnittlich häufig stammten die Befragten 
aus Familien, in denen mindestens ein Elternteil 
ebenfalls einen Hochschulabschluss hatte. Zu 
knapp zwei Dritteln hatten die Absolventen ih-
ren Bachelor an einer Universität erworben, zu 
einem Drittel an einer Fachhochschule. Die 
Bachelorprüfung lag zum Befragungszeitpunkt 
sechs bis 30 Monate zurück, im Durchschnitt et-
wa 16 Monate. 

Um in bestimmten Bereichen besser Vergleiche 
anstellen zu können, waren für die Studie paral-
lel zu den Bachelorabsolventen auch Absolven-
ten traditioneller Studiengänge in einer Kontroll-
stichprobe befragt worden. 

píìÇáÉåÉêÖÉÄåáëëÉ=òìã=sÉêÄäÉáÄ=ÇÉê=
_~ÅÜÉäçê~ÄëçäîÉåíÉå=

§ÄÉêÖ~åÖ=áå=Éáå=ïÉáíÉêÉë=píìÇáìã=

Die Frage, wie viele Bachelorabsolventen eines 
Jahrgangs in den Beruf übergehen und wie vie-
le ein Masterstudium aufnehmen sollten, wird 

seit Beginn der Studienstrukturreformen debat-
tiert. Bezogen auf den Übergang ins Masterstu-
dium, ist eine Quote um 30 % im Gespräch, wo-
hingegen der Berufseinstieg mit einem Anteils-
wert von zirka 70 % für Bachelorabsolventen 
theoretisch als Regelfall gehandelt wird. Die Er-
gebnisse der Absolventenbefragung aber zeigen: 
Mehr als drei Viertel der Universitätsbachelor 
und knapp 60 % der Fachhochschulbachelor be-
fanden sich neun Monate nach ihrem Bachelor-
abschluss in einem weiteren Studium, d.h. nicht 
einmal jeder zweite Fachhochschulbachelor und 
lediglich jeder vierte Universitätsbachelor hatte 
nach dem ersten Studienabschluss den Weg in 
den Beruf gewählt und war dort geblieben. 

Die meisten Bachelorabsolventen, die ein weite-
res Studium aufgenommen hatten, strebten einen 
Masterabschluss an. Etwa jeder fünfte Absolvent 
hatte in ein Studium mit traditionellem Abschluss 
gewechselt, was aber vermutlich auf die Parallel-
führung des neuen und traditionellen Systems 
zurückzuführen ist und somit als vorübergehen-
des Phänomen gelten kann. Interessanterweise 
studierte der überwiegende Teil der Bachelor-
absolventen an derselben Hochschule weiter, an 
welcher der erste Abschluss erworben worden 
war. Das galt vor allem für die Universitätsba-
chelors. Damit verbunden ist das Ergebnis, dass 
es auf Seiten der Bachelorabsolventen mit Uni-
versitätsabschluss praktisch keinen Übergang 
in die andere Hochschulart gab: Lediglich 3 % 
aller weiterstudierenden Universitätsbachelors 
studierten an einer Fachhochschule. Demgegen-
über studierten 24 % der weiterstudierenden 
Fachhochschulbachelors an einer Universität; hier 
gab es also durchaus den Wechsel an die andere 
Art der Hochschule. 

Die Entscheidung, nach dem Bachelorstudium 
ein weiteres Studium aufzunehmen, war den 
Aussagen der Absolventen zufolge fast immer 
langfristig gefallen, entweder während des Ba-
chelorstudiums oder schon vor Beginn des ersten 
Studiums. Nur ein sehr kleiner Teil der Univer-
sitätsabsolventen (7 %) und ein ebenfalls kleiner 
Teil der Fachhochschulabsolventen (14 %) hatte 
die Entscheidung erst nach dem ersten Studien-
abschluss getroffen. „Dies bedeutet aber auch“, 
so die Forscher, „dass das Masterstudium nur 
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selten als Ausweg aus drohender Arbeitslosig-
keit gewählt wird. (…) Sollten auch zukünftige 
Bachelorabsolventen diese langfristige Studien-
perspektive teilen, wird sich auch das Niveau 
der Übergangsquoten in weitere Studien zu-
künftig kaum verändern.“271 

Nach den Motiven für die Aufnahme eines Mas-
terstudiums befragt, sagten nahezu alle Befrag-
ten, nämlich 99 % der Fachhochschulbachelors 
und 93 % der Universitätsbachelors, sie wollten 
damit ihre Berufschancen verbessern. Rund zwei 
Drittel der Absolventen gaben an, „geringes Ver-
trauen in die Berufschancen mit dem Bachelor-
abschluss“ sei der Grund für das weitere Studi-
um gewesen. Gleichzeitig wollte die Hälfte der 
Befragten mit dem Masterstudium „fachliche 
Defizite ausgleichen“. 

Offenbar ist es nicht vorrangig die mangelnde 
Fachqualität des Bachelorstudiums, welche die 
Skepsis bei den Studierenden hervorruft. Viel-
mehr wird allgemein wenig auf die beruflichen 
Chancen mit dem Bachelorgrad vertraut, und 
nahezu alle Masterstudierenden gehen davon 
aus, dass das zweite Studium ihre jeweiligen 
Karrierechancen – als wie groß diese auch im-
mer eingeschätzt werden –, verbessern wird. 

§ÄÉêÖ~åÖ=áå=ÇÉå=_ÉêìÑ=

Für das Thema „Übergang in den Beruf“ wurde 
die Gruppe derjenigen Bachelorabsolventen ge-
nauer betrachtet, die in den ersten sechs Mona-
ten nach dem Bachelorabschluss kein weiteres 
Studium aufgenommen hatten, also zu dem Zeit-
punkt beispielsweise nicht neben dem Studium 
erwerbstätig waren oder neben dem Beruf stu-
dierten. Allerdings umfasst die Erwerbstätigkeit 
der bewussten Gruppe nicht nur reguläre Be-
schäftigungsverhältnisse, sondern auch Prakti-
ka, Tätigkeiten im Rahmen von Honorarverträ-
gen und Übergangsjobs. 

Insgesamt ist die Arbeitslosenrate unter den Ba-
chelorabsolventen, die nach dem ersten Studium 
von der Hochschule gegangen waren, mit Wer-
ten um 5 % als gering zu bezeichnen. Bei Fach-
hochschulabsolventen lag die Quote neun Mo-
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nate nach dem Bachelorabschluss bei 3 %, bei 
Universitätsabsolventen etwas höher, aber im-
mer noch unter 10 %. Der Unterschied zwischen 
den Absolventen der beiden Hochschularten, 
der sich hier nur leicht andeutet, zeigt sich al-
lerdings frappierend deutlich, wenn es um die 
Art der Erwerbstätigkeit geht: Im Lauf der ersten 
neun Monate nach dem Bachelorabschluss nah-
men den Studienergebnissen zufolge fast 75 % 
der Fachhochschulabsolventen, aber nur gut 30 % 
der Universitätsabsolventen eine reguläre Er-
werbstätigkeit auf. Dementsprechend ist das 
Beschäftigungsbild der Universitätsabsolventen 
weitaus stärker von Übergangsjobs und vor al-
lem von Praktika geprägt als bei den Fachhoch-
schulabsolventen. So lag beispielsweise der An-
teil von Universitätsabsolventen, die nach dem 
ersten Studienabschluss ein Praktikum absolvier-
ten, vier Monate nach dem Studienabschluss bei 
über 30 % und damit über dem Anteil regulärer 
Erwerbstätigkeit. Die Vermutung liege nahe, so 
die Autoren der Studie, dass sich die Universi-
tätsbachelors „noch stärker darum bemühen 
müssen, ihr Kompetenzprofil und die damit ver-
bundenen Einsatzmöglichkeiten unter Beweis zu 
stellen, und dass sie dies zu einem beachtlichen 
Anteil über Praktika versuchen.“272 Ob es sich 
hierbei um ein Übergangsphänomen handelt, 
das in der Zeit vorsichtiger Skepsis gegenüber 
dem universitären Kurzstudium besonders auf-
fällt, oder ob sich Universitätsabsolventen mit 
einem Bachelorabschluss auch langfristig auf 
den Berufseinstieg in Form eines Praktikums 
einstellen müssen, werde sich zeigen müssen. 

Die hier betrachtete Gruppe von Bachelorabsol-
venten war dadurch gekennzeichnet, dass zum 
Zeitpunkt sechs Monate nach dem Studienab-
schluss niemand studierte. Drei weitere Monate 
später waren allerdings die Anteile der Absol-
venten aus diesem Kreis, die doch ein weiteres 
Studium aufgenommen hatten, auf 10 % (Fach-
hochschulabsolventen) beziehungsweise 18 % 
(Universitätsabsolventen) angestiegen. Die Au-
toren weisen an dieser Stelle auf den Zusam-
menhang der beiden genannten Ergebnisse hin: 
Bei der späteren Aufnahme eines weiteren Stu-
diums, so ihre Deutung, handele es sich vor al-
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lem um eine Reaktion auf einen nicht gelunge-
nen Berufseinstieg. Die Studienentscheidung 
hänge offenbar mit den Erfahrungen in der Zeit 
direkt nach dem Bachelorabschluss zusammen. 

Dass die Fachhochschulabsolventen insgesamt 
viel leichter den Einstieg in die reguläre Berufs-
tätigkeit fanden als die Universitätsabsolventen, 
führen die Forscher darauf zurück, dass Absol-
venten mit Fachhochschulabschluss häufiger be-
rufliche Vorerfahrung hätten und dass das Stu-
dium an der Fachhochschule über mehr prakti-
sche Anteile verfüge als ein Universitätsstudi-
um. 

In der Untersuchung waren die Bachelorabsol-
venten nach eventuellen Schwierigkeiten bei der 
Stellensuche gefragt worden. Überwiegend wur-
den daraufhin Probleme genannt, die auch den 
Absolventen traditioneller Studiengänge bekannt 
sind: Das Stellenangebot war zu gering, oder die 
Arbeitgeber erwarteten jemand mit mehr beruf-
licher Erfahrung. Ein Problem war jedoch „ba-
chelortypisch“, wie die Autoren schreiben, und 
zwar die geringe Bekanntheit des neuen Ab-
schlusses auf Seiten der Arbeitgeber, von etwa 
der Hälfte der Bachelorabsolventen als Hinder-
nis bei der Stellensuche benannt. Mehr als ein 
Viertel der betroffenen Absolventen gab an, die 
Arbeitgeber hätten einen anderen Studienab-
schluss als den Bachelor verlangt. 

_ÉëÅÜ®ÑíáÖìåÖëãÉêâã~äÉ=ÇÉê=_~ÅÜÉäçêJ
~ÄëçäîÉåíÉå=áã=_ÉêìÑ=

Diejenigen Bachelorabsolventen, die nach ihrem 
Studienabschluss ins Berufsleben übergewechselt 
waren, wurden im Fragebogen gebeten, ihre be-
rufliche Position, das Niveau ihrer Arbeitsauf-
gaben und die fachliche Nähe ihrer Tätigkeit zum 
Studium einzuschätzen. 

Die Antworten zur beruflichen Position ergaben, 
dass die Bachelorabsolventen meistens auf Po-
sitionen arbeiteten, die beim Berufseinstieg für 
Hochschulabsolventen im Allgemeinen üblich 
sind, nämlich als „qualifizierte Angestellte“ (22 % 
der Universitätsabsolventen und 35 % der Fach-
hochschulabsolventen) und „wissenschaftlich 
qualifizierte Angestellte ohne Leitungsfunktio-
nen“ (jeweils rund 30 %). 

In der Studie wurden darüber hinaus aus den 
Antworten der Befragten verschiedene „Adä-
quanztypen“ ermittelt, je nach der Ausprägung 
in den oben genannten drei Bereichen. Als „voll-
adäquat beschäftigt“ galt demnach jeweils rund 
ein Drittel der Fachhochschul- und Universitäts-
absolventen. Hingegen ließen niedrige Bewer-
tungen in allen Bereichen auf eine „inadäquate 
Beschäftigung“ schließen; dies traf auf ein Vier-
tel der Universitätsabsolventen und auf nahezu 
40 % der Fachhochschulabsolventen mit einem 
Bachelorabschluss zu. Stärker noch als die Hoch-
schulart ist allerdings die Studienfachrichtung 
der entscheidende Faktor für die Frage, inwie-
weit der Arbeitsplatz dem absolvierten Studium 
angemessen ist.273 So zeigte sich, dass Absolven-
ten der Studienfachrichtungen Ingenieurwissen-
schaften, Informatik und Wirtschaftswissenschaf-
ten weitgehend unabhängig von der Hochschul-
art zu 30 % (Fachhochschule) beziehungsweise 
36 % (Universität) volladäquat beschäftigt waren, 
während es die Absolventen der in dieser Hin-
sicht traditionell problematischen Fachrichtun-
gen schwerer hatten, etwa Universitätsabsolven-
ten mit einem Bachelor der Sozialwissenschaften, 
Geisteswissenschaften, Psychologie oder Päda-
gogik. Einen auffallend hohen Anteil an inadä-
quat Beschäftigten gab es im Bereich der Gesund-
heitswissenschaften. Hier, so vermuten die For-
scher, liegen wohl noch zu wenig Erfahrungen 
der Arbeitgeber mit den neuen Studienprofilen 
vor. 

Das Einstiegsgehalt der Bachelorabsolventen im 
Beruf lag im Durchschnitt für Universitätsabsol-
venten bei 29.000 Euro pro Jahr, für Fachhoch-
schulabsolventen bei 31.500 Euro. Dies sei zwar 
weniger als das durchschnittliche Jahresgehalt 
eines Diplom- oder Magisterabsolventen, aber 
die Absolventen eines Bachelorstudiums steigen 
rund zwei Jahre früher in den Beruf ein, wie die 
Autoren der Studie anmerken, und haben so 
einen gewissen Vorsprung. Ob der allerdings 
ausreiche, die festgestellten Gehaltsdifferenzen 
auszugleichen, sei noch nicht absehbar. Gene-
rell sei außerdem die berufliche Erfahrung von 
Hochschulabsolventen ein wichtiges Kriterium 
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für die Gehaltseinstufung, auch bei den Bache-
lorabsolventen. 

Häufig wird in der Diskussion um die Umstel-
lung auf die internationalen Abschlüsse Bache-
lor und Master davon ausgegangen, dass diese 
vor allem in den großen, international agieren-
den Unternehmen bereits bekannt sind und dem-
entsprechend eher akzeptiert werden als in mit-
telständischen und kleinen Betrieben. Die Befra-
gung der Bachelorabsolventen im Beruf erbrach-
te andere Ergebnisse. Demzufolge arbeiteten rund 
60 % der Absolventen in kleinen Unternehmen 
mit weniger als 100 Mitarbeitern; nur rund ein 
Viertel war in Unternehmen mit mehr als 1.000 
Mitarbeitern beschäftigt. Immerhin die Hälfte der 
Arbeitgeberunternehmen war zum Zeitpunkt der 
Befragung nicht im Ausland vertreten. „Die An-
nahme, dass vor allem internationale Großkon-
zerne Abnehmer der ersten Bachelorabsolventen 
sein würden, bestätigt sich somit nicht.“274 

Die berufliche Zufriedenheit der Bachelorabsol-
venten, so die Forscher, bewege sich in etwa auf 
dem Niveau von Absolventen traditioneller Stu-
diengänge. Als zufrieden stellend wurde an der 
eigenen Arbeit vor allem die Möglichkeit gewer-
tet, eigene Ideen einbringen zu können. Auch mit 
den Arbeitsinhalten und den Arbeitsbedingun-
gen zeigten sich viele Bachelorabsolventen im 
Beruf zufrieden. Deutlich weniger Zufriedenheit 
bestand in Bezug auf Einkommen und Aufstiegs-
möglichkeiten. Dennoch fiel die Bewertung der 
Zukunftsperspektiven insgesamt positiv aus. 

píìÇáÉåÉêÖÉÄåáëëÉ=òìã=_~ÅÜÉäçêëíìÇáìã=
~ìë=páÅÜí=ÇÉê=^ÄëçäîÉåíÉå=

Die Befragung der Bachelorabsolventen zu ihrem 
Studium war der zweite große Untersuchungs-
bereich in der HIS-Studie. Im Unterschied zu den 
oben genannten Ergebnissen, die auf den Aus-
sagen einer vergleichsweise kleinen Gruppe be-
ruhen, beziehen sich die Befragungsergebnisse 
hier auf alle Absolventen. Die Hauptfrage für 
diesen Untersuchungsteil lautete: Können in ei-
nem üblicherweise dreijährigen Bachelorstudium 
jene Kenntnisse und Fähigkeiten vermittelt wer-
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den, welche die Grundlage a) für eine berufliche 
Tätigkeit und b) für das weiterführende Master-
studium bilden? Von besonderem Interesse war 
dabei der Vergleich mit dem Ausbildungsprofil 
im traditionellen Studium. 

fåíÉêå~íáçå~äáí®í=ìåÇ=fåíÉêÇáëòáéäáå~êáí®í=

Die Internationalität des Studiums war den Er-
gebnissen der HIS-Studie zufolge bereits bei der 
Entscheidung für ein Studienangebot ein wichti-
ger Punkt. Rund 80 % der Bachelorabsolventen 
gaben die internationale Ausrichtung des Stu-
diengangs im Rückblick als ein Entscheidungs-
kriterium an. Der Vergleich hinsichtlich der In-
ternationalität offenbarte zum Teil erhebliche 
Unterschiede zwischen traditionellem und neuem 
Studium. Vor allem in den Wirtschaftswissen-
schaften, sowohl an Universitäten als auch an 
Fachhochschulen, wurden in Bachelorstudien-
gängen viel häufiger als in Diplomstudiengän-
gen internationale Inhalte vermittelt, fremdspra-
chige Lehrveranstaltungen angeboten oder aus-
ländische Gastdozenten eingeladen. Die fremd-
sprachige Lehre war außerdem in universitären 
Bachelorstudiengängen der Informatik und der 
Ingenieurwissenschaften weitaus verbreiteter als 
im traditionellen Fachstudium. Allerdings, so 
knüpfen die Forscher an ein weiteres Untersu-
chungsergebnis an, müsse offen bleiben, ob die 
Attraktivität der international ausgerichteten 
Bachelorstudiengänge dauerhaft so hoch bleibe. 
Bislang werde nämlich ein Bachelorstudium 
überdurchschnittlich häufig von Frauen aufge-
nommen; auch seien Absolventen aus Akademi-
kerfamilien und Gymnasialabiturienten im Ver-
gleich zum traditionellen Hochschulstudium 
überrepräsentiert. Gerade für diese Gruppen sei 
aber die Internationalität ein entscheidendes Kri-
terium. 

Die Interdisziplinarität wird wie die Internatio-
nalität oft als Aushängeschild eines neuen Stu-
diengangs verwendet. Tatsächlich beschrieben 
die Bachelorabsolventen im Vergleich zu den 
Absolventen traditioneller Studiengänge ihr Stu-
dium weitaus häufiger als interdisziplinär, und 
zwar quer über verschiedene Fachrichtungen 
und die beiden Hochschularten. 
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jçÇìäÉ=

Die Modularisierung von Studiengängen soll 
vor allem dazu beitragen, das Studium übersicht-
licher zu gestalten. Den Befragungsergebnissen 
zufolge hatten jedoch nur rund zwei Drittel der 
Bachelorabsolventen in einem modularisierten 
System studiert. Von diesen Befragten sagten je-
weils rund 60 %, die Module seien gut beschrie-
ben gewesen und hätten insgesamt ein erkenn-
bares Ausbildungsprofil ergeben. Nur rund 50 % 
der Absolventen in dieser Gruppe waren aller-
dings der Ansicht, die Qualifikations- und Lern-
ziele der Module seien besonders transparent 
gewesen. Auch die inhaltliche und zeitliche Ab-
stimmung der Lehrveranstaltungen wurde von 
lediglich der Hälfte der Befragten, die in Modu-
len studiert hatten, positiv beurteilt. 

^âíáîáÉêÉåÇÉ=iÉÜêÑçêãÉå=

Im Bachelorstudium, so zeigen die Befragungs-
ergebnisse eindeutig, werden Studierende stär-
ker in die Lehrveranstaltungen einbezogen als 
Studierende im traditionellen Studium. Dieses 
Ergebnis gilt für nahezu alle betrachteten Stu-
dienfachrichtungen an beiden Hochschularten. 
So waren die Bachelorstudierenden nach eigenem 
Bekunden zu fast 60 % an Fachhochschulen und 
zu 45 % in universitären Studiengängen sehr häu-
fig oder häufig aufgefordert, die Lehrveranstal-
tungen aktiv mitzugestalten. (Zum Vergleich: 
Für das traditionelle Informatik- oder Ingenieurs-
studium an einer Fachhochschule wird hier ein 
Anteil von 36 % bzw. 38 % genannt, für das wirt-
schaftswissenschaftliche Universitätsstudium so-
gar nur 3 %.) Auch gaben die Bachelorabsolven-
ten vergleichsweise öfter an, innerhalb der Lehr-
veranstaltungen sei mit verschiedenen Lehrfor-
men gearbeitet worden. 

aáÉ=sÉêãáííäìåÖ=~ì≈ÉêÑ~ÅÜäáÅÜÉê=hçãéÉíÉåòÉå=

Laut eigenem Bekunden haben viele Bachelor-
absolventen – freiwillig oder pflichtmäßig – in 
ihrem Studium spezielle Lehrveranstaltungen 
besucht, in denen außerfachlichen Kompetenzen 
vermittelt und geübt wurden, wie etwa Fremd-
sprachen oder Präsentationstechniken. Hingegen 
berichteten nur wenige Absolventen von Ange-

boten zur Stärkung der Organisationskompetenz, 
wozu unter anderem Zeit- und Projektmanage-
ment zählen. Daher, so die Autoren, sollten Un-
ternehmen, in denen entsprechende Kompeten-
zen vorhanden seien, für projektorientierte Stu-
dienangebote verstärkt in die Pflicht genommen 
werden. 

_~ÅÜÉäçêJ=ìåÇ=aáéäçãëíìÇáìãW=hçãéÉíÉåòÉå=áã=
sÉêÖäÉáÅÜ=

Die Absolventen waren gebeten worden, zu ei-
ner Reihe von Kompetenzen anzugeben, in wel-
chem Maß diese beim Studienabschluss vorhan-
den waren und inwieweit das Studium zu ihrer 
Ausbildung beigetragen hatte. In den Ergebnis-
sen zeigten sich grundsätzliche Unterschiede 
zwischen dem traditionellen Langstudium und 
dem kürzeren Bachelorstudium.275 Generell wur-
den demnach theoretische Fachkenntnisse im 
Bachelorstudium deutlich weniger vermittelt als 
im traditionellen Studium – dieses Resultat gilt 
für alle Fachrichtungen und für beide Hoch-
schularten. Das „breite Grundlagenwissen“ hin-
gegen, das eine wichtige Voraussetzung sowohl 
für den Beruf als auch für das weiterführende 
Studium darstellt, wurde im Bachelorstudium 
praktisch im gleichen Ausmaß wie im traditio-
nellen Studium vermittelt; eine Ausnahme bil-
dete hier lediglich das geisteswissenschaftliche 
Universitätsstudium. 

Bedenklich stimmt der Blick auf die Selbstein-
schätzung der Bachelorabsolventen hinsichtlich 
der „Kenntnis wissenschaftlicher Methoden“. In 
den universitären Studiengängen der Bereiche 
Wirtschafts-, Ingenieur-, Sozial- und Geisteswis-
senschaften lagen die betreffenden Werte jeweils 
deutlich unter den Werten der Vergleichsgrup-
pe. 

Zusätzlich war jedoch nach weiteren methodi-
schen Kenntnissen gefragt worden, unter ande-
rem nach der Problemlösungsfähigkeit, Organi-
sationsfähigkeit sowie nach selbstständigem Ar-
beiten. Hier gab es nur geringe Abstriche im Ver-
gleich mit dem traditionellem Studium zu ver-
melden, in einigen Bereichen sogar Verbesserun-
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Briedis 2005b, S. 15–22. 
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gen. Allerdings lagen die für das Bachelorstudi-
um negativen Differenzen gerade bei jenen Kom-
petenzen, die von Arbeitgebern gemeinhin als 
außerordentlich wichtig bezeichnet werden: ana-
lytische Kompetenz und die Fähigkeit, vorhan-
denes Wissen auf neue Probleme anzuwenden. 

Die Stärken des Bachelorstudiums bestehen den 
Ergebnissen der HIS-Studie zufolge vor allem im 
Bereich der „Sozialkompetenz“ und der „Prä-
sentationskompetenz“, d.h. der mündlichen und 
schriftlichen Ausdrucksfähigkeit, sowie teilwei-
se auch bei der „bereichsunspezifischen Sach-
kompetenz“, die wiederum fächerübergreifen-
des Denken, Fremdsprachen-, EDV- und Wirt-
schaftskenntnisse umfasst. Insbesondere die Ab-
solventen, die ihr Bachelorstudium an einer 
Fachhochschule absolviert hatten, werteten ihre 
Kenntnisse in den genannten Bereichen häufig 
deutlich höher als die entsprechenden Studie-
renden der Vergleichsgruppe. 

mê~ñáëÄÉòìÖ=áã=_~ÅÜÉäçêëíìÇáìã=

Der Praxisbezug eines Studienprogramms, so 
vermerken die Autoren in ihrem Forschungsbe-
richt, „hat für Studienberechtigte traditionell 
einen hohen Stellenwert und stellt an ein (…) 
sechssemestriges Studium auch die implizite 
Forderung, dass es mehr und anderes erbringen 
soll als ein etwas aufgestocktes Vordiplomstu-
dium“.276 Rückblickend war das Motiv „Praxis-
bezug des Studiums“ vor allem für die Fach-
hochschulabsolventen von Bedeutung, deutlich 
weniger für die Universitätsabsolventen. Beson-
ders interessant ist das Ergebnis, dass nur 22 % 
der Befragten, die ein Ingenieursstudium an ei-
ner Universität absolviert hatten, den praktischen 
Bezug als wichtiges Studienmotiv nannten – im 
Unterschied zu 38 % der Universitätsabsolventen 
und 64 % der Fachhochschulabsolventen insge-
samt. Offenbar richten die betreffenden Studien-
interessierten an ihren Studiengang gar nicht erst 
die Erwartung, dass er praxisbezogen gestaltet 
ist. 

Praxissemester und damit Phasen, in denen Stu-
dierende ausführliche Berufserfahrung sammeln 
können, waren im Bachelorstudium seltener als 
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im traditionellem Studium, was die Informatik 
und die Ingenieurwissenschaften an Fachhoch-
schulen betrifft (knapp 70 bzw. 60 % im Bache-
lorstudium gegenüber jeweils rund 90 % im Di-
plomstudium). In den universitären Bachelor-
studiengängen dieser beiden Fachrichtungen 
war zudem weniger Beteiligung der Studieren-
den an forschungsorientierten Projektstudien 
möglich. Dem steht lediglich positiv gegenüber, 
dass in ingenieurwissenschaftlichen Bachelor-
studiengängen an der Fachhochschule häufiger 
Lehrveranstaltungen von Praktikern durchge-
führt wurden als in Diplomstudiengängen (62 % 
im Vergleich zu 44 %). 

Die Verknüpfung von Theorie und Praxis gelang 
den Angaben der Bachelorabsolventen zufolge 
in ihrem Studium an der Fachhochschule we-
sentlich besser als an der Universität. Im Ver-
gleich zum traditionellen Studium allerdings wa-
ren deutliche Verbesserungen vor allem in den 
universitären Bachelorstudiengängen festzustel-
len, insbesondere in den Wirtschaftswissenschaf-
ten sowie in den Sozial- und Politikwissenschaf-
ten. 

Nur rund 20 % aller befragten Bachelorabsolven-
ten sagten über ihr Studium, sie hätten darin be-
ruflich-professionelles Handeln erproben kön-
nen; Fachhochschulabsolventen gaben dies zu 
höheren Anteilen an als Universitätsabsolventen. 
Die vorliegenden Vergleichswerte für traditio-
nelle Studiengänge waren allerdings noch nied-
riger. Die Forscher folgern daraus: „Insgesamt 
scheint es, als sei die Einübung in beruflich-pro-
fessionelles Handeln noch nicht als wichtige Auf-
gabe zur Herstellung von Employability verstan-
den worden.“ Berufsanfänger bräuchten jedoch 
„wenigstens eine konkrete Vorstellung davon, 
was professionelle Arbeit in der Praxis vom Ler-
nen eines disziplinären Wissenskanons unter-
scheidet.“277 Dementsprechend zielten die eben-
falls in der Studie erfragten Verbesserungsvor-
schläge der Bachelorabsolventen vor allem auf 
den Praxisbezug im Studium. Gefordert wurde 
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nisse zur Verknüpfung von Theorie und Praxis im Ba-
chelorstudium. Zu den Verbesserungsvorschlägen der 
Bachelorabsolventen siehe Minks u. Briedis 2005b, S. 73–
76. 
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unter anderem mehr Praxisnähe im Studium, 
mehr Projektarbeit, die Kooperation mit Unter-
nehmen, eine bessere Berufsvorbereitung und 
Hilfe beim Berufseinstieg. 

In Bezug auf die Berufs- und Studienberatung 
war die einzige positive Entwicklung in den 
universitären Bachelorstudiengängen der Wirt-
schaftswissenschaften sowie der Sozial- und Po-
litikwissenschaften zu vermelden. In allen ande-
ren Fachrichtungen, für die Vergleichswerte vor-
lagen, versahen die Bachelorabsolventen diesen 
Aspekt mit gleich geringen oder sogar niedri-
geren Werten als Absolventen von Studiengän-
gen mit traditionellem Abschluss. Insgesamt be-
urteilten nur etwa 20 % der Fachhochschulabsol-
venten und rund 30 % der Universitätsabsolven-
ten die Berufs- und Studienberatung in ihrem ei-
genen Studium als sehr gut oder gut. Die „aus-
gesprochen unbefriedigende Beratungssituati-
on“, so die Forscher, „ist ohne Zweifel auch der 
Ratlosigkeit von Lehrenden und Beratern ge-
schuldet, die sie angesichts der großen Unsicher-
heit über die beruflichen Perspektiven und die 
weiteren akademischen Chancen von Absolven-
ten dieser neuen (…) Abschlüsse zunächst eben-
so erfassen musste wie die Studierenden selbst. 
Eine der wesentlichen Aufgaben, [um] das Be-
ratungsangebot mittelfristig zu verbessern, ist 
eine sehr konkrete und mit Leben ausgefüllte 
Vertrauensbildung zwischen Hochschulen und 
Beschäftigern.“278 

jÉíÜçÇáëÅÜÉ=hêáíáâ=

Soweit eine methodische Kritik angesichts des 
beträchtlichen Umfangs der Forschungsarbeit 
und dementsprechend des Ergebnisberichts an 
dieser Stelle überhaupt angemessen und mög-
lich ist, kann man von einer gründlichen und 
systematischen Herangehensweise in der Studie 
sprechen. Sowohl der Fragebogen als auch die 
Ergebnistabellen zu den einzelnen Fragen befin-
den sich im Anhang der Langfassung, so dass 
die Darlegungen in den Forschungsberichten 
stets nachvollziehbar sind. Zu kritisieren ist hier 
lediglich, dass in allen Tabellen jeweils nur Pro-
zentwerte angegeben sind, aber keine absoluten 

                                                           
278 Minks u. Briedis 2005b, S. 42. 

Zahlen, welche bei der Größeneinordnung hilf-
reich wären. Es ist also nicht zu ergründen, wie 
viele Absolventen tatsächlich eine bestimmte 
Antwort gegeben haben und welchen Umfang 
die verschiedenen Teilgruppen hatten, zum Bei-
spiel „diejenigen Universitätsabsolventen mit ei-
nem Bachelorgrad, die neun Monate nach dem 
Studienabschluss in einem Übergangsjob er-
werbstätig waren“. 

In einer Skala, die den Befragten für eine Beur-
teilung bestimmter Aspekte vorgelegt wird, soll-
ten grundsätzlich alle Skalenwerte wörtlich be-
schrieben werden. In der Fünferskala, wie sie in 
der HIS-Befragung häufig verwendet wurde, sind 
jedoch jeweils nur die Extremwerte 1 und 5 be-
nannt worden. Streng genommen kann man also 
nicht sagen, was eine Befragungsperson, die eine 
„2“ ankreuzt, darunter versteht; dennoch sind 
die Skalenwerte in der Studie begrifflich inter-
pretiert und in dieser Form auch zum Vergleich 
und zur Mittelwertbildung verwendet worden. 

Sehr positiv ist zu sehen, dass parallel zu den 
Bachelorabsolventen in ausgewählten Fachrich-
tungen auch Absolventen mit traditionellen Stu-
dienabschlüssen befragt wurden, um an geeig-
neten Stellen Ergebnisvergleiche anstellen zu 
können. Vergleiche dieser Art sind selten mög-
lich, haben aber hohen Erkenntniswert. 

Im Ganzen ist die Darlegung und Interpretation 
der Ergebnisse in der HIS-Studie sehr sachlich. 
Als kleiner Schwung ins Überpositive kann eine 
der Schlussbemerkungen in der Kurzfassung gel-
ten. Dort wird gesagt, die rückblickende Bewer-
tung der Bildungsentscheidungen falle bei den 
Absolventen insgesamt positiv aus: „Nur weni-
ge Bachelorabsolventen würden sich aus heuti-
ger Sicht nicht noch einmal für ein Bachelorstu-
dium entscheiden.“279 Der Blick auf die Ergeb-
nisse im Einzelnen zeigt, dass 15 % der Fachhoch-
schulabsolventen und 12 % der Universitätsab-
solventen eher nicht oder „auf keinen Fall“ wie-
der den gleichen Studienabschluss erwerben 
würden, also tatsächlich ein kleiner Teil der Be-
fragungsgruppe. Allerdings ist die Unzufrieden-
heit der Bachelorabsolventen (ausgenommen die 
Absolventen universitärer Geisteswissenschaf-
                                                           
279 Minks u. Briedis 2005a, S. 22. 
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ten) größer als bei Absolventen eines traditionel-
len Studiums. 

báåçêÇåìåÖ=ÇÉê=bêÖÉÄåáëëÉ=

Die Studie bietet eine Fülle von interessanten Er-
gebnissen. Daraus sei als besonders beachtens-
wert noch einmal herausgegriffen, dass der deut-
lich überwiegende Teil der Bachelorabsolventen 
nach dem ersten Studium nicht in den Beruf 
übergeht, sondern ein weiteres Studium auf-
nimmt, meistens ein Masterstudium. Die in der 
Diskussion bisweilen geforderten Übergangs-
quoten im Bereich von 30 % gehen also völlig 
an der Realität vorbei, zumindest was die ersten 
Jahrgänge der Bachelorabsolventen betrifft. 

Die Entscheidung für das Weiterstudieren nach 
dem Bachelorabschluss war fast immer lang-
fristig getroffen worden. Bei der Ersteinschrei-
bung oder im Verlauf des ersten Studiums galt 
demnach häufig schon das konsekutive Modell 
als Zielmodell. Daneben gab es aber auch Absol-
venten, die sich zunächst für den Berufseinstieg 
entschieden hatten und erst aufgrund der dabei 
aufgetretenen Probleme entschieden, ein weite-
res Studium aufzunehmen. 

Der Übergang zum Masterstudium, so eine wei-
tere wichtige Erkenntnis, bedeutete für die Uni-
versitätsbachelors nur ganz selten den Wechsel 
der Hochschulart, während umgekehrt die Fach-
hochschulbachelors durchaus zum Masterstudi-
um an eine Universität wechselten. 

Fast alle Masterstudierenden gaben an, mit dem 
weiterführenden Studium ihre Berufschancen 
verbessern zu wollen. (Das kann – in freier In-
terpretation – auch bedeuten, dass die weitere 
Studienzeit und damit das höhere Studienaus-
trittsalter bei dieser Überlegung nicht den Aus-
schlag für eine Entscheidung gegen das Master-
studium gegeben haben.) 

Zusammenfassend war die Entscheidung für ein 
Bachelorstudium bei diesen ersten Bachelorab-
solventen also überwiegend an die Entscheidung 
für ein weiteres Studium gebunden, ob nun von 
vornherein, wie in den meisten Fällen, oder erst 
als Reaktion auf Schwierigkeiten beim Berufs-
einstieg. Dem Master werden insgesamt bessere 
Berufschancen eingeräumt als dem Bachelor al-

lein. Wie aber die Autoren betonen, stellen die 
Befunde ihrer Untersuchung „eine Momentauf-
nahme zu Beginn eines längeren Veränderungs-
prozesses mit hoher Dynamik dar.“ Hier gehe 
es nicht um Erfolg oder Misserfolg der gestuften 
Studienstrukturen an sich, sondern vielmehr sol-
le die Studie „erste Erfahrungen und Probleme, 
aber auch Erfolge bei der Einführung der Bache-
lorstudiengänge aus der Perspektive der Bache-
lorabsolventen dokumentieren. Den Fachberei-
chen, die schon Bachelorabsolventen haben, kön-
nen sie als Feedback dienen, denjenigen, die in 
der Planungsphase sind, hoffentlich einige Hil-
festellung geben.“280 

łaáÉ=^âòÉéí~åò=îçå=_~ÅÜÉäçê~ÄëçäîÉåíÉå=
áå=ÇÉê=ÇÉìíëÅÜÉå=táêíëÅÜ~Ñí“=EOMMRF=

píìÇáÉåâçåíÉñí=

Im Sommer 2004 wurden an Hochschulen in 
Deutschland bereits rund 2.500 Bachelor- und 
Masterstudiengänge angeboten; die Studieren-
denzahlen in diesen Studiengängen mit den 
neuen Abschlüssen waren allerdings noch ge-
ring. Obgleich die Unternehmen laut den ersten 
Befragungen positive Signale für die Umstellung 
auf das gestufte Studiensystem gegeben hatten, 
war zu diesem Zeitpunkt noch offen, wie die 
Bachelorabsolventen in privatwirtschaftliche 
Unternehmen integriert werden würden. 

Vor diesem Hintergrund führte das Institut der 
deutschen Wirtschaft im Zeitraum von Juli bis 
September 2004 mit Personalverantwortlichen in 
50 Unternehmen telefonische Interviews durch. 
Von besonderem Interesse dabei waren: die Ein-
stufung von Bachelorabsolventen im Unterneh-
men, die erwünschten Qualifikationsprofile, Ein-
arbeitungskonzepte im Unternehmen, Vorausset-
zungen für weitere Karrierechancen, die grund-
sätzlichen Erwartungen der Unternehmensver-
treter und schließlich die Kooperation von Un-
ternehmen und Hochschulen. Die Ergebnisse 
der Studie wurden im Mai 2005 von Christian 
Bergs und Christiane Konegen-Grenier unter dem 
Titel „Der Bachelor aus Sicht der Unternehmen 
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– Die Akzeptanz von Bachelorabsolventen in der 
deutschen Wirtschaft. Eine Befragung von 50 
Unternehmen“ in einer vom Stifterverband für 
die Deutsche Wissenschaft herausgegebenen Bro-
schüre veröffentlicht.281 

Für die Befragung waren Unternehmen ausge-
wählt worden, die Traineeprogramme zur Ein-
arbeitung von Hochschulabsolventen verwen-
den. Dabei handelte es sich in der Mehrzahl um 
Betriebe mit 5.000 bis 20.000 Mitarbeitern. Die 
Vertreter dieser großen Unternehmen wiederum, 
so die Erwartung, könnten am ehesten bereits 
aus der eigenen Erfahrung mit Bachelorabsol-
venten berichten. Unternehmen, die zum Befra-
gungszeitpunkt noch keine Absolventen mit Ba-
chelorabschluss beschäftigten, aber den neuen 
Abschlüssen gegenüber offen waren, wurden zu 
ihrer geplanten Personalpolitik gefragt; Unter-
nehmen hingegen, die dem Bachelor skeptisch 
gegenüberstanden, waren gebeten worden, die 
Gründe für ihre Ablehnung zu schildern. 

píìÇáÉåÉêÖÉÄåáëëÉ=

^âòÉéí~åò=ÇÉê=_~ÅÜÉäçê~ÄëÅÜäΩëëÉ=

Etwa ein Drittel der in dieser Studie befragten 
Unternehmen beschäftigte zum Befragungszeit-
punkt bereits Bachelorabsolventen, darunter 
überwiegend Absolventen mit einem betriebs-
wirtschaftlichen Studienabschluss. Die Unter-
nehmensvertreter gingen davon aus, dass Be-
werber mit einem technischen oder naturwis-
senschaftlichen Abschluss aufgrund der noch 
geringen Studiennachfrage in diesem Bereich 
unterrepräsentiert seien. 

Nahezu alle Befragten gaben für ihr Unterneh-
men an, dort würden die neuen Bachelorab-
schlüsse grundsätzlich akzeptiert. Allerdings er-
warteten die Unternehmensvertreter von den Stu-
dienanbieter, dass diese die Lehrpläne des tra-
                                                           
281 Siehe Bergs u. Konegen-Grenier 2005. Der Einleitung auf 

den Seiten 24 bis 26 folgt die Darlegung der Ergebnisse, 
geordnet nach den fünf Themenbereichen „Einstufung 
im Unternehmen“, „Gewünschte Qualifikationsprofile“, 
„Einarbeitungskonzepte im Unternehmen“, „Weiterfüh-
rende Personalentwicklungskonzepte“ und „Einschät-
zung und Teilnahme an der Akkreditierung“, begleitet 
von hochschulpolitischen Anmerkungen. Auf Seite 38 
bis 40 wird das Fazit aus den Untersuchungsergebnissen 
gezogen. 

ditionellen Studiums sorgfältig überarbeiteten. 
Die Anerkennung des Bachelors als vollwertiger 
Hochschulabschluss, so die Autoren, sei also 
häufig mit hohen Erwartungen an die Ausbil-
dungsleistung der Hochschulen verbunden. Dem-
entsprechend äußerten viele Befragte, man wer-
de die Leistungsfähigkeit der Bachelorabsolven-
ten in den nächsten Jahren sehr sorgfältig prü-
fen, um dann zu entscheiden, wie sie zukünftig 
eingestuft werden sollen. 

Den genauen Bedarf an Bachelorabsolventen 
konnten die meisten Unternehmen noch nicht 
einschätzen. Fast die Hälfte der befragten Unter-
nehmensvertreter ging von steigendem Bedarf 
auf mittlere bis lange Sicht aus, aber nahezu 
ebenso viele Befragte wagten keine diesbezügli-
che Prognose. Eher wurde der langfristig steigen-
de Bedarf an Hochschulabsolventen im Allge-
meinen gesehen. Zum Teil gaben die Unterneh-
mensvertreter an, so lange es die traditionellen 
Abschlüsse gebe, würden die Absolventen mit 
diesen Abschlussgraden bevorzugt. 

bêï~êíìåÖÉå=~å=_~ÅÜÉäçê~ÄëçäîÉåíÉå=

Nach den Erwartungen an das Bachelorstudium 
gefragt, gaben die Unternehmensvertreter an, 
unabhängig von der Fachrichtung sei ihnen ana-
lytisches Denken wichtig, dass also die Absol-
venten in der Lage seien, Probleme zu erkennen, 
zu strukturieren und zu lösen. Hier dürften, so 
wurde mehrfach betont, im Vergleich zum tradi-
tionellen Studium keine Abstriche gemacht wer-
den. Ein Befragter sagte, gerade die Schulung 
der analytischen Fähigkeiten unterscheide das 
deutsche Hochschulstudium positiv vom Stu-
dium im angloamerikanischen System. 

Die konkrete Definition der fachlichen Kern-
kompetenzen fiel den Unternehmensvertretern 
in dieser Befragung schwer – wie auch in ande-
ren Untersuchungen zur Qualifikation von Hoch-
schulabsolventen. Allgemein wurde eine Kom-
bination aus Grundlagenwissen und der Fähig-
keit gewünscht, das Wissen auf berufliche Zu-
sammenhänge anzuwenden. Dafür seien außer-
dem methodische und verwandt-fachliche Kennt-
nisse vonnöten, etwa in den Bereichen Mathe-
matik, Statistik und Naturwissenschaften. Viele 
Unternehmen betonten jedoch, eine Beschreibung 
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von Kernkompetenzen beruhe grundsätzlich auf 
dem Anforderungsprofil der jeweils zu besetzen-
den Stelle, könne also kaum generell geliefert 
werden. 

Insgesamt waren die Unternehmensvertreter der 
Ansicht, eine fundierte Fachausbildung könne 
durchaus im Bachelorstudium stattfinden. „Die 
große Mehrheit der Unternehmen ist davon über-
zeugt, dass die fachwissenschaftliche Qualität 
des Hochschulstudiums auch bei verkürzter Stu-
diendauer durch eine überlegte Strukturierung 
des Studiums gesichert werden kann (…).“282 

Neben der fachlichen Qualifikation spielten die 
sozialen Kompetenzen und die persönliche Ein-
stellung eines Hochschulabsolventen für die Un-
ternehmen eine bedeutende Rolle, wobei den 
Hochschulen vor allem die Förderung methodi-
scher und sozialer Fähigkeiten überantwortet 
wurde. So erwarteten die Arbeitgeber, dass die 
Studiengestalter im Zuge der Studienstruktur-
reform besonderen Wert auf die Einbindung von 
Schlüsselqualifikationen in die Lehrpläne legen. 
Zu den gewünschten Kompetenzen gehörten zu-
vorderst kommunikative Fähigkeiten, etwa Prä-
sentations- und Moderationstechniken, die Fähig-
keit zur Arbeitsorganisation, insbesondere pro-
jektorientiertes Vorgehen, sowie die Teamfähig-
keit der Absolventen. Hingegen wurden persön-
liche Eigenschaften wie etwa Durchsetzungsver-
mögen, Zielorientierung und Zuverlässigkeit von 
den befragten Unternehmensvertretern zwar sehr 
geschätzt, aber es wurde nicht von den Hoch-
schulen erwartet, dass sie diese Persönlichkeits-
merkmale ausbildeten. 

Im Zusammenhang mit den außerfachlichen Kom-
petenzen betonten viele Unternehmensvertreter 
die Bedeutung praktischer Studienanteile und 
von Berufspraktika; hier könnten wichtige sozia-
le und methodische Kompetenzen geübt werden, 
so der Tenor. 

Verbesserungsmöglichkeiten sahen die Befragten 
außerdem bei der Vermittlung englischer Sprach-
kenntnisse im Studium. Dazu reiche es häufig 
schon aus, dass Lehrveranstaltungen in Englisch 
gehalten würden. Das obligatorische Auslands-
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semester betrachteten die Unternehmensvertre-
ter hingegen mit Skepsis, erstens im Hinblick 
auf die enge zeitliche Begrenzung des Bachelor-
studiums und zweitens mit der Begründung, bei 
vorgeschriebenen Auslandssemestern müssten 
Studierende weniger Eigeninitiative zeigen; ge-
rade diese werde aber von Arbeitgebern hoch 
bewertet. 

qê~áåÉÉéêçÖê~ããÉ=~äë=_ÉêìÑëÉáåëíáÉÖ=

Die Gemeinsamkeit der in dieser Studie befrag-
ten Unternehmen lag darin, dass sie für den Be-
rufseinstieg von Hochschulabsolventen als Al-
ternative zum Direkteinstieg Traineeprogramme 
anbieten oder solche Programme schon einmal 
angeboten haben. Das ein- bis zweijährige Trai-
neeprogramm ist ein in großen Konzernen häu-
fig anzutreffendes Konzept der Einarbeitung von 
Berufseinsteigern. Die Trainees durchlaufen ver-
schiedene Geschäftsbereiche des Unternehmens, 
nehmen an Schulungen teil, arbeiten an Projek-
ten und werden auf ihre Rolle als zukünftige 
Führungskraft vorbereitet. 

In über der Hälfte der gut 40 Unternehmen, die 
zum Befragungszeitpunkt ein Traineeprogramm 
anboten, standen diese Programme laut Aus-
kunft der Unternehmensvertreter ohne Ein-
schränkung auch den Bachelorabsolventen of-
fen. In einigen Betrieben sollte noch die Frage 
geklärt werden, in welches der vorhandenen Pro-
gramme die Bachelorabsolventen zu integrieren 
seien, und wiederum andere Unternehmen hat-
ten festgelegt, dass die Absolventen für die Auf-
nahme in das jeweilige Traineeprogramm be-
stimmte Zusatzvoraussetzungen erfüllen müss-
ten, etwa eine abgeschlossene Berufsausbildung. 
Nur zwei Unternehmen ließen prinzipiell keine 
Bachelorabsolventen für das Traineeprogramm 
zu. 

Jene Unternehmen, die grundsätzlich offen für 
die Aufnahme von Bachelorabsolventen in ihre 
Traineeprogramme waren, gaben mehrheitlich 
an, dass sie ihr bisheriges Programm erst einmal 
beibehalten wollten. Man werde beobachten, 
welche Qualifikationen die Absolventen mit dem 
neuen Abschluss tatsächlich mitbringen, und 
dann gegebenenfalls das Traineeprogramm an 
die veränderten Bedingungen anpassen. Andere 
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Unternehmensvertreter berichteten, dass in ihren 
Betrieben diskutiert werde, ob das bestehende 
Programm geändert oder ein neues Traineepro-
gramm geschaffen werden solle. Unter anderem 
waren erweiterte Praxisphasen und eine inten-
sivere Betreuung für die Bachelorabsolventen im 
Gespräch. 

Insgesamt sahen die Unternehmensvertreter aber 
wenig Schwierigkeiten darin, ihre Traineepro-
gramme weiterzuführen. Zum einen könne man 
das jeweilige Programm bei Bedarf problemlos 
anpassen, und zum anderen würde ohnehin al-
len Trainees, unabhängig von der Abschlussart, 
im Programm unternehmensspezifisches Fach-
wissen vermittelt, da gebe es also keinen neuen 
Bedarf speziell durch die Bachelorabsolventen. 
Einige Unternehmensvertreter bekundeten die 
Hoffnung, dass in den Bachelorstudiengängen 
im Vergleich zum traditionellen Studium mehr 
soziale und methodische Kompetenzen vermit-
telt und das Unternehmen damit von einem Teil 
seiner Bildungsaufgaben entlastet würde. Ande-
re Vertreter wollten bei der Auswahl von Bache-
lorabsolventen noch strengere Kriterien anlegen 
als bisher für ihre Trainees und somit die mög-
liche Mehrarbeit aufgrund von Nachschulungen 
umgehen. 

báåëíìÑìåÖ=ÇÉê=_~ÅÜÉäçê~ÄëçäîÉåíÉå=áã=
råíÉêåÉÜãÉå=EbáåëíáÉÖëéçëáíáçåF=

Keines der befragten Unternehmen würde Ba-
chelorabsolventen zu Beginn auf dem Niveau 
einer Berufsausbildung einstufen. Meist wurden 
Positionen benannt, für die bisher Absolventen 
mit traditionellen Hochschulabschlüssen in Fra-
ge kamen, darunter häufig die Beschäftigung als 
qualifizierter Sachbearbeiter oder als Referent, 
aber auch bereits als Gruppen- oder Projektleiter. 

Bei den Aufgabenbereichen, die laut den Unter-
nehmensvertretern weniger für Bachelorabsol-
venten in Frage kommen, handelt es sich um 
forschungsnahe Tätigkeiten (z.B. in der indus-
triellen Forschung und Entwicklung), um an-
spruchsvolle Aufgaben im Ingenieurwesen (z.B. 
in der Baukonstruktion), um Aufgaben, bei de-
nen komplizierte analytische Methoden ange-
wandt werden (z.B. im Risikomanagement) so-
wie um strategisch-konzeptionelle Arbeiten. 

Allgemein galt bei den Unternehmen, dass der 
Hochschulabschluss – und damit sowohl die 
Studienstufe als auch die Art der Hochschule – 
in generalistischen, handlungsbezogenen Auf-
gabenbereichen weniger wichtig ist; dort rücken 
zusätzliche Erfahrungen, Kenntnisse und Per-
sönlichkeit des Bewerbers in den Vordergrund. 
Als Beispiele für solche Unternehmensbereiche 
wurden Produktion, Marketing, Vertrieb, Perso-
nalwesen und Kommunikation genannt. In eher 
wissenschaftlichen Aufgabenbereichen dagegen 
sei die Art des Hochschulabschlusses durchaus 
von Bedeutung; hier würden tendenziell eher 
Absolventen mit Mastergrad oder Promotion 
eingesetzt. 

Aus den Angaben der befragten Unternehmens-
vertreter ging deutlich hervor, dass in den Be-
trieben jeweils beide Aufgabenbereiche abge-
deckt werden müssten, dass also für das opera-
tive Geschäft der Bedarf an Bachelorabsolventen 
bestehe, während für den kleineren Bereich der 
strategischen und analytischen Aufgaben bevor-
zugt Masterabsolventen gesucht würden. „Die 
Unternehmen sehen also sehr wohl, dass ihr dif-
ferenzierter Bedarf in Zukunft durch ein hetero-
genes Angebot passgenau bedient werden könn-
te. In dieser Differenzierungsmöglichkeit liegt 
für viele der Befragten einer der Hauptvorteile 
der Studienreform (…).“283 

báåëíìÑìåÖ=ÇÉê=_~ÅÜÉäçê~ÄëçäîÉåíÉå=áã=
råíÉêåÉÜãÉå=EbáåëíáÉÖëÖÉÜ~äíF=

In Bezug auf das Einstiegsgehalt unterschieden 
mehr als zwei Drittel der befragten Unterneh-
men traditionell nicht zwischen Fachhochschul- 
und Universitätsabsolventen. Für die Einstufung 
der Bachelorabsolventen war laut den Befragten 
ebenfalls keine solche Unterscheidung geplant. 
Vorwiegend die sehr großen Unternehmen dif-
ferenzierten zwischen den Hochschularten. Sie 
sahen den Bachelorgrad auf dem Niveau des 
Abschlusses einer Fachhochschule oder Berufs-
akademie, den Mastergrad hingegen als Ent-
sprechung zum Universitätsdiplom. 

17 der 50 in die Studie einbezogenen Unterneh-
men lehnten es prinzipiell ab, Auskunft zu Ge-
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haltseinstufungen zu geben. Der überwiegende 
Teil der Befragten nannte aber für den Einstieg 
von Bachelorabsolventen ins Unternehmen ein 
Bruttojahresgehalt im Bereich von 35.000 Euro 
bis 40.000 Euro; wenige Unternehmensvertreter 
sahen das Gehalt in einer höheren Kategorie. 
Das entspricht laut den Studienautoren den Er-
gebnissen anderer aktueller Studien, nach denen 
das durchschnittliche Bruttojahresgehalt für Hoch-
schulabsolventen ebenfalls im Bereich 35.000 
Euro bis 40.000 Euro liegt. In den betreffenden 
Studien war entweder gar nicht zwischen Uni-
versität und Fachhochschule unterschieden wor-
den, oder der Unterschied bei den genannten 
Gehältern betrug weniger als 5 %. In einer Un-
tersuchung lag das für Fachhochschulabsolven-
ten angegebene Einstiegsgehalt im Bereich Elek-
trotechnik sogar über dem Gehalt für Universi-
tätsabsolventen. Neben dem Hochschulabschluss, 
so folgern die Studienautoren, sind demnach 
weitere Qualifikationsmerkmale bei der Gehalts-
findung von Bedeutung. 

^ìÑëíáÉÖëã∏ÖäáÅÜâÉáíÉå=ÑΩê=_~ÅÜÉäçê~ÄëçäîÉåíÉå=

Bereits in der vom Institut für die deutsche Wirt-
schaft durchgeführten quantitativen Untersu-
chung zur Akzeptanz von Bachelorabsolventen 
hatten über 60 % der befragten Unternehmens-
vertreter den Absolventen mit einem Bachelor 
die gleichen Karrierechancen eingeräumt wie Ab-
solventen mit traditionellen Abschlüssen (siehe 
S. 128). In der qualitativen Befragung bestätigte 
sich dieses Bild. Lediglich zwei Vertreter gaben 
an, Bachelorabsolventen hätten in ihrem Unter-
nehmen nicht grundsätzlich die gleichen Mög-
lichkeiten für einen beruflichen Aufstieg. Weite-
re zwei Unternehmen sahen die Entwicklungs-
möglichkeiten eher in einer Fach- als in einer 
Führungskarriere. Ein Unternehmensvertreter 
hielt ähnliche Karriereziele für möglich, ging 
aber davon aus, dass Bachelorabsolventen län-
gere Zeit bis dorthin benötigten. Unternehmen 
mit dem Schwerpunkt auf Forschung und Ent-
wicklung schätzten die Karrierechancen von 
Masterabsolventen und Promovierten als deut-
lich besser ein. Dabei wurde jedoch durchaus die 
Möglichkeit gesehen, dass Bachelorabsolventen 
nach einiger Zeit im Unternehmen ein spezifi-

sches Masterstudium absolvierten und sich da-
mit selbst neue Karrierewege eröffneten. 

Generell hielten die befragten Unternehmensver-
treter die Bewährung im Betrieb für die entschei-
dende Komponente, auch und gerade bei Bache-
lorabsolventen. „In der vorliegenden Untersu-
chung“, so die Autoren, „stellte sich nochmals 
deutlicher heraus, dass Engagement, Eigeninitia-
tive und Leistungsbereitschaft gepaart mit per-
sönlicher Eignung entscheidend sind, wenn es 
um die Besetzung einer weiterführenden Posi-
tion geht.“284 Oft hätten die Unternehmensver-
treter nachdrücklich betont, das Einnehmen einer 
Führungspositionen im Unternehmen sei nicht 
an einen bestimmten akademischen Grad gebun-
den. 

a~ë=ïÉáíÉêÄáäÇÉåÇÉ=j~ëíÉêëíìÇáìã=

Die Unternehmensvertreter waren in der Studie 
auch danach gefragt worden, welchen Stellen-
wert sie dem Masterstudium in der Personalent-
wicklung zumessen. Hier waren die meisten Be-
fragten unsicher. Die Mehrzahl konnte sich al-
lerdings vorstellen, den Mitarbeitern in ihrem 
Unternehmen ein berufsbegleitendes Masterstu-
dium zu ermöglichen. Eher skeptisch wurde die 
Alternative betrachtet, die Mitarbeiter für eine 
akademische Weiterqualifizierung von ihrer Ar-
beit freizustellen. Der deutsche Arbeitsmarkt, so 
sagte ein Unternehmensvertreter, sei viel weni-
ger flexibel als Arbeitsmärkte im angloamerika-
nischen Raum und daher kaum für kurzfristige 
berufliche Ein- und Ausstiege geeignet. 

_ÉïÉêíìåÖ=îçå=^ââêÉÇáíáÉêìåÖëîÉêÑ~ÜêÉå=

Nahezu alle befragten Unternehmensvertreter 
hielten die Prüfung der Bachelor- und Master-
studiengänge durch Akkreditierungsagenturen 
für eine geeignete Maßnahme der Qualitätssi-
cherung. Sofern Wirtschaftsvertreter in die Ak-
kreditierungsverfahren einbezogen seien, beste-
he die Chance, dass die Forderungen der Wirt-
schaft an die fachlichen Inhalte und die Qualität 
der Studiengänge eingehalten würden. Auch 
im Hinblick auf die zu erwartende Vielfalt der 
neuen Studienangebote sei es sinnvoll, ein Prü-
                                                           
284 Bergs u. Konegen-Grenier 2005, S. 36. 
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fungsverfahren mit vorab festgelegten Kriterien 
durchzuführen. Interessanterweise hoben die Un-
ternehmensvertreter mehrfach hervor, dass die 
Unabhängigkeit der Hochschulen bei diesen 
Prüfmaßnahmen stets gewahrt bleiben müsse. 
Ein Befragter sagte, die Universitäten sollten nicht 
zu „Ausbildungsstätten“ der Betriebe degradiert 
werden. 

Etwa ein Fünftel der Unternehmen beteiligte sich 
zum Befragungszeitpunkt aktiv an der Akkredi-
tierungsarbeit. Die betreffenden Unternehmens-
vertreter berichteten einhellig von positiven Er-
fahrungen. Andere Befragte erklärten sich grund-
sätzlich bereit, als Gutachter an Akkreditierungs-
verfahren teilzunehmen, und bedauerten, noch 
von keiner Akkreditierungsagentur angespro-
chen worden zu sein. Als hauptsächlichen Hin-
derungsgrund für eine Beteiligung an der Ak-
kreditierung von Studiengängen nannten die 
Unternehmensvertreter fehlende Zeit. Insbeson-
dere Unternehmen, die nur wenige Hochschul-
absolventen einstellen, sahen den großen zeitli-
chen und personellen Aufwand und den gerin-
gen direkten Ertrag. 

hççéÉê~íáçå=îçå=råíÉêåÉÜãÉå=ìåÇ=eçÅÜëÅÜìäÉå=

Wenn auch nicht immer im Rahmen von Gut-
achtertätigkeiten bei Akkreditierungsverfahren, 
so bestanden doch den Auskünften der Unter-
nehmensvertreter nach zahlreiche Verbindungen 
zum Hochschulbereich, etwa zu einzelnen In-
stituten oder Seminaren, aber beispielsweise zu 
den regionalen Berufsakademien. Kooperations-
beziehungen dieser Art wurden von den Un-
ternehmensvertretern sehr positiv beurteilt. Die 
Bereitschaft zur Mitwirkung an solchen Schnitt-
stellen zwischen Theorie und Praxis, so die Stu-
dienautoren, sei bei den Unternehmen vielfach 
gegeben, und die Möglichkeiten zur Beteiligung 
seien bei weitem noch nicht ausgeschöpft. 

eçÅÜëÅÜìäéçäáíáëÅÜÉ=^åãÉêâìåÖÉå=ìåÇ=c~òáí=

Die deutliche Mehrheit der befragten Unterneh-
men begrüßte die Reformen und versprach sich 
davon kürzere Studienzeiten, stärkeren Praxis-
bezug und die Steigerung der internationalen 
Attraktivität deutscher Hochschulen. Nur sehr 
wenige Unternehmensvertreter sprachen sich 

für die Fortführung des bestehenden Studien-
systems aus. Die parallele Führung von traditio-
nellen und gestuften Studiengängen wurde eben-
so als problematisch betrachtet, denn, so das Ar-
gument, die neuen Abschlüsse könnten sich nicht 
durchsetzen, so lange die bewährten Abschlüsse 
noch angeboten würden. Auch die internatio-
nale Anerkennung beruhe darauf, dass sich das 
neue System etabliere. Hierzu sagte ein Unter-
nehmensvertreter: „So lange im Inland noch dis-
kutiert wird, so lange wird im Ausland gezwei-
felt.“285 

Die Umstellung auf das gestufte Studiensystem, 
so die Ansicht vieler Unternehmen, ermögliche 
mehr Vielfalt in den Ausbildungsangeboten, vor 
allem an den bisher einseitig wissenschaftlich 
orientierten Universitäten. Ein vielfältigeres An-
gebot würde dem differenzierten Bedarf an Aka-
demikern in der privaten Wirtschaft besser ent-
sprechen als bei der gängigen Einteilung in einer-
seits wissenschaftsorientierte und andererseits 
anwendungsorientierte Hochschulausbildung. 

Außerdem biete die Reform den Anlass und die 
Möglichkeit, Studieninhalte auf ihre Relevanz 
zu prüfen und gegebenenfalls die Studienpläne 
zu entlasten. Der Grad an Spezialisierung, der 
bislang in Diplomstudiengängen üblich war, sei 
in vielen Bereichen ohnehin nicht notwendig, da 
sich die Produkte und ihre Märkte sehr schnell 
änderten. Überdies sei ein langes Studium an 
sich noch kein Beleg für gute Qualität. 

Bei der Straffung von Studienplänen dürfe aller-
dings, so betonten die Befragten, die Vermittlung 
von sozialen und methodischen Kompetenzen 
nicht zu kurz kommen. Im Gegenteil, hier er-
warte man deutliche Verbesserungen im Ver-
gleich zum traditionellen Studium, allerdings in-
tegrativ, also nicht über zusätzliche Lehrveran-
staltungen. Auch müssten auf jeden Fall berufli-
che Praktika in den Studienplan eingebaut wer-
den. 

Die kürzere Studienzeit erfordere die Konzen-
tration auf das fachliche Kernwissen eines Stu-
diengangs, welches dann exemplarisch vertieft 
werde. Nur so seien die Voraussetzungen dafür 
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gegeben, dass die Studierenden sowohl über 
Grundlagenwissen als auch über die Fähigkeit 
verfügten, ihre Kenntnisse auf berufsnahe Zu-
sammenhänge anzuwenden. Diese von Arbeit-
gebern ausdrücklich gewünschte Kombination 
werde im Hochschulstudium bisher nicht hin-
reichend umgesetzt. 

Auch das weiterbildende Studium sei zu wenig 
auf die Erfordernisse der Unternehmen abge-
stimmt, es fehle an berufsbegleitenden Konzep-
ten, so die Unternehmensvertreter. Die Hoch-
schulen müssten die Forderungen nach Ange-
boten im Sinne des lebenslangen Lernens ernst 
nehmen und könnten sich dabei zu ihrem eige-
nen Vorteil neue Einnahmequellen erschließen. 
Die meisten Unternehmen sind zudem ihren ei-
genen Aussagen zufolge zur Zusammenarbeit 
mit den Hochschulen bereit. 

Insgesamt, so fassen die Autoren der Studie zu-
sammen, „ist die wohlwollende Offenheit der 
Unternehmen gegenüber dem Bachelorabschluss 
mit hochgesteckten Erwartungen an die Reform-
willigkeit und Reformfähigkeit der Hochschulen 
verknüpft“.286 Auch an die Absolventen würden 
hohe Erwartungen gestellt: Sie sollten aus Sicht 
der Unternehmen viel Motivation und Lernbereit-
schaft mitbringen, um sich im Beruf stetig wei-
terzubilden. „Nach der Ausbildung ist vor der 
Ausbildung“ – diese Aussage eines Unterneh-
mensvertreters müsse man auch den Studieren-
den nahe legen. Damit solle jedoch nicht etwa das 
Bachelorstudium abgewertet werden, denn die 
Forderung nach kontinuierlicher fachlicher Wei-
terbildung gelte für alle Hochschulabsolventen. 

Mehrfach gaben die Unternehmensvertreter, die 
für die Studie befragt worden waren, den Hin-
weis, dass sich die Hochschulen mit ihrem Stu-
dienangebot doch stärker in der Öffentlichkeit 
präsentieren sollten, um darüber zu informieren 
und dafür zu werben. 

sçêëÅÜä~Ö=ÑΩê=ÉáåÉ=_ÉÇ~êÑë~å~äóëÉ=

Abschließend stellen die Studienautoren ein Un-
tersuchungsdesign für die Ermittlung des Be-
darfs an Bachelor- und Masterabsolventen in 

                                                           
286 Bergs u. Konegen-Grenier 2005, S. 39. 

Deutschland vor. Auf der Seite der Unterneh-
men, so der Vorschlag, müsste zunächst auf mitt-
lere Sicht abgeschätzt werden, wie groß in etwa 
der Bedarf an 1) eher generalistisch ausgebilde-
ten Bachelorabsolventen und 2) eher wissen-
schaftsnah qualifizierten Masterabsolventen sei. 
In einem weiteren Schritt müsste für jede der 
beiden Stufen noch zwischen der a) eher anwen-
dungsbezogenen Ausbildung und der b) eher 
theoretisch orientierten Ausbildung unterschie-
den werden, wie sie traditionell an den beiden 
Hochschularten Fachhochschule und Universi-
tät angeboten werde. 

Zur Abschätzung der quantitativen Größen sei 
es notwendig, tatsächliche und geplante Einsatz-
felder für Bachelor- und Masterabsolventen in 
den Unternehmen ausführlich zu beschreiben 
und zu prüfen, ob sie sich vollständig den oben 
genannten Kategorien 1) generalistisch und 2) 
wissenschaftsnah zuordnen ließen. In diesem 
Untersuchungsschritt sollten beispielhaft Unter-
nehmen verschiedener Branchen und Größen 
sowie mit unterschiedlichen Akademikerantei-
len betrachtet werden. Die Betrachtung sollte für 
ausgewählte Studienfachrichtungen erfolgen. Aus 
den so gewonnenen Beschreibungen von Tätig-
keitsfeldern könnten genaue Kompetenzprofile 
abgeleitet werden; dafür sei die Zusammenarbeit 
mit Personalverantwortlichen der Unternehmen 
wichtig, ebenso die Berücksichtigung von Er-
gebnissen der Qualifikationsforschung. In den 
Kompetenzprofilen, vermuten die Studienauto-
ren, werde mehr Vielfalt sichtbar als die Tren-
nung in Bachelor- und Masterqualifikationen. Es 
sei zu erwarten, dass sich auch die Kategorien 
a) anwendungsbezogen und b) theoretisch ori-
entiert in den Profilen wieder fänden. 

Mit dem Katalog von Kompetenzprofilen könnte 
man nun in einem weiteren Schritt eine reprä-
sentative Auswahl von Unternehmen befragen 
und ihren jeweiligen Bedarf in den einzelnen 
Profilen ermitteln. Aus den Ergebnissen dieser 
Befragung sei der allgemeine Bedarf an akade-
mischen Qualifikationen abzuleiten. Die erhobe-
nen Richtwerte könne man den Universitäten und 
Fachhochschulen zur Verfügung stellen, um – 
bei allen Forderungen an ihr Studienangebot – 
die Nachfrageseite genauer zu beschreiben. 
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Sämtliche Untersuchungsschritte seien auch für 
die Bedarfsermittlung im Bereich der weiterbil-
denden Studiengänge vorzunehmen, denn dies 
sei ein bislang vernachlässigtes Bildungsgebiet, 
das jedoch in Zukunft für Hochschulen und Ar-
beitgeber merklich an Bedeutung gewinnen wer-
de. 

báåçêÇåìåÖ=ÇÉê=bêÖÉÄåáëëÉ=

Die qualitative Untersuchung von Christian Bergs 
und Christiane Konegen-Grenier bestätigte die 
Tendenzen, welche in den bis dahin vorliegenden 
quantitativen Unternehmensbefragungen sicht-
bar geworden waren: die Offenheit der Unter-
nehmen für die neuen Abschlüsse, der Wunsch 
der Arbeitgeber nach der gelungenen Kombina-
tion aus fachlichem Grundlagenwissen, Trans-
ferfähigkeit und kommunikativen Kompetenzen, 
der sich gleichermaßen an die Bachelorabsolven-
ten wie an Hochschulabsolventen allgemein rich-
tet, sowie die Wertschätzung von sozialen und 
methodischen Kompetenzen, die aus Sicht der 
Unternehmen vor allem in praktischen Studien-
phasen geübt werden können. 

Überaus deutlich wurde in dieser Befragung, wie 
viele Hoffnungen und Erwartungen sich seitens 
der Unternehmen an die Studienstrukturreform 
richten. Mit der Umstellung des traditionellen 
Studiensystems auf Bachelor- und Masterstudien-
gänge, so hat es den Anschein, sollen möglichst 
viele jener Defizite beseitigt werden, die in den 
vergangenen Jahren und Jahrzehnten aufgefallen 
waren. Besonders im Gedächtnis bleibt die An-
merkung eines Unternehmensvertreters, nach der 
Ausbildung sei vor der Ausbildung. Dies lässt 
sich sowohl auf die Anforderungen beziehen, 
denen sich Bachelorabsolventen bei ihrem Be-
rufseinstieg gegenübersehen, als auch auf das 
viel zitierte Prinzip des lebenslangen Lernens. 

łkÉìÉ=píìÇáÉåëíêìâíìêÉåW=^âòÉéí~åò=ìåÇ=
_ÉíÉáäáÖìåÖ“=EOMMRF=

píìÇáÉåâçåíÉñí=

Seit dem Beginn der 80er Jahre führt die Arbeits-
gruppe Hochschulforschung an der Universität 
Konstanz im Abstand von jeweils zwei bis drei 
Jahren eine Studierendenbefragung an ausge-

wählten Universitäten und Fachhochschulen in 
Deutschland durch. Die neunte Befragung in 
dieser Reihe fand im Wintersemester 2003/04 
unter der Leitung von Prof. Dr. Werner Georg 
statt. Der Ergebnisbericht zum aktuellen Survey, 
zu dessen Themenbereich unter anderem die Stu-
dienstrukturreform gehörte, wurde im Sommer 
2005 vom Bundesministerium für Bildung und 
Forschung unter dem Titel „Studiensituation und 
studentische Orientierungen“ herausgegeben.287 

Für die Datenerhebung waren 17 Universitäten 
und neun Fachhochschulen in Deutschland aus-
gewählt und insgesamt 28.000 Fragebogen an 
Studierende dieser Hochschulen versandt wor-
den. Die Rücklaufquote lag bei 36 %, so dass die 
Ergebnisse für die damals 1,7 Millionen Studie-
renden an deutschen Universitäten und Fach-
hochschulen den Forschern zufolge „weitgehend 
repräsentativ“ waren, auch für die verschiede-
nen Fächergruppen. 

píìÇáÉåÉêÖÉÄåáëëÉ=

fåÑçêã~íáçåëëí~åÇ=

Die Studierenden waren gefragt worden, inwie-
weit sie über die Bachelor- und Masterstudien-
gänge informiert seien. Nahezu die Hälfte der 
Studierenden an Universitäten gab an, sie seien 
„viel zu wenig“ oder „etwas zu wenig“ über die 
neuen Studiengänge informiert. Bei Fachhoch-
schulstudierenden lag der betreffende Anteil so-
gar über 50 %. Rund 15 % der Befragten definier-
ten ihren Informationsstand als „ausreichend“ 
und ungefähr 10 % als „gut“. Weniger als 5 % 
der Studierenden sagten, sie seien „sehr gut“ in-
formiert.288 Zudem war der hohe Anteile jener 

                                                           
287 Siehe Bargel, Multrus u. Ramm 2005. Dort werden zu-

nächst Konzept und Durchführung des Studierenden-
surveys vorgestellt. Die Sicht der Studierenden auf die 
Reformen an deutschen Hochschulen wird in den letz-
ten beiden Abschnitten des insgesamt knapp 70 Seiten 
umfassenden Berichts dargelegt. Die hier vorgenomme-
ne Studienbeschreibung bezieht sich im Wesentlichen 
auf Abschnitt 11, dem auch die Überschrift „Neue Stu-
dienstrukturen: Akzeptanz und Beteiligung“ entlehnt 
ist, sowie auf Abschnitt 12, „Wünsche und Forderungen 
der Studierenden“. 

288 Im Fragebogen war zwischen Bachelor- und Masterab-
schlüssen unterschieden worden, aber die Antwortan-
teile für die Abschlussarten erwiesen sich als sehr ähn-
lich. 
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Studierenden auffallend, die auf die Frage nach 
der Kenntnis über Bachelor- und Masterstudien-
gänge mit „interessiert mich nicht“ geantwortet 
hatten, nämlich rund 15 % der Fachhochschul-
studierenden und fast 30 % der Universitätsstu-
dierenden. Das, so die Begründung der Forscher, 
liege auch daran, dass das neue Angebot für 
viele Studierende ohnehin nicht mehr in Frage 
komme. Ein Vergleich der aktuellen Surveydaten 
mit jenen aus dem Jahr 2001 belegte, dass sich 
der Informationsstand innerhalb von drei Jahren 
nicht wesentlich erhöht hatte. Mit einer Ausnah-
me lag der Unterschied zwischen den Befragun-
gen bei 10 Prozentpunkten oder darunter. 

_ÉïÉêíìåÖ=ÇÉê=åÉìÉå=píìÇáÉåëíêìâíìêÉå=

In der Befragung waren die Studierenden gebe-
ten worden, die Wichtigkeit von neuen Studien-
strukturen auf einer Skala von 0 = „völlig un-
wichtig“ bis 6 = „sehr wichtig“ einzustufen. Der 
Bachelorabschluss wurde, wie auch der Master-
abschluss, von gut einem Viertel der Universi-
tätsstudierenden, aber von über einem Drittel 
der Fachhochschulstudierenden mit 5 oder 6 be-
wertet. Auch hier gab es im Vergleich mit den 
Surveydaten vergangener Jahre keine positive 
Entwicklung festzustellen. Vor allem bei Univer-
sitätsstudierenden war das Interesse an den ak-
tuellen Themen der Studienreform nicht etwa 
gestiegen, sondern konstant geblieben oder ge-
sunken. Dies könne daran liegen, so die Forscher, 
dass an vielen Hochschulen bereits die Umstel-
lung auf die neuen Strukturen erfolgt sei und 
daher ihre weitere Einforderung nicht mehr not-
wendig erscheine. Andererseits seien es mögli-
cherweise „die Vorbehalte seitens Lehrender und 
Hochschulen gegen die neuen Strukturen“, die 
Studierende zu einer vorsichtigen Bewertung 
veranlassten.289 

_ÉêÉáíëÅÜ~Ñí=òìê=qÉáäå~ÜãÉ=~å=ÇÉå=åÉìÉå=
píìÇáÉåÖ®åÖÉå=

Auch hinsichtlich der Teilnahmebereitschaft wa-
ren die Studierenden zurückhaltend. Nur jeweils 
rund 10 % der Studierenden an Universitäten 
und Fachhochschulen antworteten auf die Fra-

                                                           
289 Bargel, Multrus u. Ramm 2005, S. 50. 

ge, ob sie bereit seien, an einem Bachelorstudien-
gang teilzunehmen, mit „sicher ja“. Gut 40 % der 
befragten Universitätsstudierenden und immer-
hin über die Hälfte der Fachhochschulstudieren-
den erwogen ein „eher ja“ oder „vielleicht“. Dem-
zufolge belief sich der Anteil der Studierenden, 
die „eher nicht“ oder „sicher nicht“ teilnehmen 
würden, auf durchschnittlich knapp 50 % an 
Universitäten und gut ein Drittel an Fachhoch-
schulen. Die distanzierte Haltung ist den Wis-
senschaftlern zufolge zum einen auf mangelnde 
Information zurückzuführen, zum anderen auf 
die unsicheren Arbeitsmarktchancen. 

Studierende der Wirtschaftswissenschaften zeig-
ten sich am ehesten bereit, an Bachelorprogram-
men teilzunehmen, unabhängig von der Hoch-
schulart. Geringe Teilnahmebereitschaft kenn-
zeichnete hingegen Studierende in den universi-
tären Natur- und Ingenieurwissenschaften, vor 
allem aber Medizinstudierende. Fast 90 % der 
befragten Studierenden in dieser Gruppe äußer-
ten hier die Antwort „vielleicht“, „eher nicht“ 
oder „sicher nicht“. Zum Vergleich: Die Bereit-
schaft, an einem Kredit-Punkt-System teilzuneh-
men, lag in nahezu allen Fachrichtungen und an 
beiden Hochschularten bei über 50%. Die Stu-
dierenden hatten also deutlich zwischen den Re-
formvorhaben unterschieden. 

_ÉïÉêíìåÖ=åÉìÉê=píìÇáÉåÑçêãÉå=

Im Survey waren den Studierenden zwei Alter-
nativen zum traditionellen Vollzeitstudium vor-
gestellt worden: das so genannte Sandwich-Stu-
dium, in dem Berufs- und Studienphasen einan-
der abwechseln, und das Teilzeitstudium, in dem 
nur ein Teil der verfügbaren Arbeitszeit auf das 
Studium verwandt wird. 

Studierende an Fachhochschulen waren für die-
se Möglichkeiten eher aufgeschlossen als Uni-
versitätsstudierende. Beispielsweise wären über 
50 % der Fachhochschulstudierenden in den 
Wirtschaftswissenschaften bereit gewesen, ein 
Sandwich-Studium zu absolvieren, aber nur et-
wa 30 % der universitären Naturwissenschaftler. 
Ein Teilzeitstudium kam für ein Drittel der So-
zialwissenschaftler an Fachhochschulen in Fra-
ge, während sich der betreffende Anteil bei den 
Universitätsstudierenden der Fachrichtungen 
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Medizin, Naturwissenschaften, Ingenieurwesen 
und Jura auf jeweils lediglich rund 10 % belief. 
Studierende, die vor Beginn ihres Studiums eine 
Berufsausbildung absolviert hatten, und Studie-
rende, die ihr Studium durch eigene Erwerbstä-
tigkeit finanzierten, waren deutlich häufiger be-
reit, die vorgestellten neuen Organisationsmo-
delle zu nutzen. Außerdem würden Frauen ge-
nerell eher als Männer an einem Sandwich- oder 
Teilzeitstudium teilnehmen. Die alternativen Stu-
dienformen bieten demnach eine Möglichkeit, 
die akademische Ausbildung besser mit anderen 
Lebensbereichen wie Beruf und Familie zu ver-
einbaren. 

sÉêÄÉëëÉêìåÖëã∏ÖäáÅÜâÉáíÉå=~ìë=páÅÜí=ÇÉê=
píìÇáÉêÉåÇÉå=

Danach befragt, für wie wichtig sie bestimmte 
Veränderungen im Hochschulstudium hielten, 
bewerteten jeweils fast 50 % der Universitätsstu-
dierenden die Aspekte „stärkerer Praxisbezug 
des Studiengangs“ und „häufiger Veranstaltun-
gen im kleinen Kreis“ als „sehr dringlich“. Dem-
gegenüber stand bei den Fachhochschulstudie-
renden der Punkt „Verbesserung der Arbeits-
marktchancen“ ganz oben auf der Wunschska-
la.290 Die Situation der beiden Hochschularten 
wird also aus Studierendensicht klar unterschie-
den: Während das universitäre Studium noch 
häufig den praktischen Bezug vermissen lässt 
und die Studienbedingungen aufgrund der gro-
ßen Studierendenzahlen als problematisch emp-
funden werden, gilt es an den Fachhochschulen 
vor allem, das Vertrauen der Studierenden in 
ihre beruflichen Chancen zu stärken. 

In einer weiteren Frage sollten die Studieren-
den eine Reihe von Forderungen zur Hochschul-
entwicklung beurteilen. Fast 70 % der Universi-
tätsstudierenden und nahezu 80 % der Fach-
hochschulstudierenden bezeichneten den Punkt 
                                                           
290 Die „Verringerung von Prüfungsanforderungen“ spielte 

interessanterweise bei den Überlegungen der Studieren-
den, in welchen Bereichen das Studium verbessert wer-
den könnte, eine völlig untergeordnete Rolle; nur etwa 
jeder achte Befragte hielt das für sehr dringlich. Dies 
belege einmal mehr, so die Autoren, dass „die Studie-
renden das hohe Leistungsniveau und die Prüfungsan-
forderungen zumeist akzeptieren, auch wenn sie öfters 
als Belastung empfunden werden“ (Bargel, Multrus u. 
Ramm 2005, S. 55). 

„Praktikum als fester Bestandteil des Studiums“ 
als „sehr wichtig“ für die weitere Entwicklung 
der Hochschulen. Knapp 60 % beziehungsweise 
zwei Drittel der Studierenden hielten eine „ver-
stärkte Kooperation zwischen Hochschulen und 
Wirtschaft“ für sehr wichtig. Mit Antwortantei-
len um 50 % können auch die Aspekte „Ausstat-
tung der Hochschulen mit mehr Stellen“ sowie 
„Steigerung der Lehrqualität, besseres Lehran-
gebot“ als wichtige Forderungen aus studenti-
scher Sicht gelten. 

Allerdings, so die Autoren des Forschungsbe-
richts, zeige der Vergleich der studentischen Ant-
worten im aktuellen Survey mit den Daten der 
vorherigen Befragungen, dass die Dringlichkeit 
der Wünsche in fast allen Bereichen nachgelassen 
habe. Der erwähnte Aspekt „Verbesserung der 
Arbeitsmarktchancen“ bilde hierbei wiederum 
eine Ausnahme. Insgesamt deuteten die Befra-
gungsergebnisse darauf hin, dass sich die Stu-
diensituation an deutschen Hochschulen in den 
vergangenen Jahren bereits erheblich verbessert 
habe. 

jÉíÜçÇáëÅÜÉ=hêáíáâ=

In der Einleitung der Studie werden wichtige 
methodische Hinweise gegeben, etwa zu den be-
trachteten Grundgesamtheiten und Stichproben. 
Damit unterscheidet sich der Bericht der Ar-
beitsgruppe Hochschulforschung erfreulich von 
anderen empirischen Forschungsberichten. Exak-
te Angaben zum Befragungszeitraum fehlen je-
doch ebenso wie die originalen Fragen.291 Zu-
dem gehen die Deutungen der Befragungser-
gebnisse teilweise über das faktisch Erkennbare 
hinaus. So wird zum Beispiel bei der Frage nach 
der Wichtigkeit der neuen Studienstrukturen ein 
Anteil von 27 % der Antworten in den Katego-
rien „wichtig“ und „sehr wichtig“ dahingehend 
gedeutet, die betreffenden Studierenden akzep-

                                                           
291 Da die Originalfragen auch in den Ergebnistabellen nicht 

aufgeführt sind, bleiben die Antworten ungenau. Zum 
Beispiel lautete eine der Antwortkategorien bei der Fra-
ge nach dem Informationsstand: „viel zu wenig“. Um 
zu wissen, ob die Studierenden meinen, sie würden sich 
selbst zu wenig informieren, oder ob sie der Ansicht 
sind, sie würden zu wenige Informationen von Anderen 
erhalten, wäre es hilfreich, die tatsächliche Fragestel-
lung zu kennen. 
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tierten Bachelor und Master mehrheitlich nicht, 
obgleich nach der Akzeptanz gar nicht gefragt 
worden war. 

Grundsätzlich positiv ist die Anlage der Studie 
als Langzeituntersuchung, denn so können die 
Ergebnisse über mehrere Jahre hinweg mitein-
ander verglichen werden, und das wiederum 
zeigt, wie sich die Situation von Studierenden an 
deutschen Hochschulen entwickelt.292 Darüber 
hinaus haben die Forscher aktuelle Themen wie 
beispielsweise die Studienstrukturreform mit 
berücksichtigt. 

báåçêÇåìåÖ=ÇÉê=bêÖÉÄåáëëÉ=

In der Befragung des Jahres 2004 sagten viele 
Studierende, sie seien wenig über Bachelor- und 
Masterstudiengänge informiert, oder gaben an, 
das Thema interessiere sie nicht. Hier fragt sich, 
inwiefern mangelnde Information und Desinte-
resse einander bedingen, ob also mit gezielten 
Informationsangeboten das Interesse der Studie-
renden an den neuen Studienstrukturen erhöht 
werden kann. Auch die verhaltene Teilnahme-
bereitschaft in Bezug auf Bachelorstudiengänge 
lässt manche Frage offen. War die Studienmög-
lichkeit für die Befragten an sich nicht attraktiv, 
und wenn dies zutrifft, warum? Oder sahen die 
Studierenden im Bachelorstudium keine Alter-
native, weil sie bereits mit einem traditionellen 
Studium begonnen hatten und es zu Ende führen 
wollten? Der zehnte Studierendensurvey wird 
hier weitere Aufschlüsse liefern können. 

Aus studentischer Sicht, das hat diese For-
schungsarbeit deutlich gezeigt, sollte die Anbin-
dung des Studiums an das Berufsleben im Mit-
telpunkt der Studienreformen stehen. Gefordert 
wurden mehr Praxisbezug sowie die verstärkte 
Zusammenarbeit von Hochschulen und Unter-
nehmen; als dringlichen Wunsch nannten die 
Studierenden eine Verbesserung ihrer Chancen 
auf dem Arbeitsmarkt. 

                                                           
292 Die Situation von Studierenden an deutschen Hoch-

schulen wird auch in einer Langzeitreihe des Deutschen 
Studentenwerks untersucht, siehe die aktuelle Ausgabe: 
Isserstedt u.a. 2004. 

łtÉííÄÉïÉêÄëîçêíÉáä=_~ÅÜÉäçê\=kÉìÉ=
`Ü~åÅÉå=ÑΩê=ÇÉå=fqJpí~åÇçêí=aÉìíëÅÜä~åÇ=
ÇìêÅÜ=ÇáÉ=bìêçé®áëáÉêìåÖ=îçå=píìÇáÉåJ
~ÄëÅÜäΩëëÉå“=EOMMRF=

píìÇáÉåâçåíÉñí=

Im November 2005 veröffentlichte die Initiative 
D21, ein Netzwerk aus rund 200 Unternehmen 
und Organisationen mit dem Schwerpunkt auf 
Informations- und Kommunikationstechnologien, 
anlässlich einer Veranstaltung ihr Memorandum 
„Willkommen zum Dialog“.293 Gleichzeitig wur-
den die Ergebnisse einer Befragung vorgestellt, 
die in Zusammenarbeit mit dem Unternehmens-
dienstleister Accenture durchgeführt worden war. 
Holger Bill, Geschäftsführer bei Accenture sowie 
Vorstand der Inititative D21, hat dazu gemeinsam 
mit Dr. Svenja Falk eine Broschüre mit dem Titel 
„Wettbewerbsvorteil Bachelor? Neue Chancen für 
den IT-Standort Deutschland durch die Europäi-
sierung von Studienabschlüssen“ verfasst.294 

Das zentrale Forschungsinteresse hatte der Fra-
ge gegolten, inwieweit die Erwartungen führen-
der IT-Unternehmen an die Qualifikationen der 
Bachelor- und Masterabsolventen erfüllt werden. 
Von den rund 200 Mitgliedsunternehmen der 
Initiative D21 hatten 70 Unternehmen an der Be-
fragung teilgenommen, darunter zu etwa 40 % 
Großunternehmen mit jeweils über 1.000 Mitar-
beitern sowie einem Umsatz von über 500 Mil-
lionen Euro. Rund ein Drittel der Antwortgeber 
gehörte in dem betreffenden Unternehmen der 
obersten Führungsebene an, und etwa die Hälfte 
der Befragten hatte eine Position in der Bereichs- 
oder Abteilungsleitung inne. Zusätzlich zu der 
Unternehmensbefragung wurden die Studien- 
und Prüfungsordnungen sowie die Webseiten 
jener knapp 100 Hochschulen untersucht, an de-
nen Bachelorstudiengänge im Bereich der Infor-
mationstechnologie angeboten wurden. Dazu 

                                                           
293 Initiative D21 2005. Der Verbund ist laut eigenem Be-

kunden „Europas größte Partnerschaft zwischen Politik 
und Wirtschaft (Public Private Partnership)“. 

294 Siehe Bill u. Falk 2005. Die 20-seitige Broschüre beginnt 
mit Erläuterungen zum Bolognaprozess, gefolgt von 
Angaben zum Forschungsziel und zur Befragung. An-
schließend werden die wichtigsten Ergebnisse dargelegt. 
Die Veröffentlichung enthält darüber hinaus einige Kurz-
interviews zur Qualifikation von Absolventen im Hoch-
schulraum Europa. 
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zählten 41 Universitäten und 53 Fachhochschu-
len in staatlicher Trägerschaft sowie vier priva-
te Hochschulen. 

píìÇáÉåÉêÖÉÄåáëëÉ=

sÉêãáííäìåÖ=ïáÅÜíáÖÉê=hçãéÉíÉåòÉå=
E^åÖÉÄçíëëÉáíÉF=

Die Studien- und Prüfungsordnungen der Hoch-
schulen mit einem informationstechnologischen 
Bachelorangebot wurden von den Forschern auf 
eine Reihe von Kompetenzen hin untersucht, 
gegliedert nach drei Qualifikationsbereichen: 1. 
Fachkompetenz, 2. Methodische Kompetenz so-
wie 3. Soft Skills. Zu jedem Bereich zählten wie-
derum mehrere einzelne Qualifikationen. 

Die Dokumentenanalyse ergab, dass den Studie-
renden in jeweils zwei Dritteln der Bachelorstu-
diengänge betriebswirtschaftliche Grundkennt-
nisse und Fremdsprachenkenntnisse vermittelt 
werden sollten. Fähigkeiten im Projektmanage-
ment wurden häufig erwähnt, seltener hingegen 
Präsentationskompetenzen. Die Anwendung 
wissenschaftlicher Methoden und Erkenntnisse 
war den Forschern zufolge in nur einem Fünftel 
der Studiengänge schriftlich als zu vermittelnde 
Fähigkeit festgelegt. Die meisten Bachelorordnun-
gen enthielten Aussagen, die zum Thema „mehr 
Mobilität durch Auslandssemester“ in die Kate-
gorie der persönlichen Kompetenzen eingeord-
net wurden. Bei jeweils gut der Hälfte der unter-
suchten Bachelorangebote waren die sozialen 
Kompetenzen Teamarbeit und Kommunikation 
in den Studiengangs- und Prüfungsordnungen 
enthalten. Andere persönliche und soziale Fä-
higkeiten, unter anderem Kreativität, kritisches 
Urteilen, Kooperationsfähigkeit und Durchset-
zungsfähigkeit, konnten nur zu geringen Antei-
len ermittelt werden.295 

Viele der von Unternehmen für wichtig befun-
denen Qualifikationen wurden, so die Verfasser, 
weitgehend in den Studien- und Prüfungsord-

                                                           
295 Unklar bleibt, was die Autoren mit ihrer Aussage mei-

nen: „Wir haben die in den Studien- und Prüfungsord-
nungen geforderten Qualifikationen dann mit den aus 
der Befragung der Wirtschaft genannten Qualifikations-
anforderungen verglichen (…)“ (Bill u. Falk 2005, S. 9). 
Im Folgenden sind weder Befragungsergebnisse solcher 
Art noch systematische Vergleiche aufgeführt. 

nungen der neuen Studiengänge berücksichtigt. 
Die häufig als verpflichtend festgelegten Prakti-
ka könnten darüber hinaus dazu beitragen, dass 
die Bachelorabsolventen über mehr Berufserfah-
rung als Absolventen traditioneller Studiengän-
ge verfügten. Allerdings werde die Vermittlung 
von Soft Skills von den Hochschulen teilweise 
oder vollständig in die Unternehmen ausgela-
gert, ohne dass über die zu vermittelnden Qua-
lifikationen und über eine mögliche Aufteilung 
der Vermittlungsarbeit diskutiert würde. 

páÅÜí=~ìÑ=ÇáÉ=åÉìÉå=^ÄëÅÜäΩëëÉ=Ek~ÅÜÑê~ÖÉëÉáíÉF=

Die Unternehmensvertreter waren gefragt wor-
den, welchen Studienabschluss sie bei der Neu-
einstellung von Hochschulabsolventen bevor-
zugten. 40 % der Befragten gaben an, die Ab-
schlussart sei für sie nicht relevant. Weitere 40 % 
entschieden sich für den traditionellen Diplom-
abschluss, und zwar etwa zu gleichen Teilen für 
das Fachhochschul- und das Universitätsdiplom. 
Die akademischen Grade Bachelor und Master 
wurden demgegenüber lediglich von gut 10 % 
der befragten Personen genannt. Demnach, so 
die Autoren, hatten sich die neuen Abschlüsse 
bei IT-Unternehmen noch nicht durchgesetzt. 

Dies zeige sich auch bei jenen rund 30 Unterneh-
men, die zum Befragungszeitpunkt bereits Ba-
chelor- und Masterabsolventen beschäftigten. Zu 
etwa der Hälfte bescheinigten die betreffenden 
Unternehmensvertreter ihren „neuen Mitarbei-
terinnen und Mitarbeitern“ – damit sind vermut-
lich Bachelorabsolventen gemeint – eine stärkere 
Praxisorientierung, aber zu nur 4 % bessere Fach-
kenntnisse. Diese wurden Masterabsolventen 
immerhin zu rund einem Drittel attestiert. Je-
weils etwa ein Viertel der Befragten hielt Bache-
lor- beziehungsweise Masterabsolventen für „ins-
gesamt besser geeignet“. Die Nachfrage der Un-
ternehmen nach den neuen Studienabschlüssen 
entsprach aus Sicht der Autoren noch nicht dem 
mittlerweile großen Angebot. „Offenbar befürch-
ten Unternehmen, dass die neuen Abschlüsse 
nach dem Berufseinstieg Weiterbildungsmaßnah-
men innerhalb der Unternehmen notwendig ma-
chen oder dass die Absolventinnen und Absolven-
ten (…) weniger flexibel einsetzbar sind (…).“296 
                                                           
296 Bill u. Falk 2005, S. 12. 
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Die Befragten bewerteten die Position ihrer Un-
ternehmen in den Zukunftsindustrien alles in 
allem positiv; rund 85 % waren überzeugt, in den 
Wachstumsmärkten Wettbewerbsvorteile reali-
sieren zu können. Der Aussage, dass Deutsch-
land im Wettbewerb hinsichtlich der Qualifika-
tion der Bewerber gut aufgestellt sei, stimmten 
jedoch nur 30 % der Unternehmensvertreter zu. 
Die Autoren der Studie folgern daraus, dass die 
wahrgenommene Stellung im Wettbewerb „bis 
dato unabhängig von der Qualität der Absol-
ventinnen und Absolventen“ sei. 

Den Unternehmensvertretern waren weitere 
Aussagen zur Beurteilung vorgelegt worden. 
Zwei Drittel der Befragten bewerteten dabei die 
Studienzeiten deutscher Absolventen und Ab-
solventinnen als zu lang. Gleichzeitig war nur 
etwa ein Drittel der Ansicht, in Deutschland ste-
he ein zahlenmäßig ausreichender Pool an Ab-
solventinnen und Absolventen zur Verfügung, 
und rund 30 % der Unternehmen planten, auch 
Absolventen ausländischer Hochschulen, vor 
allem aus Indien, China und den USA, im deut-
schen Markt einzusetzen. In Bezug auf die Ba-
chelor- und Masterstudiengänge meinten mehr 
als die Hälfte der befragten Unternehmensvertre-
ter, mit den neuen Abschlüssen werde sich die 
Wettbewerbsfähigkeit verbessern. Allerdings, so 
die Autoren, habe die positive Sicht der IT-Un-
ternehmen bislang noch keine deutlichen Än-
derungen in deren Rekrutierungsstrategien be-
wirkt. 

c~òáí=

Zusammengefasst lasse sich auf der einen Seite 
festhalten, dass die befragten Unternehmen zwar 
die in den neuen Ausbildungsgängen liegenden 
Möglichkeiten sähen, aber noch nicht darauf ver-
trauten, dass die Reformen wirklich umgesetzt 
werden, und daher nur begrenzt bereit seien, tat-
sächlich Bachelor- und Masterabsolventen ein-
zustellen. Damit mangele es seitens der Arbeit-
geber an einem deutlichen Signal für die Unter-
stützung der Reformmaßnahmen. Auf der ande-
ren Seite seien die Hochschulen dafür zu kriti-
sieren, dass sie die Verantwortung für wichtige 

Qualifikationsinhalte häufig den Unternehmen 
zuwiesen, ohne mit diesen den direkten Aus-
tausch zu suchen. Beide Seiten seien daher auf-
gefordert, „in einen konstruktiven Dialog zu tre-
ten, um Vorbehalte (…) abzubauen und gleich-
zeitig sicherzustellen, dass die für die Wettbe-
werbsstellung Deutschlands notwendigen Fähig-
keiten in Curricula und Praktikumsgestaltung 
berücksichtigt werden“.297 

Die Initiative D21 beabsichtige, den Dialog als 
„verantwortungsvoller Corporate Citizen“ zu 
fördern und zu begleiten. Als erste konkrete Maß-
nahme solle ein Gremium mit Vertretern aus IT-
Unternehmen, Hochschulen und Politik einge-
richtet werden, dessen erste Aufgabe wiederum 
darin bestehe, einen Leitfaden für berufliche 
Praktika in der Informationstechnologie zu ent-
wickeln und diesen allen Beteiligten zur Verfü-
gung zu stellen. 

jÉíÜçÇáëÅÜÉ=hêáíáâ=ìåÇ=báåçêÇåìåÖ=ÇÉê=
bêÖÉÄåáëëÉ=

Die gemeinsam von Accenture und der Initiative 
D21 getragene Studie hat erstmals die Sicht von 
Unternehmen im Bereich Informationstechno-
logie näher beleuchtet und damit einen wichti-
gen Teil des Arbeitsmarktes für Akademiker in 
Deutschland berücksichtigt. Auch der Ansatz, 
eine Unternehmensbefragung mit der Auswer-
tung studienbezogener Dokumente zu kombi-
nieren, ist grundsätzlich sinnvoll. 

Allerdings leidet die Studie unter erheblichen 
methodischen Mängeln. Die Angaben zur Da-
tenerhebung sind unvollständig; so fehlen etwa 
Erläuterungen zum Befragungsinstrument und 
zum Zeitraum der Datenerhebung. Unklar ist 
auch das genaue Vorgehen bei der Dokumen-
tenanalyse. Die Autoren erläutern nicht, wie die 
Kompetenzen ausgewählt wurden oder wann 
eine Kompetenz als in der Studien- und Prü-
fungsordnung „vorhanden“ galt. Zudem ist we-
der der eingesetzte Fragebogen oder Leitfaden 
abgebildet, noch wird im Studientext und den 
Abbildungen deutlich, ob es sich um originale 
oder umformulierte Antwortkategorien handelt. 
                                                           
297 Bill u. Falk 2005, S. 19. 
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Teilweise werden Ergebnisse auf die nationale 
Ebene gehoben, obgleich insgesamt lediglich 70 
Unternehmensvertreter befragt worden waren. 
Das zeigt sich beispielsweise in der Äußerung, die 
„für Unternehmen wichtigen Fach- und Metho-
denkompetenzen“ würden durch die neuen Ab-
schlüsse „weitgehend abgedeckt und im Rahmen 
des Studiums an den Hochschulen vermittelt“. 
Auch die Überschrift: „Ist Deutschland im Hin-
blick auf die Qualifikationen der Absolventen im 
Bereich der IT gut aufgestellt?“ sowie die Feststel-
lung, mit der Befragung solle geklärt werden, ob 
„sich das Angebot an Arbeitskräften im Gleichge-
wicht mit der Nachfrage durch die Unternehmen“ 
befinde, versprechen mehr, als die Resultate hal-
ten können. Weiter werden gewichtige Aussagen 
nicht belegt, etwa, dass es zwischen Hochschulen 
und Unternehmen in Deutschland kaum Abspra-
chen über die Lehrinhalte gibt, oder dass Unter-
nehmensvertreter befürchten, Bachelor- und Mas-
terabsolventen seien weniger flexibel einsetzbar 
als Absolventen traditioneller Studiengänge. 

Mehrere Ergebnisse sind darüber hinaus durch 
nachlässige Formulierungen missverständlich. So 
heißt es beispielsweise im Zuge der Bewertung 
von Mastergraden: „in der stärkeren Praxisorien-
tierung sehen 40 Prozent einen Vorteil“; die Unter-
nehmensvertreter waren jedoch danach gefragt 
worden, ob die Masterabsolventen tatsächlich pra-
xisorientierter seien. An anderer Stelle wird die 
Abkürzung „BA“ für den Bachelorgrad verwen-
det, ein Kürzel, das üblicherweise Abschlüsse an 
Berufsakademien kennzeichnet. Mit der „Zahl 
der deutschen Absolventen und Absolventinnen“ 
ist vermutlich die Zahl der Absolventinnen und 
Absolventen deutscher Hochschulen gemeint, un-
abhängig von der Staatsangehörigkeit der Perso-
nen. Und die Antworten auf die Frage, ob sich 
mit den neuen Abschlüssen „die Wettbewerbsfä-
higkeit“ verbessern werde, können kaum gedeu-
tet werden, weil unklar bleibt, auf wessen Fähig-
keit die Aussage bezogen war: jene der befragten 
Unternehmen, der IT-Branche in Deutschland 
oder der deutschen Wirtschaft im Allgemeinen. 

Die Autoren der Accenture-Studie haben plau-
sibel dargelegt, dass das lebenslange Lernen für 
Hochschulabsolventen an Bedeutung zunimmt 
und demnach sowohl die Hochschulen als auch 

die Unternehmen daran interessiert sein müss-
ten, sich mehr als bislang über Qualifikations-
ziele und die Aufteilung von Bildungsmaßnah-
men auszutauschen. Mit der Einrichtung des 
oben beschriebenen Gremiums wird zudem ein 
konkreter Schritt in die geforderte Richtung un-
ternommen. Insgesamt wurde jedoch mit der me-
thodischen wie stilistischen Nachlässigkeit in 
dieser Untersuchung viel Potenzial verschenkt. 

łdÉëíìÑíÉ=píìÇáÉåÖ®åÖÉ=ìåÇ=eçÅÜëÅÜìäJ
êÉÑçêãK=bêÖÉÄåáëëÉ=ÉáåÉê=_ÉÑê~ÖìåÖ=ïáêíJ
ëÅÜ~ÑíëïáëëÉåëÅÜ~ÑíäáÅÜÉê=c~ÅÜÄÉêÉáÅÜÉ“=
EOMMRF=

píìÇáÉåâçåíÉñí=

Die Umstellung auf gestufte Studienstrukturen 
sowie die damit verbundenen Reformen betref-
fen in Deutschland sowohl die traditionell for-
schungsorientierten Universitäten als auch die 
anwendungsorientierten Fachhochschulen. So-
mit stellt sich die Frage, wie die Hochschulleh-
renden an die Reformen herangehen und ob die 
charakteristischen Unterschiede der Hochschul-
arten im neuen System erhalten bleiben. Prof. 
Dr. Udo Mandler, Hochschullehrer am Fachbe-
reich Wirtschaft der Fachhochschule Gießen-
Friedberg, hat dazu im Jahr 2004 die Vertreter 
wirtschaftswissenschaftlicher Fakultäten und 
Fachbereiche an deutschen Hochschulen befragt. 
Die Untersuchungsergebnisse sind im Winter 
2005 unter dem Titel „Gestufte Studiengänge 
und Hochschulreform. Ergebnisse einer Befra-
gung wirtschaftswissenschaftlicher Fachberei-
che“ als Buch erschienen.298 
                                                           
298 Siehe Mandler 2005. Nach dem einleitenden Kapitel A 

werden auf den Seiten 29 bis 119 die Untersuchungser-
gebnisse dargelegt. Im Kapitel B wird der Umstellungs-
prozess an den Fachbereichen thematisiert, im Kapitel C 
werden die Studiengangprofile beschrieben und Fragen 
des Übergangs zwischen Studienstufen behandelt. Ka-
pitel D befasst sich mit der Akkreditierung sowie der 
Einführung von Modulen und Leistungspunkten, und 
im Kapitel E wird die Hochschulreform vor dem Hin-
tergrund der Profilierung von Universitäten und Fach-
hochschulen erörtert. Kapitel F enthält eine Zusammen-
fassung der Ergebnisse. 

 In Mandler 2005 werden die Ergebnisse der eigenen Be-
fragung jeweils mit Hinweisen auf andere Arbeiten er-
gänzt. In der vorliegenden Studienbeschreibung stehen 
jedoch die Primärergebnisse, also die Antworten der 
wirtschaftswissenschaftlichen Fachbereichsvertreter, im 
Mittelpunkt. 
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Dem Autor zufolge eignen sich die Wirtschafts-
wissenschaften besonders für eine vergleichende 
Betrachtung der Reformprozesse, da hier glei-
chermaßen an Universitäten wie an Fachhoch-
schulen eine hohe Zahl von Studierenden zu ver-
zeichnen sei. Zudem habe es bereits im traditio-
nellen System mehrere, leicht voneinander ab-
gestufte Ausbildungswege gegeben, so dass das 
Konzept der Studienstufung hier leichter umzu-
setzen sei als beispielsweise im medizinischen 
oder naturwissenschaftlichen Bereich. Dement-
sprechend gab es im Fach „Betriebswirtschafts-
lehre“ zum Sommersemester 2005 insgesamt be-
reits mehr Bachelor- und Masterstudiengänge 
als Diplomstudiengänge.299 

Für die Untersuchung waren die Dekane von 
185 wirtschaftswissenschaftlichen Fachbereichen 
und Fakultäten kontaktiert worden, zunächst an 
Fachhochschulen, einige Monate später an Uni-
versitäten. Dabei wurden all jene Fachbereiche 
einbezogen, an denen zum Befragungszeitpunkt 
laut dem Hochschulkompass der Hochschulrek-
torenkonferenz ein grundständiger, d.h. mit dem 
Bachelor oder dem Diplom abschließender Stu-
diengang „Betriebswirtschaftslehre“ angeboten 
wurde, und die parallel keine Angebote mit in-
genieur- oder naturwissenschaftlicher Ausrich-
tung aufwiesen. Rund ein Fünftel der ausge-
wählten Einrichtungen waren private Hochschu-
len. An der Untersuchung nahmen 45 Universi-
tätsvertreter und 83 Fachhochschulvertreter teil; 
das entsprach einer Rücklaufquote von jeweils 
rund 70 %. Überwiegend hatte tatsächlich der 
betreffende Dekan oder Studiendekan den Fra-
gebogen ausgefüllt. 

píìÇáÉåÉêÖÉÄåáëëÉ=

pí~åÇ=ÇÉê=rãëíÉääìåÖ=áå=ÇÉå=ÄÉÑê~ÖíÉå=
c~ÅÜÄÉêÉáÅÜÉå=

In jeweils einem Fünftel der universitären Fakul-
täten gab es zum Befragungszeitpunkt mindes-
tens einen Bachelor- beziehungsweise konseku-
tiven Masterstudiengang; weiterbildende Master-
programme wurden an einem Drittel der Fakul-
täten angeboten. An den Fachhochschulen waren 

                                                           
299 Quelle: Hochschulkompass der HRK, zitiert nach 

Mandler 2005, S. 41. 

bereits zu höheren Anteilen neue Studienange-
bote eingerichtet worden. 

In Bezug auf Bachelor- und konsekutive Master-
studiengänge gab jeweils etwa die Hälfte der Be-
fragten an, die Einführung sei für die nächsten 
ein bis zwei Jahre geplant, und einige Dekane 
setzten das Jahr 2010 als Zielpunkt. Die Abschaf-
fung der bestehenden Diplomstudiengänge war 
dementsprechend ebenfalls für die nächsten Jah-
re, spätestens bis 2010 anvisiert. Lediglich in ei-
ner Minderheit der Fakultäten und Fachberei-
che war die Planung noch völlig offen, oder die 
Strukturreformen wurden abgelehnt. Hinsicht-
lich der Einrichtung von weiterbildenden Mas-
terstudiengängen enthielt sich allerdings jeder 
vierte Befragte einer Antwort, unabhängig von 
der Hochschulart. 

Die Hochschulvertreter waren auch gebeten wor-
den anzugeben, welchen weiteren Weg sie in Be-
zug auf die Studienstrukturreformen an deut-
schen Hochschulen für richtig hielten. Nur eine 
Minderheit der Befragten sprach sich für eine 
Beibehaltung der Diplomabschlüsse aus. Aller-
dings waren in den Antworten deutliche Unter-
schiede zwischen den Hochschularten zu erken-
nen: Während rund 50 % der Fachhochschulde-
kane eine möglichst schnelle und flächendecken-
de Umstellung auf Bachelor- und Masterstudien-
gänge wünschten, stimmten die Universitätsde-
kane mehrheitlich dafür, neben den neuen Pro-
grammen auch zukünftig Diplomstudiengänge 
anbieten zu dürfen. Hier zeige sich, so der Autor, 
ein Grundmotiv, das in nahezu allen Untersu-
chungsergebnissen auftauche: die Aufgeschlos-
senheit der Fachhochvertreter einerseits und die 
eher skeptische Haltung der Universitätsvertre-
ter gegenüber den Reformen andererseits. 

sçêJ=ìåÇ=k~ÅÜíÉáäÉ=ÇÉê=báåÑΩÜêìåÖ=ÖÉëíìÑíÉê=
píìÇáÉåÖ®åÖÉ=

Mehrere Aussagen zu Vor- und Nachteilen der 
gestuften Studiengänge sollten auf einer Skala 
von 0 = „Ich stimme überhaupt nicht zu“ bis 3 = 
„Ich stimme voll zu“ bewertet werden. Die Har-
monisierung der europäischen Studiensysteme 
und damit die Erleichterung studentischer Mo-
bilität auch über die Grenzen Europas hinaus 
wurde mit mehr Zustimmung seitens der Fach-
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hochschulvertreter als der Universitätsvertreter 
bedacht. Die Aussage, das zweistufige Studium 
sei besser auf die unterschiedliche Leistungsfä-
higkeit der Studierenden zugeschnitten, erhielt 
ähnliche Bewertungen auf beiden Seiten. Auch 
die kürzere Studienzeit im Bachelorstudium wur-
de mit einem Durchschnittswert von 1,8 beider-
seits als leichter Vorteil gesehen. 

Dass jedoch die Einführung gestufter Abschlüsse 
vorteilhaft sein solle, weil damit den Fachhoch-
schulen die Möglichkeit gegeben sei, weiterfüh-
rende (Master-)Abschlüsse anzubieten und so in 
den Wettbewerb mit den Universitäten einzutre-
ten, wurde höchst unterschiedlich gewertet. Die 
Fachhochschulvertreter äußerten deutliche Zu-
stimmung (Skalenmittel: 2,3), während die Uni-
versitätsvertreter mit durchschnittlich 0,6 Ska-
lenpunkten ebenso eindeutig ihre Ablehnung 
kundtaten. 

Um zu prüfen, ob die Bachelor- und Masterstu-
diengänge in der Betriebswirtschaftslehre inhalt-
lich neu konzipiert worden waren oder eher aus 
den traditionellen Angeboten heraus entstanden, 
wurde den Befragten die These vorgestellt: „Die 
Einführung gestufter Studiengänge ist vorteil-
haft, weil dies den Anlass bietet, Studieninhalte 
zu überdenken und zu verbessern.“ Sämtliche 
an privaten Hochschulen befragten Fachvertre-
ter stimmten voll zu, und auch die Vertreter der 
staatlichen Fachhochschulen gaben mit deutli-
cher Mehrheit ihre Zustimmung. Von Seiten der 
staatlichen Universitäten hingegen wurde die 
These zu über 40 % abgelehnt. Hier sei zu ver-
muten, so der Autor, dass die traditionellen Di-
plomstudiengänge eher umetikettiert als wirk-
lich neu gestaltet wurden. 

Hinsichtlich der im Fragebogen aufgeführten 
möglichen Nachteile der Studienstrukturreform 
gab es ebenfalls Bewertungsunterschiede, wenn 
auch nicht in so hohem Maße. Die Universitäts-
vertreter befürchteten etwas mehr als ihre Fach-
hochschulkollegen, das Gesamtniveau der deut-
schen Hochschulausbildung könnte unter den 
Reformen leiden, und waren gleichzeitig eher 
der Ansicht, das hohe Ansehen des deutschen 
Diploms werde vom Bachelor als neuem Regel-
abschluss nicht erreicht. Die These, eine berufs-
qualifizierende Hochschulausbildung sei im Ba-

chelorstudium nicht zu leisten, wurde bereits 
innerhalb der Universitätsgruppe unterschiedlich 
bewertet: Jeweils ein Viertel der dort befragten 
Dekane stimmte dieser Aussage „voll“ bezie-
hungsweise „überhaupt nicht“ zu. Der Autor der 
Studie gibt zu bedenken, dass die Universitäts-
dekane insgesamt die genannten Vorteile wenig 
bestätigten und stattdessen die Nachteile der 
Strukturreformen hervorhoben. 

Interessanterweise waren die Universitätsvertre-
ter und die Vertreter zumindest der staatlichen 
Fachhochschulen zu fast gleichen Anteilen der 
Meinung, das Diplom habe sich bewährt und 
daher bestehe eigentlich kein Anlass zur Reform: 
Jeweils über 60 % der Befragten stimmten dieser 
These zu. Dass sich dennoch insbesondere die 
Fachhochschullehrenden in den Wirtschaftswis-
senschaften aktiv an den Reformen beteiligten, 
so die Vermutung des Autors, beruhe also we-
niger auf der Kritik am traditionellen Studien-
system, sondern sei von der Aussicht getragen, 
„nun höherwertige Masterabschlüsse anbieten 
zu dürfen“.300 

dÉëí~äíìåÖ=ÇÉë=_~ÅÜÉäçêëíìÇáìãë=

Traditionell gelten an den beiden Hochschular-
ten in Deutschland für die akademische Aus-
bildung unterschiedliche Leitbilder. An den Uni-
versitäten wird vor allem theoretisches Fachwis-
sen vermittelt, wohingegen die Fachhochschulen 
von jeher die berufliche Qualifizierung in den 
Mittelpunkt stellen. Zu prüfen war nun, inwie-
weit diese Unterschiede auch nach den Studien-
reformen noch sichtbar sein werden. 

Die Angaben der wirtschaftswissenschaftlichen 
Fachvertreter zur Gestaltung von Bachelorstu-
diengängen offenbarten tatsächlich gewisse Dif-
ferenzen, die jedoch weniger deutlich waren, 
als man hätte vermuten können. Beispielsweise 
räumten die Universitätsdekane den „theoretisch-
methodischen Grundlagen“ anteilig ein Drittel 
des gesamten Kompetenzprofils ein (die Befrag-
ten waren gebeten worden, verschiedene Kom-
petenzen prozentual zu gewichten) und sahen 
knapp 30 % für „unmittelbar anwendbares Fach-
wissen“ vor. Die entsprechenden Anteilswerte 
                                                           
300 Mandler 2005, S. 40. 
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der Fachhochschuldekane lagen im Mittel bei 
25 % und 33 %, also in einem ähnlichen Rahmen. 
Alle weiteren Kompetenzvorgaben erhielten mit 
jeweils etwa einem Zehntel des Gesamtprofils 
nahezu gleiche Gewichtungen. 

Im Fragebogen sollten anschließend verschiede-
ne Gestaltungsmerkmale des Bachelorstudiums 
bewertet werden. Hier stimmten die Universi-
täts- und Fachhochschuldekane zu gleichen An-
teilen der These zu, Bachelorprogramme sollten 
besonders die Internationalität und den Fremd-
sprachenerwerb fördern (jeweils zwei Drittel der 
Nennungen). In derselben Frage war die Aus-
sage zur Bewertung gestellt worden, Bachelor-
studiengänge sollten generell auch von Lehrkräf-
ten durchgeführt werden dürfen, die nicht über 
eine Promotion verfügen. Die Fachhochschul-
lehrenden zeigten sich diesbezüglich gleichsam 
ablehnend wie ihre Universitätskollegen und 
vertraten somit einen ähnlich hohen wissen-
schaftlichen Anspruch. 

_ÉêìÑëèì~äáÑáòáÉêìåÖ=áã=_~ÅÜÉäçêëíìÇáìã=

Bei aller Gemeinsamkeit bestand aber doch ein 
wesentlicher Unterschied in den Sichtweisen der 
Hochschuldekane, und zwar in Bezug auf einen 
der meistdiskutierten Punkte der Reform: Soll 
das Bachelorstudium auf jeden Fall berufsquali-
fizierend sein? Die befragten Wirtschaftswissen-
schaftler an Fachhochschulen gaben zu über 80 % 
ihre volle und zu fast 20 % ihre tendenzielle Zu-
stimmung. Demgegenüber sprachen sich nur gut 
30 % der Universitätsvertreter eindeutig für die 
Berufsbefähigung der Studierenden aus, weitere 
knapp 50 % stimmten der Forderung tendenziell 
zu. Ein Fünftel der universitären Dekane wählte 
jedoch die Antwort „Ich stimme eher nicht zu“. 
Gleichzeitig befürworteten die universitären De-
kane die Einrichtung eines Praxis- oder Projekt-
semesters im Bachelorstudium zu nur rund einem 
Drittel, wohingegen dieses Studienelement aus 
Sicht der Fachhochschulvertreter praktisch un-
verzichtbar war: Jeweils zwischen 80 % und 90 % 
der Befragten an staatlichen und privaten Fach-
hochschulen stimmten der betreffenden Aussa-
ge zu. 

Die oben erwähnte These: „Im Bachelorstudium 
ist eine berufsqualifizierende Hochschulausbil-

dung nicht zu leisten“, die den Dekanen als mög-
licher Nachteil der Reform vorgestellt worden 
war, erhielt von immerhin jedem vierten Uni-
versitätsvertreter vollen Zuspruch, jedoch nur 
von jedem zehnten Befragten an staatlichen Fach-
hochschulen und lediglich einem einzigen Ver-
treter einer privaten Fachhochschule. 

Dennoch waren auch die universitären Dekane 
mit großer Mehrheit der Ansicht, in spätestens 
zehn Jahren werde der Bachelor der Standard-
abschluss sowohl an den Universitäten als auch 
an den Fachhochschulen sein. Dem stehe aber 
wiederum nicht entgegen, so der Autor, „dass 
zumindest ein Teil der Fakultäten ihre betriebs-
wirtschaftlichen Bachelorstudiengänge stark theo-
rieorientiert und somit auf den Masterabschluss 
bezogen ausrichtet“.301 

§ÄÉêÖ~åÖëèìçíÉå=

Mit der Begründung, die Umstellung auf ein 
gestuftes Studiensystem sei nur dann sinnvoll, 
wenn die Zahl der Bachelorabsolventen, die in 
ein Masterstudium übergeht, nach Leistungskri-
terien begrenzt werde, definiert der Autor die 
Übergangsquote als „einfache quantitative Maß-
zahl für die erfolgreiche Einführung gestufter 
Studiengänge“. Die Hochschuldekane waren 
diesbezüglich gefragt worden, welche Quoten 
sie allgemein für angemessen hielten. 

Hinsichtlich des Übergangs an Universitäten 
hielten sowohl die Universitäts- als auch die 
Fachhochschuldekane im Mittel eine Quote von 
rund 40 % für angemessen, wobei allerdings von 
universitären Dekanen am häufigsten der Wert 
50 % genannt wurde, von den Vertretern der 
Fachhochschulen selbst der Wert 30 %. In Bezug 
auf den Übergang an Fachhochschulen nannten 
die Fachhochschulvertreter erneut Quoten im 
Bereich von 35 %. Die befragten Universitätsde-
kane setzten hier jedoch durchschnittlich eine 
Quote von rund 20 % an, billigten also an Fach-
hochschulen weniger Bachelorabsolventen die 
Aufnahme eines Masterstudiums zu als an ihren 
eigenen Einrichtungen. Am häufigsten gaben die 
Universitätsvertreter sogar den Wert 0 % an – und 

                                                           
301 Mandler 2005, S. 68. 
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stellten damit das fachhochschulische Master-
studium generell in Frage. 

dÉëí~äíìåÖ=ÇÉë=j~ëíÉêëíìÇáìãë=

Die am eigenen Fachbereich vorhandenen oder 
angestrebten BWL-Masterstudiengänge wurden 
von den betreffenden Universitätsvertretern mehr-
heitlich als forschungsorientiert eingeordnet, wäh-
rend die Fachhochschulvertreter ihre Program-
me überwiegend als anwendungsorientiert kenn-
zeichneten. Die Wahl des Studiengangsprofils 
folgte also im Wesentlichen der Hochschulart. 
Für diese klare Unterscheidung führt der Ver-
fasser zwei mögliche Begründungen aus Sicht 
der Universitäten an: Entweder richteten diese 
ihre Masterausbildung tatsächlich gezielt auf die 
wissenschaftliche Laufbahn aus, was dazu füh-
ren könnte, dass die Befähigung der Studieren-
den für einen Beruf außerhalb der Wissenschaft 
vernachlässigt werde, oder aber den Universitä-
ten gehe es vor allem um eine formale Abgren-
zung zu den Fachhochschulen. 

In diesem Zusammenhang waren die wirtschafts-
wissenschaftlichen Dekane gefragt worden, ob 
Masterstudiengänge generell stärker forschungs-
orientierter sein sollten als Bachelorstudiengän-
ge. Dieser Aussage stimmten fast 70 % der Uni-
versitätsvertreter voll zu, und weitere 30 % hiel-
ten den Gedanken für tendenziell richtig. Dem-
gegenüber gab lediglich jeder sechste Fachhoch-
schulvertreter seine volle Zustimmung; ein Drit-
tel der Befragten in dieser Gruppe war anderer 
Ansicht. Ein ähnliches Bild ergab die Bewertung 
der These, Masterstudiengänge sollten generell 
von Lehrkräften durchgeführt werden, welche 
neben der Promotion auch über Forschungser-
fahrung verfügen: Über 70 % der Universitäts-
vertreter, aber nur gut 10 % der Fachhochschul-
vertreter stimmten voll zu. 

Zu vermuten ist also, dass die vielfache Kenn-
zeichnung der universitären Masterstudiengän-
ge als „forschungsorientiert“ auf inhaltlichen 
Entscheidungen beruht, nicht nur auf formalen 
Abgrenzungsversuchen. Die Unterschiede in den 
Antworten der Universitäts- und Fachhochschul-
vertreter, darauf weist der Verfasser hin, hingen 
vermutlich aber auch damit zusammen, dass die 

Einrichtung von Masterstudiengängen für die 
Fachhochschulen eine große Herausforderung 
darstelle. 

mêçÑáäáÉêìåÖ=ÇÉê=råáîÉêëáí®íÉå=ìåÇ=c~ÅÜÜçÅÜJ
ëÅÜìäÉå=

Bei der Frage nach dem künftigen Studienange-
bot der Fachhochschulen sprachen sich über 40 % 
der Universitätsvertreter dafür aus, dass dort in 
Zukunft ausschließlich Bachelorstudiengänge 
angeboten werden sollten, aber kein einziger 
Fachhochschulvertreter wählte diese Antwort-
möglichkeit. Rund die Hälfte der universitären 
Dekane war der Ansicht, Fachhochschulen soll-
ten neben Bachelorprogrammen vor allem an-
wendungsorientierte Masterstudiengänge anbie-
ten. Die Mehrheit der Fachhochschuldekane be-
fand demgegenüber eine generelle Gleichstellung 
mit den Universitäten, einschließlich Promotions-
recht, für richtig; dies wiederum galt nur bei 
einem Universitätsvertreter als beste Option. 

Während also die Fachhochschulen mit den Re-
formen zu den Universitäten aufschließen und ihre 
neuen Rechte zugunsten eines breiteres Angebots 
wahrnehmen wollten, verhielten sich die Univer-
sitätsvertreter diesen Ansprüchen gegenüber re-
serviert. Das wurde auch in den Einschätzungen 
der Vor- und Nachteile beider Hochschularten 
deutlich. Die Fachhochschuldekane befanden 
selbstbewusst alle im Fragebogen genannten 
Vorzüge ihrer eigenen Institutionen – bessere 
Studienorganisation, geringere Lehrkosten, höhe-
re Ausbildungsqualität aufgrund des stärkeren 
Praxisbezugs, angenehmere Studienatmosphäre, 
höhere Flexibilität – für tendenziell bis voll zu-
treffend. Diese Ansicht wurde von den universi-
tären Dekanen wenig bis überhaupt nicht geteilt. 
Die Universitätsvertreter hielten stattdessen die 
Ausbildungsqualität an ihren Einrichtungen we-
gen der Forschungsnähe für besser und waren 
zudem der Ansicht, ihre Studierenden seien leis-
tungsfähiger. Einzig das höhere Ansehen der Uni-
versitäten war in beiden Gruppen unbestritten. 

jÉíÜçÇáëÅÜÉ=hêáíáâ=

Der Verfasser hat mit seiner Untersuchung zur 
Sicht der wirtschaftswissenschaftlichen Fachver-
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treter an deutschen Universitäten und Fachhoch-
schulen auf die Strukturreformen eine interes-
sante und methodisch gelungene Studie vorge-
legt. Alle wichtigen Informationen zur Datener-
hebung sind in der Studie vorhanden, und der 
verwendete Fragebogen ist im Anhang einzuse-
hen. Die Untersuchungsergebnisse sind kundig 
in die Beschreibung aktueller Entwicklungen ein-
gebettet. An geeigneter Stelle werden statistische 
Daten sowie wichtige Resultate weiterer empiri-
scher Studien angeführt und in den oftmals weit 
reichenden Schlussfolgerungen berücksichtigt. 
Als einziger Kritikpunkt gilt, dass – wie aller-
dings in vielen anderen Studien auch – die Ant-
worten der Befragten meist in Prozent angege-
ben werden, obwohl jeder Antwortende in den 
beiden Teilgruppen „Universitäten“ und „Fach-
hochschulen“ mehr als einen Prozentpunkt re-
präsentiert. 

báåçêÇåìåÖ=ÇÉê=bêÖÉÄåáëëÉ=

Im Mittelpunkt der Untersuchung standen die 
unterschiedlichen Bildungstraditionen der Uni-
versitäten und Fachhochschulen in Deutschland 
sowie die Frage, inwieweit die Studienstruktur-
reformen im Zuge des Bolognaprozesses diese 
Traditionen beeinflussen und verändern. In vie-
len Aspekten bestehen in der Sichtweise der 
wirtschaftswissenschaftlichen Fachvertreter bei-
der Hochschularten tatsächlich deutliche Unter-
schiede. Während die Fachhochschuldekane mehr-
heitlich den Bachelor als berufsqualifizierenden 
Regelabschluss akzeptierten und ihre Studien-
angebote daraufhin neu ausrichteten, war den 
Antworten der Universitätsdekane zu entneh-
men, dass sie weiterhin die theoretisch-wissen-
schaftliche Ausbildung ihrer Studierenden in 
den Vordergrund stellten und damit dem kon-
sekutiven Masterstudium eine wichtige Rolle 
zuwiesen. 

Das Bachelorstudium muss im neuen Studien-
system zwei Funktionen gleichzeitig erfüllen, die 
bisher in den unterschiedlichen Ausbildungs-
profilen der Universitäten und Fachhochschulen 
verankert waren: Die Studierenden sollen eine 
fachliche Grundlage erhalten, die sie sowohl für 
ein weiterführendes Studium als auch für Berufe 
außerhalb des Wissenschaftssystems qualifiziert. 

Dieser Umstand führt dazu, dass sich, wie der 
Verfasser prognostiziert, die Studienprofile ein-
ander annähern. An den Universitäten sei man 
bereit, von einem rein theoriegeleiteten Lehran-
satz auf ein auch anwendungsbezogenes Modell 
überzugehen, und an den Fachhochschulen be-
wirke die Möglichkeit, Masterstudiengänge an-
zubieten, die Hinwendung zu forschungsbezo-
genen Ausbildungswegen. Dennoch sei nicht zu 
erwarten, dass die Profile der beiden Hochschul-
arten in absehbarer Zeit ineinander übergingen; 
die Universitäten würden vielmehr bei ihrer wis-
senschaftlichen geprägten Ausbildung bleiben, 
und die Fachhochschulen nach wie vor ihren be-
rufsbezogenen Charakter betonen. Dafür spre-
chen aus Sicht des Autors allein schon praktische 
Gründe. So sei es beispielsweise den Fachhoch-
schulen sicher nicht einfach möglich, konkur-
renzfähige forschungsorientierte Studiengänge 
anzubieten. 

Insgesamt sind in dieser beispielhaft auf das Fach 
Betriebswirtschaftslehre ausgerichteten Studie 
jene Themen angesprochen worden, die heute 
im Zentrum der Diskussionen stehen und auch 
in den kommenden Reformjahren die Debatten 
beherrschen werden: die Ziele und Aufgaben 
des Bachelorstudiums sowie die Profilierung der 
Universitäten und Fachhochschulen in Deutsch-
land. 

QKO= a~êëíÉääìåÖ=ÉáÖÉåÉê=råíÉêJ
ëìÅÜìåÖëÉêÖÉÄåáëëÉ=

Für den vorliegenden Bericht sind in vier Fall-
studien beispielhaft mehrere Unternehmensver-
treter zu der Umstellung des Studiensystems in 
Deutschland befragt worden. Die betreffenden 
Unternehmen wurden von der Friedrich-Ebert-
Stiftung kontaktiert; die Auswahl ist nicht reprä-
sentativ. Vielmehr sollen die Gesprächsergebnis-
se einen tieferen Einblick in die Sicht von Arbeit-
gebern auf Reformen im Hochschulsystem bieten 
und beispielhaft die damit verbundenen Über-
legungen und Maßnahmen aufzeigen. Für die 
Befragung wurde ein Leitfaden verwendet (siehe 
Anhang), wobei die Reihenfolge und Ausführ-
lichkeit der Fragen jeweils dem Gesprächsverlauf 
angepasst wurden. Auch ergaben sich in den In-
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terviews weitere Fragen, und es eröffneten sich 
zusätzliche Themenbereiche. Die Gespräche wur-
den im Frühjahr und Sommer 2005 geführt. 

c~ääëíìÇáÉ=NW=páÉãÉåë=

råíÉêåÉÜãÉåëÇ~íÉå=

Im Jahr 1847, also vor über 150 Jahren, gründete 
Werner Siemens zusammen mit dem Mechani-
ker Johann Georg Halske in Berlin die „Telegra-
phen-Bauanstalt von Siemens & Halske“.302 Was 
in einer Werkstatt im Hinterhaus begann, ent-
wickelte sich dank der Findigkeit und Geschäfts-
tüchtigkeit der beiden Firmengründer zu einem 
Unternehmen, das zunächst in Deutschland, dann 
aber auch im Ausland erfolgreich war, vor allem 
in England und Russland. Nach dem Prinzip 
„Nur die Elektrotechnik, aber die ganze Elektro-
technik“ etablierte sich das Unternehmen Siemens 
in den 1920er Jahren auf diesem Gebiet als einer 
der weltweit führenden Konzerne. Unter der na-
tionalsozialistischen Herrschaft war Siemens in 
die so genannte Kriegswirtschaft einbezogen und 
beschäftigte zu dieser Zeit auch Zwangsarbeiter. 
Nach dem Kriegsende war ein großer Teil der 
Gebäude und Werksanlagen zerstört; der Wie-
deraufbau begann jedoch rasch, angeregt vor 
allem durch den dringenden Bedarf in den Be-
reichen Industrie, Energieversorgung, Telekom-
munikation und öffentlicher Verkehr. Mitte der 
50er Jahre belebte sich auch das internationale 
Geschäft neu. Im Jahr 1965 stellte Siemens die 
europaweit erste industriell gefertigte integrierte 
Schaltung vor. Im darauf folgenden Jahr wurden 
die drei Hauptfirmen in ein Unternehmen, die 
Siemens AG, zusammengefasst, und 1969 er-
folgte die Gliederung der unternehmerischen 
Arbeitsgebiete in sechs weitgehend selbstständi-
ge Unternehmensbereiche: Bauelemente, Daten-
technik, Energietechnik, Installationstechnik, Me-
dizintechnik und Nachrichtentechnik. Zwanzig 
Jahre später erfolgte eine weitere Feinstrukturie-
rung. In den vergangenen Jahrzehnten bildete 
Siemens mit unterschiedlichen deutschen und 
ausländischen Firmen neue Geschäftsgesellschaf-

                                                           
302 Siehe Siemens-Archiv 2002a und Siemens-Archiv 2002b. 

Diesen Quellen wurden alle Angaben zur Unterneh-
mensgeschichte entnommen. 

ten, etwa die Bosch-Siemens Hausgeräte GmbH 
oder die Siemens-Nixdorf Informationssysteme 
AG (übergegangen in die Fujitsu Siemens Com-
puters AG). Daher gibt es neben der Siemens 
AG in Deutschland noch mehrere Unternehmen 
mit eigener Rechtsform, beispielsweise die Sie-
mens Building Technologies AG, Siemens VDO 
Automotive AG und die Osram GmbH, die aber 
insgesamt zu „Siemens Deutschland“ zählen. 

Das Gesamtunternehmen Siemens versteht sich 
heute als „Global Network of Innovation“, mit 
rund 430.000 Mitarbeitern in über 190 Ländern. 
Im Geschäftsjahr 2004 setzte Siemens weltweit 
rund 75 Milliarden Euro um, davon 17 Milliar-
den in Deutschland, und erwirtschaftete zirka 3 
Milliarden Euro Gewinn.303 In Deutschland wa-
ren in diesem Jahr 164.000 Mitarbeiter bei Sie-
mens beschäftigt. Rund ein Drittel aller Beschäf-
tigten weltweit hat ein Hochschulstudium absol-
viert, davon wiederum zu über 70 % im Bereich 
Ingenieurwesen, Informationstechnologie oder 
Naturwissenschaften. Für die Aus- und Weiter-
bildung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
sind in diesem Zeitraum etwa 400 Millionen Euro 
ausgegeben worden. Die rund 30 unternehmens-
eigenen Ausbildungsgänge und Studienprogram-
me wurden von etwa 11.000 Personen besucht. 

aáÉ=_ÉÇÉìíìåÖ=ÇÉê=píìÇáÉåêÉÑçêã=ÑΩê=
páÉãÉåë=

Nach eigener Darstellung betreffen die bildungs-
politischen Entscheidungen in Deutschland das 
Unternehmen sehr deutlich, und so beteiligt sich 
Siemens sowohl an der Diskussion um die Hoch-
schulausbildung in Deutschland als auch an der 
Weiterentwicklung von Studiengängen. 

Siemens begrüßt die Umstellung auf das zwei-
stufige Studiensystem mit einem ersten berufs-
befähigenden Bachelorstudium und dem direkt 
anschließenden oder später ansetzenden weiter-
führenden Masterstudium: „Siemens befürwor-
tet diese Pläne, denn die Harmonisierung der Bil-
dungssysteme fördert die grenzüberschreitende 
Mobilität der Studierenden und hilft ihnen, sich 
                                                           
303 Siehe http://www.siemens.de, „Kennzahlen“ (09.02.05). 

Dieser Quelle wurden auch die Beschäftigungsdaten 
entnommen. 
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auf die Chancen und Herausforderungen der 
Globalisierung vorzubereiten.“304 Daher gehört 
das Unternehmen zu den knapp 40 deutschen 
Unternehmen, deren Vertreter im Juni bezie-
hungsweise bis August 2004 die „Bachelor wel-
come!“-Erklärung unterzeichnet haben (siehe S. 
86 im vorliegenden Bericht). 

Mit der Veränderung des Studiensystems ist Sie-
mens als internationales Großunternehmen vor 
allem in zweierlei Hinsicht befasst: Zum einen 
greift nun die Angleichung des deutschen Stu-
diensystems an die international üblichen Stu-
dien- und Abschlussstrukturen, und zum ande-
ren liegt der Schwerpunkt der neuen Bachelor- 
und Masterstudiengänge in Deutschland zumin-
dest bislang auf dem Gebiet der Ingenieurwis-
senschaften, also auf jenem Feld, aus dem Sie-
mens hauptsächlich seine Hochschulabsolven-
ten rekrutiert. 

łråÇ=Ç~ë=áëí=ÉëI=ï~ë=~å=ÇÉå=råáîÉêëáí®íÉå=
òì=ïÉåáÖ=îÉêãáííÉäí=ïáêÇW=ï~ë=ÜáåíÉêÜÉê=
ïáêâäáÅÜ=ò®ÜäíK“=

Dr. Frank Stefan Becker leitet den Bereich Bil-
dungspolitik bei Siemens und ist intensiv mit 
Fragen der Hochschulausbildung und des Hoch-
schulsystems befasst. Das, was aus seiner Sicht 
mit der Studienreform verbunden ist, zuvorderst 
in Bezug auf Siemens, aber auch in der allgemei-
nen Betrachtung, hat er in Gesprächen und Vor-
trägen geschildert sowie in Publikationen darge-
legt.305 Seine Ausführungen werden in den fol-
genden Abschnitten vorgestellt. 

Zunächst zur Personalsituation bei Siemens in 
Deutschland: Derzeit sind rund 30 % aller neu 
eingestellten Mitarbeiter Akademiker, davon 
wiederum kommen zirka 50 % direkt von der 
Hochschule und 50 % aus einer beruflichen Tä-
tigkeit heraus zu Siemens. Der größte Anteil der 
eingestellten Hochschulabsolventen hat einen 
Abschluss im Bereich Elektrotechnik. Vor diesem 
                                                           
304 Siehe http://www.siemens.de, „Bildung und Wissen-

schaft“, Abschnitt „Schwerpunkt Hochschule“ (09.02.05). 
305 Siehe Becker 2004a und Becker 2004b. Der Vortrag, auf 

den hier Bezug genommen wird, wurde nicht als Do-
kument veröffentlicht (Becker 2005). Die persönlichen 
Gespräche mit Herrn Dr. Becker wurden am 11. Februar, 
3. März und 9. März 2005 geführt. 

Hintergrund, so der Unternehmensvertreter, lie-
ge das spannende Moment der neuen Studien-
strukturen darin, dass es nun den Studierenden 
möglich sei, ein berufsqualifizierendes Studium 
in kürzerer Zeit als zuvor abzuschließen. Somit 
bilde sich durch die Einführung der Bachelor-
studiengänge an deutschen Hochschulen ein Pro-
fil von jüngeren, qualifizierten Absolventen mit 
der Option auf Weiterbildung im Unternehmen, 
was sehr gut auf die Erfordernisse bei Siemens 
eingehe. 

^åÑçêÇÉêìåÖÉå=~å=_~ÅÜÉäçê=ìåÇ=j~ëíÉê=

Denn, um an das eben Gesagte anzuknüpfen, in 
den vergangenen Jahren hätten sich Aufgaben-
felder verändert und die Funktionen, die ein 
Mitarbeiter erfüllen muss, verbreitert. Insbeson-
dere sei dabei an die Schnittstellenfunktionen zu 
denken – Schnittstellen etwa zwischen den Pro-
duktentwicklern einerseits und den Kunden an-
dererseits, aber auch in der internen Kommuni-
kation. Der Bedarf an Mitarbeitern, die diese 
Funktionen zu erfüllen in der Lage sind, sei 
enorm gestiegen, während der Umfang der klas-
sischen Ingenieurtätigkeiten in etwa gleich ge-
blieben sei. Somit bestünden an Hochschulab-
solventen mit einem Abschluss im naturwissen-
schaftlich-technischen Bereich heute ganz neue 
Anforderungen. 

Befürchtungen, in einem kürzeren Studium sei 
es prinzipiell nicht möglich, die Studierenden 
ausreichend zu qualifizieren, teilt der Unterneh-
mensvertreter nicht. Im Bachelorstudium, so sei-
ne Ansicht, könnten durchaus in begrenzter Zeit 
sowohl fachwissenschaftliche als auch fachüber-
greifende und praktische Kenntnisse vermittelt 
werden: „Auch die straffe Struktur und die kur-
ze Dauer dürften in den Augen derjenigen Stu-
denten ein Vorzug sein, die sich zwar aufgrund 
ihrer vielseitigen Begabung für Technik interes-
sieren, für die aber ein ausschließlich technisch 
ausgerichtetes, verhältnismäßig langes Studium 
nicht in Betracht kommt.“306 

                                                           
306 Becker 2004a, S. 42. 
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báåëíáÉÖëJ=ìåÇ=^ìÑëíáÉÖëã∏ÖäáÅÜâÉáíÉå=
ÑΩê=_~ÅÜÉäçê~ÄëçäîÉåíÉå=

Grundsätzlich gilt für die Ausschreibung von 
offenen Stellen bei Siemens, dass die zukünftige 
Funktion und das Sachgebiet im Unternehmen 
die relevanten Kriterien sind, nicht der Hoch-
schulabschluss der Bewerber. 

Der Abschluss spiele zwar, so Herr Dr. Becker, 
eine gewisse Rolle für die Gehaltseinstufung 
neuer Mitarbeiter, denn Bachelorabsolventen stie-
gen üblicherweise in Gebieten ein, in denen ver-
gleichsweise wenig Fachkompetenz erforderlich 
sei. Dennoch sei der Gehaltsunterschied im Ver-
gleich zu Diplom- und Masterabsolventen nicht 
sehr groß. Bei Siemens ist es die Regel, dass neue 
Mitarbeiter zu Beginn in eine der hausinternen 
Tarifstufen eingeordnet werden. Dazu zählen 
unter anderem die bayerischen Tarifstufen T5 
(Fachhochschulabsolventen), T6 (Universitätsab-
solventen) und T7 (Promovierte), wobei zwischen 
zwei benachbarten Stufen jeweils ein Gehaltsun-
terschied von etwa 10 % besteht. Bachelorabsol-
venten werden zukünftig vermutlich in die Stufe 
T5 eingeordnet, Masterabsolventen in T6, jeweils 
unabhängig von der Hochschulart. 

Das anfängliche geringere Gehalt des Bachelor-
absolventen, darauf weist der Unternehmens-
vertreter ausdrücklich hin, könne aber zum ei-
nen dadurch ausgeglichen werden, dass der be-
treffende Bachelor früher einsteige und somit 
insgesamt über längere Zeit Gehalt beziehe als 
ein Diplom- oder Masterabsolvent. Zum anderen 
sei dem Bachelor der Aufstieg in andere Positio-
nen und damit in andere Gehaltsbereiche unter 
den für alle Mitarbeiter geltenden Aufstiegsbe-
dingungen möglich. Diese Offenheit spiele in 
der Personalstrategie bei Siemens allgemein eine 
ganz wichtige Rolle. So liege etwa der Anteil der 
Mitarbeiter ohne Hochschulausbildung, auch in 
den Führungsebenen, über alle Tätigkeitsberei-
che und Funktionsebenen des Unternehmens hin-
weg bei rund 30 %: „Das System ist transparent, 
man kann also selbst ohne eine Hochschulaus-
bildung ziemlich weit hochkommen.“ Der Ba-
chelor als erster akademischer Abschluss sei 
demnach für den weiteren Karriereverlauf kein 
formales Hindernis. Bei Siemens gebe es keine 

Rangstufen, die ausschließlich mit einem Univer-
sitätsdiplom oder dem Master erreicht werden 
könnten, wie das etwa in US-amerikanischen Un-
ternehmen üblich ist. In der Debatte um die er-
forderliche formale Bildung, so Herr Dr. Becker, 
werde häufig unterschätzt, wie wertvoll die Zeit 
sei, die jemand im Unternehmen verbringe, da 
er dort bereits Vieles lerne, was Neueinsteiger 
mit einem höheren Bildungsabschluss später 
mühsam nachholen müssten. 

kÉìÉ=mÉêëéÉâíáîÉå=ÇìêÅÜ=Ç~ë=ïÉáíÉêÑΩÜêÉåÇÉ=
j~ëíÉêëíìÇáìã=

Angesichts der anhaltenden Entwicklung zu län-
geren Lebensarbeitszeiten und gleichzeitig sich 
immer schneller verändernder Techniken wer-
den die Unternehmen nach Einschätzung von 
Herrn Dr. Becker mehr als zuvor auf die lang-
fristige Weiterbildung ihrer Mitarbeiter bedacht 
sein. Der Erhalt von Wissen sei die zukünftig 
bedeutendste Form der sozialen Absicherung. 
Hier müssten die Unternehmen ansetzen und 
neue Modelle entwickeln; die neuen weiterfüh-
renden Masterstudiengänge seien dabei ein in-
teressanter Baustein. Je mehr Bachelorabsolven-
ten in die Unternehmen kämen, desto mehr wer-
de die Nachfrage nach Weiterbildungsmöglich-
keiten im Beruf steigen. Für Siemens sei das, wie 
für andere Großunternehmen auch, kein Anlass 
zur Besorgnis. „Das wird kommen, und da kann 
man auch Lösungen finden. Wenn ich sehe, was 
wir für komplexe Projekte mit unglaublichen 
Imponderabilien bewältigen, zum Beispiel im 
internationalen Großanlagenbau, was da unsere 
Mitarbeiter leisten müssen, da kann man mir 
nicht erzählen, dass es nicht möglich sein soll, 
in der Personalpolitik auf die oben skizzierten 
Änderungen zu reagieren.“ 

fëí=ÇáÉ=pâÉéëáë=ÇÉê=^êÄÉáíÖÉÄÉê=ÄÉêÉÅÜíáÖí\=

Die bei Arbeitgebern in welchem Maß auch im-
mer bestehende Skepsis gegenüber den neuen 
Studiengängen und ihren Absolventen sei in ge-
wisser Weise verständlich, allerdings nicht un-
bedingt fachlich, sondern eher gesellschaftlich 
begründbar. In Zeiten wirtschaftlicher Stagnati-
on werde Neuerungen generell skeptisch begeg-
net und nach dem Prinzip vorgegangen: Man 
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nimmt, was man kennt, in diesem Fall das deut-
sche Hochschuldiplom, und beruft sich auf die 
jahrelangen guten Erfahrungen damit. „Und in 
dieser Phase liegt natürlich die Aufmerksamkeit 
der Personalverantwortlichen nicht auf der Frage: 
‚Wie stellen wir jetzt neue Mitarbeiter mit einem 
unbekannten Abschluss ein?‘“ Bislang habe es zu-
dem so wenige Absolventen mit einem deutschen 
Bachelor oder Master gegeben, dass dies für die 
Arbeitgeber keine vordringliche Frage war. 

Auch bei Siemens hat die Umstellung auf das 
gestufte Studium erst dann an Bedeutung ge-
wonnen, als gewiss wurde, dass die neuen Ab-
schlüsse zukünftig an deutschen Hochschulen 
die Regel sein würden, also etwa zur Zeit der 
Berlinkonferenz im Herbst 2003. Und die Be-
deutung des Themas Studienstrukturreform, so 
Herr Dr. Becker, werde weiter zunehmen, zum 
einen, weil hoffentlich insgesamt bei Siemens 
wieder mehr Mitarbeiter eingestellt würden, und 
zum anderen, weil einfach der Anteil der Ab-
solventen mit einem Bachelor- oder Mastergrad 
stetig steige. Als Trend über die vergangenen 
Jahre, der sich sicher fortsetze, sei außerdem zu 
beobachten, dass ein immer höherwertiger Bil-
dungsabschluss gefragt sei. So nehme bei Siemens 
der Anteil der Mitarbeiter mit geringem Ausbil-
dungsgrad beständig ab, derjenige der Mitarbei-
ter mit Hochschulabschluss steige hingegen seit 
Jahrzehnten, und zwar hinsichtlich beider Hoch-
schularten in Deutschland. (Im Geschäftsjahr 2004 
waren rund 60 % der eingestellten Akademiker 
Universitätsabsolventen, 40 % Fachhochschulab-
solventen.) 

bêï~êíìåÖÉå=~å=Ç~ë=_~ÅÜÉäçêëíìÇáìã=

Nach dem Idealbild eines Bachelorabsolventen 
befragt, sagte Herr Dr. Becker, im Vergleich zum 
traditionellen Universitätsstudium in Deutsch-
land sei das Bachelorstudium auch an einer Uni-
versität stärker anwendungsorientiert, und im 
Vergleich zum angelsächsischen System sei die 
Bachelorarbeit ein wichtiger Teil des Studiums; 
hier könne das theoretische Wissen bereits nach 
relativ kurzer Zeit in einem eigenen kleinen Pro-
jekt angewandt werden. 

Im ingenieurwissenschaftlichen Bachelorstudium, 
das für Siemens besonders relevant ist, sollten 

nach der Idealvorstellung zu ungefähr je 30 % 
technische und mathematisch-naturwissenschaft-
liche Grundlagen vermittelt werden, zu etwa 15 % 
übergreifende Qualifikationen und zu rund 25 % 
„anwendungsbezogenes Basiswissen und inge-
nieurmäßige Problemlösungsmethodik“.307 Was 
die übergreifenden Qualifikationen betreffe, so 
sollten die Hochschulen laut Herrn Dr. Becker 
zusätzliche Lehrveranstaltungen anbieten, in de-
nen zum Beispiel betriebswirtschaftliche Kennt-
nisse vermittelt werden, und darüber hinaus den 
Studierenden die Möglichkeit bieten, in Projek-
ten erste Anwendungserfahrungen zu sammeln. 
Wünschenswert sei darüber hinaus, dass ver-
schiedene Fähigkeiten im Bereich Arbeitstechni-
ken und Kommunikation gefördert werden; das 
müsse nicht immer ein eigens entworfener Kurs 
sein, sondern könne im Studienverlauf geübt 
werden, etwa dadurch, dass ein Referat auf Eng-
lisch gehalten werde, oder dass Studierende auch 
einmal einen Vortrag vor Studierenden einer an-
deren Fachrichtung hielten. „Und wenn die Leu-
te wissen, das ist wichtig, dann haben sie auch 
ihren Spaß dran. Und das ist das, was an den 
Universitäten zu wenig vermittelt wird: was hin-
terher denn wirklich zählt.“ 

dìíÉ=dêΩåÇÉ=ÑΩê=ÇáÉ=píìÇáÉåêÉÑçêã=

Insgesamt sei die Umstellung auf ein gestuftes 
Studiensystem sehr zu begrüßen: „Wir halten 
insgesamt diese Reform für sinnvoll; diese Struk-
tur halten wir für sinnvoll, dieses Modulare.“ 

Am traditionellen deutschen Studiensystem ge-
be es vor allem zwei Punkte zu kritisieren: Ers-
tens sei die Theoriephase im einstufigen Univer-
sitätsstudium sehr lang (Herr Dr. Becker zitierte 
hier den Begriff „Motivationstöter Grundstudi-
um“), und zweitens gebe es an Hochschulen in 
Deutschland bisher zu wenig Einstiegs- und Um-
stiegsmöglichkeiten. Das betreffe sowohl aus-
ländische Studierende, die für ein Studium nach 
Deutschland kommen, als auch Studierende 
deutscher Hochschulen, die eine Zeitlang im 

                                                           
307 Damit verweist Herr Dr. Becker auf die Darstellung im 

Dokument „Anforderungen an die Berufsfähigkeit von 
Bachelor- und Masterabsolventen der Ingenieurstudien-
gänge aus Sicht der Elektrotechnik- und Elektronikin-
dustrie“, ZVEI 2004a, S. 16. 
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Ausland studieren möchten, und nicht zuletzt 
auch die Fachhochschüler in Deutschland, die 
ja innerhalb des traditionellen Systems auf ihre 
Hochschulart festgelegt seien. 

Die genannten Mängel sind der Ansicht des Un-
ternehmensvertreters nach mit einer Studien-
strukturreform, die auch eine Reform der Lehre 
und des Lernens bedeute, zu beheben. 

hêáíáâ=~ã=íê~ÇáíáçåÉääÉå=råáîÉêëáí®íëëíìÇáìã=

Das traditionelle Universitätsstudium ist laut 
Herrn Dr. Becker im Grundstudium zu theorie-
lastig und wird damit dem Bedarf der meisten 
Studierenden nicht gerecht. Bei zwei Millionen 
Studierenden sei die Vorstellung eines theore-
tisch ausgerichteten Studiums, bei dem über 
Jahre ohne Anwendungsbezug studiert werde, 
für den Großteil der Studierenden kaum mehr 
angemessen. Außerdem sei gerade das bisherige 
Grundstudium „ein Survival of the Fittest, eine 
Art Hindernislauf, wo die zur Strecke gebracht 
werden, von denen man meint, sie seien für das 
Studium insgesamt nicht geeignet“. Von ameri-
kanischen Professoren, so berichtete Herr Dr. 
Becker, höre er immer wieder, sie fänden dieses 
Prinzip extrem unsozial, und das sei es auch: die 
Schulabsolventen unvorbereitet und ungeprüft 
in ein Studium zu lassen und ihnen dort „Le-
benszeit zu stehlen“. Diese Situation wirke auf 
Studieninteressierte abschreckend und sei damit 
höchst problematisch. 

In Zukunft, so prognostizierte Herr Dr. Becker, 
werden Hochschulen viel mehr das Recht haben, 
ihre Studierenden auszuwählen. Sie haben es 
also insofern leichter, als sie unter Interessierten 
selbst eine fachliche Auswahl treffen können. 
Anderseits müssten sie aber auch mehr Verant-
wortung für den erfolgreichen Verlauf eines Stu-
diums und damit für die Person des Studieren-
den übernehmen. Studienganganbieter könnten 
hohe Anteile nicht bestandener Prüfungen oder 
hohe Abbrecherraten im Studium nicht darauf 
schieben, dass die Studierenden unfähig seien – 
schließlich hätten sie die ja selbst ausgesucht. 
„Die Verantwortung für das Ergebnis wird grö-
ßer sein“. Das Studium werde verschulter wer-
den, was aber für die meisten Studierenden eine 

deutliche Hilfe bedeute und langfristig zu er-
heblichen Senkungen der bislang erschreckend 
hohen Studienabbruchraten führen könne. So 
gelte zukünftig das Prinzip: Beim Zugang zum 
Studium wird ausgewählt, aber diejenigen, die 
dann studieren, führen ihr Studium mit mehr 
Motivation und mit mehr Interesse seitens der 
Lehrenden, also insgesamt erfolgreicher durch. 

Von den Hochschullehrenden müsse man ver-
langen können, dass sie sich – Stichwort: Orien-
tierung am Ergebnis – überlegen, in welchen Be-
reichen die Absolventen später arbeiten könnten, 
was am Arbeitsmarkt benötigt wird, und wie 
man praxisrelevantes Wissen in die Lehre ein-
bringen kann. Von der Hochschulleitung sei 
dementsprechend zu erwarten, dass sie sich ver-
stärkt um ihre Absolventen kümmere, Verbleibs-
studien betreibe und sich von den eigenen Ab-
solventen ein Feedback zum Studium geben las-
se. 

^ìëä®åÇáëÅÜÉ=píìÇáÉêÉåÇÉ=~å=ÇÉìíëÅÜÉå=
eçÅÜëÅÜìäÉå=

Siemens, so Herr Dr. Becker, setze sich sehr da-
für ein, dass Studierende aus anderen Ländern 
zum Masterstudium an eine deutsche Hochschu-
le kommen. Im System der traditionellen Diplom-
studiengänge sei die Förderung eines Studien-
aufenthaltes für ein Unternehmen wie Siemens 
aufgrund der mehrjährigen finanziellen Ver-
pflichtung wenig attraktiv gewesen. Zudem ha-
be es in einigen Herkunftsländern keine ausrei-
chende Grundausbildung gegeben, so dass die 
Studierenden an der deutschen Hochschule prak-
tisch neu beginnen mussten. Heute sei das an-
ders: Die Studierenden absolvieren an ihrer Hei-
mathochschule ein qualifiziertes kurzes Erststu-
dium und suchen sich dann gezielt die neue 
Masterstufe an einer deutschen Hochschule aus. 

Die Industrie sei nun einmal daran interessiert, 
dass Studierende aus wirtschaftlich viel verspre-
chenden Ländern kommen, die dann nach dem 
Masterabschluss ihre Kenntnisse auf hohen Ni-
veau mit in ihr Land nehmen, dabei aber den 
Kontakt zu deutschen Unternehmen halten. „Aus 
Ländern wie Korea oder Japan, wirtschaftlich 
ganz wichtigen Ländern, da haben wir viele Stu-
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denten – aber die studieren Musik. (…) Und aus 
den USA zum Beispiel haben wir sehr wenige 
Studierende, weil unser System halt auf deren 
System nicht passt.“ Die bessere internationale 
Anschlussfähigkeit des neuen gestuften Studi-
ums sei somit ein wichtiger Punkt für das Unter-
nehmen. 

píìÇáÉêÉåÇÉ=ÇÉìíëÅÜÉê=eçÅÜëÅÜìäÉå=áã=^ìëä~åÇ=

Aber auch für Studierende aus Deutschland sei 
es im neuen System einfacher, ihre Studienleis-
tungen, die sie in einem Auslandsstudium er-
bringen, an ihrer deutschen Hochschule aner-
kennen zu lassen; dazu habe das European Credit 
Transfer System (ECTS) wesentlich beigetragen. 
Die Auslandserfahrung sei für die Einstellung 
eines Bewerbers ein beachtenswertes Kriterium, 
zum einen aufgrund der verbesserten Sprach-
kenntnisse des Absolventen (dieses Interesse be-
schränke sich aber fast immer auf Englisch als 
globale Wirtschaftssprache), und zum anderen 
deshalb, weil jemand, der eine gewisse Zeit im 
Ausland verbracht hat, „auf jeden Fall gelernt 
hat, andere Fragen zu stellen, an Dinge anders 
heranzugehen“. 

eçÑÑåìåÖÉå=~å=ÇáÉ=píìÇáÉåëíêìâíìêêÉÑçêã=

Auf die Frage, ob die internationale Kompatibi-
lität der Abschlüsse, die ja im Ursprung der Stu-
dienstrukturreform der zentrale Beweggrund 
war, für Siemens als internationales Unterneh-
men ebenfalls der wichtigste Punkt der Refor-
men sei, verneinte Herr Dr. Becker. Die interna-
tionale Anschlussfähigkeit sei nicht so bedeu-
tend, da Siemens in der Regel in einem bestimm-
ten Land für das jeweilige Land rekrutiere, also 
seltener über nationale Grenzen hinweg Bewer-
ber einstelle. 

Für Siemens ist jedoch die Kompatibilität der 
Abschlüsse innerhalb Deutschlands ein wichti-
ger Aspekt, die einander angeglichenen Studien-
strukturen der deutschen Hochschulen im neu-
en gestuften System. Die verbesserte nationale 
Vergleichbarkeit der Abschlüsse sei somit eine 
der Hoffnungen, die sich für ein Großunterneh-
men wie Siemens mit der Studienstrukturreform 
verbinde. 

Außerdem gehe es bei der Reform eben nicht 
nur um die Studienstrukturen, sondern auch um 
das Hochschulstudium selbst, vor allem im Be-
reich der Universitätsausbildung. Da habe Sie-
mens eine klare Aussage getroffen: „Wir halten 
das neue System für besser.“ Demzufolge be-
trachtete der Unternehmensvertreter die Mög-
lichkeit, nur teilweise auf Bachelor- und Mas-
terstudiengänge umzustellen und das deutsche 
Diplom beizubehalten, sehr skeptisch, da die 
Ressourcen für ein andersartiges, paralleles An-
gebot nicht vorhanden seien, so dass die Gefahr 
einer Umetikettierung bestünde. Es sei zwar ver-
ständlich, dass die Hochschullehrenden gerne 
das Diplomstudium beibehalten würden; in Zei-
ten knapper Ressourcen und gleichzeitig stei-
gender Studierendenzahlen sei eine so komplexe 
Umstellung wie die Studienstrukturreform si-
cher nicht einfach. Andererseits stehe diese Re-
form nun einmal an, und die erhofften Verbes-
serungen seien ein gewichtiges Argument. „Ich 
verstehe, dass Professoren am Diplom hängen – 
schließlich ist es ihr Produkt. Aber sie mögen 
bitte auch akzeptieren, dass ich nicht dran hän-
ge, weil ich es selber absolviert habe (Physik) 
und jetzt als Außenstehender sehe, wo da Ver-
besserungsbedarf ist.“ Was bei der Beurteilung 
eines Bewerbers vor allem zähle, sei ohnehin 
nicht der Titel an sich, sondern der Nachweis 
über eine Ausbildung an einer bestimmten Hoch-
schule, an einer bestimmten Fakultät. 

a~ë=_~ÅÜÉäçêëíìÇáìã=~å=c~ÅÜÜçÅÜëÅÜìäÉå=
ìåÇ=råáîÉêëáí®íÉå=

Was die zeitliche und inhaltliche Gestaltung des 
Bachelorstudiums betrifft, so spricht sich Herr 
Dr. Becker für unterschiedliche Regelstudien-
zeiten an Universitäten und Fachhochschulen 
aus. An den Fachhochschulen sollte das Bache-
lorstudium im Idealfall sechs Theoriesemester 
plus ein Praxissemester, also insgesamt sieben 
Semester umfassen. Dies entspreche dann in 
etwa einer traditionellen Fachhochschulausbil-
dung, wobei die dort übliche erste Praxisphase 
entfalle. Diese sei aber auch nicht so notwendig, 
da die Absolventen aufgrund des schnellen Stu-
dienabschlusses früher ins Unternehmen kä-
men. 
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Hingegen sei für die Universitäten ein dreijähri-
ges Bachelorstudium das bessere Modell, denn 
sie seien daran interessiert, ihr wissenschaftli-
ches Profil zu erhalten und Bachelorabsolventen 
nicht auf den Arbeitsmarkt zu entlassen, sondern 
sie (oder zumindest die Besten unter ihnen) für 
die Masterstudiengänge und letztlich für die 
wissenschaftliche Karriere an der Hochschule zu 
halten. Da die Gesamtlänge eines konsekutiven, 
also als Einheit konzipierten Studienganges ge-
setzlich auf zehn Semester begrenzt sei, bliebe 
bei einem längeren Bachelorstudium zu wenig 
Zeit für die Vertiefung im Masterstudium. 

Damit sei darüber hinaus klar, dass das zwei-
gliedrige Hochschulsystem mit Universitäten 
und Fachhochschulen als den beiden wesentli-
chen Hochschularten in Deutschland beibehal-
ten werden kann und soll. Die Fachhochschulen, 
so die Ausführungen weiter, könnten sich im 
neuen System auf die Ausbildung von Bachelor-
studierenden konzentrieren und würden dane-
ben einige Masterstudiengänge im Weiterbil-
dungsbereich anbieten. Die Universitäten hinge-
gen könnten sich mit der Qualifikation über bei-
de Studienstufen profilieren, vor allem mit den 
konsekutiven Studienprogrammen, die aus einem 
dreijährigen Bachelor- und einem zweijährigen 
Masterstudium bestünden, aber auch mit dem 
unverbundenen und hochschulübergreifend kom-
binierbaren Angebot beider Studiengangarten. 
Mithin wären beide Hochschularten in der La-
ge, ihre eigentlichen Profile im neuen System 
zu erhalten, mehr noch, sie zu schärfen. 

Die Angst vor dem Verschwimmen der Profile, 
die von Vertretern beider Hochschularten ge-
äußert wird (siehe dazu die Positionen der Hoch-
schulvertreter, S. 76ff.), hält der Unternehmens-
vertreter besonders im universitären Bereich für 
unbegründet. „Also, da wird der Hund zum Ja-
gen getragen. Dass die Universitäten von sich 
aus den Fachhochschulen ihr Terrain streitig 
machen: die Gefahr ist relativ gering.“ Eher sei 
mit Sorge zu beobachten, dass die Fachhochschu-
len verstärkt Masterstudiengänge anbieten. Für 
dieses Angebot gebe es zwei einleuchtende Ar-
gumente: Zum einen könnten in Masterstudien-
gängen (zumindest in den nicht konsekutiv ge-
bundenen Angeboten) Studiengebühren erhoben 

werden, zum anderen sei es für die Fachhoch-
schulvertreter verlockend, zur Universität auf-
zuschließen, was nicht zuletzt eine finanzielle 
Aufwertung bedeuten könnte. Da seien aber die 
Aussagen der Industrie ganz eindeutig: „Die 
Fachhochschulen haben sich bewährt, und sie 
sollen ihr Profil behalten. Masterstudiengänge 
sollten entsprechend der Nachfragesituation in 
der Wirtschaft entwickelt werden.“ 

a~ë=Çì~äÉ=píìÇáìã=

Jene Bachelorabsolventen, die zum Zeitpunkt der 
Gespräche mit Herrn Dr. Becker bereits bei Sie-
mens beschäftigt waren, stammten zum größten 
Teil aus den eigenen Studiengängen. Seit meh-
reren Jahren führt Siemens in Zusammenarbeit 
mit etwa zehn Fachhochschulen in Deutschland 
diese Form des Studiums durch, das von etwa 700 
Studierenden besucht wird. Überwiegend han-
delt es sich dabei um Bachelorstudiengänge. 

Für ein großes Unternehmen wie Siemens sei es 
überaus wichtig, mit den Hochschulen in Kon-
takt zu treten und sich, wenn möglich, an der 
Gestaltung der Studienangebote zu beteiligen. 
Bei Siemens gibt es unterschiedliche Formen der 
Anbindung; eine davon ist das duale Studium. 

Bei einem dualen Studium – auch: kooperatives 
Studium, berufsintegriertes Studium – handelt 
es sich um eine besondere Kombination aus aka-
demischer und beruflicher Ausbildung, bei der 
sich der Studierende dazu verpflichtet, in der stu-
dienfreien Zeit in einem Unternehmen zu arbei-
ten, welches ihm dafür eine finanzielle Gegen-
leistung zusichert.308 Dabei wird theoretisch zwi-
schen zwei Formen des dualen Studiums unter-
schieden: a) In ausbildungsintegrierten Studien-
gängen absolviert der Studierende während des 
Hochschulstudiums eine Ausbildung im Unter-
nehmen, ist also gleichzeitig Auszubildender und 
Studierender. b) In berufsintegrierenden Studien-
gängen wird hingegen eine abgeschlossene Be-
rufsausbildung des Studierenden vorausgesetzt; 
                                                           
308 Die Angaben in diesem und dem folgenden Abschnitt 

entstammen der Website http://www.duales-studium.de 
(15.04.05), wo wiederum aus Beiträgen in den Zeitschrif-
ten „Hochschulanzeiger“ und „Focus“ zitiert wird, sowie 
einem unveröffentlichten Manuskript der Siemens AG 
mit dem Titel „Master of Engineering. Ein neuer Studien-
gang mit integrierter Ausbildung an unserem Standort“. 
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dieser arbeitet dann als Praktikant oder Ange-
stellter im Unternehmen. Beide Formen des dua-
len Studiums können in der Praxis aber auch zu 
einem Modell kombiniert werden. 

Duale Studiengänge werden an etwa 30 Hoch-
schulen in Deutschland angeboten, zu zwei Drit-
teln von staatlichen und privaten Fachhochschu-
len sowie zu einem Drittel von Berufsakademien 
oder sonstigen Einrichtungen. Bei den rund 100 
dualen Studiengängen, die an mehr als 50 Aus-
bildungsstandorten angeboten werden, handelt 
es sich im Wesentlichen um Ausbildungen in den 
Bereichen Ingenieurwesen, Betriebswirtschaft 
und Informatik. 

Siemens beteiligt sich an dieser Form der Hoch-
schulausbildung mit derzeit rund zehn Studien-
gängen, die in Kooperation mit Fachhochschulen 
in Berlin, Essen, Gelsenkirchen, Ingolstadt, Mün-
chen und Paderborn angeboten werden, verteilt 
auf zahlreiche Ausbildungsstandorte. Insgesamt 
sind rund 700 Studierende, dem oben erläuterten 
Prinzip des dualen Studiums entsprechend, wäh-
rend ihres Studiums bereits bei Siemens ange-
stellt oder erhalten ein Siemens-Stipendium. 

Ferdinand Walbaum ist Manager der Gewerblich-
Technischen Berufsbildung der Siemens AG in 
Mülheim an der Ruhr. Dort ist der Bereich „Sie-
mens Power Generation“ angesiedelt, also die 
Unternehmenssparte, die mit der Konstruktion 
von Kraftwerken und der Fertigung von Kraft-
werkelementen wie Dampfturbinen und Gene-
ratoren befasst ist. Herr Walbaum ist seit rund 30 
Jahren bei Siemens beschäftigt und ebenso lange 
im Bereich der Aus- und Weiterbildung tätig. 
Für die vorliegende Studie hat Herr Walbaum 
zur dualen Ingenieurausbildung am Standort 
Mülheim an der Ruhr sowie zur Umstellung auf 
das gestufte Studium Auskunft gegeben.309 

łtáê=ã~ÅÜÉå=ÇçÅÜ=àÉÇÉå=q~Ö=ï~ë=kÉìÉë>“=

aáÉ=âççéÉê~íáîÉ=fåÖÉåáÉìê~ìëÄáäÇìåÖ=

Der Bereich der Elektrotechnik und Elektronik 
spielt in der deutschen Wirtschaft eine wichtige 
                                                           
309 Der von Herrn Walbaum geleitete ausführliche Rund-

gang durch die Fertigungshallen in Mülheim mit per-
sönlichem Gespräch fand am 28. April 2005 statt. 

Rolle; im Jahr 2002 beispielsweise waren hier 
830.000 Personen beschäftigt, der Umsatz lag bei 
rund 150 Milliarden Euro, und von den Produk-
ten aus diesem Bereich hingen etwa 80 % des 
deutschen Exports ab.310 Allerdings unterliegt 
das Wirtschaftsfeld starken Schwankungen, auf 
die unter anderem mit der Nachfrage nach Hoch-
schulabsolventen reagiert wird. In der Folge 
schwanken auch die Studienanfängerzahlen in 
den Ingenieurwissenschaften der entsprechen-
den Fachrichtungen, was wiederum für Unter-
nehmen – die trotz der Varianz im Geschäftsfeld 
stetigen Bedarf an gut ausgebildeten Elektroin-
genieuren haben – eine erhebliche Unsicherheit 
bedeutet. Dies zeigt sich vor allem in ingenieur-
wissenschaftlichen Bereichen, die sehr speziell 
auf ein Anwendungsfeld bezogen sind, wie es 
beispielsweise bei dem Schwermaschinen- und 
Kraftwerkbau in Mülheim der Fall ist. Hier hat 
Siemens mit der kooperativen Ingenieurausbil-
dung angesetzt („kooperativ“ ist hier im oben 
beschriebenen Sinne von „dual“ zu verstehen). 

wìë~ããÉåïáêâÉå=îçå=qÜÉçêáÉ=ìåÇ=mê~ñáë=

Insbesondere für Bereiche, in denen sehr speziell 
ausgebildete Ingenieure benötigt werden, bestand 
in den 90er Jahren „dringender Handlungsbe-
darf“, wie Herr Walbaum schilderte. Dazu kam, 
dass Siemens, wie andere bedeutende Arbeitge-
ber auch, problematische Erfahrungen mit Hoch-
schulabsolventen gemacht hatte, die erst nach 
dem Studium in Kontakt mit dem Unternehmen 
traten. Die Bindung solcher Absolventen an das 
Unternehmen, so führte Herr Walbaum aus, sei 
nicht sehr stark; die Mitarbeit werde eher als 
eine zeitlich begrenzte Phase der ersten Berufs-
erfahrung verstanden – für die Absolventen mit 
dem Vorteil verbunden, dass das Renommee des 
Unternehmens dem weiteren Berufsweg dienlich 
ist, wo immer der verläuft. Diese hochqualifi-
zierten Absolventen verließen das Unternehmen 
oft bereits nach wenigen Jahren. 

Um dem vorzubeugen, setzt Siemens stark auf 
die Ausbildung im eigenen Haus, und dazu ge-
hört auch die kooperative Ingenieurausbildung 
bei Siemens Power Generation. Berührungs-
ängste oder skeptische Distanz zwischen Theorie 
                                                           
310 Vgl. Becker 2004a, S. 51. 
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und Praxis gibt es dabei Herrn Walbaum zufolge 
nicht, ganz im Gegenteil, denn die beiden be-
treffenden Ausbildungseinrichtungen seien bei 
so einer Kooperation aufeinander angewiesen. 
Dies habe die langjährige Erfahrung gezeigt: 
Auch vor der Einführung des kooperativen Stu-
diums war die praktische Ausbildung bei Sie-
mens, wie in jedem Lehrberuf üblich, an eine 
theoretische Ausbildung gekoppelt gewesen, näm-
lich den Besuch der Berufsschule. Dabei bestand 
laut Herrn Walbaum von jeher ein beiderseitiges 
Interesse an der Zusammenarbeit, und diese ha-
be sich immer als sinnvoll erwiesen. Für beide 
Parteien sei schließlich eine Kooperation von 
Vorteil. In Bezug auf die Zusammenarbeit zwi-
schen Siemens Power Generation und der Fach-
hochschule Gelsenkirchen bedeute dies konkret: 

• Siemens profitiert davon, dass den Studieren-
den an der Hochschule die theoretischen Grund-
lagen im Hauptfach und in ergänzenden Fä-
chern vermittelt werden (z.B. mathematische 
Lehre zu finiten Elementen im Hinblick auf 
eine Anwendung in der ingenieurwissenschaft-
lichen Konstruktion). Das Unternehmen selbst 

könnte dies im Rahmen der praktischen Aus-
bildung nicht leisten. 

• Die Fachhochschule profitiert von der Anbin-
dung an ein Großunternehmen, das die Infra-
struktur für die praktische Ausbildung in Form 
von Räumlichkeiten, Material und Know-how 
bereitstellt. So können Untersuchungen, Expe-
rimente und Testläufe im Zuge von studien-
begleitenden Projekten und Abschlussarbeiten 
durchgeführt werden. 

Die Studiengestaltung erfolgt stets in Abstim-
mung der beiden Partner. So entscheiden Sie-
mensvertreter und Professoren der Fachhoch-
schule gemeinsam darüber, welche inhaltlichen 
Anteile in welcher Gewichtung im Studienplan 
vertreten sein sollten, oder beispielsweise auch, 
welche Partnerhochschule für den internationa-
len Studierendenaustausch in Frage kommt. 

Ursprünglich gab es als gemeinsames Angebot 
von Siemens Power Generation am Standort 
Mülheim und der Fachhochschule Gelsenkirchen 
drei Studiengänge mit integrierter Berufsausbil-
dung (siehe Tabelle 15). 
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Aus den oben genannten Studiengängen 2 und 
3, also den beiden Fachhochschulstudiengängen, 
ist im Zuge der Umstellung auf das zweistufige 
Studiensystem ein neues Programm entstanden, 
das sowohl eine Berufsausbildung als auch die 
zwei Stufen Bachelor- und Masterstudium um-
fasst (siehe Tabelle 16). In den ersten vier Se-
mestern des vierjährigen Bachelorstudiums steht 
neben der Vermittlung von Grundlagenwissen 
vor allem die berufliche Ausbildung auf dem 
Plan, wohingegen der Schwerpunkt während der 

folgenden vier Semester auf der wissenschaftli-
chen Ausbildung liegt. Im Masterstudium kon-
zentrieren sich die Studierenden auf jenen spe-
ziellen Bereich, der für die spätere Tätigkeit bei 
Siemens Power Generation von Bedeutung ist.311 

                                                           
311 Auch Studierende der Fachhochschule Gelsenkirchen, 

die nicht speziell das kooperative Studienprogramm, 
aber ein Ingenieurstudium mit Schwerpunkt Turboma-
schinen besuchen, können ihren Praxisteil bei Siemens 
absolvieren. 
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Die durch das Masterstudium insgesamt neue 
kooperative Ausbildung wird in dieser Form 
erstmals zum Wintersemester 2005/2006 ange-
boten. Pro Jahr werden rund 15 Studienanfänger 
aufgenommen; diese Zahl ist auf den Bedarf von 
Siemens Power Generation in Mülheim abge-
stimmt. Die Gruppe der Studienanfänger setzt 
sich aus rund zehn Schulabgängern und etwa 
fünf Siemens-Mitarbeitern zusammen. Diese ge-
hen an den drei studienfreien Tagen in der ers-
ten Studienphase ihrer üblichen Arbeit nach, sind 
aber an den beiden Studientagen davon freige-
stellt, und zwar ohne Gehaltseinbußen. 

In der vorlesungsfreien Zeit besuchen die Studie-
renden Seminare, in denen verschiedene Zusatz-

qualifikationen vermittelt werden, etwa in den 
Bereichen „Rhetorik und Präsentation“ oder „Kun-
den- und Dienstleistungsorientierung“. Die Teil-
nahme an diesen in der Regel fünftägigen Semi-
naren ist für alle Studierenden in der kooperati-
ven Ingenieurausbildung verpflichtend. Die Teil-
nahmepflicht gilt im Übrigen für alle Studien-
angebote, d.h. sowohl für Lehrveranstaltungen 
an der Hochschule als auch für externe Weiter-
bildungsangebote. 

Sämtliche Studienveranstaltungen, auch die Se-
minare in der vorlesungsfreien Zeit, werden mit 
Lernzielkontrollen abgeschlossen. Die Ergebnis-
se dieser studienbegleitenden Prüfungen gehen 
in das Gesamtergebnis ein, welches wiederum 
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ein Kriterium für den Übergang in die jeweils 
nächste Studienstufe ist. 

Herr Walbaum hat bewirkt, dass die Ausbildung 
bei Siemens in Mülheim bereits Ende der 90er 
Jahre um eine internationale Komponente berei-
chert wurde: In jedem Ausbildungsgang, sei es 
das kooperative Studium oder die Berufsausbil-
dung, verbringen die Auszubildenden ihre Pra-
xisphase im Ausland und bearbeiten am jewei-
ligen Standort gemeinsam mit ihren Kollegen ein 
praktisches Projekt. Im neuen Studiensystem, so 
Herr Walbaum, können die im Ausland erbrach-
ten Studienleistungen unkompliziert in Deutsch-
land anerkannt werden: „Das war früher im Di-
plomstudiengang komplizierter. Heute ist es viel 
einfacher durch die Vergabe von Credits für Stu-
dienleistungen.“ 

Insgesamt bewertet der Ausbildungsleiter die 
Umstellung auf das zweistufige Studiensystem 
rundum positiv. Nun gebe es für das Unterneh-
men nicht mehr nur eine Art der Hochschulqua-
lifikation, sondern zwei Qualifikationsstufen: 
„Heute gibt es also praktisch das Diplomstudi-
um plus zwei zusätzliche Semester mit speziel-
ler Ausbildung.“ Herr Walbaum bestätigt dann 
auch, was im Zitat bereits anklingt: Der Master 
ist im Hinblick auf den späteren Einsatz der Ab-
solventen bei Siemens Power Generation das ei-
gentliche Ausbildungsziel. Nur mit einer inten-
siven und spezialisierten Ausbildung wie dem 
Masterstudium seien die hohen Anforderungen 
zu bewältigen, welche die Arbeit im Kraftwerk-
bau an die Ingenieure stelle.312 

Das bedeute aber nicht, um der kritischen Frage 
nach dem Wert der Bachelorausbildung zu be-
gegnen, dass ein Bachelor nicht erwünscht sei, 
ganz im Gegenteil: „Wir brauchen den Master, 
aber wir brauchen doch auch den Bachelor! Es 
muss schließlich Absolventen geben, die auf der 
Ebene zwischen den Mitarbeitern mit einer Be-
rufsausbildung und den ganz speziell qualifizier-
ten Mitarbeitern tätig sind. – Aufgaben gibt es ge-
                                                           
312 Herr Walbaum hat ein praktisches Beispiel für diese 

Anforderungen gegeben: Im Turbinenbau müssen Ein-
zelteile mit einer Genauigkeit von 1/100 mm in mehre-
re Kubikmeter große Bauelemente eingepasst werden, 
d.h. hier bedarf es größter Sorgfalt in der Konstruktion 
und Fertigung. Die Bauteile sind zudem sehr teuer – je-
der Fehler würde das Unternehmen viel Geld kosten. 

nug.“ Sollte sich jemand mit einem Bachelorab-
schluss bewerben, so Herr Walbaum, müsse man 
eben darauf schauen, welche Fächer der Bewerber 
belegt habe und welche Leistungen er dort er-
bracht habe. Das sei aber kein wesentlich anderes 
Vorgehen als vorher. Stets sei der Werdegang des 
Absolventen ausschlaggebend, nicht die Ab-
schlussnote oder die Abschlussbezeichnung allein. 

Natürlich müsse, im größeren Kontext gedacht, 
darauf geachtet werden, dass das Bachelorstu-
dium nicht mit einer Berufsausbildung gleichge-
setzt werde. Das bedeute auch: die Berufsausbil-
dungen dürften nicht so aufgewertet werden, 
dass der Bachelor demgegenüber kein eigenes 
akademisches Profil mehr habe. 

Die generellen Bedenken gegenüber der Studien-
strukturreformen teilt Herr Walbaum jedoch 
nicht. Es gebe nun einmal die Notwendigkeit, 
sich mit den Studienstrukturen im eigenen Land 
an die Gegebenheiten auf europäischer und da-
rüber hinausgehender Ebene anzupassen: „Wir 
haben Europa, wir müssen jetzt auf einen ge-
meinsamen Nenner kommen.“ Das sei für Sie-
mens als langjährig international arbeitendes 
Großunternehmen keine unüberwindliche Hür-
de: „Wir arbeiten global, das Denken ist global, 
das ist doch überhaupt kein Problem!“ 

Das gelte, so betonte Herr Walbaum, aber nicht 
nur für einen großen Konzern wie Siemens. 
Viele kleine und mittelständische Betriebe seien 
ebenfalls international angebunden und pflegten 
internationale Kooperationen. Man müsse nur 
bereit sein, sich rechtzeitig auf Neues einzustel-
len und neuen Modellen gegenüber aufgeschlos-
sen sein: „Ja, warum denn nicht? Wir machen 
doch jeden Tag was Neues.“ 

c~ääëíìÇáÉ=OW=o^d=

råíÉêåÉÜãÉåëÇ~íÉå=

Die RAG bezeichnet sich in ihrer Eigendarstel-
lung als „ein international tätiger Industriekon-
zern mit starken Wurzeln im Ruhrgebiet“.313 Im 
                                                           
313 Die Informationen in diesem Abschnitt sind der Kon-

zernpräsentation „Der RAG-Faktor“ (RAG o. J.), den 
Geschäftsberichten 2003 und 2004, den Belegschaftsbe-
richten 2003 und 2004 sowie den Internetseiten der RAG 
Aktiengesellschaft entnommen. 
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Jahr 1969, zu Hochzeiten des Steinkohleberg-
baus, wurde in Essen die Ruhrkohle AG begrün-
det und der Hüttenvertrag mit der Stahlindustrie 
geschlossen, der bis zum Ende der 80er Jahre gel-
ten sollte. Allerdings wurden im Zuge der Krise 
im Kohlebergbau über die Jahre mehrere Anpas-
sungsprogramme durchgeführt, die jeweils eine 
Verringerung der Förderkapazität um mehrere 
Millionen Tonnen bedeuteten. 1997 wurde die 
Ruhrkohle AG in die RAG Aktiengesellschaft 
umfirmiert, unter deren Dach sechs Teilkonzer-
ne aus dem Energie- und Technologiebereich ge-
bündelt waren. Angesichts der anhaltend kriti-
schen Lage im Steinkohlebergbau wurden in den 
folgenden Jahren weitere strategische Änderun-
gen vorgenommen. Im Jahr 2002 übernahm die 
RAG, nachdem sie bereits seit über 30 Jahren die 
Aktienmehrheit am Energieerzeuger STEAG be-
sessen hatte, die vollständige unternehmerische 
Führung dieser Gesellschaft. 2004 folgte der Er-
werb der Anteilsmehrheit an der Chemiefirma 
Degussa AG. Damit kam ein Geschäftsmodell 
mit vier Schwerpunkten zum Tragen. 

Der Schwerpunkt „Energie“ wird maßgeblich von 
der STEAG bestimmt, dem nach eigenem Bekun-
den fünftgrößten Energiekonzern in Deutschland. 
Hiermit werden die Geschäftsbereiche Kraftwirt-
schaft, Gasdistribution, Dezentrale Energie und 
Nationaler Kohlehandel besetzt. Im zweiten 
Schwerpunktbereich des Unternehmens, „Che-
mie“, kann die RAG für sich verbuchen, mit der 
Mehrheit der Anteile an der Degussa AG das 
drittgrößte Chemieunternehmen Deutschlands 
zu führen. Die Degussa nimmt in der Spezial-
chemie weltweit eine Spitzenposition ein. Als 
Geschäftsbereiche des Konzerns sind hier die 
Bauchemie, die Fein- und Industriechemie, Per-
formance Materials, Coatings und Füllstoffsyste-
me sowie Spezialpolymere zu nennen. 

Neben den neuen Schwerpunkten Energie und 
Chemie hält das Unternehmen seine beiden klas-
sischen Geschäftsfelder „Bergbau“ und „Immo-
bilien“ aufrecht. Zum Unternehmensbereich Berg-
bau gehören die Deutsche Steinkohle mit den Fel-
dern Steinkohleförderung und Koksproduktion 
sowie die RAG Coal International, die auf den 

Gebieten Internationaler Kohlehandel, Bergbau-
technik und Aromatenchemie tätig ist. Außerdem 
zählt die RAG nach eigener Aussage zu den größ-
ten Wohnungsgesellschaften und Flächenent-
wicklern in Deutschland. 

Durch den Strategiewechsel des Konzerns, vor 
allem mit der Übernahme der Degussa im Jahr 
2004, haben sich die Eckdaten des Unternehmens 
in wenigen Jahren erheblich verändert. So waren 
Ende des Jahres 2003 weltweit rund 78.000 Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter bei der RAG be-
schäftigt, im Jahr 2004 hingegen etwa 104.000 
Personen. Rund 80 % aller Beschäftigten arbeiten 
in Deutschland. Etwa die Hälfte dieser Mitar-
beiter ist im klassischen Geschäftsbereich Stein-
kohlebergbau im Ruhrgebiet tätig. 

Das Umsatzvolumen der RAG lag im Jahr 2004 
bei 18,7 Milliarden Euro; als Jahresüberschuss 
wurden rund 114 Millionen Euro ausgewiesen. 

Im RAG-Konzern werden laut eigenen Angaben 
derzeit rund 3.550 junge Menschen im Hinblick 
auf den unternehmenseigenen Personalbedarf 
ausgebildet, für weitere rund 5.500 Personen ste-
hen Ausbildungsplätze und Plätze in berufs-
vorbereitenden Lehrgängen zur Verfügung. Die 
Schwerpunkte der Ausbildung liegen auf Me-
tall-, Elektro- und Chemieberufen, kaufmänni-
schen Berufen und im Bereich Informationstech-
nologie. 

Im Geschäftsjahr 2004 wurden bei der RAG ins-
gesamt etwa 100 Hochschulabsolventen einge-
stellt, sowohl von Universitäten als auch von 
Fachhochschulen. Primär waren das Absolven-
ten der Studienbereiche Chemie und Technik, 
die größtenteils für die Degussa rekrutiert wor-
den waren. In den drei anderen Säulen des Un-
ternehmens – Energie, Immobilien und Stein-
kohlebergbau – sind die Anteile der eingestellten 
Mitarbeiter mit einem Hochschulabschluss ge-
ringer als im Geschäftsbereich Chemie. Unter den 
Mitarbeitern der RAG waren zum Zeitpunkt des 
Gesprächs bereits einige Masterabsolventen; da-
bei handelte es sich aber überwiegend um Per-
sonen, die nach einer Zeit im Beruf ein weiterfüh-
rendes Masterstudium abgeschlossen hatten. 
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łaáÉ=åÉìÉ=píìÇáÉåä~åÇëÅÜ~Ñí=ëíÉääí=ÇáÉ=råíÉêJ
åÉÜãÉåI=ÇáÉ=mçäáíáâ=ìåÇ=ÇáÉ=eçÅÜëÅÜìäÉå=îçê=
ÉáåÉ=ëé~ååÉåÇÉ=dÉãÉáåëÅÜ~Ñíë~ìÑÖ~ÄÉK“=

Alfred Lukasczyk ist der stellvertretende Leiter 
der Personalabteilung der RAG-Holding und 
Leiter der Redaktion Personalmarketing. Seit 
Anfang der 90er Jahre bei der RAG beschäftigt, 
hat er unter anderem als Dozent für Betriebswirt-
schaft an einer Universität und an einer Fach-
hochschule gelehrt, kennt also den Hochschul-
bereich aus eigener Erfahrung. Herr Lukasczyk 
schilderte seine Sicht auf die aktuelle Lage der 
Studienreformen als Vertreter der RAG Hol-
ding.314 

bêï~êíìåÖÉå=~å=eçÅÜëÅÜìä~ÄëçäîÉåíÉå=

c~ÅÜïáëëÉå=ìåÇ=~åÇÉêÉ=hçãéÉíÉåòÉå=

Die RAG hat für alle Mitarbeiter im Konzern, 
einschließlich der Führungskräfte, insgesamt 17 
so genannte Kernkompetenzen festgelegt; diese 
umfassen neben den Führungsgrundsätzen auch 
fachliche Fähigkeiten und weitere Kompetenzen 
wie Veränderungsbereitschaft oder methodische 
Fähigkeiten. Die Liste der Kernkompetenzen wird 
als Grundlage der Personalentwicklung sowie 
für die Beurteilung externer und interner Bewer-
bungen herangezogen. Es wird geprüft, inwie-
weit jene Kompetenzen vorliegen, die für den 
betreffenden Arbeitsbereich besonders wichtig 
sind. Je nach Tätigkeit variiert demnach der An-
teil an Fachkompetenz gegenüber den anderen 
relevanten Fähigkeiten. 

Das Prinzip der Beurteilung nach den tätigkeits-
bezogenen Kernkompetenzen gilt auch für Hoch-
schulabsolventen, wobei die Stellenprofile im 
kaufmännischen, technischen und chemischen 
Bereich für Akademiker, die bei der RAG in das 
Berufsleben einsteigen, außerhalb der Fachkom-
petenz einander ziemlich ähnlich sind. 

Generell gilt das Fachwissen zwar als Kernkom-
petenz eines Hochschulabsolventen, spielt aber 

                                                           
314 Das persönliche Gespräch mit Herrn Lukasczyk und 

seiner Kollegin, Frau Anna Schulze-Allen, wurde am 
20. Juni 2005 geführt. Der RAG-Vertreter wies im Laufe 
des Gesprächs darauf hin, dass er zu der Studienreform 
noch keine abgeschlossene Meinung habe, sondern sich 
dies – wie die Reformen selbst – im Prozess befinde. 

für dessen Beurteilung nicht die Hauptrolle. Viel 
wichtiger, so Herr Lukasczyk, sei die Kompetenz, 
sich für Neues zu interessieren, Informationen 
aufzunehmen und damit auf Veränderungen im 
betreffenden Gebiet zu reagieren: „Das Fachwis-
sen veraltet sehr schnell, das ist nicht so entschei-
dend. Also, was ich jetzt als Hochschulabsolvent 
lerne an Fachkompetenzen, das habe ich in einem 
Jahr … Wahrscheinlich ist es nur zu einem ge-
ringen Prozentsatz überhaupt verwendbar. Weil 
gesetzliche Vorschriften, Anforderungen, Pro-
zesse anders gestaltet werden. Entscheidend ist 
die Fähigkeit, überhaupt sich Wissen anzueignen 
und dieses ständig zu aktualisieren.“ 

Die Fähigkeit zu lernen sei ein wichtiger Punkt 
im Hochschulstudium, unabhängig vom Hoch-
schultyp und von der Abschlussart. Im Vergleich 
zur Berufsausbildung werde darüber hinaus in 
der Studienzeit die Fähigkeit gefördert, sich 
selbst zu motivieren und zu disziplinieren, sich 
in neue Wissensgebiete einzuarbeiten, Quellen 
zu erschließen, Sachverhalte zu erkennen, zu be-
urteilen und daraus Konsequenzen abzuleiten. 
Studierende lernten, eigene Verantwortung für 
den Studienverlauf zu übernehmen, selbst zu 
beurteilen, welche Lehrveranstaltungen sie für 
interessant hielten. 

Ganz elementar sei dabei das Transferdenken, 
also die Fähigkeit, Konzepte und Theorien in den 
Berufsalltag integrieren zu können. „Und das 
war bislang oftmals das Defizit an Hochschulen, 
aus meiner Sicht. Es wurde zu sehr auf Theo-
rievermittlung, auf Wissensvermittlung Wert ge-
legt, ganz wenig auf die Frage: Was mache ich 
damit, wenn ich im Unternehmen stehe?“ Dieser 
Mangel gelte für Studiengänge an beiden Arten 
von Hochschulen, wenn auch in besonderem 
Maße für die universitäre Ausbildung. Die Qua-
lität der Vermittlung von transferfähigem Wissen 
hänge vor allem davon ab, ob der Hochschul-
lehrende selbst aus der freien Wirtschaft komme 
und berufspraktische Erfahrung außerhalb der 
Hochschule habe oder ob er direkt aus dem ei-
genen Studium in die Hochschulkarriere starte. 

_ÉêìÑëÉêÑ~ÜêìåÖ=

Wie nahezu alle Arbeitgeber hält es auch Herr 
Lukasczyk für elementar, dass Studierende wäh-
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rend ihrer Studienzeit mindestens ein berufli-
ches Praktikum absolvieren. Damit könnten die 
Studierenden erkennen, welches Tätigkeitsgebiet 
für den späteren Beruf in Frage komme, lernten 
aber auch, über die Grenzen des eigenen Fach-
gebietes hinaus zu sehen. Für die RAG seien 
Hochschulabsolventen interessant, die neben 
dem Studium bewusst und gezielt die Anbin-
dung an die berufliche Praxis gesucht hätten. 
Das sei häufig wichtiger als ein sehr guter No-
tendurchschnitt. „Wir erwarten schon Personen, 
die über den Tellerrand hinausschauen. Das 
heißt, die Berufserfahrung sammeln, die Prakti-
ka … auch richtig für sich verwerten, und die 
nicht zwingend den geradlinigen Weg gehen. 
Also, nur beste Noten in der Schule und im Stu-
dium … das alleine reicht nicht.“ 

Herr Lukasczyk wies hier jedoch als Unterneh-
mensvertreter selbstkritisch darauf hin, dass zwar 
praktisch alle Unternehmen von Hochschulab-
solventen berufsbezogene Praktika forderten, 
dass aber nicht annähernd so ein großer Teil der 
Unternehmen ihrerseits bereit sei, selbst Prakti-
kanten in dem notwendigen Umfang aufzuneh-
men und sie wirklich berufsfeldnah einzuset-
zen. 

^ìëä~åÇëÉêÑ~ÜêìåÖ=

Im Unterschied zur als wertvoll erachteten Be-
rufserfahrung von Studierenden wird der Wert 
eines Auslandsaufenthaltes während des Studi-
ums nach der Auffassung von Herrn Lukasczyk 
im Allgemeinen überschätzt. Sicherlich sei es 
förderlich für die Persönlichkeitsentwicklung 
und für die Sprachkenntnisse, einen Teil der Stu-
dienzeit im Ausland zu verbringen, aber man 
müsse sich doch fragen, in welchem Verhältnis 
dabei Aufwand und Ertrag stünden, ganz be-
sonders in einem insgesamt kurzen Studium wie 
dem Bachelorstudium. „Das ist so eine Modeer-
scheinung geworden, insbesondere wenn es von 
jedem verlangt wird. Es macht Sinn, wenn das, 
was ich dort tue, später auch gebraucht wird. 
Aber was nützt mir die Auslandserfahrung, wenn 
ich einen Job mache – und das ist nach wie vor 
in den meisten deutschen Unternehmen so –, 
der lokal bezogen ist. Die wenigsten sind inter-
national ausgerichtet.“ Wenn allerdings jemand 

beispielsweise im Vertrieb weltweit agieren müs-
se, sei ein Studienaufenthalt im Ausland natür-
lich nahezu zwingend. 

Im Ergebnis seien zwei Aspekte zu beachten: 
Zum einen sollten Auslandsaufenthalte über-
greifend betrachtet werden und bedarfsorientiert 
erfolgen. Zum anderen gebe es, wenn Auslands-
erfahrung für die berufliche Tätigkeit erforder-
lich sei, durchaus die Möglichkeit, diese Erfah-
rung dann im Unternehmen zu sammeln. Daher 
sollten sich Studierende überlegen, ob ihnen ein 
Auslandsaufenthalt im Hinblick auf die zukünf-
tige Berufstätigkeit tatsächlich etwas nützt. Vor 
allem müssten sich aber, wie der Unternehmens-
vertreter anmerkte, die Arbeitgeber darüber klar 
werden, ob sie das, was sie proklamieren, auch 
wirklich brauchten. Häufig werde das Auslands-
studium gefordert, gerade bei den neuen Studien-
gängen, aber selten werde danach gefragt, ob 
das immer sinnvoll sei. 

båÖäáëÅÜÉ=péê~ÅÜâÉååíåáëëÉ=

Die Wirtschafts- und Wissenschaftssprache Eng-
lisch zu beherrschen, so Herr Lukasczyk, sei al-
lerdings ein anderer Punkt als die Auslandser-
fahrung. Englische Sprachkenntnisse seien für 
die RAG bei der Einstellung von Hochschulab-
solventen generell ein bedeutender Aspekt, denn 
unabhängig davon, ob ein Mitarbeiter in Deutsch-
land oder in einem anderem Land tätig ist, ob 
die Tätigkeit ausdrücklich international ausge-
richtet ist oder nicht, sei ohne Englisch heute 
kaum mehr etwas zu bewegen. 

_ÉÇÉìíìåÖ=ÇÉê=píìÇáÉåëíêìâíìêêÉÑçêã=ÑΩê=
ÇáÉ=råíÉêåÉÜãÉå=

Die Studienstrukturreform ist seit einigen Jahren 
als Thema bei der RAG aktuell. Zunächst han-
delte es sich eher um die allgemeine Wahrneh-
mung von Veränderungen im deutschen Hoch-
schulsystem, aber zum Zeitpunkt des Gesprächs, 
im Juni 2005, waren die Reformen laut Herrn 
Lukasczyk direkt präsent und forderten noch viel 
mehr zum Handeln auf: „Ja, wir tun da bereits 
einiges, aber wir müssen jetzt noch mehr tun, 
vor allem uns konkret auf die neue Zielgruppe 
einstellen. … Wir können jetzt nicht warten bis 
2008, sondern wir müssen aktiv werden. … Jetzt 
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kommen bereits die Bachelor- und Masterabsol-
venten, obwohl nicht mal ganz klar ist, welche 
Ziele die Hochschulen eigentlich verfolgen.“ 

Im Unternehmen gehe es jetzt um grundsätzli-
che Fragen: Wofür steht der Bachelor als Ab-
schluss, wofür der Master? Wie sollen Bachelor- 
und Masterabsolventen im Bewerbungsverfah-
ren und gegebenenfalls bei der Anstellung im 
Konzern eingestuft werden? Wie verhält es sich 
dabei mit den verschiedenen Hochschularten, 
welche Schnittmengen gibt es? Bleibt die Unter-
scheidung in Universitäten und Fachhochschu-
len bestehen? Müssen neue Kategorien geschaf-
fen werden? Nach welchen Tarifen sollten Absol-
venten mit den diversen Bachelor- und Master-
abschlüssen bei ihrem Berufseinstieg bezahlt 
werden? Muss mit den Gewerkschaften neu ver-
handelt werden? 

mêçÄäÉãW=ã~åÖÉäåÇÉ=fåÑçêã~íáçå=

Der RAG-Vertreter wies darauf hin, dass es hier 
an ganz grundlegenden Informationen mangele. 
Den Unternehmen sei in weiten Teilen nicht klar, 
was auf sie zukomme, worauf sie sich einstellen 
müssten. „Welche konkreten Forderungen stel-
len die Hochschulen, die Politik an die Unter-
nehmen? Dazu habe ich bisher nichts gehört.“ 

Manche Unsicherheit sei darauf zurückzufüh-
ren, dass es bislang einfach noch sehr wenige 
Bachelor- und Masterabsolventen gebe. Wenn 
die Absolventen der neuen Studiengänge sich im 
Unternehmen bewähren könnten, würde das 
sicher die Skepsis abbauen helfen. Aber das sei 
schon zu sehr nach vorn gedacht – bis dahin ge-
be es gravierende Probleme, die nicht ohne wei-
teres zu lösen seien. In der Hauptsache betreffe 
das die Beurteilung von Bewerbern mit einem 
neuen Abschluss. „Was sich auf jeden Fall ko-
lossal ändern wird, ist (…) der gesamte Rekru-
tierungsprozess. Dies gilt insbesondere für die 
Beurteilung der Eingangsvoraussetzungen.“ 

mêçÄäÉãW=ã~åÖÉäåÇÉ=§ÄÉêëáÅÜíäáÅÜâÉáí=ìåÇ=
sÉêÖäÉáÅÜÄ~êâÉáí=

Bis vor ein paar Jahren, so Herr Lukasczyk, konn-
te man noch anhand der Kriterien Hochschul-
typ, Hochschule und Fachgebiet darauf schlie-

ßen, welches Studium mit welchen Inhalten der 
jeweilige Bewerber absolviert hatte, weil das ge-
samte Angebot an Studiengängen in Deutschland 
ziemlich überschaubar war. „Der Markt war 
noch übersichtlich. Da konnte man noch drauf 
vertrauen, dass die Qualität vorhanden war.“ 

Mit der schnell steigenden Zahl an neuen Stu-
diengängen jedoch, die zudem eine ganze Reihe 
von unterschiedlichen Abschlussarten mit sich 
bringen, werde das Angebot zu groß und zu un-
übersichtlich, so dass eine gründliche und ob-
jektive Beurteilung der Studienabschlüsse nun 
nicht mehr möglich sei. „Wir haben schon die 
Universitäten und die Fachhochschulen, die 
privaten Hochschulen, die internationalen Ab-
schlüsse, die weiterbildenden Studiengänge, und 
jetzt gibt es noch mehr Angebote. Da ist die Ver-
gleichbarkeit nicht mehr da, erst recht, wenn ich 
auf die Qualität der Angebote schauen will.“ 

Vor allem im Bereich der Masterstudiengänge sei 
es schwierig, sich einen Überblick zu verschaf-
fen. Was bedeuten zum Beispiel die sehr unter-
schiedlichen Studiengebühren bei den weiterfüh-
renden Masterprogrammen? Liegen den Preis-
differenzen, so fragte der RAG-Vertreter, tat-
sächlich Qualitätsunterschiede zugrunde? Oder 
richten sich die Studienangebote an Interessen-
ten mit unterschiedlicher Zahlungsbereitschaft? 
Gibt es andere Gründe? Der Markt an Weiter-
bildungsangeboten sei immer weniger transpa-
rent, es gebe kaum Vergleichskriterien. 

Dazu komme noch die größere Flexibilität durch 
die Leistungspunktsysteme. Mit den Credits 
könnten Studierende können leichter an andere 
Hochschulen wechseln, und das mache die Sa-
che noch unüberschaubarer, weil man nicht mehr 
wisse, wofür nun eigentlich ein Leistungspunkt 
stehe. „Spätestens da muss ich aussteigen als 
Unternehmen! Da weiß man ja nicht mehr, wer 
was wo gemacht hatte. Der Weg, der Abschluss, 
die Qualität ist dann nicht mehr zu beurteilen, 
ohne einen großen Aufwand zu betreiben.“ 

Die Akkreditierungsverfahren sind laut Herrn 
Lukasczyk zwar ein Schritt in die richtige Rich-
tung, aber es sei zweifelhaft, ob eine Akkredi-
tierung wirklich genügend über den betreffen-
den Studiengang aussage, denn, so der Unter-
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nehmensvertreter, für die Verfahren seien seines 
Wissens keine eindeutigen Kriterien definiert. 

Insgesamt bedeute dies auch für die Unterneh-
men, dass sie bei der Bewertung von Hochschul-
absolventen kaum noch standardisierte Ver-
gleichsmerkmale anwenden könnten. Auf die 
Frage, inwiefern die Situation durch die neuen 
Abschlüsse schwieriger werde, sagte der Unter-
nehmensvertreter: „Weil wir jetzt überhaupt kei-
ne Ausgangsvoraussetzungen mehr unterstellen 
können. (…) Ich kann nichts mehr vergleichen, 
ich kann nichts mehr im Kern unterstellen. Ich 
müsste alles noch abprüfen … wo die Fähigkei-
ten liegen.“ 

mêçÄäÉãW=Ü~êíÉ=tÉííÄÉïÉêÄëÄÉÇáåÖìåÖÉå=

Zu vermuten sei, dass es viele Fachbereiche ge-
be, die nicht freiwillig auf Bachelor und Master 
umstellen, sondern unter Druck gesetzt werden, 
weil sich die jeweilige Hochschule im Wettbe-
werb gut stellen muss. Dann würden zwar die 
Studienstrukturen auf das neue System ange-
passt – das aber nicht unbedingt in guter Quali-
tät. „Es ist ja nicht klar, ob eine Hochschule, die in 
einem bestimmten Bereich bisher ein gutes Stu-
dienangebot gemacht hat, dies nun auch im ge-
stuften System macht. Wer garantiert mir das?“ 

Der zunehmende Wettbewerb erfordere härtere 
Mittel, und nicht immer setzten sich die Besten 
durch, sondern vor allem die Stärksten. Die La-
ge wird sich nach Ansicht des Unternehmens-
vertreters noch verschärfen; der mehr und mehr 
gespaltene Arbeitsmarkt mache deutlich, dass 
es einen Mangel an hochqualifizierten Arbeits-
kräften gebe. Die Unternehmen, so die Progno-
se, würden zukünftig noch viel stärker und 
wettbewerbsintensiver ihren Nachwuchs aus 
den Hochschulen rekrutieren; das gelte auch für 
die RAG. Somit bestehe eindeutig der Bedarf an 
einer größeren Zahl von passend qualifizierten 
Hochschulabsolventen. Gleichzeitig sollte der 
einzelne Studiengang mit einer kleineren Zahl 
von Studierenden durchgeführt werden, um ei-
ne qualitativ hochwertige Lehre zu ermöglichen 
– all das bei knappen Finanzen. „Wir brauchen 
mehr Studierende, wir brauchen bessere Quali-
tät, und wir haben weniger Geld.“ 

Die Suche nach den besten Absolventen, der war 
of talents, werde sich weiter verstärken. „Und bei 
der Suche nach dem geeignetsten Kandidaten 
wird diese Situation nicht helfen. Weil es noch 
aufwändiger werden wird für Unternehmen, 
zu beurteilen, welche Qualität hinter einzelnen 
Studiengängen steckt. Da geht es ja um große 
Zahlen an Studierenden, Absolventen und Be-
werbern, und da eine sinnvolle Auswahl zu tref-
fen, wird immer schwieriger.“ Das wiederum 
werde dazu führen, so prognostizierte der RAG-
Vertreter, dass in Bewerbungsverfahren zu den 
nahe liegenden Kriterien gegriffen werde, die 
aber nicht unbedingt die fairsten seien. So könn-
te im Zweifelsfall dem Master als Absolvent ei-
nes weiterführenden Studiums der Vorzug ge-
genüber dem Bachelor gegeben werden, ohne 
zu prüfen, was für die jeweilige Stelle angemes-
sen ist und was hinter den Abschlüssen im Ein-
zelnen steht. 

Schließlich sei vorherzusehen, so der RAG-Ver-
treter, dass die Unternehmen im Bereich der An-
bindung an das Hochschulwesen viel mehr ge-
fordert werden, als dies jetzt der Fall ist. Ein 
wichtiger Punkt dabei sei beispielsweise, dass 
die Betriebe deutlich mehr Praktikumsplätze für 
Studierende zur Verfügung stellen müssten. In 
dem Ausmaß, wie die Unternehmen das jetzt 
tun, werde das nicht reichen, sofern man die – 
vor allem von den Arbeitgebern ausgesproche-
ne – Forderung nach einem praxisnäheren Stu-
dium ernst nehme. Allerdings sei zu beachten, 
dass gerade kurze Betriebspraktika, wie sie für 
das Bachelorstudium vorgeschlagen werden, für 
die Arbeitgeber hohen Aufwand bei geringem 
direkten Nutzen bedeuteten. Und auch für Stu-
dierende könne beispielsweise ein dreiwöchiges 
Praktikum kein echter Gewinn sein. So etwas 
wie die Festlegung auf bestimmte Regelzeiten 
für studentische Praktika dürfe jedenfalls keine 
einseitige Handlung sein. „Da muss man doch 
die Arbeitgeber fragen, das kann man doch nicht 
einfach politisch bestimmen. Da muss man mit-
einander reden. … Da wünsche ich mir einen 
stärkeren Dialog; das muss doch auch für die 
Unternehmen passend sein! (…) Und daran man-
gelt es, an dieser Kommunikation.“ 
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i∏ëìåÖëîçêëÅÜä®ÖÉ=

Zusammengefasst sieht der Arbeitgebervertreter 
die dringend zu lösenden Probleme in diesen 
Punkten: 

• Das Studienangebot wird im Zuge der Refor-
men schnell unübersichtlich. Demzufolge sind 
Studienabschlüsse und die Qualität der da-
hinter liegenden Studiengänge für die Unter-
nehmen als potenzielle Arbeitgeber nur noch 
schwer einzuschätzen. Im Zweifelsfall würden 
Bewerber einzig nach der Abschlussstufe be-
wertet; wenn diese aber kein eindeutiger In-
dikator mehr für die Studienqualität sei, könn-
ten Bewerber nicht fair beurteilt werden. Die 
Intransparenz wird sowohl innerhalb des 
deutschen Hochschulsystems als auch in Be-
zug auf Abschlüsse ausländischer Hochschu-
len gesehen. 

• Die Unternehmen werden bei der Reform 
kaum einbezogen. Die Kritik betrifft zum ei-
nen jene Studienbereiche, die als Schnittstellen 
zwischen Hochschule und Arbeitsmarkt zu 
verstehen sind, zum Beispiel die studieninte-
grierten Berufspraktika. Vor allem aber müss-
ten die Unternehmen nach ihrem Bedarf an 
Hochschulabsolventen gefragt werden. 

Danach befragt, wo er Lösungsmöglichkeiten 
sehe, machte der RAG-Vertreter folgende Vor-
schläge: 

• Es muss mehr Übersicht im Studienangebot 
geschaffen werden. Die Beteiligten, und dazu 
gehörten auch die Unternehmen als Arbeitge-
ber für Hochschulabsolventen, müssten besser 
informiert werden. „Wenn es jetzt auf dem 
deutschen Markt dieses verwirrende Angebot 
gibt, diese Vielfalt, dann müssen wir neu clus-
tern, Ordnung hineinbringen, das muss sortiert 
werden. Man sollte die Dinge transparent ma-
chen, und wir sollten schnell anfangen, das 
zu machen.“ 

• Den Unternehmen muss bei der Reform eine 
Stimme gegeben werden. „Momentan dreht 
sich alles um die Hochschulen, aber das ist 
nur die eine Seite des Marktes.“ Am besten 
geeignet sei ein überparteiischer Arbeitskreis, 
eine Art Runder Tisch, an dem Vertreter bei-

der Seiten, Hochschule und Arbeitsmarkt, zu-
sammenkommen, um sich sachlich über die 
jeweiligen Interessen und Bedarfe auszutau-
schen. Auch Unsicherheiten und Sorgen dürf-
ten angesprochen werden. „Es muss so ein 
Gremium geben, weil: Es kann nicht sein, dass 
die Unternehmen nur reagieren auf das, was 
der Bolognaprozess aus Sicht der Wissenschaft, 
aus Sicht der Kultusministerien hervorbringt.“ 

Der Arbeitgebervertreter wünscht sich also vor 
allem mehr Information und mehr Zusammen-
arbeit. „Alle müssen da einen Beitrag leisten: Die 
Unternehmen müssen eher bereit sein, solchen 
Aufwand zu betreiben; die Politik muss mehr 
in Bildung investieren, um ihrem eigenen An-
spruch an die Reform gerecht zu werden.“ Die 
Unternehmen könnten sicher nicht allein das 
leisten, was jetzt von ihnen erwartet werde, da 
benötigten sie Unterstützung. 

Gemeinsam könne man den jeweiligen Bedarf 
klären und versuchen, die Ansprüche auszuta-
rieren. Von politischer Seite sollte deutlich ge-
macht werden, welche konkreten Veränderun-
gen im Hochschulsystem abzusehen seien und 
was für die Zukunft geplant werde; von der Sei-
te der Unternehmen sollte zum Beispiel klar ge-
äußert werden, inwieweit sie bereit seien, Prak-
tikumsplätze für Studierende anzubieten: „Was 
können wir verkraften, was sind da seriöse Zah-
len?“, oder auch, wie viele Absolventen in wel-
chen Fachgebieten und mit welchem Qualifika-
tionsniveau benötigt würden: „Das können die 
Unternehmen doch geschlossen den Hochschu-
len sagen: Was brauchen wir für Leute, was er-
warten wir von Euch?“ 

Vielleicht, so der RAG-Vertreter, warteten viele 
Unternehmen auf diesen Schritt. Wer nun genau 
die Kommunikation anstoße, sei zweitrangig. 
Das könne ein Arbeitgeberverband sein, eine 
Stiftung oder aber eine übergeordnete Instituti-
on auf der Hochschulseite, etwa die Hochschul-
rektorenkonferenz. Wichtig sei es, die Experten 
in den Unternehmen anzusprechen und mit den 
Vertretern aus Hochschule und Politik zusam-
menzubringen. Natürlich würden dabei zu der 
sachlichen Diskussion unterschiedlichen Interes-
sen und Machtsicherungsreflexe kommen, die 
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aber auch ihre Berechtigung hätten und in der 
Diskussion bedacht sein wollten. 

Auf die Frage, mit wem die Unternehmen dann 
verhandeln wollten: mit Vertretern der Hoch-
schulleitung, der Fachbereiche, der Kultusmi-
nisterien oder der Akkreditierungsagenturen, 
sagte Herr Lukasczyk, es gehe nicht unbedingt 
um ein Verhandeln, sondern darum, dass Ar-
beitgeber sagen könnten: „Hier liegen unsere 
Chancen, aber auch Bedenken, hier sehen wir 
Probleme, das sind unsere Schwierigkeiten, das 
sind unsere Interessen. Bitte denkt daran; bitte 
fragt auch uns, und fragt uns rechtzeitig.“ 

Mit diesen Bemühungen könne man verhindern, 
dass Probleme, die jetzt in der Umstellungspha-
se auftauchten, sich unnötig lange hinziehen und 
auf dem Rücken der Studierenden und Absol-
venten ausgetragen werden. Selbst wenn es denk-
bar sei, dass die Übergangsphase nach rund zehn 
Jahren vorbei sei und sich die Unternehmen dann 
mit den neuen Abschlüssen vertraut gemacht ha-
ben, so dass die Skepsis gegenüber diesen Neue-
rungen abgebaut sei: dieser Zeitraum sei auf je-
den Fall zu groß, das könne man durch Kommu-
nikation beschleunigen. „Also, die Unternehmen 
können es alleine nicht lösen, und die Politik 
auch nicht. Das muss ein Miteinander sein.“ 

mçëáíáîÉ=páÅÜí=~ìÑ=ÇáÉ=oÉÑçêãáåÜ~äíÉ=

Bei aller Skepsis und Kritik im Hinblick auf den 
Reformverlauf, so betonte der Unternehmens-
vertreter, sei aber die Studienreform an sich po-
sitiv zu bewerten. Die Reformidee, das lange und 
vor allem an den Universitäten theorielastige 
Studium durch ein System mit kürzeren Studien-
stufen zu ersetzen, könnten die Unternehmen gut 
nachvollziehen. Ein kurzes Studium mit mehr 
Betonung auf der praktischen Anwendung von 
theoretischem Wissen sei attraktiv für Studieren-
de und Arbeitgeber. „Vom Grundgedanken her 
ist das eine gute Sache, die Reform mit der Stu-
dienstufung. (…) Die Stufung schafft Raum für den 
absolut begründeten wissenschaftlichen Weg.“ 

Ein Bachelorstudium mit sechs Semestern Regel-
studienzeit sei dabei von der Unternehmensseite 
aus kein Problem. Viele Inhalte im traditionellen 
Studium könnten entschlackt werden, da gebe 

es viel Theorie, die in der Anwendung nie benö-
tigt werde. Es bestünden jedenfalls überhaupt 
keine Bedenken in die Richtung, dass die Zeit 
für das Bachelorstudium nicht ausreichend sei, 
um daraus ein wissenschaftliches und berufs-
qualifizierendes Studium zu machen. „Sechs Se-
mester können so genutzt werden, dass die Leu-
te total fit sind.“ 

Aber, so die Frage an den Unternehmensvertreter, 
fällt nicht in einem verschulten kurzen Erststu-
dium genau das weg, was er als so wertvoll im 
Studium geschildert hatte, nämlich dass die Stu-
dierenden lernen, sich selbst zu organisieren und 
zu disziplinieren, eigenständig Informationen zu 
suchen und auszuwerten? Nein, so die Antwort, 
das alles sei in sechs Semestern durchaus möglich. 
„Ich kann doch auch ein verschultes System so 
gestalten, dass es trotzdem fordert.“ In kleinen 
Projekten könnten die Studierenden selbst etwas 
entwickeln, und in Seminararbeiten könne die 
geforderte Transferfähigkeit geprüft werden. 

Wenn da von politischer Seite oder von Hoch-
schullehrenden etwas anderes behauptet werde, 
so Herr Lukasczyk, dann sei das nicht richtig, 
dann werde aus Eigeninteresse – beispielsweise 
um die Reform am eigenen Fachbereich abzu-
wehren – den Arbeitgebern Skepsis unterstellt. 
„Das sind nicht die Unternehmen, die das in 
Frage stellen. Ich glaube daran, dass sechs Se-
mester genügen.“ 

aÉê=_~ÅÜÉäçê=~äë=îçääïÉêíáÖÉê=píìÇáÉå~ÄëÅÜäìëë=

Um die Akzeptanz des Bachelors seitens der Ar-
beitgeber zu gewährleisten, sei es wichtig, dass 
die Studienanbieter selbst, vor allem die Univer-
sitäten, ein kurzes Erststudium für ausreichend 
hielten und dementsprechend die Bachelorstu-
diengänge gestalteten. Keinesfalls dürfe der Ba-
chelor nur als Übergang zum Masterstudium 
verstanden und der Master als eigentliches Ziel 
einer Hochschulausbildung betrachtet werden. 
„Der Bachelor muss der Abschluss eines voll-
wertigen Studiums sein.“315 

Würde man sich insbesondere an den Universi-
täten auf konsekutive Programme verlegen, bei 
                                                           
315 Vgl. hierzu die Position des TU9-Konsortiums auf S. 83 

im vorliegenden Bericht. 
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denen kaum ein Absolvent tatsächlich mit dem 
Bachelor die Hochschule verlasse, dann hätte 
man ja nur die Situation wieder, die von den Ar-
beitgebern schon seit langem kritisiert werde. 
„Dann wäre ja das Studium zehn Semester lang, 
also mindestens genau so lang wie das traditio-
nelle Studium, und das würde ja den eigentli-
chen Zielen der Reform völlig entgegenstehen.“ 

So ein Weg sollte nur für diejenigen Studieren-
den da sein, die von vornherein ihren Berufsweg 
in der Wissenschaft und Forschung sehen, aber 
das sei ja der kleinere Teil der Studierenden, und 
die Hochschulen selbst hätten ebenfalls nicht den 
Bedarf in dieser Höhe. Außerdem laufe man 
sonst Gefahr, dass sich die Dinge ähnlich entwi-
ckelten, wie das in manchen Fächern schon im 
traditionellen System der Fall war, beispielswei-
se in der Chemie, wo die Promotion praktisch den 
Regelabschluss darstellt. Solche Verschiebungen 
seien problematisch, weil die Vergleichbarkeit 
mit anderen Abschlüssen nicht mehr gesichert 
sei. Daher dürfe im neuen System der Master 
nicht die unabdingbare Voraussetzung für den 
Berufseinstieg sein. „Absolventen mit einem Ba-
chelor müssen mit dem Abschluss Erfolg verspre-
chend auf den Arbeitsmarkt gehen können.“ 

^ìÑëíáÉÖëã∏ÖäáÅÜâÉáíÉå=ÑΩê=_~ÅÜÉäçê~ÄëçäîÉåíÉå=
áã=_ÉêìÑ=

Bei den oben geschilderten Problemen in Bezug 
auf die Einstufung von Bachelorabsolventen ging 
es um die erste Beurteilung seitens des Arbeit-
gebers, um den Berufseinstieg der Absolventen 
und die Einordnung in bestimmte Gehaltstarife. 
Diese Diskussion, so Herr Lukasczyk, sei auch 
aus Gründen der Gleichbehandlung wichtig, denn 
wenn Personen tatsächlich die gleiche Ausbil-
dung haben (was eben momentan schwer zu be-
urteilen sei), sollten sie auch beim Berufseinstieg 
gleich bezahlt werden. 

Was aber die möglichen Arbeitsbereiche und vor 
allem die Entwicklungsmöglichkeiten von Bache-
lorabsolventen im Unternehmen betrifft, sieht 
der RAG-Vertreter keine Begrenzung nach oben. 
„Es wäre fatal zu sagen: Jemand, der als Bache-
lor reinkommt, dem sind von vornherein Wege 
versperrt.“ Allerdings sei die Haltung von Ar-
beitgebern, derzeit lieber einen Master einzustel-

len als einen Bachelor, durchaus nachvollziehbar. 
„In vielen Köpfen, gerade bei Führungskräften, 
gilt eben noch der Gedanke: Je höher der Ab-
schluss, um so besser die Qualität.“ Genauso 
werde es immer Personalverantwortliche geben, 
die im Zweifelsfall jemanden mit Universitäts-
abschluss gegenüber einem Bewerber mit einem 
Fachhochschulabschluss vorziehen, ohne andere 
Kriterien heranzuziehen. Häufig werde Neue-
rungen generell skeptisch begegnet, so auch bei 
den Bachelorabschlüssen. 

_ÉÇ~êÑ=áå=ÇÉå=råíÉêåÉÜãÉå=

Abschließend betonte der Unternehmensvertre-
ter aber noch einmal, dass es seiner Ansicht nach 
für Hochschulabsolventen beider Studienstufen 
auf jeden Fall Einsatzfelder gebe: „Für beide Aus-
bildungsarten gibt es Bedarf in den Unterneh-
men – jetzt und zukünftig, und das gestufte Sys-
tem ist sicher besser geeignet, diesen Bedarf zu 
decken.“ Der Grund für die skeptische Haltung 
auf Arbeitgeberseite liege ganz sicher nicht da-
rin, dass die Unternehmen die Absolventen aus 
den verschiedenen Stufen nicht benötigten. Die 
Skepsis gelte nicht der Grundidee, sondern dem 
Problem der mangelnden Information und Kom-
munikation. „Die Reform ist ja auch eine Chan-
ce, aber das muss gemeinsam von Hochschulen 
und Arbeitgebern gemacht werden.“ Die neue 
Studienlandschaft, so Herr Lukasczyk, stellt die 
Unternehmen, die Politik und die Hochschulen 
vor eine spannende Gemeinschaftsaufgabe. 

c~ääëíìÇáÉ=PW=aÉìíëÅÜÉ=qÉäÉâçã=

råíÉêåÉÜãÉåëÇ~íÉå=

Die Deutsche Telekom AG bezeichnet sich selbst 
als „eines der weltweit führenden Dienstleis-
tungs-Unternehmen der Telekommunikations- 
und Informationstechnologie-Branche“.316 Ob-
                                                           
316 Siehe die Konzerndarstellung im Internet unter  http:// 

www.telekom3.de (23.05.05). Dieser Quelle wurden auch 
die Angaben zu den Geschäftsfeldern und Unterneh-
menseinheiten entnommen. Siehe weiter das online ver-
fügbare Pressematerial zum Thema „10 Jahre Deutsche 
Telekom AG“, unter anderem „041022_10JahreDTAG_ 
Langfassung.pdf“ (19.07.05). Die Informationen über die 
Privatisierung der Deutschen Bundespost sind auf den 
Internetseiten des Bundesministeriums der Finanzen 
einzusehen: http://www.bundesfinanzministerium.de 
(19.07.05). 
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gleich die Geschichte der Telekommunikation 
weit zurückreicht, ist der Konzern selbst noch 
jung. Im Jahr 1989 wurde die Deutsche Bundes-
post im Zuge der „Postreform I“ in drei selbst-
ständige Unternehmen aufgeteilt: Postdienst, 
Postbank und Telekom. Knapp sechs Jahre spä-
ter, zu Beginn des Jahres 1995, trat das Gesetz 
zur Neuordnung des Postwesens und der Tele-
kommunikation, kurz: die „Postreform II“ in 
Kraft. Alle drei öffentlich-rechtlichen Unterneh-
men wurden seither schrittweise in Privatunter-
nehmen umgewandelt, so auch die „Deutsche 
Bundespost Telekom“, die nun als Aktiengesell-
schaft unter dem Namen „Deutsche Telekom 
AG“ firmierte. Im November 1996 erfolgte die 
Börsenersteinführung der Gesellschaft. Infolge 
dieser und weiterer Emissionen verringerte sich 
sukzessive der Anteil des Bundes an der Deut-
schen Telekom AG; im April 2005 belief sich der 
Bundesanteil auf 37,5 %. 

In den zehn Jahren ihres Bestehens haben sich 
die Geschäftsbereiche der Deutschen Telekom 
AG unterschiedlich entwickelt. Das klassische 
Festnetzgeschäft, früher der Umsatzschwerpunkt, 
machte zum Ende des Jahres 2003 weniger als 
die Hälfte des Konzernumsatzes aus, wohinge-
gen der Umsatzanteil des Mobilfunkbereichs bei 
fast 40 % lag. Das Auslandsgeschäft des Unter-
nehmens wurde insbesondere durch die Über-
nahme der US-amerikanischen Unternehmen 
VoiceStream und Powertel (heute zusammen: 
T-Mobile USA) im Juni 2001 gestärkt. 

Im Jahr 2000 wurde der Konzern auf der Grund-
lage eines Vier-Säulen-Modells umgebaut. Heute 
besteht er aus drei strategischen Geschäftsfel-
dern, die mit den insgesamt fünf Geschäftsein-
heiten verbunden sind: 1. Mit dem Geschäftsfeld 
„Breitband/Festnetz“, vertreten durch die Ein-
heiten T-Com und T-Online, wird der Privatkun-
denmarkt sowie der Markt kleiner und kleinster 
Unternehmen bedient. T-Com ist zudem für die 
grundlegende Infrastruktur des Festnetzes ver-
antwortlich. In dieser Geschäftseinheit ist der 
weitaus größte Teil der Mitarbeiter beschäftigt, 
und hier wird auch ein bedeutender Anteil des 
Umsatzes erwirtschaftet. 2. Das Feld „Geschäfts-
kunden“ wird durch T-Systems repräsentiert, ge-
gliedert in T-Systems Business Services für das 

Geschäft mit rund 160.000 mittelständischen und 
großen Unternehmen in Deutschland sowie T-
Systems Enterprise Services für das Geschäft mit 
multinationalen Konzernen. 3. Im Geschäftsfeld 
„Mobilfunk“ sind die Mobilfunkaktivitäten der 
Deutschen Telekom unter dem Namen T-Mobile 
gebündelt. Neben den drei genannten Geschäfts-
feldern ist noch der übergreifende Bereich „Kon-
zernzentrale & Shared Services“ zu nennen, in 
dem rund 15 % der Mitarbeiter beschäftigt sind. 

Die Deutsche Telekom AG ist weltweit in etwa 
65 Ländern vertreten. Im Geschäftsjahr 2004 be-
lief sich der Umsatz des Konzerns auf 57,9 Mil-
liarden Euro; davon wurden rund 40 % im Aus-
land erwirtschaftet. Der Konzerngewinn lag bei 
4,6 Milliarden Euro.317 

Zum Ende des Geschäftsjahres 2003 waren bei 
der Telekom weltweit knapp 250.000 Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter beschäftigt, davon gut 
170.000 Personen und damit ein Anteil von zwei 
Dritteln in Deutschland. Ungefähr 75.000 Perso-
nen arbeiteten bei Tochter- und Beteiligungsun-
ternehmen außerhalb Deutschlands, vornehmlich 
in anderen EU-Ländern und in den USA. Der 
Schätzung des befragten Unternehmensvertreters 
zufolge haben etwa 30 % der Telekom-Mitarbei-
ter im Inland einen Hochschulabschluss; für die 
Beschäftigten außerhalb Deutschlands liegen kei-
ne entsprechenden Daten vor. 

Laut eigenen Angaben gehört die Deutsche Te-
lekom zu den größten Ausbildern in Deutsch-
land, vor allem im Bereich der Informationstech-
nologie, wo fast ein Viertel aller Ausbildungen 
auf die Telekom entfällt. Pro Jahr beginnen meh-
rere tausend Nachwuchskräfte ihre Ausbildung 
bei der Deutschen Telekom. (Zahlen zur Über-
nahme der Ausgebildeten in das Unternehmen 
sind nicht verfügbar.) 

łtçê~ìÑ=ïáê=ìåë=~äë=råíÉêåÉÜãÉå=å~íΩêäáÅÜ=
ÉáåëíÉääÉå=ãΩëëÉåW=bë=ïáêÇ=ëÉÜê=îáÉä=ãÉÜê=
áåÇáîáÇìÉääÉ=tÉÖÉ=ÖÉÄÉåK“=

Arnd Petmecky ist der Leiter der Personalpla-
nung bei der Deutschen Telekom AG und als 
                                                           
317 Zu den Finanzdaten des Unternehmens siehe den Ge-

schäftsbericht 2004, Deutsche Telekom o. J.b, S. U2. Zu den 
Personaldaten siehe auch Deutsche Telekom o. J.a, S. U5. 
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solcher vor allem mit der strategischen Perso-
nalplanung des Unternehmens befasst. Herr 
Petmecky hat zur Sicht der Deutschen Telekom 
auf die Reformen an deutschen Hochschulen im 
persönlichen Gespräch Auskunft gegeben.318 

_ÉÇ~êÑ=~å=eçÅÜëÅÜìä~ÄëçäîÉåíÉå=áã=
råíÉêåÉÜãÉå=

Bis Mitte der 90er Jahre rekrutierte die Telekom 
ihre Hochschulabsolventen vor allem aus den ei-
genen Ausbildungsstätten: der Fachhochschule 
„Deutsche Telekom FH Leipzig“ und der mittler-
weile eingestellten Fachhochschule in Dieburg. 
Während in der Frühphase des privatisierten Un-
ternehmens vor allem Ingenieure der Elektro-
technik mit Fachrichtung Telekommunikation 
eingestellt wurden, hat sich die Nachfrage in 
den späten 90er Jahren auf die Studienfächer Be-
triebswirtschaft, Jura und Wirtschaftsingenieur-
wesen ausgedehnt. Mittlerweile gibt es also eine 
größere Fächerbreite, wobei der Schwerpunkt 
der Einstellungen laut Herrn Petmecky heute 
eindeutig im kaufmännischen Bereich liegt. 

Allerdings ist die absolute Zahl von rund 80 neu 
eingestellten Hochschulabsolventen im Jahr 2004 
sehr gering, gemessen an der wirtschaftlichen 
Größe des Unternehmens und der Gesamtzahl 
von fast 250.000 Beschäftigten im Konzern. Für 
das Jahr 2005 ist laut dem Unternehmensvertre-
ter noch ein ähnlicher Wert zu erwarten, wobei 
zukünftig gezielt über dem bisherigen Bedarf 
eingestellt werden soll. Das sei, so erläuterte Herr 
Petmecky, eine kalkulatorische Größe: Der Be-
darf an Mitarbeitern, auch an jenen mit akade-
mischem Abschluss, sei insgesamt eher abneh-
mend. Aus der Zeit als Bundesbehörde heraus 
sei das eine demografische Tatsache, denn es ge-
be einen relativ festen Personalkörper mit Be-
schäftigten überwiegend im mittleren Alter und 
demnach mit wenig Fluktuation. „Aber trotzdem 
müssen wir aus strategischer Sicht natürlich auch 
schauen, wo und wie wir unseren Führungs-
nachwuchs heranziehen: warten wir ab, oder 
kaufen wir den Bedarf in sieben, acht, neun, 
zehn Jahren ein, oder sollen wir jetzt zumindest 

                                                           
318 Das Gespräch mit Herrn Petmecky wurde am 18. Juli 

2005 telefonisch geführt. 

etwas das Ventil öffnen.“ In dieser Abwägung 
habe man sich entschieden, mittelfristig mehr 
Hochschulabsolventen einzustellen als absehbar 
direkt benötigt würden. Das sei aber gerade im 
technischen Bereich, in dem faktisch kaum Be-
darf an Neueinstellungen bestehe, in gewisser 
Weise eine Gratwanderung, auch in der Argu-
mentation gegenüber den Personalverantwortli-
chen in den einzelnen Bereichen. 

_ÉêìÑëÉáåëíáÉÖ=ÑΩê=eçÅÜëÅÜìä~ÄëçäîÉåíÉå=

Der Einstieg für Hochschulabsolventen bei der 
Telekom ist auf zwei Wegen möglich: zum einen 
über ein Traineeprogramm, zum anderen als Di-
rekteinstieg. Das Traineeprogramm bildet dabei 
den Schwerpunkt, zumindest nach den Zahlen 
in den vergangenen Jahren. Das Programm ist 
derzeit auf 15 Monate angesetzt, soll jedoch auf 
18 Monate erweitert werden; es umfasst sowohl 
verschiedene Ausbildungsstufen im Inland als 
auch einen obligatorischen Auslandsaufenthalt. 
Das Traineeprogramm wird bislang von der haus-
eigenen Telekom-Bildungsakademie gesteuert. 

Die verstärkte Einstellung von Hochschulabsol-
venten, so ist geplant, soll für beide Bereiche gel-
ten, also für das Traineeprogramm und den Di-
rekteinstieg. Zukünftig sollen dort jeweils rund 
150 Absolventen pro Jahr ihren Berufsweg be-
ginnen. 

Diese Neuausrichtung ist auch eine Folge der 
Studienstrukturreformen: Mit dem gestuften Stu-
diensystem stehen dem Unternehmen nun Hoch-
schulabsolventen mit verschiedenen Studienab-
schlüssen als potenzielle Mitarbeiter zur Verfü-
gung. Geplant ist, die Bachelorabsolventen vor-
wiegend ins Traineeprogramm zu nehmen und 
die höher qualifizierten Absolventen für den Di-
rekteinstieg vorzusehen. Somit ist zu erwarten, 
dass in Zukunft ungefähr gleich viele Bachelor-
absolventen pro Jahr eingestellt werden wie 
Absolventen mit einem Diplom-, Master- oder 
Doktorgrad. 

bêï~êíìåÖÉå=~å=eçÅÜëÅÜìä~ÄëçäîÉåíÉå=

Obgleich für ein großes Unternehmen wie die 
Telekom schwer allgemein zu sagen ist, welche 
Qualifikationen die Hochschulabsolventen mit-
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bringen sollten, gibt es doch einen Punkt, den 
Herr Petmecky als übergreifend wichtig bezeich-
nete: die methodische Kompetenz, das Hand-
werkszeug des jeweiligen Faches. So müsse zum 
Beispiel ein Absolvent der Betriebswirtschaft im 
Unternehmen in der Lage sein, eine Fragestel-
lung von der kaufmännischen Seite zu betrach-
ten. Im Studium müssten daher entscheidungs-
relevante Fragestellungen vertieft werden und 
Methoden gelehrt werden, etwa die Finanzma-
thematik. Für Ingenieure gelte das gleiche Prin-
zip, die Notwendigkeit, theoretisches Wissen 
auf praktische Zusammenhänge zu übertragen. 
Gerade diese methodischen Fähigkeiten seien 
aber bei Bewerbern oft wenig ausgeprägt, also 
offensichtlich unzureichend vermittelt worden: 
„Und das vermissen wir sehr, sehr stark, auch 
bei Hochschulabsolventen.“ Häufig seien die 
Absolventen zwar in der Lage, einen Bericht zu 
schreiben und fachlich mitzureden, könnten aber 
die eigenen Kenntnisse nicht auf praktische Zu-
sammenhänge anwenden, ihr Fachwissen nicht 
selbst weiterentwickeln. Das sei aber für das Un-
ternehmen ein entscheidender Punkt, der auch 
bei der Bewerbung auf jeden Fall abgeprüft wer-
de. Besonders deutlich trete dieser Mangel bei 
Fachhochschulabsolventen zutage. 

^ìëÄáäÇìåÖëéêçÑáäÉ=

Als Wunsch formulierte der Unternehmensver-
treter: „Was wir da gerne tun würden und was 
wir auch im Rahmen unserer Führungskräfte-
entwicklung tun, vor allem mit den Hochschulen 
zusammenarbeiten, die ganz unterschiedliche 
Profile mit ganz unterschiedlichen Ausbildungs-
schwerpunkten entwickeln.“ Bisher habe es die-
se Profile vor allem durch die Unterschiede der 
beiden Hochschularten gegeben. Der praktischen 
Wissensvermittlung an den Fachhochschulen ste-
he die eher methodisch-wissenschaftliche Vor-
gehensweise an den Universitäten gegenüber. 
Durch die Studienreformen würden aber, so die 
Befürchtung, diese langjährig entwickelten Pro-
file verschwimmen. 

Mit der Umstellung des traditionellen Langstu-
diums auf ein Studium mit kürzeren Studienstu-
fen, so die Befürchtung, könnte sich das oben 
angesprochene Problem der mangelnden Fach- 

und Methodenkenntnis noch verschärfen, „weil 
die Hochschulen sich nicht die Zeit nehmen, das 
methodische Handwerkszeug zu vermitteln und 
Dinge zu vertiefen“. Das sei allerdings in einem 
dreijährigen Bachelorstudium auch schwierig, 
denn in zweieinhalb Jahren – sofern man ein Se-
mester für die Bachelorarbeit einrechne – könne 
man eben nicht viel mehr vermitteln als ein be-
grenztes Grundlagenwissen. Vor diesem neuen 
Problem stünden nun beide Institutionen, die 
Universitäten wie die Fachhochschulen. Daher 
werde es den Hochschulen insgesamt sehr schwer 
fallen, die vom Unternehmen gewünschten star-
ken Profile zu entwickeln. „Wir befürchten, dass 
die Profile dann austauschbar sind.“ 

Die Universitäten, so die Sorge, werden ihr wis-
senschaftliches Programm auf ein Minimalpro-
gramm einschränken, so dass methodische Kom-
petenzen und analytische Fähigkeiten im Bache-
lorstudium weniger als im traditionellen Studium 
gefördert würden. Die Fachhochschulen könn-
ten zwar ihre Anwendungsorientierung beibe-
halten, müssten aber aus Zeitgründen vermut-
lich die wissenschaftliche Ausbildung vernach-
lässigen, so dass die Absolventen nach einem 
solchen Bachelorstudium nicht masterfähig seien. 
Die Besorgnis, eine Verkürzung der Studienzei-
ten habe Defizite in der akademischen Ausbil-
dung zur Folge, gehe also in beide Richtungen. 

Da die Fachhochschulen wie die Universitäten 
gleichermaßen berechtigt sind, die neuen Stu-
dienabschlüsse zu verleihen, bestehe zudem die 
Gefahr, dass beide Institutionen nun vermehrt 
konsekutive Programme anbieten und versu-
chen, ihre Studierenden für das Masterstudium 
an der Hochschule zu halten. Das aber sei gegen-
sätzlich zu dem, was die Reform eigentlich be-
wirken solle: ein profiliertes Studienangebot zu 
schaffen, das die Stärken der unterschiedlichen 
Hochschularten betont. 

_ÉêìÑëéê~âíáâ~=ï®ÜêÉåÇ=ÇÉê=píìÇáÉåòÉáí=

Wie alle befragten Unternehmensvertreter sagte 
auch Herr Petmecky, dass es Studierenden ge-
nerell sehr zu empfehlen sei, während der Stu-
dienzeit ein Berufspraktikum zu absolvieren. Er 
wies aber gleichzeitig darauf hin, dass Praktika 
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mit einer Dauer von zwei oder drei Monaten, 
wie sie üblicherweise ins Studium integriert oder 
von Studierenden selbst organisiert würden, aus 
seiner Sicht zu kurz seien. Auch im Bachelorstu-
dium, so der Unternehmensvertreter, sollte das 
Praktikum mindestens drei Monate umfassen, 
„einfach, um die Breite zu haben“. Diese Forde-
rung sei, zugegeben, schwer zu erfüllen, denn 
gleichzeitig werde häufig gefordert, die Studie-
renden sollten vor allem schnell mit ihrem Stu-
dium fertig werden und möglichst jung in den 
Arbeitsmarkt eintreten. 

Angesichts dieser Situation müssten wiederum 
die Unternehmen bereit sein, so Herr Petmecky 
weiter, Bachelorabsolventen auch dann aufzu-
nehmen, wenn sie nur kürzere Praktika absol-
viert haben. „Aber dann müssen wir sehr auf-
passen, dass die Leute mit einem Bachelor nicht 
über ein Praktikum den Einstieg ins Berufsleben 
finden, das ist eigentlich nicht der Sinn der Sa-
che.“ 

^åïÉåÇìåÖëÄÉòçÖÉåÉ=píìÇáÉåáåÜ~äíÉ=ìåÇ=
Ç~ë=~ääÖÉãÉáåÉ=wÉáíéêçÄäÉã=

Für die praxisnahe Ausbildung im Studium 
selbst gebe es zahlreiche Möglichkeiten. Beson-
ders sinnvoll seien Lehrveranstaltungen, die ge-
meinsam von Hochschuldozenten und Berufs-
praktikern durchgeführt werden – eine Art der 
Ausbildung, die auch für die Unternehmen von 
Interesse sei. Das berufsbezogene Studienange-
bot scheitere aber ganz häufig an Zeitmangel, 
und zwar vor allem deshalb, weil in der Hoch-
schule oft erst die Mängel der schulischen Aus-
bildung behoben werden müssten, bevor die 
eigentliche akademische Ausbildung beginne: 
„Was wir praktisch gesehen haben, ist, dass die 
Hochschulen sich diese Zeit dafür gar nicht neh-
men können, weil sie eher im Studium damit be-
schäftigt sind, die Defizite aus der Schule aus-
zugleichen.“ Diese Verschiebung der Bildungs-
defizite setze sich immer weiter fort, zuerst von 
der Schule in die Hochschule, dann von der 
Hochschule ins Unternehmen. 

Durch die Umstellung auf kürzere Studienstu-
fen, so die Prognose des Unternehmensvertre-
ters, wird sich das Problem eher noch verschär-
fen. Der Zeitdruck, unter dem sowohl die Leh-

renden als auch die Studierenden im neuen Sys-
tem arbeiten müssten, sei enorm. „Wir haben die 
Studierenden früher dahingehend erzogen: ‚Lasst 
euch Zeit, macht eine Banklehre, geht auf die 
Uni, naja, und wenn ihr dann mit 30 fertig seid, 
ist es immer noch früh genug.‘ Und alle haben 
im Prinzip toleriert, dass das Durchschnittsalter 
von Hochschulabsolventen jenseits der 27 gewan-
dert ist. Jetzt wird endlich ein Signal gesetzt, im 
europäischen Wettbewerb auch beim Absolven-
tenalter auf Transparenz zu setzen.“ Zukünftig 
werde ein Hochschulabsolvent wahrscheinlich 
schon mit 27 oder 28 Jahren als zu alt für den 
Berufseinstieg gelten. 

Das sei ein ganz neues Denken, für Studieren-
de, für Lehrende und für Arbeitgeber. „Dieser 
Paradigmenwechsel kommt für viele doch sehr 
plötzlich, auch in den Unternehmen selber.“ 

^âòÉéí~åò=ÇÉë=_~ÅÜÉäçêë=áã=råíÉêåÉÜãÉå=

Grundsätzlich, das sagte Herr Petmecky aus-
drücklich, werde aber der Bachelor im Unter-
nehmen akzeptiert, „und von daher braucht der 
Absolvent keine Angst zu haben, denn er kann 
sich dann ja später noch weiter spezialisieren.“ 
Die Position der Deutschen Telekom, den Bache-
lor im Unternehmen willkommen zu heißen, sei 
also ernst gemeint.319 Das Traineeprogramm bie-
te einen idealen Einstieg für Bachelorabsolven-
ten. „Es sind es ja gerade die jungen Absolventen 
mit maximal 22 Jahren, die wir da sehen wol-
len.“ 

Hier liegt aus Sicht der Telekom der klare Vor-
teil eines gestuften Studiensystems: Das Bache-
lorstudium ist schnell absolviert, die Absolven-
ten sind noch jung, und wenn sie sich dann spä-
ter noch spezialisieren wollen, können sie das 
bewusst machen, basierend auf der Berufserfah-
rung und auf die konkreten Anforderungen im 
Beruf ausgerichtet. Bei dem anschließenden Mas-
terstudium handele es sich somit um eine be-
wusste Vertiefung im Nachhinein, um eine ge-
zielte Spezialisierung. Damit vermeide man, dass 
alle Studierenden eine lange Hochschulausbil-

                                                           
319 Die Deutsche Telekom AG gehört zu den Erst-Unter-

zeichnern der „Bachelor welcome!“-Erklärung, siehe S. 
86 im vorliegenden Bericht. 
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dung durchlaufen müssen, die beruflich unge-
richtet oder nur für einen kleinen Teil der Stu-
dierenden vom Berufsbild her interessant ist, 
wie es beispielsweise im traditionellen System 
bei der juristischen Ausbildung der Fall sei. 

^ìëÄáäÇìåÖ=ìåÇ=báåë~íòÄÉêÉáÅÜ=ÇÉê=_~ÅÜÉäçêë=

Herr Petmecky äußerte sich auch zu der Frage, 
was er als Unternehmensvertreter von der Posi-
tion der TU9 halte, dem Zusammenschluss von 
neun Technischen Universitäten in Deutschland, 
die nach eigenen Aussagen zwar Bachelorstudie-
rende ausbilden wollen, aber im Master das ei-
gentliche Ausbildungsziel sehen (siehe S. 83 im 
vorliegenden Bericht). 

Für den technischen Studienfachbereich, so der 
Telekom-Repräsentant, sei das durchaus ver-
ständlich: „Ich kann mir vorstellen, dass das eine 
sympathische Argumentation für jemanden an 
einer technischen Universität ist. In einem tech-
nischen Studiengang kann man sich eben einfach 
nicht erlauben, die Leute nach drei Jahren aus-
zuspucken und zu sagen: ‚Die haben jetzt schon 
ein Profil, das sind Leute, die eine Qualifikation 
haben, mit der sie die Welt verändern können‘, 
und dass die dann sagen: ‚Unsere Leute sollten 
auf jeden Fall ihren Master machen‘, das verste-
he ich schon.“ 

Auf die Nachfrage, ob die Position der TU9 die 
Haltung der Telekom zum ingenieurwissenschaft-
lichen Bachelorstudium wiedergebe, dass man 
also einen Fachingenieur nicht in drei Jahren 
ausbilden könne, sagte Herr Petmecky, das sei 
in der Tat schwierig. Es komme aber immer da-
rauf an, wo jemand im Unternehmen eingesetzt 
werden solle. „Wenn ich jemanden mit Ingeni-
eurs-Basiswissen brauche, den ich im Vertrieb 
einsetzen kann, dann kann das funktionieren. 
Wenn ich aber jemandem sage, er soll jetzt für 
mich auch Kommunikationsstrategien erarbei-
ten, er soll Produkte (…) gestalten, er soll jetzt 
auch Innovation, Forschung und Entwicklung 
treiben – kann ich mir nicht vorstellen, dass er 
das einfach mit einem dreijährigen Bachelor hin-
kriegt.“ Von einem Absolventen mit einem Mas-
terabschluss oder einer Promotion sei das hin-
gegen durchaus zu erwarten. Für Bachelorabsol-

venten, das bestätigte Herr Petmecky, wird es 
bei der Telekom also zukünftig in der Einstiegs-
phase sicherlich andere Einsatzfelder geben als 
für Masterabsolventen. 

Hauptsächlich sollen die Bachelorabsolventen, 
wie oben angeführt, ohnehin über das Trainee-
programm einsteigen. Dieses Programm, so schil-
derte Herr Petmecky, hat für das Unternehmen 
ganz klar Ausbildungscharakter, denn die jun-
gen Absolventen arbeiten in dieser Zeit in ver-
schiedenen Unternehmensbereichen und erwer-
ben dort grundlegende fachliche und methodi-
sche Kenntnisse, „das heißt, wir schaffen uns sel-
ber eine Möglichkeit, die Leute mit einem Bache-
lor einzuarbeiten“. Das Traineeprogramm sei für 
Bachelorabsolventen sogar besser geeignet als für 
Hochschulabsolventen mit einem traditionellen 
Abschluss, da sie jünger und aufnahmebereiter 
seien. 

Der direkte Weg hingegen, also die Einstellung 
on the job, sei für Bachelorabsolventen aus Sicht 
der Telekom eher schwierig. „Vielleicht im Per-
sonalbereich, Personalsachbearbeitung, vielleicht 
bei bestimmten Vertriebsfunktionen, das könn-
te ich mir schon vorstellen.“ Aber auch hier, so 
machte der Unternehmensvertreter deutlich, 
werden intern Gespräche geführt, und es gibt 
noch keine hundertprozentige Festlegung der 
Einstiegsmöglichkeiten und Einsatzbereiche. 
„Das ist ein Prozess, der im Augenblick bei uns 
stattfindet; wir sind auch im Augenblick dabei, 
unser gesamtes Thema Führungskräfte-Manage-
ment neu zu überarbeiten, neu zu koordinieren, 
und dadurch kommen natürlich auch solche 
Diskussionen zustande. Da gibt es noch viel zu 
tun. Ich würde nicht sagen, wir sind noch am 
Anfang, aber wir sind eben noch nicht am En-
de.“ 

tÉáíÉêÄáäÇìåÖ=ΩÄÉê=Ç~ë=j~ëíÉêëíìÇáìã=

Auf die Frage, ob die Weiterbildung in Form ei-
nes Masterstudiums von den Bachelorabsolven-
ten im Unternehmen erwartet werde, sagte Herr 
Petmecky, nein, das sei nicht unbedingt eine Er-
wartung, aber im Augenblick fehlten für solche 
Aussagen generell noch die Erfahrungswerte. So 
sei bislang unklar, wie viele Bachelorabsolventen 
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überhaupt direkt nach ihrem ersten Studium auf 
den Arbeitsmarkt gingen. „Wenn man in die 
USA schaut, dann ist das System dort ja stärker 
geregelt, da gibt es dann meinetwegen eine Quo-
te von 30, 35, 40 %, und wenn das die Realität 
wird, dann würde das für uns auch okay sein.“ 

Dennoch werde die gestufte Aus- und Weiter-
bildung bei der Telekom auf jeden Fall themati-
siert. Sicherlich werde es zukünftig auch Model-
le für diejenigen Mitarbeiter geben, die an einem 
berufsbegleitenden Masterstudium interessiert 
seien, zumal eine gezielte Spezialisierung für 
das Unternehmen sehr wichtig sein könne. Zu 
klären sei noch, in welcher Form das dann ge-
schehe, also ob als Vollzeitstudium oder in Teil-
zeit neben dem Beruf. „Das müsste man natür-
lich auch organisatorisch aufsetzen, das heißt, 
die gut qualifizierten Leute, die sich weiterbilden 
möchten, müssen dann auch die Chance haben, 
für eine Zeitlang von ihrer Tätigkeit im Unter-
nehmen freigestellt zu werden.“ Dabei komme 
es auch darauf an, welche Kooperationsformen 
von der Seite der Hochschulen möglich seien. 

báåëíáÉÖëÖÉÜ~äí=ÑΩê=_~ÅÜÉäçêJ=ìåÇ=j~ëíÉêJ
~ÄëçäîÉåíÉå=

Bisher, so Herr Petmecky, gibt es bei der Telekom 
noch keine feste Zuordnung der Bachelor- und 
Masterabsolventen zu den üblichen Gehaltsklas-
sen, wobei in der Personalentwicklung an einem 
entsprechenden Einstufungssystem gearbeitet 
werde. 

Absehbar wird das Einstiegsgehalt für Bachelor-
absolventen etwas unterhalb des jetzigen Gehalts 
für die Trainees liegen, vor allem, weil ein Ba-
chelor bei seinem Berufseinstieg deutlich jünger 
sein wird als ein Diplomabsolvent im Trainee-
programm. Bei einem Master, so der Unterneh-
mensvertreter, hänge die Einstufung davon ab, 
welche Art von Masterstudium er absolviert ha-
be und wie viel praktische Erfahrung bereits vor-
liege. „Das würden wir sehr stark von dem Pro-
fil der Leute abhängig machen.“ Jemand, der bei-
de Studienstufen direkt hintereinander durch-
laufen habe, sei bezüglich des Einstiegsgehalts 
mit einem Diplomabsolventen vergleichbar. Dem-
gegenüber werde jemand, der beispielsweise erst 

ein Bachelorstudium absolviert, dann Berufser-
fahrung gesammelt und sich anschließend im 
Masterstudium spezialisiert habe, von Unterneh-
mensseite sicherlich höher eingeschätzt, was sich 
auch im Einstiegsgehalt zeige. 

Zukünftig reiche es eben nicht mehr aus, für die 
Gehaltseinstufung allein auf den Hochschultyp 
zu schauen, sondern man müsse zukünftig das 
Profil des Bewerbers genau ansehen und dann 
entsprechend die finanzielle Frage klären. Zwar 
gebe es eine Bandbreite an Tarifstufen für Hoch-
schulabsolventen, die man auch weiterhin nut-
zen könne, aber die Einstufung in die Gehalts-
klassen sei nicht mehr so einfach wie im tradi-
tionellen System. „Ich denk mal, die Variations-
breite wird größer werden, und auch die Zeit, 
die man sich mit den Leuten beschäftigen muss. 
Also, die Vielfalt der Ausbildungsprofile könnte 
größer werden – was nicht negativ ist; was uns 
aber vor neue Herausforderungen stellt.“ 

Dabei gehe es jedoch weniger um neue Verhand-
lungen zwischen den Tarifpartnern – ein Punkt, 
den Herr Lukasczyk für die RAG angeführt hat-
te, siehe S. 173 –, denn man sei sich eigentlich 
einig, dass die Tarife harmonisiert werden müss-
ten. Vielmehr werde es unternehmensinterne Ge-
spräche zur Neugestaltung des Gehaltssystems 
geben. Für ein Unternehmen wie die Deutsche 
Telekom, so sagte Herr Petmecky offen, bestehe 
dahingehend Nachholbedarf. „Wir sind ja in den 
letzten Jahren nicht gerade als Unternehmen be-
kannt, das viel einstellt. Das bedeutet, dass wir 
unsere Attraktivität für Hochschulabsolventen 
erst wieder steigern müssen, damit wir über-
haupt um die besten Kräfte konkurrieren kön-
nen.“ 

fåÑçêã~íáçå=ΩÄÉê=Ç~ë=åÉìÉ=píìÇáÉåëóëíÉã=

Die Frage, ob sich die Deutsche Telekom als Un-
ternehmen ausreichend über die Studienreformen 
informiert fühle, beantwortete Herr Petmecky 
mit der Gegenfrage, wer denn in diesem Fall in-
formieren solle. Die Politik sei dafür da, die Rah-
menbedingungen zu setzen, stehe aber nicht un-
bedingt in der Informationspflicht. Außerdem 
sei das im föderalen System ohnehin schwierig, 
da manche Aspekte eben nur speziell für be-
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stimmte Bundesländer gälten. „Bildung ist in 
Deutschland Ländersache, da würde es gar 
nichts nützen, wenn jetzt zum Beispiel NRW den 
Unternehmen sein Hochschulkonzept verkauft. 
Das kann dann ja für ein anderes Land schon 
wieder anders sein.“ Für ein auf nationaler Ebe-
ne und darüber hinaus operierendes Unterneh-
men sei das zu wenig, zumal die Nachwuchs-
kräfte für den Konzern zunehmend auch im Aus-
land rekrutiert werden sollen. Deshalb sei die 
Folgerung klar: „Da sind wir schon selber gefor-
dert, etwas zu tun, etwa selbst mit den interes-
santen Hochschulen zusammenarbeiten.“ 

wìë~ããÉå~êÄÉáí=îçå=råíÉêåÉÜãÉå=ìåÇ=
eçÅÜëÅÜìäÉå=

Das bedeute praktisch, dass Unternehmensver-
treter den Kontakt zu Hochschulvertretern su-
chen und ihre Wünsche deutlich äußern sollten. 
„Die Unternehmen müssen aktiv an die Hoch-
schulen herantreten und bestehende Kontakte 
intensivieren. Wir müssen den Leuten klar sagen, 
was wir erwarten und was auf sie zukommt.“ 
Nur so könnten Erwartungen wie beispielsweise 
die eines längeren Berufspraktikums oder jene 
an die methodische Ausbildung den Studienan-
bietern vermittelt werden. Auch dabei gelte zu 
bedenken, so sagte der Unternehmensvertreter 
einschränkend, dass die Arbeitgeber selbst na-
türlich noch nicht alles wüssten. „Wir vermuten 
da jetzt erst mal vieles. Wir müssen uns das ja 
auch erst erarbeiten, das wird ein längerer Dis-
kussionsprozess.“ 

Auf der anderen Seite, so Herr Petmecky, haben 
die Hochschulen als Wettbewerber und Anbieter 
eine Bringschuld, denn sie wollten ja ihre „Pro-
dukte“ vermarkten und müssten deshalb darüber 
informieren. Viele Hochschulen seien schon sehr 
aktiv und verfügten über kooperative Einrich-
tungen wie Fördervereine, Alumnigruppen, For-
schungsverbünde sowie Zentralstellen für die 
Vermittlung von Berufspraktika und Nebenjobs. 
„Es gibt heute schon viele Kontakte ins Unter-
nehmen, die die Hochschulen nutzen. (…) Na-
türlich, manche Hochschulen sind schon viel 
stärker involviert als andere.“ Noch immer ge-
be es Hochschulen, die an ihrem traditionellen 
Denken festhielten. Hier muss dem Arbeitgeber-

vertreter zufolge ein Umdenken einsetzen, jede 
Hochschule muss sich mit der Frage befassen, 
was eigentlich ihr Profil sein soll. Dabei sei es 
wiederum hilfreich, wenn die Unternehmen er-
klären würden, was Hochschulabsolventen für 
sie besonders attraktiv mache, warum sie auf be-
stimmte Studieninhalte besonderen Wert legten, 
und welche Aspekte in den Bewerbungsverfah-
ren eine wichtige Rolle spielten. 

Die Telekom selbst habe an der Zusammenarbeit 
großes Interesse: „Wir versuchen das auch zu 
forcieren, also, wenn jetzt eine Hochschule ak-
tiv ist, auf uns zukommt und sagt: ‚Wir wollen 
gerne mit euch zusammenarbeiten‘, ob bei For-
schungsthemen sind oder Praktika, werden wir 
sehr offen reagieren.“ Solche Kooperationen 
seien auf jeden Fall für beide Seiten hilfreich. 

_ÉïÉêíìåÖ=ÇÉê=oÉÑçêãÉå=ìåÇ=_äáÅâ=áå=ÇáÉ=
wìâìåÑí=

Der Unternehmensvertreter äußerte mit Blick 
auf die Zukunft noch eine gewisse Skepsis, was 
die praktische Umstellung der traditionellen Stu-
dienangebote betrifft. „Das wird zumindest in 
den nächsten zwei, drei Jahren sehr schwierig 
werden, weil natürlich auch der Markt bezie-
hungsweise die Studenten, die den Markt ma-
chen, dies erst mal verinnerlichen muss.“ 

Man müsse auch realistisch erkennen, dass in 
den Unternehmen gegenüber dem Bachelor noch 
große Vorbehalte bestünden, die aber vor allem 
auf fehlende Erfahrung zurückzuführen seien. 
„Wenn wir heute ein Einstiegsalter von 22 Jahren 
voraussetzen würden, hätten einige Kollegen 
vermutlich große Probleme damit.“ Somit sieht 
Herr Petmecky durchaus die Problematik, dass 
es die Bachelors der ersten und zweiten Genera-
tion auf dem Arbeitsmarkt schwer haben werden. 
„Die Bachelorabsolventen werden wahrschein-
lich erst mal noch als Sonderlinge betrachtet, an-
ders als zum Beispiel in den USA oder in Eng-
land, wo es ja Standard ist, in dem Alter einzu-
steigen.“ 

Trotz dieser Anlaufschwierigkeiten und des gro-
ßen Aufwands, der für alle Beteiligten mit der 
Umstellung auf das neue Studiensystem ver-
bunden ist, sieht der Unternehmensvertreter die 
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Reform aber insgesamt positiv: „Die Komplexität 
ist relativ hoch, aber wir wollen ja einen euro-
päischen Markt, und so müssen wir eben unse-
re Leute motivieren. Die Umstellung macht das 
Ganze vergleichbar. Das ist wie mit dem Euro!“ 

Der Blick in die Zukunft ergab für Herrn Pet-
mecky vor allem ein Bild: den durch harten Wett-
bewerb geprägten Markt der Studienanbieter und 
Studiennachfrager. Vermehrt werde es Listen und 
Rankings geben, in denen sich die Hochschulen 
und Fachbereiche behaupten wollten und müss-
ten, so dass die Unternehmen sich bei ihrer Su-
che nach Nachwuchskräften daran orientieren 
könnten. „Das ist positiv! Es wird mehr Wettbe-
werb und damit mehr Qualität geben. Aber: Wir 
müssen ja auch irgendwie an die Leute rankom-
men, und das wird eine Herausforderung sein.“ 

bäáíÉëíìÇáÉåÖ®åÖÉ=ìåÇ=_êÉáíÉå~ìëÄáäÇìåÖ=

Gerade in der Anfangsphase der neuen Studien-
gänge gibt es häufig den Typus des elitären Stu-
diengangs, dessen Studienplatzzahl eng begrenzt 
ist, dessen Studierende ein Auswahlverfahren 
durchlaufen haben und sich ihrer Exklusivität 
bewusst sind, der mit hervorragender Ausstat-
tung und gutem Betreuungsverhältnis wirbt und 
aufgrund dieses Profils mit beachtlicher finan-
zieller Förderung bedacht wird. An Herrn Pet-
mecky richtete sich die Frage, was seiner An-
sicht nach mit all den Studieninteressierten pas-
sieren werde, die nicht den Zugang zu einem 
dieser Studiengänge fänden und dies vielleicht 
auch gar nicht wollten, sondern Interesse an ei-
nem traditionellen Breitenfach zeigten, etwa Be-
triebswirtschaftslehre oder Politikwissenschaft. 

Auch hier gab der Unternehmensvertreter seinem 
Vertrauen in den Hochschulmarkt Ausdruck: 
„Das wird sich dann auf dem Markt schon ent-
wickeln. Es wird die kleinen, spezialisierten Elite-
studiengänge geben, und es wird die breiteren 
Angebote geben, wie früher die Diplomstudien-
gänge BWL oder ähnliches.“ Manche Hochschu-
len würden ihren Schwerpunkt auf die Breiten-
ausbildung legen, oder, wie es Herr Petmecky 
bildlich formulierte, ihr Prinzip ist: „großer Aus-
stoß, sozusagen Massenproduktion, aber effizient 
und gut in der Qualität“, und daneben werde 

es tatsächlich die angeführten elitären Studien-
angebote geben, die sich unter anderem durch 
besonders hochkarätige Firmenkontakte und ex-
klusive Veranstaltungen auszeichneten. 

Dieses „Branding“ der Hochschulen, das Schaf-
fen von Markenstudiengängen, das werde es in 
beiden Bereichen geben, da ist sich Herr Petmecky 
sicher. Denn schließlich finde das alles auf einem 
Markt statt, wo jeder Anbieter daran interessiert 
sei, sein Produkt anzupreisen. Generell gelte: Je 
mehr sich ein Studiengang präsentiert, je mehr 
die Unternehmen von einem Studiengang wissen, 
desto besser können sie sich auf das jeweilige 
Profil verlassen. Das bedeute auch, dass die Hoch-
schulen mehr Transparenz zeigen und stärker 
darstellen müssten, wen sie da eigentlich mit 
welchem Profil ausbilden. Die Hochschulen soll-
ten also als Wettbewerber auftreten, Schwerpunk-
te in der Ausbildung setzen, sich profilieren. 

píìÇáÉåÖÉÄΩÜêÉå=

Damit eng verbunden sei das Thema Studien-
gebühren. Was mit der Studienstrukturreform 
begonnen hat, davon ist der Unternehmensver-
treter überzeugt, wird sich mit der Einführung 
von Studiengebühren fortsetzen: Der Markt für 
Studienangebote entwickle sich, „und dieser 
Markt wird sich in den nächsten Jahren zurecht-
rücken“. Das werde mit Sicherheit auch dazu 
führen, dass einzelne Studiengänge oder auch 
ganze Hochschulen aus der Hochschullandschaft 
verschwinden. Denn wenn die Studierenden zu-
künftig für ihr Studium bezahlen müssen, so 
Herr Petmecky, werden sie dafür eine angemes-
sene Gegenleistung erwarten. „Wenn eine Hoch-
schule lediglich ein Massenprogramm anbietet, 
mit überfüllten Seminaren, mit schlechter Aus-
stattung, mit zu wenig Büchern und mit man-
gelnder Betreuung, dann werden die Studieren-
den für Verbesserungen streiken! Oder aber sie 
werden mit den Füßen abstimmen und den 
Schulen den Rücken zukehren, die keine wett-
bewerbsfähigen Rahmenbedingungen bieten.“ 

^åÄáÉíÉê=ìåÇ=k~ÅÜÑê~ÖÉê=~ìÑ=ÇÉã=_áäÇìåÖëã~êâí=

„Der Hochschulmarkt wird spannend“, so Herr 
Petmecky. Die Unternehmen beschleunigten die-
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se Entwicklung noch, denn sie seien zur Zeit 
sehr wählerisch, was neu einzustellende Hoch-
schulabsolventen betreffe, stellten insgesamt 
wenig neue Mitarbeiter ein, worauf die Hoch-
schulen mit der Begrenzung von Studierenden- 
und Absolventenzahlen reagierten. „Und in ei-
nigen Jahren werden wir dann wieder einen 
Mangel an Fachkräften haben, den wir als Un-
ternehmen aber selbst mit verursacht haben.“ 
Da müsse sich jetzt etwas tun, denn eigentlich 
müssten die Unternehmen bereit sein, auch über 
Bedarf einzustellen, um eine solche Reaktions-
kette zu verhindern. 

Der Bildungsmarkt werde sich in den nächsten 
Jahren weiter entwickeln, und das werde ernste 
Folgen haben: 

• für die Hochschulen, die sich nicht an die 
Wettbewerbsbedingungen anpassen können, 
die ihre Produktion nicht richtig einschätzen 
können, die mit schlechter Qualität anbieten, 
die nicht auf den Bedarf am Arbeitsmarkt ein-
gehen, 

• aber auch für die Unternehmen, die keine ver-
nünftigen Strategien für die Rekrutierung und 
die Weiterbildung von Führungskräftenach-
wuchs haben, die sich nicht weiter um den 
Kontakt zu den Hochschulen bemühen, die 
sich nicht genügend um die Weiterbildung 
ihrer Mitarbeiter kümmern. 

Denn insgesamt sei zu erwarten, dass vielfälti-
gere Möglichkeiten für Studienanbieter und Stu-
diennachfrager bestehen, die aber auch mehr In-
formationsarbeit für die Beteiligten bedeuteten. 
„Worauf wir uns als Unternehmen natürlich ein-
stellen müssen: Es wird sehr viel mehr indivi-
duelle Wege geben.“ So sei es für die Telekom 
abzusehen, dass die Kosten für die individuelle 
Weiterbildung weiter ansteigen werden. 

Auf der anderen Seite würden auch die Hoch-
schulen erkennen, dass sie ihre Studierenden 
und Absolventen viel länger begleiten sollten. 
Nicht umsonst, so der Unternehmensvertreter, 
gebe es zunehmend die Alumnivereine und ähn-
liche Aktivitäten. Dahinter stehe natürlich auch 
der wirtschaftliche Gedanke. „Die Hochschulen 
werden zunehmend Bildung als lebenslanges 
Geschäft begreifen, wie in den USA oder in Groß-

britannien, da ist das schon selbstverständlich. 
Der Vorteil der neuen Studiengänge ist: Die Leu-
te kommen schneller ins Berufsleben rein. Aber 
um à jour zu bleiben, muss man ihnen die Mög-
lichkeit zur Weiterqualifizierung geben.“ Das 
könnten die Hochschulen über ihre Angebote 
zur akademischen Weiterbildung aufgreifen. Die 
Unternehmen müssten dann gemeinsam mit ih-
ren Mitarbeitern die weitere Karriere planen, die 
zum Beispiel ein weiteres Studium einbeziehe. 
„Wenn sich Studiengebühren durchgesetzt ha-
ben, bedeutet ein kürzeres Studium für die Hoch-
schule zunächst einmal einen Verlust“, denn im 
Vergleich zum traditionellen langen Studium 
sind die Einkünfte pro Studierenden nun ledig-
lich drei Jahre gesichert, „aber diese Verluste 
werden die Hochschulen kompensieren können, 
indem sie ihre Kunden länger betreuen und be-
gleiten“. 

c~ääëíìÇáÉ=QW=aÉìíëÅÜÉ=_~Üå=

råíÉêåÉÜãÉåëÇ~íÉå=

Mit der Eröffnung der ersten deutschen Bahn-
strecke zwischen Nürnberg und Fürth im Jahr 
1835 hatte – rund zehn Jahre nach dem ersten 
Einsatz einer Schieneneisenbahn in England – 
auch in Deutschland eine neue Ära begonnen. In 
den folgenden Jahren wurden zur Finanzierung 
von Eisenbahnstrecken vor allem private Aktien-
gesellschaften gegründet, während es lediglich 
in zwei Teilstaaten des Deutschen Bundes von 
Beginn an ein staatliches Eisenbahnsystem gab.320 
Die privaten Gesellschaften wurden jedoch in 
den folgenden Jahrzehnten nahezu vollständig 
verstaatlicht. Die Staatsbahnen erwiesen sich 
nicht nur im 1871 gegründeten Deutschen Reich, 
sondern auch in anderen Ländern als äußerst 
gewinnträchtig, so dass man gegen Ende des 19. 
Jahrhunderts weltweit vom „goldenen Eisen-
bahnzeitalter“ sprach. 

Nach dem ersten Weltkrieg, im Jahr 1920, wur-
den die ehemals acht Staatsbahnen organisato-
                                                           
320 Die Informationen zur Unternehmensgeschichte sowie 

der Konzernstruktur der Deutschen Bahn AG sind de-
ren Internetseiten entnommen, siehe den Punkt „Kon-
zern“ unter http://www.db.de (23.05.05 und 21.07.05). 
Die aktuellen Unternehmensdaten entstammen der Kon-
zernpräsentation Deutsche Bahn 2005, S. 144. 
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risch in der Deutschen Reichsbahn zusammen-
geführt, die zu dieser Zeit mit über einer Milli-
on Beschäftigten der größte Arbeitgeber in der 
Weimarer Republik war. 1924 änderte sich die 
Gesellschaftsform der Reichsbahn, die nun an 
privatwirtschaftlichen Vorgaben orientiert war 
und rechtlich der Deutschen Reichsbahn-Gesell-
schaft (DRG) unterstellt wurde. Wenige Jahre 
nach der nationalsozialistischen Machtübernah-
me wurde diese Gesellschaft juristisch aufgelöst, 
und das jetzt wieder als Deutsche Reichsbahn 
bezeichnete Unternehmen wurde vollständig in 
die nationalsozialistische Diktatur übernommen. 
Der Reichsverkehrsminister fungierte gleichzei-
tig als Generaldirektor der Reichsbahn, und die 
Integration in das diktatorische Regime bedeute-
te, wie es in der Unternehmensgeschichte fest-
gehalten ist, „auch die unmittelbare Beteiligung 
des Staatsbetriebs an den Verbrechen des Natio-
nalsozialismus“. 

1949 wurden in beiden deutschen Staaten die 
aus der Deutschen Reichsbahn hervorgehenden 
Unternehmen begründet: als Bundesbahn in der 
Bundesrepublik Deutschland und als Reichsbahn 
in der Deutschen Demokratischen Republik. Nach 
der Vereinigung der beiden Staaten wurden 
Bundesbahn und Reichsbahn zunächst zu ge-
trennten Sondervermögen der Bundesrepublik 
erklärt, bevor sie 1994 in einem Unternehmen 
zusammengeführt wurden. Dieses Jahr gilt so-
mit als Gründungsjahr der Deutschen Bahn AG. 
Seit 1999 wird die Deutsche Bahn gesellschafts-
rechtlich als mehrstufiger Konzern von der Deut-
schen Bahn AG geführt, die auch das Aktienka-
pital der neuen Gesellschaften hält. Die Aktien 
der Deutschen Bahn AG befinden sich nach wie 
vor zu 100 Prozent im Besitz der Bundesrepu-
blik; die materielle Privatisierung des Unterneh-
mens, das sich heute als „führenden Mobilitäts- 
und Logistikdienstleister Deutschlands“ bezeich-
net, steht also noch aus. 

Der Konzern ist in drei Unternehmensbereiche 
gegliedert: 1. „Personenverkehr“, bestehend aus 
den drei Geschäftsfeldern Fernverkehr, Regio und 
Stadtverkehr, 2. „Transport und Logistik“, neu 
geschaffen im Jahr 2003 nach der Übernahme 
der Stinnes AG, sowie 3. „Infrastruktur und 
Dienstleistungen“. Dieser Bereich umfasst seit 

Juli 2005 die DB Energie GmbH sowie die drei bis 
dahin einzelnen Unternehmensbereiche „Fahr-
weg“, vertreten durch die DB Netz AG mit den 
Geschäftseinheiten Fern- und Ballungsnetz, Re-
gionalnetze sowie Zugbildungs- und -behand-
lungsanlagen, „Personenbahnhöfe“ mit der DB 
Station & Service AG und „Dienstleistungen“, 
wozu wiederum die Gesellschaften DB Fuhr-
park, DB Services, DB Systems, DB Telematik, 
DB Kommunikationstechnik, DB Sicherheit (ge-
plant ab 2006) und DB Fahrzeuginstandhaltung 
zählen. Auch die DB ProjektBau ist seit der Re-
organisation des Konzerns in den dritten Unter-
nehmensbereich integriert. Die Konzernzentrale 
ist in Berlin angesiedelt. 

Im Geschäftsjahr 2004 wurden bei der Bahn knapp 
1,7 Milliarden Personenreisen gezählt, die Masse 
der transportierten Güter belief sich auf 283 Mil-
lionen Tonnen. Die Deutsche Bahn AG betreibt 
rund 5.700 Bahnhöfe. Der Umsatz des Konzerns 
belief sich im besagten Geschäftsjahr auf nahe-
zu 24 Milliarden Euro, als Jahresüberschuss wur-
den 280 Millionen Euro ausgewiesen. 

Insgesamt waren zum Jahresende 2004 rund 
225.000 Mitarbeiter bei der Deutschen Bahn AG 
beschäftigt. Der Konzern stellt eigenen Angaben 
zufolge jährlich knapp 2.500 Auszubildende ein. 
Hochschulabsolventen sind zu vergleichsweise 
geringen Anteilen beschäftigt; rund 7 % der Mit-
arbeiter haben einen Hochschulabschluss. 

łbë=âçããí=ÉáåÑ~ÅÜ=Ç~ê~ìÑ=~åI=ïÉäÅÜÉ=cìåâJ
íáçåÉå=áã=råíÉêåÉÜãÉå=âçåâêÉí=òì=ÄÉëÉíJ
òÉå=ëáåÇW=tç=é~ëëí=ÇÉê=_~ÅÜÉäçê=îáÉääÉáÅÜí=
ÄÉëëÉêI=ìåÇ=ïç=áëí=ÇÉê=j~ëíÉê=ÄÉëëÉê=ÖÉJ
ÉáÖåÉí\“=

Carola Schürmann ist als Referentin für Perso-
nalentwicklung bei der DB Netz AG tätig. Sie 
koordiniert und steuert die Prozesse im Bereich 
„Berufsausbildung“ für die sieben Niederlassun-
gen und in drei Geschäftseinheiten der DB Netz 
AG. Darüber hinaus vertritt sie die DB Netz AG 
in zentralen Arbeitsgruppen, darunter auch je-
ner, die sich mit den Studienreformen im Zuge 
des Bolognaprozesses befasst. Hier wird für den 
gesamten Konzern beispielsweise festlegt, wie 
Bachelorabsolventen beim Berufseinstieg einge-
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stuft werden sollen und welche Karrierewege 
möglich sind. Frau Schürmann hat in einem per-
sönlichen Gespräch stellvertretend für die Deut-
sche Bahn über Bachelor- und Masterabsolven-
ten im Unternehmen gesprochen.321 

dêìåÇë®íòäáÅÜÉ=e~äíìåÖ=ÇÉê=aÉìíëÅÜÉå=_~Üå=
^d=òìê=píìÇáÉåêÉÑçêã=

Die Deutsche Bahn nimmt seit Jahren aktiv an 
der Debatte um Bachelor- und Masterstudien-
gänge an deutschen Hochschulen teil. Im Juni 
2004 hatte sich Norbert Bensel, der damalige 
Personalvorstand der Deutschen Bahn AG, in 
einer gemeinsamen Initiative mit dem Stifterver-
band für die Deutsche Wissenschaft, der Bun-
desvereinigung der Deutschen Arbeitgeberver-
bände und dem Centrum für Hochschulentwick-
lung für die neuen Studienabschlüsse ausgespro-
chen und das Memorandum „Bachelor welcome!“ 
unterzeichnet (siehe S. 86). 

Im Zuge dieser Initiative entstand auch die Idee, 
bei der Deutschen Bahn zehn Stellen explizit für 
Bachelorabsolventen auszuschreiben, also ganz 
gezielt nach Akademikern mit diesem neuen 
Abschluss zu suchen; im Text einer entsprechen-
den Anzeige heißt es beispielsweise: „Bachelor 
(m/w) Personalentwicklung gesucht“. Die Ba-
chelorstellen sind zum Teil bereits besetzt, zum 
Teil noch in der Ausschreibung. Laut Frau Schür-
mann bewerben sich auch viele Absolventen mit 
einem traditionellen Hochschulabschluss, und 
im Allgemeinen sei die Abschlussart für eine 
Einstellungsentscheidung nicht das vorrangige 
Kriterium, aber in diesem Fall solle dem Bache-
lor der Vorzug gegeben werden. Das Ziel dieses 
Projekts liege darin, im Vorfeld festzustellen, 
welche Qualifikationen die Absolventen mit dem 
neuen Abschluss aus dem Studium mitbringen. 
„Die Dauer des Studiums beträgt in der neuen 
Form dann nur noch sechs Semester, also zwei 
Semester weniger als beim herkömmlichen Di-

                                                           
321 Das persönliche Gespräch mit Frau Schürmann wurde 

am 21. Juli 2005 in Frankfurt am Main geführt. Auf 
Wunsch der Deutschen Bahn AG sind einige Themen, 
die dort erörtert wurden, etwa die Frage nach dem Ge-
halt für Bachelor- und Masterabsolventen, hier nicht 
wiedergegeben; an anderen Stellen sind die Zitate 
sprachlich angepasst worden, ebenfalls den Wünschen 
der Deutschen Bahn AG entsprechend. 

plomstudiengang. Ab 2010 werden wir nur noch 
die Abschlüsse Bachelor und Master haben. Da-
her besteht für uns als Unternehmen ein großes 
Interesse, uns mit dem Instrumentarium der 
Personalentwicklung möglichst frühzeitig und 
kompetent auf die neuen Gegebenheiten einzu-
stellen.“ 

eçÅÜëÅÜìä~ÄëçäîÉåíÉå=áã=_ÉêìÑëÉáåëíáÉÖ=ÄÉá=
ÇÉê=aÉìíëÅÜÉå=_~Üå=

Bei der Deutschen Bahn AG werden pro Jahr et-
wa 200 Mitarbeiter mit Hochschulabschluss neu 
eingestellt, davon knapp die Hälfte bei der DB 
Netz AG. Dem technischen Profil des Unterneh-
mens entsprechend, sind das hauptsächlich Ab-
solventen der Ingenieurwissenschaften, insbe-
sondere Elektroingenieure. Sehr gerne gesehen 
wird die Kombination aus Ingenieursstudium 
und kaufmännischem Studium, also beispiels-
weise über das Studienfach Wirtschaftsingeni-
eurwesen. Daneben werden für den Bereich Fi-
nanzen und Controlling vornehmlich Absolven-
ten der Betriebswirtschaftslehre eingestellt, für 
den Personalbereich auch Geisteswissenschaftler. 
In der Tendenz, so Frau Schürmann, wird aus 
den regionalen Niederlassungen eher der Bedarf 
an Fachhochschulabsolventen vermeldet, weil 
dort, im operativen Geschäft, der Praxisbezug 
stärker ist, während für das strategische Ge-
schäft in der Zentrale eher Universitätsabsolven-
ten eingestellt werden. Aber selbst die Art der 
Hochschule, an der jemand studiert habe, sei 
nicht das entscheidende Einstellungskriterium. 
Vor allem komme es darauf an, eine Stelle fach-
lich angemessen zu besetzen. 

a~ë=qê~áåÉÉéêçÖê~ãã=

Der Berufseinstieg bei der Deutschen Bahn er-
folgt für Hochschulabsolventen zum größten Teil 
über das konzerneigene Traineeprogramm; nur 
etwa ein Fünftel der Absolventen steigt direkt in 
den Beruf ein. Das Programm dauert in seiner 
jetzigen Form ein Jahr. Für technische Hoch-
schulabsolventen gibt es ein spezielles Trainee-
programm, das sich „Train Tec“ nennt. Die Kar-
rierewege, welche die Bahn vorgibt – 1. Fachkar-
riere, 2. Führungskarriere, 3. Projektkarriere – 
gelten auch für die Trainees, wobei der Schwer-
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punkt bei der DB Netz AG auf den ersten beiden 
Richtungen liegt, da das Traineeprogramm vor 
allem auf spätere Fach- und Führungsaufgaben 
vorbereiten soll. Grundsätzlich ist die Entschei-
dung für einen der drei Wege, so Frau Schür-
mann, eine Frage der persönlichen Eignung und 
damit unabhängig von der Art der Hochschule 
und vom Studienabschluss. „Wir schauen uns 
die Nachwuchsführungskräfte sowohl zu Beginn 
als auch am Ende des Traineeprogramms an. 
Wichtig ist uns dabei vor allem, wie sich die ein-
zelnen Personen in dieser Zeit fachlich und mit 
Blick auf die Persönlichkeit entwickelt haben. 
Diese Vorgehensweise hat sich in den vergange-
nen Jahren bereits gut bewährt, schließlich wird 
auch die ganze Vielfalt der Arbeitsaufgaben erst 
innerhalb des Traineejahres ersichtlich.“ In die-
ser Zeit lernen die Trainees sowohl die Zentrale 
als auch die Niederlassungen kennen und bear-
beiten ein eigenes kleines Projekt. Jeder Trainee 
bekommt einen Paten und einen Mentor zur Sei-
te gestellt, wobei der Pate für die persönliche Be-
treuung zuständig ist, der Mentor hingegen in 
fachlichen und formellen Fragen berät. 

c~ÅÜïáëëÉå=ÄÉá=eçÅÜëÅÜìä~ÄëçäîÉåíÉå=

Während des Traineejahres besuchen die Hoch-
schulabsolventen mehrere Seminare, angefangen 
mit dem Einführungskurs „Bahn“, bis hin zu Se-
minaren über Moderation und Präsentation oder 
zum Projektmanagement. Der wichtigste Teil 
der Ausbildung von technischen Trainees, also 
Ingenieuren, ist die Vermittlung von Fachwissen. 
„Das ist das große Manko für die Bahn und auch 
für die DB Netz AG: ‚Bahn‘ als solches wird an 
den Universitäten nicht unterrichtet. Wir haben 
im Unternehmen die verschiedensten Techniken 
im Einsatz, und die müssen die Ingenieure na-
türlich kennen lernen.“ So werde zum Beispiel 
das Fachgebiet „Leit- und Sicherungstechnik“ 
nur an wenigen Hochschulen unterrichtet, ma-
che aber einen wichtigen Teil des technischen 
Wissens aus, welches der Elektroingenieur bei 
seiner Arbeit im Unternehmen benötige. Dieser 
Mangel an spezifischem Fachwissen gelte prak-
tisch für alle Hochschulabsolventen der Ingeni-
eurwissenschaften, die bei der DB Netz AG in 
den Beruf einsteigen. 

Das sei aber nicht als Vorwurf an das Hochschul-
studium zu verstehen, betonte Frau Schürmann, 
sondern vielmehr eine Tatsache, die auf der be-
sonderen Ausrichtung des Unternehmens Deut-
sche Bahn beruhe. Die benötigten Kenntnisse 
seien zu spezifisch, als dass sie in einem übli-
chen Ingenieursstudium gelehrt würden. So be-
schränkt sich beispielsweise das Studienangebot 
einer Vertiefungsrichtung „Verkehrswesen“ auf 
wenige Technische Hochschulen in Deutschland. 
Außerdem ist die Bahn gegenüber dem Gesetz-
geber verpflichtet, bestimmte technische Ausbil-
dungen selbst vorzunehmen und sie durch eine 
spezielle Aufsichtsbehörde prüfen zu lassen. Für 
gewisse Tätigkeiten muss also ein Ingenieur ei-
nen Lehrgang absolviert und die entsprechende 
Prüfung abgelegt haben. Bei allen Prozessen, so 
Frau Schürmann, gehe es um technische Sicher-
heit. „Und das können die Absolventen von der 
Universität nicht mitbringen. Die Neueinsteiger 
sind zwar fertige Ingenieure mit einem Diplom 
in der Tasche, sie müssen sich nach ihrer Ein-
stellung allerdings noch jede Menge bahnspezi-
fisches Know-how aneignen. Aber das ist ganz 
normal.“ Für die fachliche Ausbildung im Un-
ternehmen gebe es ja die über Jahre entwickelten 
und erprobten Programme. 

sçê~ìëëáÅÜíäáÅÜÉ=ûåÇÉêìåÖÉå=ÇìêÅÜ=ÇáÉ=
píìÇáÉåëíêìâíìêêÉÑçêã=

Die Umstellung des traditionellen Studiensys-
tems auf ein System mit Studienstufen wird sich 
nach Einschätzung der Personalverantwortlichen 
bei der DB Netz AG auf die Qualifikation der 
Hochschulabsolventen auswirken. 

c~ÅÜâçãéÉíÉåò=

Vor allem sei zu vermuten, so die Unternehmens-
vertreterin, dass die Absolventen in einem drei-
jährigen Studium nicht das Ausmaß an Fachwis-
sen erwerben können, was sie im vier- oder fünf-
jährigen Diplomstudium vermittelt bekommen. 
Darauf sei die Bahn als Arbeitgeber jedoch ein-
gestellt und zeige sich bereit, eventuelle fachli-
che Defizite mit einer eigenen Ausbildung aus-
zugleichen, so wie das im herkömmlichen System 
schon üblich war. „Wir gehen davon aus, dass 
die Bachelorabsolventen gegenüber den heutigen 
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Diplomabsolventen sehr wahrscheinlich weniger 
Fachwissen mitbringen werden. Dies ist nicht 
zuletzt begründet durch die um ein Jahr ver-
kürzte Studienzeit. Für uns besteht hier die He-
rausforderung, diese qualitativen Unterschiede 
als Unternehmen aufzufangen. Für uns keine 
ganz neue Situation, denn wir haben bei Absol-
venten mit traditionellem Abschluss bereits Er-
fahrungen gesammelt.“ 

Dabei müsse noch genauer ermittelt werden, wie 
groß der Unterschied in der fachlichen Qualifi-
kation zwischen Diplom- und Bachelorstudium 
wirklich sei. Das sei aber keine theoretische, son-
dern eine praktische Frage. „Wenn wir jetzt die 
ersten Ingenieure einstellen, müssen wir genau 
beobachten, ob es etwa durch die verkürzte Stu-
dienzeit ein weiteres Delta gibt, oder ob es reicht, 
den Bachelorabsolventen die gleichen Inhalte und 
Werte zu vermitteln, die wir heute schon den re-
gulären Diplomabsolventen mitgeben. (…) Für 
uns ist dies eine spannende Erfahrung, aus der 
wir konkrete Anhaltspunkte für unsere weitere 
Personalarbeit ableiten können.“ 

Von der Studienreform erhofft sich die Deutsche 
Bahn aber auch eine deutliche Verbesserung in 
Bezug auf das Fachwissen, nämlich dass die 
Hochschulen ihre Studienprogramme überarbei-
ten und den Studierenden gerade in den neuen 
Studiengängen mehr aktuelles Fachwissen ver-
mitteln als vorher, „durch das Neuauflegen und 
auch Entrümpeln der bisherigen Studiengänge. 
Das heißt, es wird geprüft: Was ist noch aktuell, 
was ist für die Praxis wirklich relevant?“ 

jÉíÜçÇÉåJ=ìåÇ=pçòá~äâçãéÉíÉåò=

Bei den Methodenkompetenzen und sozialen 
Kompetenzen, so die Unternehmensvertreterin, 
rechne die Deutsche Bahn ebenfalls mit einer 
Verbesserung im Vergleich zum traditionellen 
System, „weil auch auf diese Soft Skills mehr 
Wert gelegt wird, zum Beispiel durch Projekt-
arbeiten, die die Bachelorstudenten eigenverant-
wortlich übernehmen“. Gerade die Sozialkom-
petenz, also beispielsweise die Teamfähigkeit 
von Mitarbeitern, sei für die Bahn ein wichtiger 
Aspekt. Daher beinhalte das Bewerbungsverfah-
ren für jene Hochschulabsolventen, die für das 
Traineeprogramm in Frage kommen, ein As-

sessment Center. Fachliche Kenntnisse, so Frau 
Schürmann, könne man aus den Bewerbungs-
unterlagen ersehen, die spielten im Assessment 
Center keine Rolle, sondern es komme vor allem 
auf die sozialen Kompetenzen an.322 

^åïÉåÇìåÖëâçãéÉíÉåò=

Ein weiterer Punkt, der für das Unternehmen 
bedeutsam sei, aber im traditionellen Studium 
zu wenig berücksichtigt werde, sei die Anwen-
dung theoretischer Kenntnisse, beispielsweise 
in eigenen kleineren Projekten. „Wir würden es 
uns schon wünschen, dass es mehr Projektarbeit 
gäbe, auch schon in jetzigen Diplomstudiengän-
gen. Das wäre sicherlich förderlich, denn das ist 
die Hauptarbeitsweise später im Unternehmen.“ 
Zwar seien Seminare zum Projektmanagement 
bei der Deutschen Bahn ohnehin Teil des Berufs-
einstiegs für Hochschulabsolventen, aber dabei 
gehe es wiederum um die speziellen Richtlinien 
und Vorgehensweisen bei der Bahn. Deshalb 
sollten Studierende bereits während der Studien-
zeit mit den praktischen Erfordernissen ihres 
Fachs in Berührung kommen, (…) sei es theore-
tisch an der Universität, bezogen auf das Ken-
nenlernen spezifischer Methoden und Instrumen-
te sowie bezogen auf die Zusammenarbeit im 
Projektteam, oder sei es durch Praktika, bei de-
nen die Studenten in reale Projekte in Unterneh-
men eingebunden sind“. 

aÉê=_~ÅÜÉäçê=~äë=îçääïÉêíáÖÉê=píìÇáÉåJ
~ÄëÅÜäìëë=

Aus Sicht der Deutschen Bahn ist der Bachelor 
ein vollwertiger Studienabschluss, aber eben ein 
Abschluss nach einem ersten und vergleichswei-
se kurzen Hochschulstudium. An Bachelorabsol-
venten würden deshalb andere Ansprüche ge-
stellt, so die Unternehmensvertreterin, als an 
Hochschulabsolventen mit einem Diplom-, Ma-
gister- oder Mastergrad. Denjenigen Bachelorab-
solventen, die sich weiterqualifizieren wollten, 
stehe die Möglichkeit offen, das berufsnah im 
Masterstudium zu tun, wenn es zu dem jeweili-
gen Arbeitsbereich passe. Die Frage, ob man Ba-
                                                           
322 Prinzipiell ist fraglich, inwieweit ein Assessment Center 

geeignet ist, die sozialen Fähigkeiten eines Menschen zu 
bestimmen. 
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chelor- oder Masterabsolventen bei der Einstel-
lung bevorzuge, sei nicht grundsätzlich. Vielmehr 
spiele eine Rolle, für welches Aufgabengebiet das 
Qualifikationsprofil eines Bewerbers am besten 
geeignet sei. „Unternehmensintern vertreten wir 
die Sichtweise, dass der Bachelor eine erste berufs-
befähigende Qualifizierung darstellt. Darauf auf-
bauend bieten wir an, berufsbegleitend den Mas-
terstudiengang zu absolvieren. Im Vorfeld dieses 
Angebots stellt sich natürlich immer die Frage, 
welche Funktionen im Unternehmen konkret zu 
besetzen sind: Wo passt der Bachelor vielleicht 
besser, und wo ist der Master eher geeignet?“ 

báåëíìÑìåÖ=ÇÉê=_~ÅÜÉäçêJ=ìåÇ=j~ëíÉêJ
~ÄëçäîÉåíÉå=áã=råíÉêåÉÜãÉå=

Während der Bachelor also als erstes berufsqua-
lifizierendes Zertifikat verstanden wird, gilt der 
Master für die Personalverantwortlichen bei der 
Deutschen Bahn als vergleichbar mit dem heuti-
gen Diplom. Dementsprechend werden sich die 
Einsatzfelder und auch die Einstiegsgehälter von 
Bachelor- und Masterabsolventen im Unterneh-
men unterscheiden. 

báåë~íòÄÉêÉáÅÜ=

Früher, so sagte Frau Schürmann, habe der Hoch-
schultyp als Unterscheidungskriterium gedient. 
„Da haben wir Bewerber von der Fachhochschu-
le oder von der Uni gehabt, und da weiß man: 
Die von der FH sind meistens etwas praxisorien-
tierter als die von der Uni.“ Jetzt müsse man hin-
gegen schauen, welche Stellen sich für Bachelor-
absolventen eigneten und welche Stellen den Ab-
solventen mit den „klassischen Abschlüssen auf 
der Masterebene“ vorbehalten blieben. Grund-
sätzlich gebe es im Unternehmen durchaus Po-
sitionen und Funktionen, für die eine Bachelor-
qualifikation ausreiche, und daneben gebe es die 
Einsatzbereiche, für die jemand mit einer weite-
ren wissenschaftlichen Ausbildung besser geeig-
net sei. 

Bachelorabsolventen, so ist es vorgesehen, wer-
den bei der Deutschen Bahn auf einer Sachbear-
beiter- oder Assistentenstelle in den Beruf ein-
steigen, das entspreche in etwa dem Level, der 
für Absolventen einer Berufsakademie gelte. 

Grundsätzlich werde nach zwei Jahren im Unter-
nehmen ein Mitarbeitergespräch geführt, „(…) 
wo natürlich auch festgestellt wird: Wie ist die 
Leistung des Mitarbeiters? Und darauf kommt 
es eigentlich letztendlich an, der Abschluss, mit 
dem man gekommen ist, ist dann sekundär.“ 
Den Bachelorabsolventen stünden dann – bei 
entsprechender persönlicher Eignung – dieselben 
Karrierewege offen wie den Master- oder Di-
plomabsolventen. 

wìâΩåÑíáÖÉë=mêçÑáä=ÇÉê=råáîÉêëáí®íÉå=ìåÇ=
c~ÅÜÜçÅÜëÅÜìäÉå=

Frau Schürmann berichtete von einem Fachforum 
mit Hochschulvertretern, bei dem ihr aufgefal-
len sei, dass insbesondere die Technischen Uni-
versitäten die Hochschulreform kritisch sähen. 
Die Technischen Universitäten seien offenbar 
bestrebt, ihre Studierenden möglichst bis zum 
Masterabschluss auszubilden, und das werde 
vermutlich zukünftig ihr Profil kennzeichnen. 
Die Fachhochschule hingegen, so die Einschät-
zung der Unternehmensvertreterin, blieben bei 
ihrer eher praxisorientierten Ausbildung und 
hätten damit ebenfalls ein deutliches Profil. Als 
Hochschultyp mit einem gegenüber der Fach-
hochschule noch stärkerem Praxisprofil nannte 
Frau Schürmann die Berufsakademie. Für die 
Studieninteressierten sei die weite Angebotsspan-
ne wichtig, damit die individuell richtige Wahl 
getroffen werden könne. „Bin ich eher ein Prak-
tiker und interessiere mich für eine direkte An-
bindung an ein Unternehmen, dann wähle ich 
eher die Berufsakademie. Oder bin ich jemand, 
dem etwas am wissenschaftlichen Arbeiten liegt? 
Dann entscheide ich mich wahrscheinlich für eine 
akademische Ausbildung an einer Universität.“ 
Den Hochschulen jedenfalls, so Frau Schürmann, 
liege nicht viel daran, dass die Profile verwäs-
sern, im Gegenteil. „Meine Wahrnehmung ist, 
dass die Universitäten künftig noch stärker da-
ran arbeiten werden, ihre Kernkompetenzen und 
Profile herauszuarbeiten.“ 

^âòÉéí~åò=ÇÉê=_~ÅÜÉäçê~ÄëçäîÉåíÉå=áã=
råíÉêåÉÜãÉå=

Aus der Situation heraus, dass zumindest einige 
Universitäten den Bachelor nicht als vollwerti-
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gen Studienabschluss verstehen, ergibt sich die 
Frage, wie ein Arbeitgeber, beispielsweise die 
Deutsche Bahn, reagieren wird, wenn sich je-
mand mit einem Universitätsbachelor bewirbt. 
Würde ein solcher Abschluss generell kritischer 
betrachtet werden als ein Studienabschluss einer 
Fachhochschule oder Berufsakademie? Frau 
Schürmann sah das als Unternehmensvertreterin 
von der Ergebnisseite her: „Das kommt wirklich 
darauf an, welche Funktion derjenige dann im 
Unternehmen erfüllen soll, welche Aufgabe kon-
kret zu bewältigen ist: Reicht diese erste Berufs-
qualifizierung als Bachelor aus, oder ist er mit 
dem Anforderungsprofil nicht in Einklang zu 
bringen?“ 

Diese ergebnisorientierte Sicht der Dinge, so gab 
Frau Schürmann zu, sei momentan vor allem in 
den strategischen Abteilungen der Unternehmen 
vorherrschend. In der zentralen Personalabtei-
lung zum Beispiel befasse man sich schon seit 
längerem mit der Studienreform und sei über 
die Entwicklungen im deutschen Hochschulsys-
tem informiert. Dagegen sei die Umstellung auf 
Bachelor- und Masterabschlüsse in den operati-
ven Fachbereichen der Deutschen Bahn AG noch 
nicht so präsent. 

Gerade für die Deutsche Bahn stehe Sicherheit 
immer an erster Stelle, und diese Sicherheit sei 
nun einmal insbesondere an das Fachwissen der 
Mitarbeiter gekoppelt. „Und dass im Rahmen 
der Bachelorausbildung jetzt ein Jahr fehlt … Da 
stellt sich für uns natürlich schon die entschei-
dende Frage: Sind wirklich für die Ausübung 
einer bestimmten Tätigkeit entscheidende Fach-
kenntnisse nicht vorhanden, oder wurden mög-
licherweise ältere Themen, die für uns nicht 
mehr von Relevanz sind, aus dem Studienplan 
herausgenommen, und sind dafür neuere, rele-
vante Inhalte vermittelt worden?“ 

Mit der Zeit, so Frau Schürmann, werde sich 
aber die Akzeptanz der Absolventen mit neuen 
Abschlüssen auch im operativen Feld erhöhen. 
Dabei gelte die strategische Linie, in den kom-
menden Jahren gezielt auch Bachelor- und Mas-
terabsolventen einzustellen und mit ihnen die 
ersten Erfahrungen zu sammeln. Auch in diesem 
Zusammenhang betonte die Unternehmensver-

treterin, dass der Studienabschluss einer Person 
zwar für die Einstellung und Einstufung zu Be-
ginn wichtig sei, danach aber an Bedeutung ver-
liere. Nach einigen Jahren im Beruf komme es in 
der Regel nicht mehr auf den Abschluss an. „Es 
kommt vielmehr auf die Art der Tätigkeit an, die 
man ausübt, und in welcher Qualität man diese 
Funktion ausfüllt. Im Laufe der Jahre zählt so-
mit immer mehr die erworbene Berufserfahrung.“ 

bêï~êíìåÖÉå=~å=Ç~ë=_~ÅÜÉäçêëíìÇáìã=

^ìëä~åÇë~ìÑÉåíÜ~äí=

Ein Auslandsaufenthalt während des Bachelor-
studiums sei, so Frau Schürmann, als Einstel-
lungskriterium für die meisten Arbeitsbereiche 
bei der Deutschen Bahn im Verhältnis zu berufs-
praktischen Phasen weniger relevant, weil es sel-
ten zur Fachkompetenz der Studierenden beitra-
ge. „Dieser Auslandsaufenthalt ist etwas, was der 
Persönlichkeit zugute kommt, wenn man sich 
mit einer fremden Kultur auseinandergesetzt 
und seine Sprachkenntnisse erprobt hat. Dazu 
kommen Integrationsfähigkeit, Selbstständigkeit 
und Selbstvertrauen, also alles Themen, die ins-
besondere die sozialen Kompetenzen fördern. 
Dennoch kann ein Auslandsaufenthalt in den in-
ternationalen Geschäftsfeldern bei der Bahn, wie 
zum Beispiel im Bereich Transport und Logistik, 
auch fachlich eine sehr gute Bereicherung sein.“ 

_ÉêìÑëéê~âíáëÅÜÉ=mÜ~ëÉå=

Vor die Alternative gestellt, in das Bachelorstu-
dium entweder einen Auslandsaufenthalt oder 
ein Berufspraktikum einzubinden, würde die 
Wahl eindeutig auf das Praktikum fallen. „Die 
Gründe dafür sind, dass im Rahmen der prakti-
schen Erfahrung wichtige Erkenntnisse etwa über 
die Aufgaben in einem Unternehmen oder die 
Tätigkeit eines Personalreferenten gewonnen 
werden können. Das hilft letztlich auch, sich im 
Studium zu orientieren und sich besser auf die 
künftige Tätigkeit vorzubereiten, da man schon 
weiß, was einen erwartet.“ Die praktische Erfah-
rung komme dem Menschen selbst zugute, aber 
letztlich auch dem Unternehmen. Daher sei die 
berufliche Erfahrung von Hochschulabsolventen 
für die Deutsche Bahn als Arbeitgeber ein wich-
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tiges Einstellungskriterium, wobei eigenes Enga-
gement des Studierenden besonders hoch bewer-
tet werde. Die Möglichkeit, berufliche Praktika 
während der Studienzeit zu absolvieren, sei im 
neuen System mit den jeweils kürzeren Studien-
stufen allerdings nicht mehr in dem Maße gege-
ben wie im traditionellen System, und das sei aus 
Sicht der Deutschen Bahn sehr bedauerlich. „Es 
ist aus unserer Sicht ein großes Manko, dass Prak-
tika jetzt zeitlich kürzer angesetzt sind als bis-
lang. Die Studenten verbringen damit drei Jahre 
fast ausschließlich an der Hochschule, was na-
türlich der Vermittlung der Fachinhalte zugute 
kommt. Der Praxisbezug allerdings leidet da-
runter.“ Aus Sicht der Deutschen Bahn, so Frau 
Schürmann, könnte das Bachelorstudium gene-
rell auch auf dreieinhalb Jahre angelegt sein, wenn 
damit die Einbindung von Praktika oder anderen 
Praxisphasen gesichert sei. Das einzelne Prakti-
kum sollte der Unternehmensvertreterin zufol-
ge mindestens drei Monate umfassen. 

_ÉÇÉìíìåÖ=ïÉáíÉêÉê=oÉÑçêãÉäÉãÉåíÉ=

fåíÉêå~íáçå~äÉ=sÉêÖäÉáÅÜÄ~êâÉáí=

Im allgemeinen Blick auf die erwarteten Folgen 
der Studienreform hob Frau Schürmann die bes-
sere Vergleichbarkeit von Studienabschlüssen 
hervor, auch auf internationaler Ebene. „Ich 
denke, diese Vereinheitlichung birgt auf jeden 
Fall Chancen, vielleicht auch Herausforderun-
gen. Grundsätzlich sehe ich die Entwicklung, 
auch hinsichtlich der Vereinfachung, positiv.“ 
Für die Bachelor- und Masterabsolventen sei das 
eine Erweiterung ihrer Möglichkeiten, da sie sich 
damit problemlos auch im Ausland bewerben 
könnten. Im Gegenzug bedeute die größere in-
ternationale Kompatibilität der Abschlüsse für 
die Deutsche Bahn, dass die Anstellung auslän-
discher Fachleute vereinfacht werde. „Das ist 
auch für uns eine Chance, Leute aus dem Aus-
land einzustellen, die ganz andere Ideen und 
einen ganz anderen Hintergrund haben.“ 

iÉáëíìåÖëéìåâíÉ=

Auf weitere Reformprozesse wie die Einführung 
von Leistungspunktsystemen angesprochen, er-
klärte Frau Schürmann, das sei bei der Deut-
schen Bahn eher für die Personalverantwortli-

chen in den Fachbereichen von Bedeutung. Gut 
sei es zum Beispiel, wenn aus den Bewerbungs-
unterlagen genau hervorgehe, welche Themen 
und welche Fächer jemand im Studium gewählt 
hatte, „und da sieht man ja auch diese Credit 
Points, das ist schon interessant“. 

tÉáíÉêÄáäÇÉåÇÉë=j~ëíÉêëíìÇáìã=

Das weiterbildende Masterstudium wird bei der 
Deutschen Bahn als Möglichkeit für Mitarbeiter 
gesehen, die sich fachlich weiterqualifizieren 
möchten. Generell bevorzugt werde das berufs-
begleitende Studium. Bei der Deutschen Bahn 
werde die fachliche Weiterbildung von Mitar-
beitern grundsätzlich nur dann gefördert, wenn 
sie im Interesse des Arbeitsgebers sei. „Wir un-
terstützen den Mitarbeiter bei der Weiterbildung, 
wenn wir Potenzial erkennen, oder wenn eine 
konkrete Position beziehungsweise weiterführen-
de Aufgabe in Aussicht steht, für die eine fach-
liche Fortbildung wichtig wäre.“ 

^âíáîÉ=_ÉíÉáäáÖìåÖ=ÇÉë=råíÉêåÉÜãÉåë=~å=ÇÉê=
píìÇáÉåêÉÑçêã=

Ausgehend von der positiven Grundhaltung zur 
Studienstrukturreform, hat die Deutsche Bahn 
als Unternehmen deutliches Interesse, sich in 
der Diskussion zu Wort zu melden und sich an 
der Umgestaltung dieser Studiengänge zu be-
teiligen. Aus diesem Grund haben sich Vertreter 
der Deutschen Bahn und der deutschsprachigen 
Eisenbahnprofessoren zu Beginn des Jahres 2005 
zusammengesetzt und die Anforderungen beider 
Seiten diskutiert. In der Vorbereitung auf diese 
Arbeitsrunde hatten Mitarbeiter aus dem Perso-
nalbereich und den Fachbereichen der Deutschen 
Bahn AG gemeinsam ein Papier erarbeitet, wel-
ches ihre Wünsche an ein ingenieurwissenschaft-
liches Bachelorstudium zusammenfasst.323 Dabei 
geht es sowohl um fachliche Inhalte als auch um 
die oben bereits erwähnten methodischen und so-
zialen Kompetenzen der Bachelorabsolventen. 

Bei der Zusammenkunft wurde laut Frau Schür-
mann deutlich, dass beide Seiten, die Arbeitge-

                                                           
323 Die Bahn (2005): Erfahrungen und Anforderungen an 

die Hochschulausbildung und an Bachelor-Studiengän-
ge. Unveröff. Manuskript. 
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ber wie die Studiengestalter an den Hochschu-
len, am Austausch über Studieninhalte sehr in-
teressiert sind. Die Professoren hätten die kon-
kreten Vorschläge, die in dem Papier enthalten 
sind, jedenfalls dankend aufgenommen. Außer-
dem, so die Unternehmensvertreterin, mache man 
es sich als Arbeitgeber zu einfach, wenn man 
eine Hochschulausbildung lediglich im Nach-
hinein kritisiere, aber sich nicht selbst daran be-
teilige. 

Um aktiv auf die Gestaltung der neuen Studien-
gänge Einfluss nehmen zu können, engagiert 
sich die Deutsche Bahn außerdem in verschiede-
nen Akkreditierungsagenturen, indem sie Gut-
achter für die Akkreditierungsverfahren stellt. 

Frau Schürmann betonte im Gespräch abschlie-
ßend, wie wichtig der kontinuierliche Austausch 
mit den Hochschulen sei. Bei der Deutschen 
Bahn Holding, so erklärte sie, gebe es eigens 
Key Accounter, die für verschiedene Regionen 
in Deutschland zuständig sind und in ihrer je-
weiligen Region als Ansprechpartner für die 
Hochschulen dienen, mit denen die Deutsche 
Bahn kooperiert. 

Falls nun in der ersten Phase der Studienreform 
deutlich werden sollte, dass im Vergleich zu vor-
her weniger Fachwissen vermittelt werde, oder 
dass es aus Sicht der Deutschen Bahn an ande-
rer Stelle in der Hochschulausbildung mangelt, 
könnte zum einen der interne Dienstleister „DB 
Bildung“ eingeschaltet werden und nachträglich 
Schulungen zu den betreffenden Themen abhal-
ten. Da es sich bei solchen Maßnahmen aber im-
mer um eine langfristige und umfangreiche fi-
nanzielle Investition handele, könne zum ande-
ren der gute Kontakt zu den Hochschulen ge-
nutzt werden, um eventuelle Ausbildungsmän-
gel dort direkt anzusprechen. „Wir stehen in ei-
nem guten und fruchtbaren Austausch mit den 
Hochschulen. Diesen würden wir natürlich auch 
bedienen, wenn uns bei akademischen Neuein-
steigern fachliche Lücken auffallen, die im Rah-
men des Studiums bedient werden müssten. Hier 
denken wir nicht zuletzt wirtschaftlich aus Sicht 
des Unternehmens, denn es wäre für uns ein fi-
nanzieller Invest, den wir dann serienmäßig leis-
ten müssten, um dieses Manko zu beseitigen. 

Daher ist uns sehr daran gelegen, gemeinsam 
mit den Hochschulen, zu denen besonders guter 
Kontakt besteht, eine für alle tragbare Lösung zu 
finden.“ 

QKP= wìë~ããÉåÑ~ëëìåÖ=ìåÇ=aÉìíìåÖ=
ÇÉê=píìÇáÉåÉêÖÉÄåáëëÉ=

Im Folgenden werden die Ergebnisse der oben 
vorgestellten Untersuchungen sowie die Er-
kenntnisse aus den vier Fallstudien zusammen-
gefasst und bewertet. 

sçêÄÉãÉêâìåÖ=òìê=^ìëë~ÖÉâê~Ñí=
ÉãéáêáëÅÜÉê=a~íÉå=

In den oben stehenden zusammenfassenden Be-
schreibungen der empirischen Studien zum The-
ma Bachelor und Master sind bereits einige me-
thodische Probleme angeklungen. 

So gibt es unter den oben genannten Studien 
beispielsweise kaum eine Untersuchung, in der 
nach strengen wissenschaftlichen Kriterien die 
Grundgesamtheit bestimmt und gezielt eine 
Stichprobe gezogen wird. Dementsprechend kön-
nen die Ergebnisse nur selten auf Repräsentati-
vität geprüft und gegebenenfalls gezielt gewich-
tet werden. In den vorgestellten Studien wurden 
oft willkürliche Auswahlen getroffen, oder es 
wurde eine Vollerhebung für eine bestimmte 
kleine Gruppe durchgeführt (z.B. Unternehmens-
vertreter in der Region) und anschließend unzu-
lässig auf eine größere ähnliche Gruppe verall-
gemeinert (z.B. „die Unternehmen in Deutsch-
land“). Dabei gilt es auch, sich vor Augen zu hal-
ten, dass die befragten Unternehmensvertreter 
Personen mit eigenen Ansichten sind, dass ihre 
Aussagen aber stellvertretend für das Unterneh-
men gewertet werden. 

Dann besteht das übliche praktische Problem: 
Für die Befragten gibt es bis auf das eigene In-
teresse am Thema oder den allgemeinen guten 
Willen kaum Anreize, überhaupt an der Befra-
gung teilzunehmen. Eine Teilnahme kostet Zeit 
und Aufmerksamkeit, und gerade bei komple-
xen Themen wie der Studienstrukturreform und 
ihrer Bedeutung für die Arbeitgeber wird bei-
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des stark beansprucht. Aus diesem Grund haben 
gerade die tiefer gehenden Befragungen oft eine 
geringe Beteiligungsquote. 

Die Alternative, mit einem kurzen Fragebogen 
oder per telefonischer Blitzumfrage vorzugehen, 
hat wiederum den Nachteil, dass diese Instru-
mente dem komplexen Befragungsthema nicht 
gerecht werden. Oft wird nur oberflächlich und 
schlagwortartig abgefragt, anstatt genauer auf 
die Sichtweise des Befragten einzugehen (z.B. 
„Wie beurteilen Sie die neuen Bachelorabsolven-
ten?“ statt „Wie beurteilen Sie die Einstiegsmög-
lichkeiten von Bachelorabsolventen in Ihrem Be-
rufsfeld?“) Auch hier sind die Ergebnisse nur 
begrenzt aussagekräftig. 

Bei der Interpretation der Daten werden gele-
gentlich absolute Zahlen oder Prozentwerte ge-
nannt, die für sich stehen bleiben, obwohl zur 
sinnvollen Deutung ein Vergleichswert notwen-
dig wäre. Zum Thema Studienstrukturreform 
werden beispielsweise Befragungsergebnisse 
mitgeteilt, die sich auf die neuen Abschlüsse be-
ziehen, ohne dass sie in den Zusammenhang mit 
Erkenntnissen zu den traditionellen Abschlüssen 
gesetzt werden.324 So bleibt unklar, ob ein Er-
gebnis wie jenes, dass 30 % der befragten Unter-
nehmensvertreter die Bachelorabsolventen als 
Sachbearbeiter beschäftigen würden, erschrecken 
oder erfreuen sollte, wenn keine Vergleichswerte 
für Hochschulabsolventen im Allgemeinen vor-
liegen. Oft ist es jedoch schwierig, diese Werte 
zu beschaffen. 

In vielen Befragungen, so auch bei den hier be-
handelten, wird teilweise nach dem Prinzip der 
sozialen Erwünschtheit geantwortet, d.h. die Be-
fragten antworten eher so, wie sie meinen, dass 
es gesellschaftlich anerkannt ist, und nicht unbe-
dingt ihrer wirklichen Einstellung entsprechend. 
Dieses Antwortprinzip ist vor allem dort zu ver-
muten, wo nach der Bereitschaft gefragt wird, 
etwas zu tun, wo aber das Tun selbst nicht un-
mittelbar kontrolliert werden kann. So geben 
viele Unternehmen an, ja, sie würden Prakti-
kumsplätze für Studierende zur Verfügung stel-

                                                           
324 Eine positive Ausnahme ist die HIS-Studie zum Bache-

lorstudium und dem Verbleib der Absolventen, siehe 
S. 133. 

len; dennoch ist es für Studierende real schwie-
rig, einen solchen Platz zu finden. Vor diesem 
Hintergrund sollten auch die Aussagen zur An-
stellungsbereitschaft mit Vorsicht betrachtet wer-
den: Nicht jedes Unternehmen, das sich auf dem 
Papier bereit erklärt, Bachelorabsolventen einzu-
stellen, wird das tatsächlich tun. 

Bei aller methodischen Kritik bleibt aber unbe-
nommen, dass empirische Studien größtenteils 
interessante Ergebnisse liefern, die zumindest die 
Diskussion zu einem Thema anregen können. 

fåíÉêéêÉí~íáçå=ÇÉê=bêÖÉÄåáëëÉ=

Grundsätzlich ergibt sich aus den empirischen 
Untersuchungen, dass die Studienstrukturrefor-
men und die damit verbundenen Umstellungen 
für die Arbeitgeber gerade erst zum Thema wer-
den. Überaus deutlich zeigt sich darüber hinaus, 
dass die berufsvorbereitende Funktion des Hoch-
schulstudiums im Mittelpunkt des Interesses 
steht. Theorie und Praxis rücken näher zusam-
men: Im Bergener Kommuniqué haben die poli-
tischen Vertreter der am Bolognaprozess betei-
ligten Länder im Mai 2005 festgehalten, dass ein 
Studium im Hochschulraum Europa die Studie-
renden vor allem auf den Arbeitsmarkt vorbe-
reiten soll (siehe S. 35). 

NK= ^ã=^åÑ~åÖ=ÇÉê=oÉÑçêã=

Während sich viele Studiengangverantwortliche 
an den Hochschulen seit nunmehr fast einem 
Jahrzehnt mit dem Thema Studienstufung und 
der Einführung internationaler Abschlüsse be-
fassen, sind die meisten Arbeitgeber erst in den 
vergangenen ein oder zwei Jahren damit in Be-
rührung gekommen. Das gilt auch für große, in-
ternational eingebundene Konzerne, denn selbst 
dort waren Absolventen deutscher Hochschulen 
mit einem Bachelor oder Master als Abschluss-
grad bis vor kurzem die Ausnahme. 

Die empirischen Studien zum Thema „Hoch-
schulreform und Arbeitsmarkt“ offenbaren dem-
entsprechend, dass die Unternehmen als poten-
zielle Arbeitgeber zu Beginn dieses Jahrzehnts 
noch wenig über den Bolognaprozess und über 
die Studienreformen an deutschen Hochschulen 
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informiert sind. Zwar haben die meisten Unter-
nehmensvertreter eine gewisse Vorstellung von 
den Studiengängen im gestuften System, aber sie 
verfügen kaum über eigene praktische Erfah-
rungen mit Absolventen der neuen Studien-
gänge. 

Das bedeutet: Für die Unternehmen beginnt die 
Auseinandersetzung mit der Studienstrukturre-
form gerade erst. In den wenigsten Fällen gibt 
es bereits feste Konzepte, wie die Bachelor- und 
Masterabsolventen im Unternehmen eingestuft 
werden sollen, welches Einstiegsgehalt sie erhal-
ten oder welche Weiterbildungsmöglichkeiten 
bestehen. 

Die Notwendigkeit, eigene Einstiegsprogramme, 
Gehaltsklassen und Karrierewege auf die neuen 
Abschlüsse auszurichten, gilt für kleine und mit-
telständische Betriebe nicht in dem Maße wie für 
Großunternehmen. Hier besteht eher das Pro-
blem, dass den Personalverantwortlichen im Ta-
gesgeschäft oft schlicht die Zeit fehlt, sich mit 
dem Thema „Studienreform“ zu befassen. Sie 
sind daher wenig über die Umstellungen im 
Hochschulsystem informiert, aber auch wenig 
an entsprechenden Informationen interessiert, 
wie beispielsweise eine Befragung von Verbands-
vertreter ergeben hat. Gerade bei wirtschaftlich 
angespannter Lage kann das mangelnde Interes-
se dazu führen, dass den Absolventen der neuen 
Studiengänge skeptisch begegnet wird. Skepsis 
gegenüber Neuem in einer schwierigen Wirt-
schaftslage herrscht jedoch auch in großen Un-
ternehmen, sie ist nicht auf kleine und mittel-
ständische Betriebe beschränkt. 

In der jetzigen ersten Phase der Umstellung hat 
das vor allem für die Bachelorabsolventen nega-
tive Folgen: Ihnen wird mit Vorbehalten begeg-
net, die sich in der Hauptsache auf das ver-
gleichsweise kurze Studium richten, welches 
nun mit dem gewohnten langen Fachstudium 
konkurriert. Überdies bewerben sich derzeit noch 
mehrheitlich Bewerber mit einem traditionellen 
Hochschulabschluss, so dass die Unternehmen 
die Wahl zwischen Bekanntem und Bewährtem 
einerseits sowie Unbekanntem und kaum Er-
probtem andererseits haben. Die Bevorzugung 
der traditionellen Abschlüsse, das Festhalten am 

deutschen Diplom ist daher in gewissem Maß 
verständlich. 

Und nicht zuletzt wurde in den empirischen Un-
tersuchungen deutlich, welche unterschiedlichen 
Erwartungshaltungen in Bezug auf die Hoch-
schulausbildung bestehen: Auf der einen Seite 
sehen wir Unternehmen, die vor allem daran in-
teressiert sind, junge Absolventen einzustellen, 
die aus dem Studium eine gute fachliche Grund-
lage mitbringen und ihre weitere Ausbildung 
dann vornehmlich im Betrieb erhalten; hier er-
öffnet sich mit den Bachelorstudiengängen ein 
neues Feld der Möglichkeiten. Auf der anderen 
Seite erwarten Unternehmen von den Hochschu-
len, dass diese für eine umfassende fachwissen-
schaftliche Qualifikation sorgen; in diesem Fall 
sind vermutlich eher die Absolventen eines kon-
sekutiven Bachelor- und Masterstudiums inte-
ressant. Sicher gibt es aber auch Unternehmen, 
die je nach den zu besetzenden Positionen und 
den damit verbundenen Arbeitsaufgaben in bei-
de Richtungen denken. 

Allen Beteiligten muss klar sein, dass es sich bei 
der Studienstrukturreform im deutschen Hoch-
schulsystem um einen unumkehrbaren Prozess 
handelt. Je eher ein Arbeitgeber bereit ist, jeman-
den mit einem Bachelorabschluss einzustellen, 
um so eher wird er die praktische eigene Erfah-
rung machen können, ob und inwieweit das 
Bachelorstudium als erste berufsqualifizierende 
Ausbildung seinem individuellen unternehmeri-
schen Bedarf angemessen ist. Darüber hinaus ist 
die Chance für Unternehmen, die Studienange-
bote an deutschen Hochschulen nach ihren Wün-
schen mitzugestalten und das Hochschulstudium 
damit stärker auf die Bedürfnisse am Arbeits-
markt auszurichten, jetzt, in der Umbruchpha-
se, sicher am größten. 

OK= bêï~êíìåÖÉå=~å=eçÅÜëÅÜìä~ÄëçäîÉåíÉå=

Die Verbindung von grundlegendem Fachwis-
sen und der Fähigkeit, theoretisches Wissen in 
beruflichen Zusammenhängen anzuwenden, ist 
in der Essenz das, was Arbeitgeber von Hoch-
schulabsolventen erwarten. Weit weniger wich-
tig sind die Studienform und der Studienab-
schluss. Das bedeutet, dass auch Absolventen 
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des vergleichsweise kurzen Bachelorstudiums 
auf dem Arbeitsmarkt akzeptiert werden, wenn 
sie im Beruf grundsätzliche Fachkompetenz und 
methodische Fähigkeiten beweisen. 

_ÉêìÑëéê~âíáëÅÜÉ=lêáÉåíáÉêìåÖ=

Praxisorientierung als Hauptforderung von Ar-
beitgebern an das Hochschulstudium – das klingt 
zunächst paradox, denn in einem wissenschaft-
lichen Studium werden im Gegensatz zur Be-
rufsausbildung per Definition eher theoretisch-
wissenschaftliche Kenntnisse vermittelt. Aber 
das Hochschulstudium erfüllt auch eine berufs-
vorbereitende Funktion und ist nicht nur Selbst-
zweck. Durchaus gibt es Möglichkeiten, die Ver-
mittlung theoretischen Wissens an dessen Ver-
wendung in beruflichen Feldern anzubinden. 
Und diese Anbindung ist, wenn der weitere Weg 
der Studierenden und Absolventen bei den Über-
legungen im Vordergrund steht, dringlich an-
zuraten, denn auch das wissenschaftlich beste 
Hochschulstudium findet nur dann Anerken-
nung, wenn die Berufsnähe ersichtlich ist. In der 
Diskussion um Regelstudienzeiten wird gele-
gentlich übersehen, dass ein Hochschulstudium 
wenige Jahre dauert, dass aber die folgende Be-
rufsphase mit mehreren Jahrzehnten einen viel 
größeren Teil des Lebens ausmacht. 

Die Forderungen der Arbeitgeber nach einer pra-
xisnahen oder zumindest praxisnäheren Ausbil-
dung im Hochschulstudium haben also ihre Be-
rechtigung, und dass dieser Wunsch in den zi-
tierten Unternehmensbefragungen vor allen an-
deren Wünschen steht, überrascht nicht. Das ge-
betsmühlenartige Vortragen der Forderung lässt 
jedoch darauf schließen, dass in der Vergangen-
heit nicht genügend Arbeit darauf verwendet 
worden ist, eine sinnvolle Mischung aus theore-
tischem Fachwissen und praktischem Bezug zu 
finden. 

_ÉÇÉìíìåÖ=~åÇÉêÉê=nì~äáÑáâ~íáçåÉå=

Den Studienergebnissen zufolge sind Unterneh-
men eher bereit, bei Hochschulabsolventen auf 
spezielle fachliche Qualifikationen, Forschungs-
kompetenz und Auslandserfahrung zu verzich-
ten als auf methodische und soziale Kompeten-

zen. Insbesondere von Bachelorabsolventen wird 
nicht unbedingt Spezialwissen verlangt, denn 
dieses kann auch im Beruf erworben werden und 
muss ohnehin laufend aktualisiert werden. For-
schungskompetenz wird ebenfalls vom Bachelor 
weniger erwartet. Beide Anforderungen richten 
sich vielmehr an Masterabsolventen. 

Die internationale Ausrichtung des Studiums ist 
für Studieninteressierte ein wichtiger Punkt. In 
der Internationalität liegt auch eine deutliche 
Stärke des Bachelorstudiums an deutschen Hoch-
schulen. Die Arbeitgeber aber finden diesen As-
pekt nicht so bedeutend, es sei denn, es geht um 
die Besetzung einer ausdrücklich international 
angebundenen Arbeitsstelle. Auch das Auslands-
studium, oft als Aushängeschild für einen neuen 
Studiengang verwendet, ist für die Unternehmen 
nicht der zentrale Punkt. Ein Studienaufenthalt 
im Ausland wird zwar als Beitrag zur Persön-
lichkeitsbildung geschätzt, aber bei weitem nicht 
erwartet. Er wird sogar als hinderlich gesehen, 
wenn praktische Studienelemente deshalb ge-
kürzt werden. In der Abwägung zwischen Aus-
landserfahrung und praktischer Erfahrung von 
Absolventen wird der Praxis stets deutlich mehr 
Gewicht beigemessen. 

Englische Sprachkenntnisse allerdings sind auf 
Arbeitgeberseite nicht nur erwünscht, sondern 
werden bei Hochschulabsolventen mittlerweile 
vorausgesetzt. 

a~ë=_~ÅÜÉäçêëíìÇáìã=áã=sÉêÖäÉáÅÜ=òìã=
íê~ÇáíáçåÉääÉå=píìÇáìã=

In einigen der zitierten empirischen Studien wur-
de den Unternehmensvertretern sinngemäß die 
Frage gestellt, ob und gegebenenfalls welche In-
halte beim Bachelorstudium im Vergleich zum 
traditionellen Langstudium wegfallen dürften. 
Die Mehrheit der Befragten würde, so der Tenor, 
keine Abstriche im Qualifikationsniveau akzep-
tieren. Frage und Antwort weisen jedoch auf 
ein weit verbreitetes Missverständnis hin. Der 
Grundgedanke des gestuften Studiums liegt nicht 
darin, beide Studienstufen als eine Art kompri-
miertes Diplomstudium zu gestalten und dabei 
zu sehen, was man vom traditionellen Studium 
in das neue Studium hinüberretten kann, son-
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dern darin, die Studierenden ihrer Studienstufe 
angemessen wissenschaftlich und gleichzeitig 
berufsqualifizierend auszubilden. Ein Bachelor-
studium kann und soll nicht das leisten, was ein 
Diplomstudium im traditionellen System bietet; 
es hat im Idealfall ein neues Ausbildungsprofil. 

Allerdings wäre es realitätsfern zu glauben, bei 
jeder Umstellung eines bestehenden Studienpro-
gramms würden die Inhalte grundlegend über-
arbeitet, und so wird es sicher Fälle geben, bei 
denen das Grundstudium des vorhandenen Di-
plomstudiengangs mithilfe beispielsweise eines 
Englischkurses und der obligatorischen Ab-
schlussarbeit zum Bachelorstudium umfunktio-
niert wurde. Insofern spiegelt die Frage nach dem 
Qualifikationsverlust tatsächliche Gegebenheiten 
wieder, und auch die in den empirischen Studien 
geäußerten Befürchtungen der Unternehmens-
vertreter gingen teilweise in diese Richtung. 

Bedenken in der Art, dass das Langstudium 
möglicherweise einfach nur gekürzt und nicht 
inhaltlich überarbeitet wird, sind jedoch analy-
tisch von der Ansicht zu trennen, man könne ge-
nerell in einem dreijährigen Studium nicht sinn-
voll ausbilden, das sei kein echtes Hochschulstu-
dium, sondern ein Schmalspurstudieren. Auch 
diese skeptische Haltung wird in den Angaben 
der Unternehmensvertreter gelegentlich deutlich. 
„Mangelnde Wissenschaftlichkeit und fehlende 
Berufsorientierung“, so hatten Befragte in einer 
der empirischen Studien angegeben, kennzeich-
nen das Bachelorstudium; eine ausreichende 
Qualifikation im dreijährigen Studium sei un-
möglich. 

Die in den Fallstudien befragten Unternehmens-
vertreter waren da vergleichsweise optimistisch: 
Sie gingen davon aus, dass sechs Semester Stu-
dienzeit durchaus genügen, grundlegende Fach- 
und Methodenkenntnisse sowie erste berufs-
praktische Erfahrungen zu vermitteln. Als Vo-
raussetzung gelte jedoch die inhaltliche Neu-
konzeption des Studienprogramms sowie die 
Anwendung von Lehrformen, die eine aktivere 
Beteiligung der Studierenden fördern. Diese 
Auffassung wurde auch in den jüngeren empiri-
schen Studien zur Akzeptanz von Bachelorabsol-
venten deutlich. 

Als Hindernis könnte sich erweisen, dass, wie 
ein Unternehmensvertreter ansprach, die Hoch-
schulen selbst bei einem sehr guten Studienkon-
zept nicht alles vermitteln können, was dieses 
Konzept vorsehe, da sie zunächst vor allem da-
mit beschäftigt seien, Bildungsdefizite aus der 
Schulzeit der Studierenden auszugleichen. Die 
Zeit, die für die Vermittlung grundlegender 
Kenntnisse und Arbeitstechniken aufgewendet 
werden müsse, fehle dann bei den eigentlichen 
Kernaufgaben des Studiums, bei der Vermitt-
lung von Fach- und Methodenwissen. 

Zumeist positiv sahen die in den Fallstudien be-
fragten Unternehmensvertreter, dass Studieren-
de im gestuften System vermutlich mehr als bis-
her nach einer vorgegebenen Struktur studieren, 
mit festem Studien- oder sogar Stundenplan. 
Das verschulte Studium ist in einigen Fachgebie-
ten bereits im traditionellen System üblich ge-
wesen, etwa in den Naturwissenschaften und in 
der Medizin. In anderen Fachbereichen bedeu-
tet die stärkere Strukturierung für Lehrende wie 
auch für Studierende eine große Umstellung; 
darüber hinaus werden hier im Zuge der Reform 
häufig die Wahlmöglichkeiten eingeschränkt, sei 
es bezüglich der Lehrveranstaltungen im Stu-
diengang selbst oder in Bezug auf die Kombi-
nation des eigenen Fachs mit Nebenfächern. 

Angesichts dieser Entwicklungen wird sowohl 
von Lehrenden als auch von Arbeitgebern gele-
gentlich die Besorgnis geäußert, die Studieren-
den lernten nicht mehr, selbstständig zu arbei-
ten, sondern folgten nur noch der vorgegebenen 
Struktur; gleichzeitig werde aber die Fähigkeit 
zum eigenständigen Arbeiten von Hochschulab-
solventen erwartet. Letzteres wurde von den be-
fragten Unternehmensvertretern bestätigt, aber 
ansonsten hielten sie die genannten Bedenken 
für unbegründet. Auch im strukturierten Stu-
dium, so sagte ein Befragter, gebe es Möglich-
keiten, das selbstständige Herangehen an eine 
Aufgabe zu fördern. Dies wird wiederum von 
den Ergebnissen der oben zitierten Bachelorbe-
fragung bestätigt; die Bachelorabsolventen hat-
ten häufiger als Absolventen eines traditionel-
len Studiums angegeben, dass sie aktiv in die 
Lehrveranstaltungen einbezogen worden wa-
ren. 
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Während im Zuge der Reform einerseits Zweifel 
an der Wissenschaftlichkeit eines kurzen Studi-
ums geäußert werden, steht andererseits seit 
vielen Jahren der von Arbeitgeberseite erhobe-
ne Vorwurf im Raum, das traditionelle Studium 
in Deutschland dauere viel zu lange, die Absol-
venten seien mit deutlich über 25 Jahren zu alt 
für einen Berufseinstieg, und das könne man sich 
im internationalen Wettbewerb nicht mehr leis-
ten. Unter anderem diese Kritik hat die Einfüh-
rung von Bachelor- und Masterstudiengängen 
an deutschen Hochschulen beschleunigt. 

Die empirischen Studien liefern zu dem Punkt 
„Studiendauer“ unterschiedliche Ergebnisse. Ei-
nigen Untersuchungen zufolge wünschen sich 
die Unternehmensvertreter, dass Hochschulab-
solventen bei ihnen möglichst früh in den Beruf 
einsteigen. Für die Unternehmen hat das den 
Vorteil, dass sie selbst mehr Einfluss auf den 
weiteren Weg der Absolventen nehmen können. 
Studierende, die mit höchstens 25 Jahren ihr Stu-
dium abschließen, wie das bei den Bachelorab-
solventen der Fall sein wird, sind wahrscheinlich 
eher bereit, sich den Anforderungen des jewei-
ligen Arbeitgebers anzupassen, als Studierende, 
die erst mit fast 30 Jahren ins Unternehmen 
kommen. 

In anderen Befragungen gaben die Arbeitgeber-
vertreter mehrheitlich an, die wissenschaftliche 
Ausbildung in Verbindung mit praktischer An-
wendung im Studium sei ihnen wichtiger als ein 
besonders niedriges Berufseinstiegsalter. Die 
Studierenden sollten, so die Auffassung, lieber 
Zusatzqualifikationen erwerben und dafür ins-
gesamt ein oder zwei Semester länger studieren. 
Die Ausbildungsaufgabe wird hier stärker der 
Hochschule zugeschrieben, die Erwartung an 
das Hochschulstudium ist umfassender. Gleich-
zeitig wird den Absolventen mehr Zeit für weit-
gehend selbst bestimmte Entwicklung zugestan-
den. 

Bei vielen dieser Fragen geht es um die Abwä-
gung von Studiendauer und Studieninhalten: 
Welches Qualifikationsprofil lässt sich in wel-
cher regulären Studienzeit verwirklichen? Die 
verschiedenen Erwartungshaltungen der Arbeit-

geber führen hier zu unterschiedlichen Antwor-
ten. Interessanterweise wird der Faktor „Studien-
dauer“ aber hinsichtlich des Bachelorstudiums 
nur wenig diskutiert. Obwohl die Hochschulge-
setzgebung einen Spielraum von einem Jahr ein-
räumt, prinzipiell also sechs-, sieben- und acht-
semestrige Bachelorprogramme gleichermaßen 
denkbar sind, weist die deutliche Mehrheit der 
an deutschen Hochschulen angebotenen Bache-
lorstudiengänge eine Regelstudienzeit von drei 
Jahren auf, und das war von Beginn der Umstel-
lung an der Fall. Da gleichzeitig die Mehrheit 
der Masterstudiengänge auf zwei Jahre angelegt 
ist und die rechtliche Regelung besagt, ein kon-
sekutives Bachelor- und Masterprogramm dürfe 
insgesamt höchstens fünf Jahre umfassen, liegt 
die Vermutung nahe, dass die Gestalter an den 
Hochschulen hier, auch wenn ein Bachelorstu-
diengang zunächst eigenständig angeboten wird, 
Vorsicht walten lassen und die konsekutive An-
bindung zumindest gedanklich berücksichtigen. 
Möglicherweise bestehen auch Bedenken, dass 
sich ein vierjähriges Bachelorstudium nicht ge-
nügend von traditionellen Studienangeboten ab-
hebt und damit im Wettbewerb nicht attraktiv 
genug erscheint. Aus dieser Situation heraus 
wurde das dreijährige Bachelorstudium gewis-
sermaßen zum Fakt, der sich auch in den empi-
rischen Befragungen und im Bewusstsein von 
Unternehmensvertretern verankert hat. Dabei 
könnte insbesondere die Frage, ob und inwie-
weit Praxisphasen in den Studienplan eingebaut 
werden sollten, sinnreicher debattiert werden, 
wenn die Bereitschaft bestünde, auch dreiein-
halbjährige oder vierjährige Bachelorstudien-
gänge auf der einen Seite anzubieten und auf 
der anderen Seite zu akzeptieren. 

PK= ^âòÉéí~åò=ÇÉê=_~ÅÜÉäçê~ÄëçäîÉåíÉå=

Offene Vorbehalte gegenüber Absolventen mit 
einem Bachelorabschluss werden von Arbeitge-
bern in empirischen Untersuchungen selten ge-
äußert. Der Anteil derjenigen, die in Unterneh-
mensbefragungen angeben, sie akzeptierten kei-
ne Bachelors oder seien grundsätzlich der Mei-
nung, ein kürzeres Studium sei nicht sinnvoll, 
liegt bei höchstens 15 %. Generell ist die Haltung 
der Arbeitgeber gegenüber Bachelorabsolventen 
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also zumindest nicht ablehnend, wenn auch in 
vielen Fällen noch unsicher und skeptisch. In 
vielen Fällen beruht die Skepsis vor allem da-
rauf, dass die Unternehmen zum größten Teil 
bisher keine Absolventen dieser Studiengänge 
kennen und deshalb die Qualität der Ausbildung 
kaum beurteilen können. Insofern ist die Frage 
nach der Akzeptanz von Bachelorabsolventen 
vor allem eine Frage der Zeit und damit der zu-
nehmenden Erfahrung. 

Allerdings bestehen auch – wie oben ausgeführt 
– grundsätzliche Zweifel an der Qualifikations-
fähigkeit eines Bachelorstudiums. Die Unterneh-
mensvertreter gaben zwar in Befragungen häu-
fig an, sie würden Bewerber nicht nach dem Ab-
schlussgrad beurteilen, sondern nach der fachli-
chen Eignung und der Person. Gerade die Fach-
kompetenz wird jedoch im Hinblick auf das 
dreijährige Bachelorstudium bisweilen in Frage 
gestellt, und manches Mal waren die Befragten 
gerade nach der Schilderung ihrer Anforderun-
gen an Hochschulabsolventen unsicher, ob das 
alles tatsächlich in einem vergleichsweise kurzen 
Studium zu schaffen sei. 

So sie vorhanden ist, wird die Zurückhaltung 
gegenüber dem Bachelor weniger durch offen-
siv kritische Äußerungen deutlich als vielmehr 
durch eine ausgesprochen positive Haltung zum 
Masterstudium. Kaum jemand wagt zu sagen: 
„In unserem Unternehmen haben wir keine Ver-
wendung für Bachelorabsolventen“, sondern eher 
wird auf den Wert des Masters hingewiesen. So 
hatte zum Beispiel ein Verbandsrepräsentant, 
der die Berufsqualifikation von Bachelorabsol-
venten einschätzen sollte, seinen Ausführungen 
angefügt: „Allerdings brauchen wir verschiede-
ne Angebote – auch der Master-Absolvent wird 
in den Unternehmen willkommen sein.“325 

Auch haben manche Unternehmen, die offen be-
kunden, sie würden gerne Bachelorabsolventen 
einstellen und hätten bereits eine Strategie für 
den Berufseinstieg von Bachelorabsolventen fest-
gelegt, mittelfristig bereits die Weiterbildung 
ihrer neu eingestellten Bachelors über ein Mas-
terstudium geplant. In einem solchen Fall ist das 
Unternehmen also zwar für den Berufseinstieg 
                                                           
325 Zitiert nach Friske 2004, S. 16. 

an Bachelorabsolventen interessiert, übernimmt 
aber dann die Steuerung des weiteren Bildungs-
weges, in dem das Masterstudium eine wichti-
ge Rolle spielt.326 

Ebenfalls nur in Untertönen ist eine gewisse 
Skepsis der Unternehmensvertreter gegenüber 
dem Universitätsbachelor spürbar. Die unter-
schiedliche Akzeptanz von Bachelorabsolventen 
je nach der Hochschulart mag in der Tradition 
des zweigliedrigen Systems begründet liegen: 
Die Umstellung des Fachhochschulstudiums auf 
das gestufte System erscheint vergleichsweise 
unproblematisch, als eher weicher Übergang. 
Schon in zeitlicher Hinsicht ist der Unterschied 
zwischen dem traditionellen, vierjährigen Di-
plomstudium und einem sechs- oder siebense-
mestrigen Bachelorstudiengang eher gering. Au-
ßerdem ist das Studium an der Fachhochschule 
von jeher stärker auf den Beruf ausgerichtet, so 
dass die Anforderung, im kurzen Erststudium 
berufsqualifizierend auszubilden, weder neu 
noch unerfüllbar ist. Im Universitätsstudium hin-
gegen ist es ein großer Schritt vom herkömmli-
chen Diplomstudium mit einer Regelstudien-
dauer von neun oder zehn Semestern zum sechs-
semestrigen Bachelorstudium. Gleichzeitig, so 
haben die Gespräche im Zuge der Fallstudien 
gezeigt, ist das Vertrauen einiger Arbeitgeber in 
die Reformwilligkeit der Universitäten eng be-
grenzt, und so besteht die Gefahr, dass der Uni-
versitätsbachelor als eine Art verhinderter Di-
plomabsolvent gesehen wird, als jemand, der 
zwar für ein wissenschaftliches Studium nicht 
geeignet war, aber statt des Vordiploms nun im 
neuen System einen akademischen Titel mitneh-
men kann. Dieses Vorurteil gegenüber den Uni-
versitätsbachelors wird durch offizielle Positio-
nen wie die des TU9-Konsortiums gestärkt, da 
dort der Eindruck vermittelt wird, das Bachelor-
studium sei lediglich ein Teil des eigentlichen 
Studiums, welches bis zum Masterabschluss 
führe. 

                                                           
326 Im Beratungsunternehmen Roland Berger beispielswei-

se ist für den Karriereweg von Bachelorabsolventen vor-
gesehen, dass diese nach dem Berufseinstieg über das 
„Consulting Analyst-Programm“ einen Masterstudien-
gang absolvieren, welcher in genauer Abstimmung auf 
die spezifischen Anforderungen im Unternehmen aus-
gewählt wird (siehe Roland Berger 2005). 
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Wie weit verbreitet solche Vorbehalte unter Ar-
beitgebern sind, ist unklar, da sie von deren Seite 
selten offen geäußert werden. Zu vermuten ist, 
dass auch hier gilt: Mit steigender Zahl an Ba-
chelorabsolventen im Unternehmen und zuneh-
mender Erfahrung dahingehend, welche Quali-
fikationen sie in den Beruf mitbringen, werden 
die Vorurteile gegenüber dem Bachelorstudium 
in realistische Einschätzungen und Urteile um-
gewandelt werden können. 

Die Unternehmensvertreter, die für die vier Fall-
studien befragt wurden, haben sich grundsätz-
lich positiv zur Umstellung auf das gestufte Stu-
diensystem und die Einführung von Bachelor- 
und Masterstudiengängen geäußert. Alle Befrag-
ten zeigten großes Interesse an den neuen Stu-
dienstrukturen und gaben für ihr jeweiliges Un-
ternehmen an, selbstverständlich gebe es dort 
genauso Einsatzfelder für Bachelorabsolventen 
wie für Masterabsolventen, es werde sich dabei 
dann eben um unterschiedliche Tätigkeitsberei-
che handeln. Nun mag man kritisch einwenden, 
dass keiner dieser Befragten direkt mit der Ein-
stellung eines Hochschulabsolventen für den ei-
genen Arbeitsbereich befasst ist und daher nicht 
vor den konkreten Problemen steht, die sich 
durch die Umstellung ergeben können. Tatsäch-
lich gaben einige der befragten Unternehmens-
vertreter zu, dass bei den Mitarbeitern wohl nicht 
immer die gleiche positive Grundstimmung herr-
sche wie in der Konzernführung, und dass man-
che Personalverantwortlichen sehr gerne noch 
weiter das bekannte Diplom als Regelstudienab-
schluss sehen würden. Andererseits ist es für die 
Akzeptanz der Bachelorabsolventen auf dem 
Arbeitsmarkt bereits als achtbarer Vorteil zu se-
hen, wenn sich die Unternehmensleitungen deut-
lich für das Bachelorstudium aussprechen und 
damit das Signal geben, für die Neuerungen of-
fen zu sein. 

Insgesamt lässt sich aus den vorliegenden empi-
rischen Untersuchungen der Schluss ziehen, dass 
Unternehmensvertreter eher unsicher sind, was 
die Reformen betrifft, als grundsätzlich skeptisch 
oder gar ablehnend. So wie man sich veränder-
ten Wirtschaftslagen anpassen könne, werde man 
sich auch auf die neuen Studienstrukturen und 
Absolventen einstellen. In Bezug auf die Arbeit-

geberseite und damit auf die Nachfrage nach den 
Absolventen mit neuem Abschluss besteht also 
im Großen kein Anlass, am Gelingen der Re-
formvorhaben zu zweifeln. 

Skepsis und Kritik gegenüber der Reformidee 
und der praktischen Umstellung auf die neuen 
Studienstrukturen werden demgegenüber eher 
von Hochschullehrenden geäußert, und zwar am 
deutlichsten von Lehrenden an Universitäten, 
Theologischen Hochschulen sowie Kunst- und 
Musikhochschulen. Dahinter steht die sachliche 
Sorge, dass man die Qualität der traditionellen 
Ausbildung in einem deutlich kürzeren Studium 
nicht gewährleisten könne, aber auch die allge-
meine Angst vor dem zukünftig härterem Wett-
bewerb oder davor, dass das bewährte Profil nur 
mühsam zu halten ist oder verloren geht. Dabei 
ist zwischen zwei Gruppen von Skeptikern zu 
unterscheiden: In jenen Fachgebieten, in denen 
das Studium herkömmlich mit einem Examen 
abschließt, also beispielsweise Humanmedizin, 
Rechtswissenschaften und Theologie, trifft die 
Stufung des traditionellen Langstudiums häufig 
noch auf entschiedene Ablehnung. Demgegen-
über ist in anderen Studiengebieten, vor allem 
in den universitären Natur- und Ingenieurwissen-
schaften, zu beobachten, dass Hochschullehren-
de ihre eigenen Studiengänge in gestufter Form 
anbieten und sich auch öffentlich für die Struk-
turreform aussprechen, tatsächlich aber davon 
ausgehen, dass nur der konsekutive Verbund von 
Bachelor- und Masterstudium eine ausreichende 
wissenschaftliche Qualifikation der Studierenden 
gewährleiste. 

Wenn man auch manche Bedenken auf der Sei-
te der Studienanbieter als unbegründet abweisen 
kann und von den Verantwortlichen an den Fach-
bereichen fordern möchte, doch einfach „ihr 
Produkt so gut wie möglich zu gestalten“, wie 
ein Unternehmensvertreter im Gespräch sagte, 
sollte man nicht vergessen, wie viele arbeitsin-
tensive Maßnahmen für die Lehrenden mit die-
ser Studienstrukturreform verbunden sind. In 
kurzer Zeit werden nun Bereiche im Hochschul-
system reformiert, die jahrzehntelang weitgehend 
unberührt geblieben waren, und vor diesem Hin-
tergrund verdienen die Hochschullehrenden, die 
mit persönlichem Einsatz in den vergangenen 
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Jahren die Reformschritte angeregt und umge-
setzt haben, besondere Anerkennung. 

Bei allem Verständnis für die Studienanbieter 
muss aber wiederum gesichert sein, dass die 
Ausbildung der Studierenden und damit der 
zukünftigen Berufstätigen im Mittelpunkt der 
Überlegungen steht. Dass, wie es in der Bache-
lorbefragung ermittelt wurde, über 90 % der Ba-
chelorabsolventen, die ein Masterstudium auf-
genommen hatten, als Grund für die Aufnahme 
dieses zweiten Studiums angaben, sie wollten 
damit ihre beruflichen Chancen verbessern, und 
rund zwei Drittel ein geringes Vertrauen in die 
Berufschancen mit dem Bachelorabschluss äu-
ßerten, sollte Studienanbieter wie Arbeitgeber 
aufmerksam werden lassen. 

QK= _~ÅÜÉäçêJ=ìåÇ=j~ëíÉê~ÄëçäîÉåíÉå=áã=
råíÉêåÉÜãÉå=

Im Jahr 1999, also kurz nach dem Inkrafttreten 
jener Gesetzesnovelle, welche die Einführung von 
Bachelor- und Masterstudiengängen an deut-
schen Hochschulen ermöglichte, hatte eine Be-
fragung von Unternehmensvertretern ergeben, 
dass es ihnen Schwierigkeiten bereitete, den 
Bachelor als ersten berufsqualifizierenden Ab-
schluss in die bestehenden Modelle für die Be-
schäftigung von Hochschulabsolventen einzu-
ordnen. Auch Jahre später, so zeigen neuere Un-
ternehmensbefragungen, ist dies bisweilen noch 
ein problematischer Punkt. Bei weitem nicht alle 
Arbeitgeber haben im Jahr 2005 festgelegt, wie 
Bachelor- und Masterabsolventen einzustufen 
seien. Das betrifft vor allem den Berufseinstieg, 
also Einstiegspositionen und Einstiegsgehälter, 
aber auch die möglichen Karrierewege der Hoch-
schulabsolventen im Unternehmen. Die Unter-
nehmensvertreter sagen selbst, dass sie hier am 
Beginn des Denkprozesses stehen und dass sie, 
um eine systematische Herangehensweise zu 
entwickeln, auch auf die Erfahrungen mit den 
ersten Absolventen angewiesen sind. Der Anteil 
der Bachelor- und Masterabsolventen an der Ge-
samtzahl der Bewerber sei jedoch immer noch 
zu klein, um kurzfristig solche Erfahrungen sam-
meln zu können. So sind die Aussagen der Un-
ternehmensvertreter zur Einstufung der Absol-

venten mit neuem Studienabschluss häufig pros-
pektiv; in den seltensten Fällen beruhen sie schon 
auf praktischer eigener Erfahrung. Dementspre-
chend sind die Angaben eher als vorläufig denn 
als langfristig abgesichert zu sehen. 

_ÉêìÑäáÅÜÉê=báåëíáÉÖ=

Für Bachelorabsolventen werden vermutlich in 
den größeren Unternehmen neue Einsatzberei-
che geschaffen werden. Das Niveau wird in et-
wa das eines qualifizierten Angestellten sein, ver-
gleichbar mit der Position von Mitarbeitern mit 
Berufsausbildung, die sich über eine berufliche 
Weiterbildung höher qualifiziert haben, etwa 
zum Fachwirt oder Meister. Auch ein Berufsaka-
demieabschluss gilt als eine dem Bachelor ver-
gleichbare Qualifikation. Bei der beruflichen Tä-
tigkeit wird es sich, zumindest im Einstieg, haupt-
sächlich um Assistenz und Sachbearbeitung han-
deln. Am ehesten kommt nach der Einschätzung 
von Arbeitgebern für Bachelors eine Tätigkeit 
im kaufmännischen Bereich in Frage, also bei-
spielsweise im Vertrieb oder Marketing, und 
weniger in der Forschung und Entwicklung. Das 
richtet sich aber auch nach der jeweiligen Stu-
dienfachrichtung. Den Angaben der befragten 
Unternehmensvertreter zufolge werden die Ba-
chelorabsolventen nicht mit Absolventen einer 
regulären Berufsausbildung konkurrieren. 

Der beruflichen Tätigkeit entsprechend, liegt das 
Einstiegsgehalt für Bachelorabsolventen mehr 
oder weniger deutlich unter dem Einstiegsge-
halt eines Hochschulabsolventen mit traditionel-
lem Abschluss. Teilweise gilt das bisher übliche 
Anfangsgehalt für Fachhochschulabsolventen 
als Richtmaß, teilweise werden neue Tarifklas-
sen vorgesehen. Das monatliche Gehalt für Be-
rufsanfänger mit einem Bachelorabschluss liegt 
voraussichtlich in der Spanne von 2.000 bis 2.500 
Euro. (In einigen Befragungen wurden Jahres-
gehälter ermittelt; diese liegen mehrheitlich im 
Rahmen von 35.000 bis 40.000 Euro.) Interessant 
ist dabei, dass Fachhochschulabsolventen laut 
Bachelorbefragung im Durchschnitt besser be-
zahlt werden als Universitätsabsolventen. Dies 
kann als Hinweis auf die oben angesprochene 
mangelnde Akzeptanz des Universitätsbachelors 
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in der Anfangsphase der Reform gedeutet wer-
den. 

In den vergangenen Jahren ist vermehrt zu be-
obachten gewesen, dass Hochschulabsolventen 
nicht auf regulären Stellen, sondern über Prak-
tika in den Beruf einsteigen. Das betrifft Absol-
venten von Studienfachgebieten, die von jeher 
auf dem Arbeitsmarkt als wenig attraktiv gel-
ten, gilt aber neuerdings auch für Absolventen 
beispielsweise der Betriebswirtschaftslehre und 
der Rechtswissenschaft. Die Konkurrenz unter 
den Hochschulabsolventen ist so groß, dass sie 
häufig bereit sind, unter bescheidenen Bedingun-
gen zu arbeiten, wenn damit nur der Berufsein-
stieg gelingt. Laut den Ergebnissen der oben zi-
tierten Absolventenbefragung haben auch die 
ersten Bachelorabsolventen, insbesondere die 
Universitätsbachelors, den Weg in den Beruf oft 
über ein Praktikum gesucht. Ob dies ein Problem 
der Umstellungsphase ist, ob es wesentlich auf 
der auch für Akademiker problematischen Ar-
beitsmarktsituation beruht, oder ob sich die Uni-
versitätsabsolventen mit Bachelorabschluss auch 
zukünftig auf diese Form des Berufseinstiegs 
einstellen müssten, ist jedoch noch nicht abseh-
bar. 

_ÉêìÑäáÅÜÉ=^ìÑëíáÉÖëã∏ÖäáÅÜâÉáíÉå=

Die Frage nach der Einstufung von Bachelorab-
solventen im Unternehmen bezieht sich auf den 
Beginn der Berufstätigkeit, auf den Zeitpunkt 
der Anstellung im Betrieb. Darüber hinaus ist 
für die Prognose zu den Berufschancen der Ba-
chelors von Interesse, welche Aufstiegsmöglich-
keiten ihnen von Arbeitgebern zugestanden wer-
den. 

Hier lieferten die empirischen Untersuchungen 
unterschiedliche Ergebnisse. In einigen Studien 
waren die befragten Arbeitgebervertreter skep-
tisch, was den Aufstieg von Bachelorabsolven-
ten in die Unternehmensführung betraf. Nur 
eine Minderheit der Befragten sprach sich in die-
sen Studien dafür aus, den Bachelors einen Auf-
stieg bis in die höchste Führungsebene hinein zu 
ermöglichen, während dieser Weg für Masterab-
solventen wie für Absolventen eines traditionel-
len Studiums gleichermaßen offen stand, stets 

die persönliche Eignung der betreffenden Mit-
arbeiter vorausgesetzt. 

In anderen Untersuchungen gestanden die meis-
ten Unternehmensvertreter den Bachelorabsol-
venten die gleichen Möglichkeiten zu wie den 
traditionellen Diplomabsolventen, eine Füh-
rungsposition zu erreichen. Diejenigen Befragten, 
die den Bachelors nicht die gleichen Chancen 
einräumten, knüpften den beruflichen Aufstieg 
an bestimmte Bedingungen; darunter wurde 
mehrheitlich erstens genannt, die Bachelorabsol-
venten müssten sich im Unternehmen länger be-
währen als Diplomabsolventen, und zweitens, 
sie müssten, um gleiche Aufstiegschancen zu 
haben, einen weiteren Hochschulabschluss er-
werben. 

In den Fallstudien wiederum erklärten die be-
fragten Unternehmensvertreter einhellig, Bache-
lorabsolventen hätten selbstverständlich die glei-
chen Chancen, eine Führungsposition zu errei-
chen wie Masterabsolventen oder Akademiker 
mit traditionellen Abschlüssen, da gebe es keine 
prinzipielle Begrenzung aufgrund des Studien-
abschlusses. Für alle Mitarbeiter gelte die Ma-
xime, dass bei fachlicher und persönlicher Eig-
nung ein beruflicher Aufstieg möglich sei. Nach 
einiger Zeit im Unternehmen spiele es ohnehin 
keine Rolle mehr, ob ein Mitarbeiter nun einen 
Bachelor-, einen Mastergrad oder einen traditio-
nellen Studienabschluss habe. 

Die offene Haltung der Arbeitgeber bezüglich 
der beruflichen Aufstiegsmöglichkeiten für Ba-
chelorabsolventen ist erfreulich; wenn den Ba-
chelors tatsächlich gleichermaßen wie Absolven-
ten mit einem anderen akademischen Grad die 
Karrierewege im Unternehmen zugänglich sind, 
können sie sich vorurteilsfrei beweisen, und da-
durch wird sich die Akzeptanz des neuen Stu-
dienabschlusses schnell erhöhen. Allerdings ist 
hier eine gewisse Skepsis angebracht. Wenn je-
mand als Sachbearbeiter in den Beruf einsteigt 
– was beim Bachelor häufig der Fall sein wird –, 
ist für ihn der Schritt zur Projekt- oder Teamlei-
tung sicher größer als für jemanden, der schon 
auf einer solchen Position beginnt oder dem das 
bereits beim Berufsstart in Aussicht gestellt wird. 
Wie nah also tatsächlich die theoretische und 
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praktische Möglichkeit des beruflichen Aufstiegs 
für die Bachelorabsolventen beisammen liegen, 
muss sich erst erweisen. 

páÅÜí=~ìÑ=Ç~ë=j~ëíÉêëíìÇáìã=

Im Gesamtblick auf die empirischen Untersu-
chungen zum Thema „Hochschulreform und Ar-
beitsmarkt“ ist auffallend, wie selten dort Fragen 
zum Masterstudium und zu den Berufschancen 
von Masterabsolventen gestellt wurden. Das 
deutlich größere Interesse liegt auf dem grund-
ständigen Teil des Studiums und damit auf dem 
Bachelorstudium. Der Übergang zum Master-
studium und dieses Studium selbst wurden bis-
her wenig beleuchtet. Dementsprechend gibt es 
kaum empirisch belegte Kenntnisse über die 
Qualifikationen von Masterstudierenden, über 
die Einschätzung der Arbeitsmarktchancen und 
generell über die Haltung zu diesem Abschluss, 
der – genau so wie der Bachelor – grundsätzlich 
für ein neues Studienprofil steht. 

Obgleich also das Masterstudium eine für das 
deutsche Hochschulsystem ungewohnte Art des 
kurzen Spezialisierungsstudiums darstellt, ob-
wohl es mehrere unterschiedliche Varianten die-
ses Studiums gibt und entsprechend verschiede-
ne Wege, das Masterstudium in Bildungsbio-
grafien einzubinden, gehen offenbar sowohl die 
Hochschulforscher als auch die Unternehmens-
vertreter davon aus, dass der Master als Ab-
schluss der zweiten Studienstufe im Wesentli-
chen dem traditionellen deutschen Diplom ent-
spricht und demzufolge keiner genaueren Be-
trachtung bedarf. Dem entspricht auf Arbeitge-
berseite, dass Masterabsolventen beim Berufs-
einstieg auf dem Niveau des Anfangsgehalts für 
Absolventen im herkömmlichen Studiensystem 
entlohnt werden, entweder wie Universitätsab-
solventen im traditionellen System oder wie Di-
plomabsolventen, unabhängig von der Hoch-
schulart. 

In den Fallstudien zeigte sich zumindest, dass al-
len befragten Unternehmensvertretern die Neue-
rung durch den Typus des weiterbildenden Mas-
terstudiums bewusst ist. Den interessierten aka-
demischen Mitarbeitern eröffnen sich zukünftig 
deutlich mehr Möglichkeiten für die fachliche 

Weiterbildung, und die Unternehmen werden 
ihrerseits solche Bildungswege stärker wahrneh-
men. Angesichts der Tatsache, dass das Fachwis-
sen in vielen Anwendungsgebieten einem steti-
gen Wandel unterliegt und immer wieder er-
neuert werden muss, ist die Option zur berufs-
begleitenden Weiterbildung sowohl für Mitar-
beiter als auch für die Arbeitgeber besonders 
interessant. 

sÉêïáêêÉåÇÉ=sáÉäÑ~äí=

Im Zusammenhang mit dem größeren Angebot 
an Masterstudiengängen ist jedoch auch offen-
bar geworden, dass das Gesamtangebot momen-
tan noch wenig übersichtlich ist. Mehr verwir-
rend als vereinfachend wirkt hier die Unterschei-
dung der gestuften Studiengänge nach unter-
schiedlichen Merkmalen. In den Strukturvorga-
ben der Kultusministerkonferenz für Bachelor- 
und Masterstudiengänge sind jene Ordnungs-
kriterien festgelegt worden, die vor allem in den 
Akkreditierungsverfahren eine Rolle spielen: 
Hier wird nach der fachwissenschaftlichen Rich-
tung unterschieden, die sich in der Namensge-
bung zeigt (z.B. „Master of Fine Arts“), außerdem 
nach der Art der Anbindung (z.B. „konsekuti-
ves Studium“) und im Hinblick auf Masterstu-
diengänge zusätzlich noch nach dem Ausbil-
dungsziel (z.B. „eher forschungsorientiert“). 

Diese Vielfalt der Typisierungsmöglichkeiten 
bedeutet für Studieninteressierte, aber auch für 
interessierte Arbeitgeber eine echte Hürde bei 
der gezielten Information über die neuen Stu-
dienangebote, zumal die Ordungsschemata oft 
nicht von Beginn an galten und demnach nicht 
konsequent angewandt werden können. Auch 
wird in offiziellen Dokumenten und Statistiken 
wenig oder uneinheitlich auf die Kriteriensyste-
me Bezug genommen. So sind beispielsweise im 
Hochschulkompass der Hochschulrektorenkon-
ferenz, der wohl wichtigsten Informationsquelle 
zu Studienangeboten auf nationaler Ebene, alle 
Masterstudiengänge unter dem Stichwort „wei-
terführendes Studium“ zusammengefasst, unab-
hängig von der Anbindungsart des einzelnen Stu-
diengangs. Die Verwechslung des „weiterführen-
den“ Studiums mit dem „weiterbildenden“ Stu-
dium ist hier vorprogrammiert. Auch existiert 
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bisher keine umfassende Liste der Masterpro-
gramme mit den oben genannten Unterschei-
dungen, ganz zu schweigen von detaillierten 
Vergleichen in Bezug auf Inhalte, Qualitätssiche-
rung des Studiums, Studiengebühren und ähn-
liche Merkmale. Hier besteht eindeutig Bedarf 
an Übersichtlichkeit. Das wird durch die Studie 
des Instituts der deutschen Wirtschaft bestätigt, 
der zufolge die Unternehmensvertreter sich ein 
größeres Weiterbildungsangebot an deutschen 
Hochschulen wünschen, gleichzeitig aber den 
Hochschulen empfehlen, offensiv über ihre Stu-
dienangebote zu informieren und dafür zu wer-
ben. 

RK= _äáÅâ=áå=ÇáÉ=wìâìåÑí=

Der Blick in die Zukunft zeigt vor allem den 
„Hochschulbildungsmarkt“, wo sich Studienan-
bieter und Studiennachfrager, also Hochschulen 
und Studierende begegnen, auf dem aber auch 
die Unternehmen als potenzielle Arbeitskraft-
nachfrager und Arbeitsplatzanbieter auftreten. 
Außerdem werden viel mehr Berufstätige ihre 
Nachfrage auf dem Mastermarkt äußern, und 
die Hochschulen werden ihr Studienangebot 
dementsprechend ausweiten. Der Studienmarkt 
ist durch harten Wettbewerb und große Konkur-
renz geprägt, wobei zu hoffen ist, dass er gleich-
zeitig durch mehr Transparenz und mehr Infor-
mation gekennzeichnet sein wird. Die Einfüh-
rung und Ausweitung von Studiengebühren wird 
den Marktcharakter des Hochschulwesens in 
Deutschland noch verstärken. Mit dem Thema 
„Studienmarkt“ ist darüber hinaus die Frage 
verbunden, wie sich die beiden maßgeblichen 
Hochschularten in Deutschland, die Universitä-
ten und die Fachhochschulen, zukünftig profi-
lieren werden. 

mêçÑáäÉ=ÇÉê=råáîÉêëáí®íÉå=ìåÇ=c~ÅÜÜçÅÜJ
ëÅÜìäÉå=

In offiziellen Verlautbarungen, etwa den Be-
schlüssen der Kultusministerkonferenz, ist vor-
sichtigerweise nie die Rede davon, dass die 
Zweigliedrigkeit des deutschen Hochschulsys-
tems mit seinen beiden Hochschularten im Zu-
ge der Studienstrukturreformen aufgegeben wer-

den soll. Für Universitäten und Fachhochschu-
len besteht nun aber faktisch die gleiche Mög-
lichkeit, sowohl grundständige als auch weiter-
führende Studiengänge anzubieten, deren Ab-
schlüsse einander prinzipiell gleichgestellt sind. 
(Mit einer Ausnahme: Die an Fachhochschulen 
angebotenen Masterstudiengänge eröffnen nicht 
grundsätzlich die Laufbahn zum Höheren Dienst; 
das muss von der jeweiligen Akkreditierungs-
agentur geprüft werden.) Im Unterschied zum 
traditionellen System wird außerdem in der Ab-
schlussbezeichnung nicht mehr kenntlich ge-
macht, wenn der betreffende akademische Grad 
an einer Fachhochschule erworben wurde. Da-
her stellt sich die Frage, inwieweit die Profile 
der beiden Hochschularten erhalten bleiben. 

Die in den Fallstudien befragten Unternehmens-
vertreter hatten dahingehend unterschiedliche 
Vorstellungen. Zum Teil äußerten sie die An-
sicht, die Profile der beiden Hochschularten 
würden durch die Angleichung der Studienab-
schlussarten verschwimmen; langfristig stehe 
sogar die Auflösung des binären Hochschulsys-
tems bevor. Dieses Szenario wird durch die Er-
gebnisse einer europäischen Vergleichsstudie ge-
stützt, in der für einige Länder in Europa be-
richtet wird, es komme dort zu Funktionsüber-
schneidungen und damit zu einer Annäherung 
der beiden Hochschultypen.327 Die mögliche Ent-
wicklung wurde mit Sorge gesehen, denn falls 
die Hochschulart tatsächlich einmal keine Rolle 
mehr spielen werde, so einer der Befragten, feh-
le den Arbeitgebern bei der Beurteilung von Be-
werbern ein wichtiges und bisher aussagekräf-
tiges Kriterium. 

Demgegenüber waren sich andere Befragte si-
cher, dass die Hochschulen ihre Profile zukünf-
tig bewusst ausbauen und schärfen werden, um 
im Wettbewerb bestehen zu können. Für die 
Profilierung gebe es nach der Umstellung zum 
einen den Hochschultyp und zum anderen neue 
Kriterien. An der Universität, so die Prognose, 
wird weiterhin eher wissenschaftlich-theoretisch 
ausgebildet, an der Fachhochschule eher praxis-
orientiert. Die beiden Studienstufen werden über 
dieses Grundmuster gelegt, führen aber nicht 
                                                           
327 Siehe Alesi u.a. 2005, Abschnitt „Executive Summary“. 
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zum Verblassen des Profils, sondern lassen es 
eher noch markanter werden. 

Ein Unternehmensvertreter skizzierte die Zu-
kunft der beiden Hochschularten wie folgt: Die 
Universitäten werden vornehmlich konsekutive 
Bachelor- und Masterprogramme anbieten. Die 
meisten Studierenden, die an eine Universität 
kommen, haben ein weitergehendes wissenschaft-
liches Interesse und streben von vornherein den 
Masterabschluss an. Dennoch bietet das univer-
sitäre Bachelorstudium denjenigen Studierenden, 
die wissenschaftlich-analytisch arbeiten möchten, 
gleichzeitig aber an einem gut strukturierten 
Studium mit kurzer Studiendauer interessiert 
sind, die passende Ausbildung. Eine fachliche 
Spezialisierung erfolgt dann, wenn notwendig 
und erwünscht, später durch die praktische Ar-
beit im Beruf oder über ein berufsbegleitendes, 
weiterbildendes Masterstudium. Die Fachhoch-
schulen dagegen sind weiterhin für ihre Anwen-
dungsorientierung und ihre guten Praxiskontak-
te bekannt. Sie konzentrieren sich auf die Ausbil-
dung von Bachelorkandidaten, bieten aber zu-
sätzlich spezielle Masterstudiengänge an, die sich 
vor allem an Berufstätige richten. Die Bachelor-
ausbildung findet in sechs oder sieben Semestern 
statt, je nachdem, ob ein Praxissemester vorge-
sehen ist oder nicht. 

Diese Sichtweise auf die Zukunft der beiden 
Hochschularten scheint empirischen Ergebnissen 
zufolge auch bei den Bachelorabsolventen vor-
herrschend zu sein, zumindest bei den Absolven-
ten der ersten Generation. Diese bestätigten, dass 
das traditionelle Profil – eher forschungsorien-
tiert an Universitäten, eher anwendungsorien-
tiert an Fachhochschulen – auch in ihrem Ba-
chelorstudium galt und bereits bei der Entschei-
dung für einen bestimmten Studiengang eine 
wichtige Rolle gespielt habe. 

Ob sich die Fachhochschulen darüber hinaus, 
wie prognostiziert, bei der zweiten Studienstufe 
darauf verlegen werden, vor allem weiterbilden-
de Masterstudiengänge anzubieten, ist heute noch 
nicht absehbar. Aus den aktuellen Statistiken geht 
lediglich hervor, dass Masterprogramme häufig 
auch an Fachhochschulen angeboten werden, 
nicht aber, welcher Art diese Programme sind. 

báåëíìÑìåÖ=ÇÉê=_~ÅÜÉäçêJ=ìåÇ=j~ëíÉêJ
~ÄëçäîÉåíÉå=

Die Frage nach dem Erhalt der Profile in den bei-
den Hochschularten führt unter anderem zur 
Frage nach der Einordnung von Bachelor- und 
Masterabsolventen beim Berufseinstieg. Die in 
den Fallstudien befragten Unternehmensvertre-
ter waren noch unentschieden, was diesen Punkt 
betrifft. Zunächst schien die Gehaltsfrage zumin-
dest für Bachelorabsolventen relativ leicht zu be-
antworten sein: Absolventen mit einem Bachelor-
abschluss verdienen den empirischen Studien zu-
folge anfangs etwas weniger als Absolventen mit 
einem traditionellen Abschluss. Für Masterabsol-
venten, die meist mit Diplomabsolventen gleich-
gesetzt werden, war die Zuordnung schon 
schwieriger: Sollte man hier weiterhin – wie bis-
her fast immer geschehen – nach der Hochschul-
art unterscheiden, also zwei Gehaltsstufen für 
dieses eine Abschlussniveau einplanen? Spätes-
tens hier müsste es in logischer Folge auch für 
die Bachelorabsolventen im Berufseinstieg zwei 
Gehaltsklassen geben, je nach Hochschulart. Da-
mit gäbe es mindestens vier Kategorien für die 
anfängliche Gehaltseinstufung, aber es bliebe 
unklar, in welcher Reihenfolge der einzelne Ab-
schluss zählte, denn diejenigen, die im traditio-
nellen System tendenziell weniger verdient ha-
ben, nämlich die Fachhochschulabsolventen, sind 
nun – ersten Ergebnissen zufolge – auf der Ba-
chelorstufe die im Berufseinstieg besser Bezahl-
ten. 

Das angesprochene Problem trifft allerdings vor-
wiegend die großen Unternehmen, in denen be-
reits vor der Umstellung mit unterschiedlichen 
Gehaltskategorien gearbeitet wurde. Diese Un-
ternehmen werden sich, so ist zu vermuten, ein 
jeweils eigenes Zuordnungssystem überlegen 
und dieses dann mit zunehmender Erfahrung 
und anhand der so gewonnenen Vergleichswer-
te anpassen. Die Studienstufe wird dabei wahr-
scheinlich eine größere Rolle spielen als die Hoch-
schulart. Mittelständische und kleine Betriebe 
werden, wenn überhaupt, ebenfalls vorrangig 
nach der absolvierten Studienstufe unterschei-
den. Oft ist hier bereits der Hochschulabschluss 
an sich das Kriterium für eine bestimmte Einstu-
fung. 
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§ÄÉêÖ~åÖëèìçíÉå=

Immer wieder ist in der Debatte um die Studien-
strukturreform zu hören, für den Übergang vom 
Bachelor- zum Masterstudium sollten aus Grün-
den der Planungssicherheit bestimmte Quoten 
festgelegt werden. Die Entscheidung, wie viele 
Absolventen von der ersten in die zweite Stu-
dienstufe übergehen, beruht jedoch auf zahlrei-
chen Faktoren, unter anderem der aktuellen Ar-
beitsmarktlage, wie selbst im nationalen Bolog-
nabericht der Kultusministerkonferenz und des 
Bundesbildungsministeriums eingeräumt wird. 

Die Forderung nach Übergangsquoten ist als un-
sinnig zu bezeichnen, so lange 

• die Universitäten zum Teil selbst den Bachelor 
nicht für einen vollwertigen Studienabschluss 
halten und die Ausbildung bis zum Masterab-
schluss propagieren, 

• die Studierenden von den Lehrenden den Rat 
erhalten, sie sollten doch besser bis zum Mas-
terabschluss weiterstudieren,328 

• auf Arbeitgeberseite teilweise Skepsis gegen-
über dem Universitätsbachelor herrscht 

• und die große Mehrheit der Bachelorabsolven-
ten nach dem Abschluss des ersten Studiums 
ein weiteres Studium anschließt, statt mit dem 
Bachelorabschluss auf den Arbeitsmarkt zu 
gehen. 

píìÇáÉå~åÖÉÄçí=ìåÇ=píìÇáÉåå~ÅÜÑê~ÖÉ=

In den quantitativen empirischen Studien zu Ba-
chelor- und Masterstudiengängen wurde selten 
danach gefragt, wie sich die Arbeitgeber die zu-
künftige Entwicklung des Studienangebots und 
der Studierendenzahlen vorstellen. Die in den 
Fallstudien befragten Unternehmensvertreter 
zeigten in dieser Frage ihr weitgehendes Ver-
trauen in Marktmechanismen: Der Nachfrage 
von Studieninteressierten entsprechend, so die 
Prognose, werden die Hochschulen ihre Stu-
dienangebote konzipieren, und zwar sowohl in-
haltlich als auch formal, also beispielsweise im 
Hinblick auf die Anzahl der verfügbaren Studien-

                                                           
328 Auf diesen Tatbestand weisen die Autoren der Trends IV-

Studie für verschiedene europäische Länder hin, siehe 
Reichert u. Tauch 2005, S. 13. 

plätze. Somit werde es nicht nur die ausgesuch-
ten Studiengänge mit einer kleinen Zahl von 
Studierenden geben, sondern zunehmend auch 
Studienangebote in den traditionell stark besetz-
ten Fächern, zum Beispiel Informatik, Bauinge-
nieurwesen, Betriebswirtschaftslehre oder Ger-
manistik – wenn diese Angebote denn beständig 
nachgefragt würden. Der Marktcharakter des 
Hochschulwesens wird noch dadurch verstärkt 
werden, dass zum einen die Hochschulen ihre 
Studierenden selbst auswählen, also nur be-
stimmten Nachfragern den Zugang zum Stu-
dienangebot erlauben, und gleichzeitig von den 
Studierenden generell Gebühren verlangen, al-
so einen Preis für das Angebot festsetzen, dass 
es zum anderen aber die Studierenden als Ge-
bührenzahler in der Hand haben, für einen hö-
heren Preis auch bessere Qualität zu fordern. 

Ob die Forderung berechtigt ist, insgesamt soll-
ten mehr Schulabgänger einer Alterskohorte ein 
Hochschulstudium aufnehmen als bisher, kann 
erst beurteilt werden, wenn sich der Markt eta-
bliert hat, wenn sich Angebot und Nachfrage 
über Jahre hinweg aufeinander abgestimmt ha-
ben und wenn die Ergebnisse von Bedarfsana-
lysen vorliegen, wie sie etwa in der Studie des 
Instituts der deutschen Wirtschaft skizziert wur-
den. Die Klage jedenfalls, im Vergleich zu ande-
ren OECD-Ländern sei Deutschland höchstens 
Mittelmaß, was die Studienanfängerquote betref-
fe, zielt ins Leere, wenn es bei dieser rein quan-
titativen Feststellung bleibt. 

dê∏≈ÉêÉ=sÉê~åíïçêíìåÖ=ÑΩê=píìÇáÉêÉåÇÉ=ìåÇ=
^ÄëçäîÉåíÉå=

Fest steht, dass die Hochschulen zukünftig deut-
lich mehr Verantwortung für ihre Studierenden 
übernehmen werden müssen. In der Vergangen-
heit haben sich insbesondere die Universitäten 
zu wenig um eine berufsnahe Ausbildung, um 
die Anbindung an den Arbeitsmarkt bemüht. 
Mit der Studienstrukturreform ist in vielen Fäl-
len eine Reform der Studieninhalte angeregt wor-
den, und die Arbeitsmarktrelevanz von Studien-
inhalten spielt bei diesen neuen Überlegungen 
eine gewichtige Rolle. Dass muss sie auch, denn 
die Umstellung des traditionellen Studiensys-
tems auf das zweistufige System mit Bachelor- 
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und Masterabschlüssen ist unumgänglich, die 
Entwicklung unumkehrbar. Damit insbesonde-
re die Bachelorabsolventen eine Chance auf dem 
Arbeitsmarkt haben, muss die Studienstufung 
echt sein: Jede Stufe beinhaltet eine in sich ab-
geschlossene Ausbildung, an deren Ende ein an-
erkannter Abschluss steht. Wenn hier von den 
Hochschulen der Eindruck vermittelt wird, das 
sei zwar formal zu lösen, aber inhaltlich nicht 
umsetzbar, werden die Arbeitgeber zu Recht 
skeptisch gegenüber dem Bachelorabschluss als 
Qualitätsmerkmal bleiben, was wiederum die 
Studieninteressierten dazu anhalten wird, von 
vornherein auf den Masterabschluss hin zu stu-
dieren. 

Dabei bieten die veränderten Rahmenbedingun-
gen an deutschen Hochschulen – größere Auto-
nomie, modernes Management und stärkerer 
Wettbewerb – eine gute Möglichkeit, das Studien-
angebot wirklich inhaltlich zu reformieren. Und 
nur dann können die Studierenden und damit 
die zukünftigen Berufstätigen sowie dementspre-
chend die Arbeitgeber die Vorzüge des gestuften 
Studiensystems erleben. 

wìë~ããÉå~êÄÉáí=îçå=eçÅÜëÅÜìäÉå=ìåÇ=
råíÉêåÉÜãÉå=

Um die Studierenden berufsnaher auszubilden, 
aber oft auch schon, um bestehende Missver-
ständnisse zwischen Hochschulen und Arbeit-
gebern auszuräumen, wird die Zusammenarbeit 
beider Seiten zukünftig wichtiger werden. Der 
Wunsch nach solcher Kooperation wurde von der 
Unternehmensseite in den empirischen Studien 
immer wieder ausdrücklich kundgetan, und auch 
aus den vier Fallstudien geht klar hervor, dass 
die befragten Unternehmensvertreter erstens eine 
viel stärkere Kooperation zwischen Hochschulen 
und Unternehmen für erforderlich halten und 
zweitens davon ausgehen, dass es diese verstärk-
te Zusammenarbeit tatsächlich geben wird. Für 
beide Seiten, so die einhellige Meinung, seien 
Kooperationsbeziehungen zwischen Wissen-
schaft und Wirtschaft interessant und gewinn-
bringend. Einschränkend muss dabei gesagt 
werden, dass in den betreffenden Unternehmen 
hauptsächlich Hochschulabsolventen aus dem 
Studienbereich Ingenieurwesen rekrutiert wer-

den; dort herrscht traditionell bereits eine gute 
Anbindung zum Arbeitsmarkt. Andererseits ist 
zu hoffen, dass der Erfolg der Zusammenarbeit 
– die auch heute schon vielfach praktiziert wird 
– jene Fachbereiche anspricht und motiviert, die 
bisher bei der Kontaktaufnahme zurückhaltend 
waren. 

sÉêÖäÉáÅÜÄ~êâÉáí=ÇÉê=píìÇáÉå~ÄëÅÜäΩëëÉ=

Die internationale Kompatibilität von Studien-
abschlüssen war ursprünglich der entscheiden-
de Punkt bei den Reformvorhaben auf europäi-
scher und auf nationaler Ebene. Nach einer An-
gleichung der Studienstrukturen, so der Gedan-
ke, könnten Studierende sich freier in der Hoch-
schulwelt bewegen, vor allem einfacher als vor-
her einen Teil ihres Studiums im Ausland absol-
vieren. Durch Leistungspunkte sei an jeder be-
liebigen Hochschule nachweisbar, was bisher an 
Studienleistungen erbracht wurde, und mit den 
Studienabschlüssen Bachelor und Master gebe 
es nun endlich nicht mehr die Frage, was denn 
das Diplom überhaupt sei. „Attraktivität durch 
internationale Kompatibilität“ lautete schon 1996 
der Titel einer Entschließung der Hochschulrek-
torenkonferenz, und dieses Credo galt für die im 
Folgenden zahlreich eingeleiteten Reformen. 

Tatsächlich war die Studienstrukturreform not-
wendig, um die internationale Vergleichbarkeit 
herzustellen, da außerhalb Europas weitestge-
hend das angloamerikanische Stufenmodell ver-
breitet ist. Für ausländische Studieninteressierte 
bedeutet das neue Studiensystem eine Erleich-
terung, denn sie können nun beispielsweise mit 
dem Bachelor ihres Heimatlandes für ein fach-
lich spezialisiertes Masterstudium nach Deutsch-
land kommen, und in der Regel wird ihr erster 
Abschluss anerkannt. Bislang galt der ausländi-
sche Bachelor den Fachbereichen oft nicht mehr 
als eine deutsche Hochschulzugangsberechti-
gung. Auch für Studierende, die an einer Hoch-
schule in Deutschland studieren und internatio-
nal mobil sein möchten, ist die Angleichung an 
das angloamerikanische Modell interessant. 

Im Gesamtblick gesehen, ist aber die internatio-
nale Kompatibilität heute lediglich ein Aspekt 
unter vielen, und ganz sicher – das zeigen die 
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Ergebnisse der empirischen Studien – nicht der 
wichtigste für die Unternehmen als potenzielle 
Arbeitgeber. Viel bedeutender sind die inhaltli-
chen Reformen, viel drängender die Frage, ob 
man in einem kürzeren Studium eine wissen-
schaftliche und gleichzeitig berufsqualifizieren-
de Ausbildung leisten kann. Ohnehin rekrutie-
ren die Unternehmen ihre Mitarbeiter überwie-
gend in Deutschland, so dass die zusätzlich be-
stehende Möglichkeit des internationalen Bewer-
bens positiv gesehen, aber gleichzeitig für we-
nig bedeutsam gehalten wird. 

Was die Vergleichbarkeit der Abschlüsse inner-
halb des deutschen Hochschulsystems betrifft, 
gab es bei den Unternehmensvertretern, die in 
den Fallstudien befragt wurden, unterschiedli-
che Einschätzungen. So wurde einerseits eine 
bereits deutliche Verbesserung festgestellt, die 
auch auf Leistungspunktsysteme und das Diplo-
ma Supplement zurückzuführen sei, andererseits 
die Befürchtung geäußert, auf lange Sicht seien 
die Abschlüsse schon innerhalb des deutschen 
Systems nicht vergleichbar, da man zu wenig 
über die Qualität der betreffenden Studiengänge 
sagen könne. 

oÉÑçêãëáíì~íáçå=ìåÇ=oÉÑçêãÖÉÇ~åâÉ=

Alle in den Fallstudien befragten Unternehmens-
vertreter haben in ihren Bewertungen und Ein-
schätzungen klar zwischen der jetzigen Reform-
situation und der grundsätzlichen Reformidee 
unterschieden. 

Die jetzige Situation lässt sich wie folgt beschrei-
ben: Wir befinden uns in der Übergangsphase 
zwischen traditionellem und neuem Studiensys-
tem, wobei an den Hochschulen teilweise schon 
auf Bachelor- und Masterstudiengänge umge-
stellt wurde, teilweise aber noch beide Systeme 
parallel geführt werden und in manchen Fällen 
die Reform noch ganz am Anfang steht. Das Stu-
dienangebot ist demzufolge momentan unüber-
sichtlich, ein Hochschulmarkt beginnt sich gera-
de erst zu entwickeln. An den vielen unterschied-
lichen Reformbewegungen sind viele verschie-
dene Personen und Personengruppen mit ihren 
jeweils eigenen Sichtweisen beteiligt. Die Lage 
auf dem Arbeitsmarkt ist allgemein angespannt, 

auch für Hochschulabsolventen, so dass diese in 
großer Konkurrenz zueinander stehen, gleich-
zeitig jedoch konkurrieren die Unternehmen um 
hochqualifizierte Akademiker, zumindest in be-
stimmten Studienfachgebieten. 

Gegenüber dem Bachelor als Bildungsabschluss 
eines bisher unbekannten kurzen Erststudiums 
besteht noch Skepsis. Die offensichtlichen Schwie-
rigkeiten bei der Umstellung veranlassen die Ar-
beitgeberseite zu Zurückhaltung, was den neuen 
Abschluss betrifft. Die Zahlen der Absolventen, 
die mit einem Bachelorgrad auf den Arbeitsmarkt 
kommen, sind bisher so gering, dass die Arbeit-
geber kaum praktische Erfahrungen haben sam-
meln können. Dazu kommt, dass der Masterab-
schluss meist als äquivalent zum herkömmli-
chen Diplom oder Magister gesehen wird, und 
dass Masterabsolventen möglicherweise den Ba-
chelorabsolventen bevorzugt eingestellt werden, 
da ihr Abschluss vermeintlich bekannt ist. Nie-
mand wolle sich nachsagen lassen, so ein Unter-
nehmensvertreter, er sei bei der Einstellung von 
Akademikern ein unnötiges Risiko eingegangen. 
Manche Unternehmen sind einfach auch noch 
unsicher in der Bewertung und Einordnung von 
Bachelorabsolventen, begleitet von der Unge-
wissheit, inwieweit die Hochschulart als Ord-
nungskriterium erhalten bleibt. 

Der Grundgedanke der Studienreform wird aber 
stets positiv bewertet: Im kurzen Bachelorstu-
dium werden in ausgewogener Mischung von 
theoretischen und anwendungsorientierten In-
halten die wichtigsten fachlichen Kenntnisse ver-
mittelt, die Studierenden können nach wenigen 
Jahren entscheiden, ob sie ihr wissenschaftliches 
Studium fortsetzen oder lieber in Richtung Be-
ruf gehen möchten. Wenn sie die zweite Mög-
lichkeit wählen, erwerben sie vergleichsweise 
früh Berufserfahrung und haben damit einen 
Vorteil gegenüber ihren Studienkollegen mit tra-
ditionellem Abschluss. Bei Bedarf können die 
Bachelorabsolventen nach einer Zeit im Beruf 
noch ein weiteres Studium anschließen und sich 
gezielt spezialisieren. 

Dass ein so umfassendes Reformvorhaben wie 
die Umgestaltung des deutschen Studiensystems 
nicht innerhalb weniger Jahre umgesetzt wer-
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den kann, und dass an vielen verschiedenen Stel-
len Schwierigkeiten und Hindernisse auftauchen, 
ist wohl allen Beteiligten klar. Dennoch sollte 
man zumindest versuchen, den Übergang so gut 
wie möglich zu bewältigen. Die Studierenden 
sind diejenigen, die am meisten von der Um-
stellung betroffen sind, im Positiven wie im Ne-
gativen. Reformansätze, die sich als nicht pra-
xistauglich erweisen, und Maßnahmen, die im 
Reformprozess nicht funktionieren, gehen vor 
allem zu ihren Lasten. Erfreulicherweise gibt es 
aber bereits viele Beispiele für eine gelungene 
Umsetzung. Die Hochschullehrenden sind oft 
sehr engagiert und verwenden viel Arbeit da-
rauf, den Studierenden in der kürzeren Studien-
zeit eine gute wissenschaftliche und gleichzeitig 
berufsnahe Ausbildung zu bieten. Gemeinsam 
mit den Verantwortlichen auf der Arbeitgeber-
seite können sie dazu beitragen, dass das Projekt 
„Studienstrukturreform“ erfolgreich durchge-
führt wird. 

QKQ= bãéÑÉÜäìåÖÉå=òìê=sÉêÄÉëëÉêìåÖ=
ÇÉê=^âòÉéí~åò=îçå=_~ÅÜÉäçê~ÄJ
ëçäîÉåíÉå=

Die im Folgenden genannten Empfehlungen, 
wie die Akzeptanz von Absolventen der neuen 
Studiengänge, insbesondere von Bachelorabsol-
venten, bei Studieninteressierten und bei Arbeit-
gebern erhöht werden kann, beruhen vor allem 
auf den Aussagen der Unternehmensvertreter 
selbst. Die Maßnahmen, die hier empfohlen wer-
den, gelten jedoch nicht nur für die Anerkennung 
von Bachelor- und Masterabsolventen, sondern 
oft auch für die höhere Akzeptanz von Hoch-
schulabsolventen bei Arbeitgebern im Allgemei-
nen. 

t~ë=â∏ååÉå=ÇáÉ=eçÅÜëÅÜìäÉå=íìå\=

Die Empfehlungen zu der Frage, was die Hoch-
schulen tun können, um die Akzeptanz insbe-
sondere von Bachelorabsolventen zu erhöhen, 
richten sich sowohl an die Studienanbieter, die 
Gestalter an den Fachbereichen, die Programm-
verantwortlichen und die Lehrenden als auch 
an die Hochschulleitung. 

= aáÉ=píìÇáÉåáåíÉêÉëëáÉêíÉå=ΩÄÉê=Ç~ë=ÉáÖÉåÉ=
píìÇáÉå~åÖÉÄçí=áåÑçêãáÉêÉåK=

Wenn sich in Zukunft Studienanbieter und Stu-
diennachfrager auf dem Hochschulmarkt tref-
fen werden, so ist den Anbietern zu empfehlen, 
sich bei potenziellen Studieninteressierten vor-
zustellen. Dies sind im Fall der Bachelorstudien-
gänge sowie der konsekutiven Bachelor- und 
Masterprogramme die Schüler der Sekundar-
stufe II an weiterführenden Schulen, im Fall der 
nicht-konsekutiven Masterstudiengänge sind es 
Studierende der betreffenden Fachrichtung in 
Bachelorstudiengängen und traditionellen Stu-
diengängen der eigenen Hochschule und ande-
rer Hochschulen, und für weiterbildende Mas-
terstudiengänge schließlich handelt es sich bei 
den potenziell Studieninteressierten um Perso-
nen, die bereits im außerhochschulischen Ar-
beitsmarkt erwerbstätig sind. Diese dritte Ziel-
gruppe zu erreichen, ist sicherlich die schwie-
rigste Aufgabe, da sich die Beschäftigten und 
Selbstständigen an ihren Arbeitsplätzen nicht 
über die ehemalige Studienfachrichtung definie-
ren, sondern über ihr Tätigkeitsfeld. 

Im Hinblick auf die Schulabsolventen als Ziel-
gruppe für Bachelorstudiengänge bietet es sich 
an, dass Studienanbieter vor Ort informieren, 
also an den Schulen. Studiengestalter und Stu-
dierende des betreffenden Studiengangs könnten 
ihr Programm persönlich vorstellen, aber denk-
bar ist auch eine Präsentation in Form von Aus-
hängen, Postern, Broschüren und Faltblättern. 
Diese Art der Information beschränkt sich aller-
dings praktisch auf die Schulen im regionalen 
Umkreis der Anbieterhochschule. Um die Schü-
ler überregional zu erreichen, sollten grundsätz-
lich die Internetseiten des Fachbereichs oder spe-
ziell des Studiengangs aktuell gehalten und ge-
pflegt werden; das Internet ist für viele Interes-
sierte die Hauptinformationsquelle. Darüber hi-
naus bieten viele Fachbereiche seit längerem 
schon regelmäßig Probetage, Schnupperkurse 
oder Ähnliches an. Dort können Schülerinnen 
und Schüler an einer Vorlesung teilnehmen, klei-
ne praktische Übungen durchführen und Fragen 
zum Studium stellen. 
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= aáÉ=píìÇáÉêÉåÇÉå=áåÑçêãáÉêÉå=ìåÇ=ÄÉê~íÉåK=

Die Hochschulen sollten ihre Studierenden gut 
informieren und beraten. Gerade bei den kurzen 
Bachelorprogrammen ist es wichtig, dass die Stu-
dierenden von Beginn an die verschiedenen Mög-
lichkeiten der Studiengestaltung kennen und 
wissen, an wen sie sich wenden können, wenn 
sie weitere Informationen benötigen. Bei der Um-
stellung traditioneller Diplom- oder Magister-
studiengänge auf konsekutive Programme wer-
den, und das ist sicher sinnvoll, die vorhande-
nen Einrichtungen für Studienberatung weiter 
genutzt. Im Zuge der Reform lassen sich aber 
weitere Verbesserungen vornehmen; Studien-
gänge, in denen die Studierenden bei Fragen je-
derzeit ihre Lehrenden oder einen Mentor an-
sprechen können, dienen hier als gute Beispiele. 

= aáÉ=píìÇáÉêÉåÇÉå=~ìÑ=ÇÉå=^êÄÉáíëã~êâí=
îçêÄÉêÉáíÉåI=ÇKÜK=éê~ñáëå~Ü=~ìëÄáäÇÉåK=

Die berufsnahe Ausbildung ist eindeutig der 
Schwerpunkt bei den Erwartungen der Arbeit-
geber an ein Hochschulstudium. Dementspre-
chend ist den Hochschulen mit Nachdruck zu 
empfehlen, dies bei der Studiengestaltung zu be-
rücksichtigen. Die Empfehlung gilt insbesondere 
für Bachelorstudiengänge in Fachgebieten, deren 
Absolventen es von jeher schwer haben, eine 
volladäquate Beschäftigung zu finden. Die em-
pirischen Studien haben ergeben, dass Unter-
nehmensvertreter die Berufschancen von Absol-
venten geisteswissenschaftlicher Bachelorstudien-
gänge als gleich bleibend gering einstufen. Da 
hier also nicht per se von einer Verbesserung 
durch die Studienstrukturreform ausgegangen 
werden kann, ist die Berufsvorbereitung um so 
wichtiger. 

Allerdings ist Arbeitgebern oft selbst nicht klar, 
wie denn der Praxisbezug im Studium aussehen 
könnte. Aus der großen Bandbreite an Möglich-
keiten sind beispielsweise folgende Punkte zu 
empfehlen: 

• Den Studierenden vermitteln, wie man lernt 
zu lernen, d.h. nicht nur die fachlichen Kennt-
nisse vortragen, sondern zeigen, welche Quel-
len vorhanden sind, wie man sich in diesen 

Quellen orientiert, wie Informationen aufbe-
reitet werden. 

• Kenntnisse über die Anwendbarkeit des theo-
retischen Wissens vermitteln. Das bedeutet 
auch: Grenzen der Anwendung aufzeigen. 

• Methodenkenntnisse vermitteln. 

• Analytische Fähigkeiten üben. 

• Gelerntes in Studienprojekten direkt praktisch 
anwenden. 

• Mögliche Berufsfelder und Berufsprofile nen-
nen oder mit den Studierenden gemeinsam 
herausfinden. 

• Über Berufsfelder informieren, z.B. durch be-
rufskundliche Vorträge von Absolventen des 
betreffenden Fachs. 

• Kontakte zu Arbeitgebern herstellen und pfle-
gen. 

• Ein Berufspraktikum, mehrere Berufspraktika 
oder ein Praxissemester in den Studienplan 
einbinden, je nach Hochschulart und Profil 
des Studiengangs. Dazu gehört auch, die Stu-
dierenden auf die Praxisphase vorzubereiten 
und das Praktikum nachzubereiten, d.h. die 
Studierenden sollten einen Praktikumsbericht 
schreiben, aber auch mit Lehrenden bespre-
chen können, was sie aus der praktischen Zeit 
gelernt haben und welche Fragen aufgetaucht 
sind. 

• Für Abschlussarbeiten berufnahe Themen vor-
schlagen und unterstützen. 

• Techniken des Projektmanagements üben, d.h. 
trainieren, wie man systematisch an eine Auf-
gabe herangeht. Für die Studierenden beinhal-
tet das auch Teamarbeit und Zeitmanagement. 

• Schreibtechniken üben. 

• Präsentationstechniken üben. 

• Betriebswirtschaftliche Grundkenntnisse ver-
mitteln. 

• Fachrelevante rechtliche Kenntnisse vermit-
teln. 

Für die meisten der genannten Aspekte sind kei-
ne gesonderten Lehrveranstaltungen erforderlich. 
Die in den empirischen Studien befragten Arbeit-
geber wünschten sich sogar ausdrücklich, dass 
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beispielsweise analytische Fähigkeiten, das Ar-
beiten in Gruppen sowie Präsentationstechniken 
in das fachliche Studium eingebunden geschult 
werden. Das bedeutet, dass vor allem die Stu-
dieninhalte auf ihren Anwendungsbezug geprüft 
werden müssen und nicht etwa nur den Studie-
renden nahe gelegt wird, sie sollten möglichst 
viele Praktika absolvieren. 

Für einige Punkte, speziell jene mit engem Be-
rufsfeldbezug, ist es unabdingbar, dass die Hoch-
schullehrenden eigene Kenntnisse in dieser Rich-
tung aufweisen, also zum Beispiel schon außer-
halb der Hochschule berufstätig waren, bestimm-
te Berufsfelder kennen und Kontakte zu Arbeit-
gebern haben. Hier werden zukünftig mehr An-
sprüche an die Lehrenden gestellt werden, die 
Hochschulen werden stärker in die Verantwor-
tung genommen. 

Insbesondere bei Studiengängen im Bereich der 
Geisteswissenschaften wäre mit kleinen Schritten 
schon viel geholfen. Dazu gehören Überlegun-
gen, inwieweit theoretisches Wissen und prakti-
sche Anwendung im betreffenden Fach verbun-
den sind, welche Berufsfelder es gibt, welche 
Unternehmen oder Organisationen für Praktika 
in Frage kommen und diesbezüglich die erste 
Kontaktaufnahmen. Für Bachelorstudiengänge 
bietet sich im Zuge der Studienstrukturreformen 
die Chance, gegenüber den herkömmlichen Stu-
dienprogrammen mehr Wert auf solche berufs-
nahen Aspekte zu legen – aber es besteht nicht 
nur die Chance, sondern auch die Notwendig-
keit der praktischen Anbindung, wenn sich die 
Bachelorabsolventen gegenüber den Masterab-
solventen und Akademikern mit traditionellem 
Hochschulabschluss durchsetzen sollen. 

= a~ë=_~ÅÜÉäçêëíìÇáìã=~äë=îçääïÉêíáÖÉë=
píìÇáìã=îÉêëíÉÜÉåK=

Die Hochschulen sollten das Bachelorstudium 
mit einem eigenen Profil versehen und es so ge-
stalten, dass der Studienabschluss tatsächlich als 
vollwertiger Abschluss einer akademischen Aus-
bildung gelten kann. Diese Empfehlung richtet 
sich insbesondere an die Universitäten. Sie be-
deutet nicht, dass möglichst jeder Bachelorab-
solvent nach dem ersten Studium seine Hoch-

schule verlassen soll, sondern dass Absolventen, 
die mit ihrem Bachelorgrad auf den außerhoch-
schulischen Arbeitsmarkt wechseln möchten, 
dies mit guten Chancen auf eine angemessene 
Beschäftigung tun können. Die Akzeptanz des 
Bachelors bei Arbeitgebern richtet sich auch nach 
den Signalen, welche die Hochschulen bezüglich 
ihrer eigenen Ausbildung aussenden. 

= dÉãÉáåë~ã=îçêÖÉÜÉå=ìåÇ=póëíÉãÉ=îÉêÉáåJ
ÜÉáíäáÅÜÉåK=

Ob es nun um die Umstellung eines bestehenden 
Studienprogramms oder um die Konzeption ei-
nes neuen Studiengangs geht: Mit der Studien-
strukturreform sind viele Änderungen und viele 
Unsicherheiten verbunden. Fachbereichsvertreter 
wissen davon zu berichten, dass von höherer 
Stelle häufig die Vorgabe erfolgt, bis zu einem 
bestimmten Zeitpunkt auf das gestufte Studium 
umzustellen, ohne dass dazu praktische Vorge-
henshinweise gegeben werden. So wird das Rad 
der Module und Leistungspunkte immer wieder 
neu erfunden, einfach aus der Notwendigkeit 
heraus, das vorgegebene Ziel zu erreichen. 

An einer Reihe von Hochschulen wurden diese 
Schwierigkeiten an zentraler Stelle erkannt, und 
dementsprechend wurde reagiert: in Form von 
Informationsveranstaltungen, Broschüren und 
Hinweisen, wer als Ansprechpartner für die Stu-
dienreformen zur Verfügung steht. Oft haben 
hier Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der zen-
tralen Studienberatungen und der akademischen 
Auslandsämter die Vorreiterrolle gespielt. Maß-
nahmen dieser Art, also die wechselseitige Unter-
stützung bei den Reformen innerhalb der Hoch-
schulen, aber auch hochschulübergreifend in 
den einzelnen Fachgebieten, ist zum einen in Hin-
blick auf den effizienten Einsatz der meist knap-
pen Ressourcen sinnvoll. Zum anderen fördert 
das gemeinsame Vorgehen die Einheitlichkeit 
der verwendeten Systeme und dient damit auch 
den Studierenden und Absolventen, die bei-
spielsweise bei einem Studienfach- oder Hoch-
schulwechsel ihre erbrachten Studienleistungen 
anerkennen lassen möchten. 

Angesichts der Äußerungen von Arbeitgeberver-
tretern, das Studienangebot im Bereich der neuen 
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Studiengänge sei wenig übersichtlich, wäre ein 
weitgehend einheitliches Verständnis der Re-
formelemente insbesondere für die Akzeptanz 
der Bachelor- und Masterabsolventen auf dem 
Arbeitsmarkt von Bedeutung. 

= lÑÑÉåÜÉáí=áå=_ÉòìÖ=~ìÑ=ÇáÉ=ÉáÖÉåÉ=^ìëÄáäJ
ÇìåÖ=ï~äíÉå=ä~ëëÉåK=

Als weitere Maßnahme im Hinblick auf das als 
unübersichtlich empfundene Studienangebot ist 
den Hochschulen zu empfehlen, sich intern da-
rüber zu verständigen, worin die Schwerpunkte 
des eigenen Studienangebotes liegen und dies 
klar nach außen zu kommunizieren. Zu der Of-
fenheit in Bezug auf die eigene Ausbildung ge-
hört auch, über geplante Entwicklungen zu be-
richten. Für die Studieninteressierten ist es in der 
Zeit der Umstellung auf Bachelor- und Master-
studiengänge beispielsweise wichtig zu erfahren, 
ob und gegebenenfalls wie lange das traditio-
nelle und das neue System noch parallel geführt 
werden. 

Für die potenziellen Arbeitgeber sind einerseits 
die inhaltlichen Schwerpunktsetzungen der 
Hochschulen interessant, andererseits formale 
Aspekte, etwa die Kennzeichnung der angebo-
tenen Masterstudiengänge a) als Grundlagen-
studium oder b) als Studium zur beruflichen 
Weiterbildung. Masterangebote, die Teil eines 
konsekutiven Programms sind, gehören eher in 
die erste Kategorie, auch wenn dort bereits spe-
zielle Fachkenntnisse und wissenschaftliche Ver-
tiefungen vermittelt werden. Demgegenüber zäh-
len eigenständige Masterstudiengänge eher zur 
zweiten Kategorie. Hier ist vor allem von Inte-
resse, wie die Modelle für ein berufsbegleiten-
des Studium aussehen und welche Kosten auf 
die Studierenden und Arbeitgeber zukommen. 

Als konkrete Maßnahme zur besseren Informa-
tion über das jeweilige Studiensystem hat sich 
bereits das Diploma Supplement bewährt. Die Ver-
gabe dieses Dokuments ist an deutschen Hoch-
schulen bei weitem noch nicht so selbstverständ-
lich, wie es offizielle Verlautbarungen der Kul-
tusministerkonferenz und der Bundesregierung 
suggerieren. Gerade deshalb ist es wichtig, dass 
die auf europäischer Ebene von den Bildungs-

ministern beschlossene Maßgabe, ab dem Jahr 
2005 allen Studierenden kostenlos einen Zeug-
niszusatz auszustellen, auch wirklich umgesetzt 
wird. 

= aáÉ=òìâΩåÑíáÖÉå=^ÄëçäîÉåíÉå=áåÑçêãáÉêÉå=
ìåÇ=ÄÉê~íÉåK=

In Bezug auf die Information und Beratung von 
Studierenden in höheren Semestern hat sich an 
deutschen Hochschulen in den vergangenen Jah-
ren viel getan. So gibt es mittlerweile zahlreiche 
Einrichtungen, in denen interessierte Studieren-
de sich über Möglichkeiten zum Berufseinstieg 
informieren können und beispielsweise auch an 
Bewerbungstrainings teilnehmen können: das 
sind die Career Services und Career Center, Star-
terzentren, Gründungsberatungsstellen und ähn-
liche Institutionen. 

Die entsprechenden Einrichtungen sollten wei-
ter gefördert werden, und die Studierenden soll-
ten über die Existenz und die Serviceangebote 
solche Stellen frühzeitig informiert werden. Da-
rüber hinaus ist bei zentraler Organisation die 
gute Anbindung an die Fachbereiche von Be-
deutung. Das mag in berufsnahen Studienge-
bieten wie den Ingenieurwissenschaften schon 
selbstverständlich sein, aber in anderen Berei-
chen kann die Zusammenarbeit noch verbessert, 
die Förderung noch verstärkt werden. Gerade 
für Bachelorabsolventen in eher berufsfernen 
Fachgebieten ist es entscheidend, dass sich die 
kürzere Studienzeit nicht als negativ verstärken-
der Faktor auf die ohnehin schlechteren Berufs-
chancen auswirkt. 

= hççéÉê~íáçåëÄÉòáÉÜìåÖÉå=ãáí=éçíÉåòáÉäJ
äÉå=^êÄÉáíÖÉÄÉêå=éÑäÉÖÉåK=

Der Kontakt zu Arbeitgebern ist bereits im Zu-
sammenhang mit der berufsnäheren Ausrich-
tung des Hochschulstudiums und der Berufsvor-
bereitung von Studierenden in höheren Semes-
tern als wichtiger Punkt genannt worden. Im Fall 
der engsten Anbindung arbeiten Unternehmens-
vertreter bei der Erarbeitung der Studienpro-
gramme mit den Verantwortlichen am betreffen-
den Fachbereich zusammen. In anderen Fällen 
ist dieser enge Kontakt nicht unbedingt möglich 
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und sinnvoll; dort geht es eher darum, sich be-
wusst zu machen, dass die Hochschule für die 
Studierenden als Schnittstelle zwischen der schu-
lischen Ausbildung und dem Berufsleben fun-
giert. 

Insgesamt trägt die Zusammenarbeit zwischen 
Wissenschaft und Wirtschaft – in welcher Form 
und in welchem Intensitätsgrad auch immer – 
dazu bei, das Verständnis für die Situation und 
die Erwartungen der jeweils anderen Seite zu er-
höhen. In der Folge, so ist zu hoffen, werden die 
Hochschulabsolventen auf dem Arbeitsmarkt 
eher akzeptiert, auch wenn sie Fächer studiert 
haben, die für Unternehmen zunächst keinen di-
rekten Nutzwert zu haben scheinen. 

t~ë=â∏ååÉå=^êÄÉáíÖÉÄÉê=íìå\=

Die Empfehlungen zu der Frage, was die Arbeit-
geber tun können, um die Akzeptanz insbeson-
dere von Bachelorabsolventen zu erhöhen, rich-
ten sich sowohl an die Vertreter der privaten 
Wirtschaft wie auch an Verantwortliche im öf-
fentlichen Dienst. 

= hçåí~âí=òì=eçÅÜëÅÜìäÉå=ëìÅÜÉåK=

In Anknüpfung daran, dass den Hochschulen 
zu empfehlen ist, Kooperationsbeziehungen mit 
potenziellen Arbeitgebern zu pflegen, gilt die 
Empfehlung an die Arbeitgeberseite, den Aus-
tausch mit Hochschulvertretern zu suchen und 
die eigenen Wünsche hinsichtlich eines optima-
len Fachstudiums direkt bei den Studiengestal-
tern zu äußern. Darüber hinaus ist die persönli-
che Beteiligung von Berufspraktikern an einem 
Studienprogramm, beispielsweise in Form von 
Vorträgen oder Workshops, von Gewinn. Im 
speziellen Hinblick auf die Bachelor- und Mas-
terstudiengänge empfiehlt sich für Arbeitgeber 
eine Mitwirkung an Akkreditierungsverfahren. 

= mê~ñáëå~ÜÉ=^ìëÄáäÇìåÖ=ìåíÉêëíΩíòÉåK=

Nahezu jeder befragte Unternehmensvertreter 
gibt an, es sei sehr wichtig, dass die Studieren-
den in praktischen Phasen während der Studien-
zeit bereits erste Berufserfahrungen sammelten. 
Weitaus geringer ist allerdings die Bereitschaft, 

für ebensolche Berufspraktika die entsprechen-
den Plätze zur Verfügung zu stellen und sich zu 
überlegen, was der Studierende im Unterneh-
men beziehungsweise der Organisation oder Be-
hörde in der Praktikumszeit sinnvoll bearbeiten 
kann. Speziell für die Bachelorstudierenden, de-
nen eventuell weniger Zeit für Praktika bleibt als 
den Studierenden in traditionellen Studiengän-
gen, müssten potenzielle Beschäftiger und die 
Hochschulen einvernehmliche Lösungen finden. 

= páÅÜ=~ìÑ=ÇáÉ=kÉìÉêìåÖÉå=áã=eçÅÜëÅÜìäJ
ïÉëÉå=ÉáåëíÉääÉåK=

Langfristig wird es an deutschen Hochschulen 
überwiegend gestufte Studiengänge geben. Vor 
diesem Hintergrund ist es Arbeitgebern zu emp-
fehlen, sich über die Neuerungen im Hochschul-
system zu informieren und sich darauf einzu-
stellen. Unter anderem ist es im Personalbereich 
sinnvoll, sich zu überlegen, 

• welche Einsatzfelder a) für Bachelorabsolven-
ten und b) für Masterabsolventen im eigenen 
Unternehmen, in der Behörde oder in der Or-
ganisation in Frage kommen, 

• auf welchem Weg und dementsprechend mit 
welchem Gehalt die Absolventen in den Be-
ruf einsteigen sollen, 

• welche Wege zum beruflichen Aufstieg den 
Absolventen offen stehen; im Fall der Bache-
lorabsolventen können das spezielle Karriere-
wege sein oder darüber, dass man ihnen die 
gleichen Möglichkeiten bietet wie Absolven-
ten mit anderen Abschlüssen auch, 

• welche Wege für die berufliche Weiterbildung 
in Frage kommen; hier bietet das gestufte Sys-
tem mit den weiterbildenden Masterstudien-
gängen neue Möglichkeiten. Diesbezüglich 
kann individuell für den einzelnen Mitarbei-
ter entschieden werden, aber es sind auch Mo-
delle denkbar, in denen der Zeitraum für die 
Weiterbildung, das Verhältnis von Studien- 
und Arbeitszeit sowie die Finanzierung fest-
gelegt sind. 

= a~ë=j∏ÖäáÅÜÉ=ÑçêÇÉêåK=

Angesichts der vielfachen und vielfältigen For-
derungen von Arbeitgebern mag sich der skep-
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tische Betrachter fragen, wie realistisch die An-
sprüche an ein Studium mit einer Regelstudien-
dauer von meist drei Jahren sind. Kann das Ba-
chelorstudium all das leisten, was von ihm ver-
langt wird: die Vermittlung von fachlichen, me-
thodischen und sozialen Kompetenzen, von be-
triebswirtschaftlichen und rechtlichen Grund-
kenntnissen, die Lehre und das Lernen in engli-
scher Sprache, die interdisziplinäre und vor al-
lem die berufspraktische Anbindung, vielleicht 
sogar Auslandserfahrung und nicht zuletzt die 
umfassende Persönlichkeitsbildung? 

Die Quadratur des Kreises wird auch im neuen 
Studiensystem nicht möglich sein. Daher ist den 
Arbeitgebern – bei allem positiv zu wertenden 
Interesse an der inhaltlichen Mitgestaltung des 
Hochschulstudiums – zu empfehlen, sich auf das 
Mögliche zu besinnen. Junge Absolventen sind 
flexibel und bereit, vieles zu lernen, können aber 
noch keine umfassende berufliche Erfahrung 
mitbringen. Absolventen, die während ihres Stu-
diums erwerbstätig sind oder zusätzliche Fächer 
belegen, studieren eventuell länger, sind jedoch 
geübter darin, selbstständig und systematisch an 
Projektaufgaben heranzugehen. Das neue Stu-
fenmodell bietet für diese Differenzierung die 
entsprechenden Ausbildungsprofile. 

t~ë=â∏ååÉå=sÉêíêÉíÉê=~åÇÉêÉê=ÖÉëÉääJ
ëÅÜ~ÑíäáÅÜÉê=_ÉêÉáÅÜÉ=íìå\=

= aáÉ=_ÉíÉáäáÖíÉå=òìë~ããÉåÑΩÜêÉå=ìåÇ=
áåÑçêãáÉêÉåK=

Da in nahezu allen empirischen Studien zum 
Thema „Hochschulreform und Arbeitsmarkt“ 
deutlich wird, dass von beiden Seiten – Wissen-
schaft und Wirtschaft – gewünscht wird, es mö-
ge doch mehr Möglichkeiten geben, sich über 
Ziele und Wege auszutauschen, da aber gleich-
zeitig häufig Hemmnisse bestehen, direkten Kon-
takt aufzunehmen, ist abschließend den Vertre-

tern anderer gesellschaftlicher Bereiche zu emp-
fehlen, die Beteiligten zusammenzuführen und 
so den gewünschten Austausch zu ermöglichen. 

Auf Seiten der Hochschulen gehören zu den be-
teiligten Gruppen nicht nur die Hochschulleh-
renden, sondern selbstverständlich auch die Stu-
dierenden sowie Vertreter der Hochschulleitung 
und Mitarbeitende beispielsweise der Studien-
beratungen und akademischen Auslandsämter. 
Auf Seiten der Arbeitgeber sind vor allem die 
Personalverantwortlichen gefragt, aber gegebe-
nenfalls auch Vertreter der Unternehmenslei-
tung und Mitarbeitende aus den Bereichen, in 
denen Hochschulabsolventen eingesetzt werden. 
Als Initiatoren für die Zusammenkunft der an 
der Reform beteiligten Gruppen kommen ver-
schiedene Organisationen in Frage, unter ande-
rem die Hochschulrektorenkonferenz, aber auch 
politische Parteien, Stiftungen, Fachgesellschaf-
ten, Wirtschaftsverbände oder die Kultusminis-
terien der Länder. 

Informationen, die im Rahmen einer solchen Ver-
anstaltung vermittelt werden könnten, betreffen 
zum einen die oben angesprochenen Vorstellun-
gen der beteiligten Gruppen über die Weiterfüh-
rung der Reformen sowie die Gestaltung der Ba-
chelor- und Masterstudiengänge, zum anderen 
grundlegende Reformbereiche. Vielen Unter-
nehmensvertretern ist beispielsweise nicht be-
kannt, was sich genau hinter dem Begriff „Bo-
lognaprozess“ verbirgt, welchen Anteil daran die 
Studienstufung hat, wie der rechtliche Rahmen 
für die Umstellungen aussieht und vor allem, 
welche praktischen Folgen mit den Reformen 
verbunden sein werden. Nützlich wären in die-
sem Zusammenhang übergreifende Darstellun-
gen der wichtigsten Reformelemente, aber auch 
ein Überblick zu den verschiedenen Arten von 
Studienangeboten sowie Hinweise auf weitere 
Informationsquellen, bestehende Arbeitskreise 
und aktuelle Veranstaltungen zu diesem Thema. 



= =

217 

p`eirpptloq=

Der Kernpunkt der Reformen an deutschen 
Hochschulen liegt darin, die Ausbildung der 
Studierenden vor allem am Studienergebnis zu 
orientieren. Dabei spielen sowohl die fachlichen 
Grundlagen und Schwerpunktsetzungen als auch 
weitere Kenntnisse und Fähigkeiten eine Rolle. 
Das Prinzip der Orientierung am Studienergeb-
nis gilt für jede der neu eingeführten Studienstu-
fen, jedoch mit unterschiedlicher Schwerpunkt-
setzung. 

Das Bachelorstudium führt nach sechs bis acht 
in Vollzeit studierten Semestern zu einem ersten 
berufsqualifizierenden Studienabschluss, dem 
Bachelor. Es bietet im Idealfall eine grundsätz-
lich wissenschaftliche Perspektive und ist gleich-
zeitig auf die methodischen und fachlichen Be-
dürfnisse des Arbeitsmarktes ausgerichtet. Die 
Bachelorabsolventen können in den außerhalb 
der Hochschule liegenden Arbeitsmarkt wech-
seln oder ihre Hochschulausbildung bei quali-
fizierter wissenschaftlicher Neigung fortsetzen. 
Das Masterstudium führt nach zwei bis vier in 
Vollzeit studierten Semestern zum weiteren Stu-
dienabschluss, dem Master. Es ist fachlich spezi-
fisch ausgerichtet und dabei eher anwendungs-
orientiert oder eher forschungsorientiert. 

In beiden Studienstufen sollen generalistisch-
wissenschaftliche Schlüsselqualifikationen im 
Hinblick auf ein lebenslanges Lernen vermittelt 
werden. Alle Beteiligten, auch die Hochschul-
lehrenden und Studierenden, sind sich dessen 
bewusst, dass eine akademische Ausbildung mit 
Blick auf die Anforderungen des Arbeitsmark-
tes erfolgen sollte. Da für viele Studiengänge 
kein fest definiertes Berufsbild vorliegt, bedeutet 
berufsnahe Bildung heute zumeist, fachliches 
Grundlagenwissen und methodisch-analytische 
Kenntnisse zu vermitteln sowie die Studierenden 
darin zu schulen, ihr erworbenes Wissen auf 
verschiedene Anwendungsgebiete zu übertra-
gen. 

Die Internationalisierung von Studieninhalten 
und die bessere internationale Vergleichbarkeit 

der Studienabschlüsse, ursprünglich die Haupt-
ziele der Studienstrukturreform, sind demge-
genüber mittlerweile in den Hintergrund ge-
rückt. In den vergangenen Jahren hat sich ge-
zeigt, wie viele unterschiedliche und doch mit-
einander verbundene Reformen im Zuge der 
Strukturreform gemeistert werden wollen. Durch 
die zunehmende Verlagerung der Bildungskom-
petenzen von der Bundes- auf die Länderebene 
wird diese Vielfalt noch verstärkt. Somit erhält 
das in der Bologna-Deklaration formulierte Ziel, 
unter Berücksichtigung der jeweiligen Eigenhei-
ten der beteiligten Länder einen gemeinsamen 
Hochschulraum zu schaffen, in Deutschland eine 
doppelte Bedeutung. Außerdem ist zu erwarten, 
dass der für die kommenden Jahre prognosti-
zierte Anstieg der Studierendenzahlen nur be-
dingt mit einer Erhöhung der finanziellen Mit-
tel einhergeht, die für das Hochschulwesen zur 
Verfügung stehen. Die Finanzierungsfrage wird 
alle Beteiligten weit über die Reformphase hi-
naus beschäftigen. 

In einigen Bereichen ist noch unklar, wie man 
das bisherige Langstudium sinnvoll auf ein zwei-
stufiges Studiensystem umstellen kann. Das be-
trifft insbesondere jene Studiengänge, die bisher 
mit einem staatlichen, kirchlichen oder künstle-
rischen Examen abgeschlossen haben. Aber auch 
Vertreter einiger anderer universitärer Studien-
fächer bezweifeln, dass auf der ersten Studien-
stufe bereits Kenntnisse in einem Umfang ver-
mittelt werden können, der den fachlichen An-
forderungen genügt. Demzufolge werden an den 
Universitäten und Technischen Hochschulen 
auch zukünftig viele Studienangebote darauf 
ausgerichtet sein, Studierende in einem insge-
samt fünfjährigen Studium wissenschaftlich zu 
qualifizieren – was vertretbar ist, wenn dahin-
ter eine bewusste Überlegung und nicht nur die 
Beibehaltung lieb gewonnener Traditionen steht, 
und sofern die Studierenden über das Ausbil-
dungsziel des betreffenden Studiengangs infor-
miert werden. Gleichzeitig ist es jedoch erforder-
lich, neue Studienprogramme zu entwickeln und 
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anzubieten, insbesondere universitäre Bachelor-
studiengänge, die mehr sind als eine Vorstufe 
zum Masterstudium. 

Die Studierenden werden sich in den neu struk-
turierten Studiengängen stärker als zuvor unter 
Druck gesetzt sehen, in begrenzter Zeit ein vor-
definiertes Leistungspensum zu erfüllen. Auch 
bleibt ihnen möglicherweise weniger Zeit, neben 
dem Studium erwerbstätig zu sein und damit 
den eigenen Lebensunterhalt zu finanzieren. In-
wieweit sie in kürzerer Zeit und bei einer straf-
feren Studienorganisation wirklich eine eigen-
ständige Arbeitsweise und analytische Fähigkei-
ten entwickeln, wird mehr denn je davon abhän-
gen, wie die Studiengestalter ihre Programme 
konzipieren. 

Auch nach der Umsetzung der Strukturreformen 
wird es für Absolventen geistes- und sozialwis-
senschaftlicher Studiengänge vermutlich nicht 
leicht sein, sich auf dem Arbeitsmarkt zu posi-
tionieren. Die auf Unternehmensseite weitaus 
größere Nachfrage nach Absolventen technischer 
und naturwissenschaftlicher Programme wird 
beispielsweise daran deutlich, dass der Magis-
tergrad im Unterschied zum Diplom in der De-
batte um die Fortführung der Strukturreformen 
praktisch keine Rolle spielt. 

Desgleichen werden es die Anbieter der Studien-
gänge mit vornehmlich akademischem Profil 
schwer haben, in einem Wettbewerb zu bestehen, 
bei dem die Güte eines Studienprogramms an der 
praktischen, also wirtschaftlichen Verwertbarkeit 
gemessen wird und in dem wie selbstverständ-
lich über Absolventenausstoß, marktgerechte 
Kompetenzen und formbare Berufseinsteiger 
diskutiert wird. Gelegentlich wird daher die 
Umbildung des Studiensystems zum Anlass ge-
nommen werden, Programme, in denen keine 
berechenbaren Ergebnisse erzielt werden und 
die keine direkte Nutzungsmöglichkeit für den 
Arbeitsmarkt erkennen lassen, finanziell zu be-
nachteiligen oder aufzugeben. Damit würde je-
doch ein erheblicher Verlust an wissenschaftli-
cher und kultureller Vielfalt einhergehen. 

Insgesamt ist die Umwandlung des traditionel-
len Systems in das gestufte Studiensystem gewiss 
kein Allheilmittel für die vielen unterschiedli-

chen Mängel, die im deutschen Hochschulsys-
tem zu beobachten waren und sind: die Praxis-
ferne des Studiums, die langen Studienzeiten, 
die hohen Studienabbruchquoten, die veralteten 
Lehrformen, die unzureichende Beratung und 
Betreuung der Studierenden. Ein solches Mittel 
kann es gar nicht geben, dafür sind die Unter-
schiede zwischen den Studienfachgebieten, was 
Erfolge und Probleme betrifft, bereits in der Aus-
gangssituation zu groß. Insofern ist es verständ-
lich, dass sich die Hochschullehrenden der tra-
ditionell als erfolgreich zu bezeichnenden Stu-
dienfächer gegen die Veränderungen wehren. 

Was aber wäre die Alternative zu einer vollstän-
digen Reform? Die Umstellung auf das mehrstu-
fige Studium ist von den europäischen Kultus-
ministern gemeinsam beschlossen worden, die 
Reformen sind in nahezu allen Ländern Europas 
angelaufen und werden auch in Deutschland si-
cher nicht angehalten oder zurückgenommen. 
Davon ausgehend, wäre die Aufrechterhaltung 
der traditionellen Strukturen parallel zur Ein-
führung der Studienstufen höchst problematisch, 
da beide Formen untereinander weder vergleich-
bar noch kompatibel sind. Allein im neuen Stu-
diensystem bedarf es enormer Arbeit, die ge-
wünschte Vergleichbarkeit und Anschlussfähig-
keit herzustellen. Daher ist es in dieser Situation 
das einzig Richtige, zu prüfen, wie man langfris-
tig sinnvoll und mit möglichst geringen Nachtei-
len für die Studierenden weiter vorgehen kann. 

Dabei mag hilfreich sein, sich vor Augen zu füh-
ren, dass die Umstellung weniger einen Verlust 
als vielmehr eine Erweiterung der Möglichkei-
ten bedeutet. Das von Natur- und Ingenieurwis-
senschaftlern oft so leidenschaftlich verteidigte 
Diplom hat seinen Stellenwert deshalb, weil es 
für eine hochwertige Ausbildung an renommier-
ten Hochschulen steht – eine Funktion, die genau-
so gut von Masterstudiengängen erfüllt werden 
kann. Wer also das wissenschaftlich anspruchs-
volle Langstudium bevorzugt, der findet diese 
Form der akademischen Bildung auch im neuen 
Studiensystem. Daneben eröffnen sich jedoch 
durch die Studienstufung weitere Wege: Jetzt 
besteht nicht mehr nur die Alternative, entwe-
der ein langes, vertieftes Studium oder gar kein 
Hochschulstudium zu absolvieren, sondern die 
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Studieninteressierten können sich für eine Zwi-
schenform entscheiden, das Bachelorstudium. 
Dabei bleibt ihnen der Weg zum weiterführen-
den Studium offen, auch wenn sie zunächst mit 
ihrem Abschluss auf den außerhochschulischen 
Arbeitsmarkt gehen. 

Dort herrscht noch Skepsis gegenüber dem neu-
en akademischen Grad, und zumindest in Bezug 
auf die universitären Bachelorabsolventen muss 
man sich von der Vorstellung verabschieden, die-
se würden zum großen Teil in den Arbeitsmarkt 

 

überwechseln; das ist derzeit nicht der Fall und 
auch kaum für die nächste Zukunft zu erwarten. 
Wichtig ist aber, dass diejenigen Studierenden, 
die sich für diesen Weg entscheiden, dafür An-
erkennung erhalten und nicht an den Maßstäben 
der traditionellen Studienabschlüsse gemessen 
werden. Wenn die Hochschulen hier investie-
ren, wenn die Studierenden mehr in die Umge-
staltung ihrer Ausbildung einbezogen werden, 
und wenn die Arbeitgeber sich auf die neue 
Situation einlassen, kann die Reform gelingen. 
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Meike Rehburg, Wiss. Zentrum für Berufs- und Hochschulforschung, Mai 2005 

Einstieg 

• Dieses Interview mit Ihnen führe ich im Rahmen einer Studie zum Thema „Hochschulreform und 
Arbeitsmarkt“. Das Ziel der Studie liegt darin, die Sicht von Arbeitgebern auf die Studiengänge mit 
den Abschlüssen Bachelor und Master zu zeigen: Inwieweit sind sie von der Umstellung als Unter-
nehmen betroffen? Wo sehen sie Herausforderungen und Probleme? Welche Hoffnungen und Er-
wartungen sind mit der Neuerung verbunden? 

• In unserem Gespräch würde ich gerne von Ihnen erfahren, was Sie in Ihrem Unternehmen von 
Hochschulabsolventen erwarten, welche Qualifikationen Ihnen besonders wichtig sind. Dann wird 
es darum gehen, wie Sie die neuen Bachelor- und Masterstudiengänge einschätzen und was Sie von 
ihnen erwarten. 

• Dann zum Beginn: Können Sie mir bitte sagen, in welcher Funktion Sie im Unternehmen tätig sind, 
was Ihre wichtigsten Arbeitsfelder sind? 

Thema: Personalstruktur 

Nun interessiert mich die Personalstruktur in Ihrem Unternehmen. 

• Wie viele Mitarbeiter gibt es im Unternehmen? 

• Wie viele Mitarbeiter haben einen Hochschulabschluss? 

• Wie viele Hochschulabsolventen werden pro Jahr neu eingestellt? 

• Was sind das für Absolventen? (Fachrichtung, Hochschultyp, Abschlusstyp, Rekrutierung lokal/re-
gional/überregional, …) 

• Wenn Sie das schon sagen oder schätzen können: Wie viele Mitarbeiter mit einem Bachelor sind bei 
Ihnen angestellt, wie viele mit einem Master? 

• Sind das Abschlüsse von deutschen oder von ausländischen Hochschulen? 

• Haben Sie als Arbeitgeber Kontakt zu einer oder zu mehreren Hochschulen? Wenn ja, welcher Art? 
(Duales Studium, Praktika, Diplomarbeiten, …) 

• Wie verläuft bei Ihnen für Hochschulabsolventen üblicherweise der Einstieg in den Job? (Trainee, 
Training on the Job, …) Gibt es da schon eine Regelung für Absolventen mit einem Bachelor? Mit 
einem Master? 
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Thema: Erwartungen an Hochschulabsolventen allgemein 

Was erwarten Sie von Hochschulabsolventen, die in Ihr Unternehmen kommen? Was ist für Sie beson-
ders wichtig? 

Grundlegende Fachkenntnisse 

• Wie wichtig ist Ihnen das Fachwissen der Absolventen? Was muss das Studium da leisten, und was 
kommt dann an Wissen bei Ihnen im Beruf dazu? 

Spezielle Fachkenntnisse 

• Erwarten Sie von jemandem mit Hochschulabschluss, dass er oder sie sich im Studium schon spezia-
lisiert hat? Zum Beispiel? 

Berufserfahrung/Praktika 

• Was erwarten Sie an Berufserfahrung bei Hochschulabsolventen? (Lehre vor dem Studium, Prakti-
kum während der Studienzeit, Berufstätigkeit nach dem Studium, …) 

• Welchen Stellenwert haben dabei Berufspraktika während des Studiums? 

• Finden Sie es wichtig, dass Praktika für Studierenden verpflichtend sind? (Alternative: Studierende 
bemühen sich selbstständig um einen Praktikumsplatz.) 

• Wie lang sollten die Praktika sein? Wie nahe sollten sie an dem Arbeitsbereich sein, der jetzt hier bei 
Ihnen relevant ist? 

Sprachkenntnisse/Auslandserfahrung, EDV-/IT-Kenntnisse 

• Wie wichtig sind Fremdsprachenkenntnisse? (Welche Fremdsprache?) 

• Wo werden diese Kenntnisse benötigt? (Allgemein, als Fachsprache, für Kommunikation innerhalb 
des Unternehmens, für mündliche/schriftliche Kommunikation mit Kunden, für Auslandsreisen, für 
längere Auslandsaufenthalte, …) 

• Wie wichtig sind angewandte EDV-Kenntnisse? IT-Kenntnisse? 

• Wo werden diese Kenntnisse benötigt? 

• Wie prüfen Sie bei Bewerbern, ob solche Kenntnisse vorhanden sind? Achten Sie darauf, dass jemand 
entsprechende Lehrveranstaltungen im Studium belegt hatte? 

• Inwieweit können die Kenntnisse noch im Beruf erworben werden, durch Weiterbildung? 

• Bis zu welchem Grad würden Sie eine solche Weiterbildung unterstützen? 

Persönliche Kompetenzen 

• Welche weiteren Qualifikationen sind Ihnen besonders wichtig, wenn Sie jemanden einstellen? (Team-
arbeit, Selbstständigkeit, Problemlösung, Führungsqualitäten, …) 

• Was meinen Sie: Kann man diese Kompetenzen im Studium erwerben? Wenn ja, wie? (Lehrveran-
staltungen, Projektarbeit, …) Und welche dieser Qualifikationen sind eher Persönlichkeitsmerkma-
le? 
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Bewertung der Fähigkeiten 

• Aus Ihrer Erfahrung: Woran mangelt es Hochschulabsolventen besonders, wenn Sie ins Berufsleben 
einsteigen, wo ergeben sich in der Probephase die meisten Schwierigkeiten? 

• Wenn man berücksichtigt, dass das Studium ja im Grunde eine wissenschaftliche Ausbildung ist: 
Sind die Absolventen auf das Berufsleben vorbereitet? Wie sind da Ihre Erfahrungen? 

• Inwieweit hilft überhaupt eine Bezeichnung wie „Diplom“ oder „Bachelor“, um sagen zu können: 
Das und das bringt jemand aus dem Studium mit? 

Ich würde nun gerne von Ihnen wissen, was Sie zu den neuen Bachelor- und Masterstudiengängen 
meinen. 

Thema: Informationsstand und Informationsbedarf BM 

Wir haben in Deutschland schon viele Studienangebote mit den neuen Abschlüssen Bachelor und Mas-
ter, insgesamt über 2 500. Aber es gibt noch nicht viele Studierende und deshalb wenige Absolventen. 
Dementsprechend ist der Bekanntheitsgrad von Bachelor und Master noch nicht sehr hoch. 

• Können Sie sich erinnern, wann Sie persönlich zum ersten Mal von Bachelor und Master gehört ha-
ben? 

• Und wurde das dann auch zum Thema im Beruf? 

• Wie gut fühlen Sie sich als Arbeitgeber informiert? 

• Wäre es wichtig für Sie, mehr Informationen darüber zu bekommen? 

Thema: Bewertung der Umstellung auf Bachelor/Master 

Bei der Studienreform, die wir in Deutschland durchführen, geht es darum, dass wir von dem System 
mit einer langen Studienphase auf ein System mit zwei kürzeren Studienstufen umstellen. Das ist seit 
Mitte/Ende der 90er Jahre in Deutschland in der Diskussion, und auf europäischer Ebene gab es da 
1999 die Bologna-Deklaration, in der sich die europäischen Länder verpflichtet haben, jeweils bis spä-
testens 2010 ein gestuftes Studiensystem einzurichten. Dabei ist das Bachelorstudium die erste, das 
Masterstudium die zweite Studienstufe. 

• Was halten Sie allgemein von dieser Umstellung? 

• Inwiefern ist die Umstellung für Sie als Unternehmen überhaupt von Bedeutung? Was ändert sich 
praktisch? 

• Wäre es für Sie wichtig, dass es parallel zu Bachelor und Master weiterhin die traditionellen Ab-
schlüsse gibt? 

• Welche Rolle spielen für Sie die offiziellen Dokumente zur Studienreform? (Also beispielsweise das 
Hochschulrahmengesetz oder die verschiedenen Beschlüsse der Kultusministerkonferenz.) 

• Und wie wichtig sind die offiziellen Positionen? (Von anderen Unternehmen, von Verbänden, …) 

Dann würde ich jetzt gerne genauer auf das Bachelorstudium und das Masterstudium eingehen. 
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Thema: Das Bachelorstudium als erstes berufsqualifizierendes Studium 

Das Bachelorstudium dauert in der Regel drei Jahre, ist also deutlich kürzer als das universitäre Diplom- 
oder Magisterstudium. 

• Meinen Sie, dass das sinnvoll ist? Inwiefern? 

• Ist man mit dem Bachelor „berufsqualifiziert“, so wie es theoretisch formuliert ist? 

• Welche Qualifikationen sollten in jedem Fall im Studium vermittelt werden, welche könnten auch 
wegfallen? 

• Welchen Unterschied macht es, ob ein Bachelorstudiengang an einer Fachhochschule oder an einer 
Universität angeboten wird? 

• Sind Sie damit einverstanden, dass der Bachelor zukünftig „den Regelabschluss“ in Deutschland 
darstellt? 

Thema: Das Masterstudium als weiteres berufsqualifizierendes Studium 

Das Masterstudium dauert ein bis zwei Jahre und soll ein fachlich weiterführendes, ebenfalls berufs-
qualifizierendes Studium sein. 

• Wie beurteilen Sie das? 

• Was meinen Sie: Ist jemand mit einem Master, also aufbauend auf ein erstes Studium, insgesamt 
besser qualifiziert als jemand mit einem Diplom? 

• Wie sehen Sie die Möglichkeit, dass jemand nach einer Zeit im Beruf noch einmal an die Hochschule 
geht und seinen Master macht? Kommt das für Mitarbeiter in Ihrem Unternehmen in Frage? Wenn 
ja: Wann? Berufsbegleitend oder als Auszeit? 

• Ist es für Sie von Bedeutung, ob ein Masterstudiengang konsekutiv ist, also auf ein Bachelorstudium 
an derselben Hochschule aufbaut, oder nicht? 

• Ein Masterstudiengang muss gekennzeichnet sein als entweder „eher forschungsorientiert“ oder 
„eher anwendungsorientiert“. Ist das für Sie von Bedeutung? 

Thema: Module, Leistungspunkte 

Für Bachelor- und Masterstudiengänge ist vorgegeben, dass sie (a) modularisiert sind und dass (b) in 
ihnen Leistungspunkte vergeben werden. (Anstelle von „Leistungspunkten“ auch: „Credits“, „Credit 
Points“, „Kreditpunkte“ o.ä.) 

• Können Sie sich unter der Modularisierung etwas vorstellen? Was halten Sie davon? Ist das für Sie 
überhaupt von Bedeutung? 

• Können Sie sich unter dem Thema „Leistungspunktsysteme“ etwas vorstellen? Was halten Sie da-
von? Ist das für Sie überhaupt von Bedeutung? 
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Thema: Studienzulassung oder: Der Elite-Gedanke 

Die deutschen Hochschulen sollen sich zukünftig immer mehr ihre Studierenden selbst aussuchen. Wir 
wissen, dass dies in den neuen Studiengängen meist schon praktiziert wird. Gerade bei den Master-
studiengängen gibt es für die Studienbewerber oft strenge Kriterien und z.T. mehrstufige Auswahl-
verfahren. 

• Wie sehen Sie das? 

• Die Diskussion um Bachelor und Master: Inwieweit ist das für Sie eine Diskussion zum Thema „Eli-
te“? 

• Was bedeutet das für Sie als Arbeitgeber? 

• Halten Sie es für realistisch, dass man diese strengere Auswahl für alle Studiengebiete, in allen Fä-
chern anwendet? 

Thema: Qualitätssicherung 

Für jeden Bachelor- oder Masterstudiengang ist vorgeschrieben, dass er von einer Akkreditierungs-
agentur begutachtet wird. Wenn die Begutachtung positiv verläuft, erhält der Studiengang ein Güte-
siegel, die Akkreditierung. Da es aber so viele neue Studiengänge gibt, ist erst ein kleinerer Teil ak-
kreditiert; bei vielen Studiengängen steht das Verfahren noch an oder läuft im Moment. 

• Haben Sie von den Akkreditierungsverfahren schon gehört? 

• Was erwarten Sie von einem solchen Verfahren? 

• Wie wichtig ist Ihnen, dass ein Hochschulabsolvent, der als Bewerber zu Ihnen kommt, einen Stu-
diengang mit so einem Gütesiegel belegt hat? 

Noch einmal konkret zu den Bachelor- und Masterabsolventen in Ihrem Unternehmen – jetzt oder zu-
künftig: 

Thema: Einstufung BM-Absolventen (Position und Gehalt) 

• Für welche Positionen würden Sie Bachelorabsolventen einstellen? Für welche Positionen Masterab-
solventen? 

• Welche Entwicklungsmöglichkeiten gibt es dann? Wo liegt die Grenze beim beruflichen Aufstieg 
für Bachelorabsolventen? 

• Wie ist das im Vergleich zu Absolventen mit einem Diplom oder Magister? 

• Wie ist das mit dem Gehalt für Bachelor und Master, auch im Vergleich zu Absolventen mit einem 
Diplom oder Magister? 

• Beruht das auf einer standardisierten Einstufung, oder treffen Sie für die Absolventen individuelle 
Regelungen? 

• Haben Sie schon Erfahrungen damit gesammelt, wie sich die Einstufung bewährt? Wird sich da von 
Ihrer Seite noch etwas ändern? 
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Thema: Ideal und Wirklichkeit 

Wir wissen aus Unternehmensbefragungen, dass in den Unternehmen zum Teil noch große Skepsis 
gegenüber den neuen Studiengängen herrscht. 

• Ist das für Sie verständlich? 

• Wie kann man dieser Skepsis begegnen? Was können die Unternehmen da tun, was muss die Poli-
tik anders machen? Die Hochschulen? 

• Dass Sie jetzt als Unternehmen auf die Änderungen im Hochschulwesen reagieren müssen, auf po-
litische Vorgaben: Ärgert Sie das? 

Sie sind der Arbeitgeber, also derjenige, auf den das Studium zulaufen soll, an dem sich das Ganze 
ausrichten soll. 

• Wenn Sie einmal den idealen Bachelor definieren: Wie sieht der aus? 

• Und der ideale Master? 

• Was könnten wir tun, um das Ideal zu erreichen? 

Schlussfrage 

Gibt es Punkte, zu denen ich jetzt nichts gefragt habe, zu denen Sie noch etwas sagen möchten? 
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